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Erhaltet die ſchöpferiſche Kraft unſeres Nachwuchſes! 


Die Kräfte der Vergangenheit, Liberalismus und Marxismus, haben in jahrhundertelanger Zerſetzungsarbeit 
und planmäßiger Zerſtörung unſeres Kulturlebens das deutſche Volk in feinem völkiſch⸗kulturellen Beſtand wie auch 
wirkſchafklich an den Rand des Abgrundes gebracht. Schritt für Schritt haben wir heute die Folgen dieſes unheil- 
vollen Wirkens zu überwinden und an dem Neuaufbau unſerer völkiſchen Gemeinſchaft auf allen großen Lebens: 
gebieten der Nation zu arbeiten. So wenig wie es der Marxismus verſtand, das ehrliche Schaffen des Arbeiters 
der Fauſt zu werten und ihn in einem würdigen Zuſammenhang mit dem geſamten Lebensbereich der Volksgemein⸗ 
ſchaft zu bringen, ſo ſehr hat das Syſtem der Vergangenheit auch die geiſtige Arbeit und den Arbeiter der Stirn 
verrotten und verkommen laſſen. Mit dem Niedergang deutſcher Kulkur ging der Niedergang des deutſchen Gei⸗ 
ſtesarbeiters Hand in Hand. Er wurde nicht nur der kulturellen, ſondern auch der materiellen Vernichtung an- 
heimgegeben. Erſt der Nationalſozialisnuis hat wieder die Einheit des Arbeiters der Fauſt und des Arbeiters der 
Stirn geſchaffen. Deshalb hat der Geiſtesarbeiter von Anbeginn im Nfationalſozialismus die Anerkennung und 
Wertung feiner Leiſtungen gefunden. 


Wenn wir den Aufſtieg unſeres deutſchen Volkes wieder erleben, aufgebaut auf den Idealen des fchöpfe- 
riſchen Deutſchtums, dann darf der Geiſtesarbeiter mit Recht den Schutz der Gemeinſchaft ebenſo verlangen, 
wie jeder andere Arbeiter in Deutſchland auch. Daher geht auch der Wille des Führers dahin, daß neben 
dem Arbeiter der Fauſt auch dem Arbeiter der Stirn die freie Bahn der Entwicklung gegeben wird und die Yür- 
ſorge für dieſe Hauptträger unſeres Geſamtſchickſals nicht als Angelegenheit des einzelnen, ſondern der Geſamt⸗ 
heit betrachtet wird. Wir find als Repräſentanten dieſes Geiſtes⸗Arbeitertums ſtolz in dem Empfinden, es allen 
anderen Volksſchichten an Bereikſchaft im Dienſte der Gemeinſchaft nicht nur gleichtun zu wollen, ſondern auch 
gleichzukun. Wir haben daher allen Anlaß zu betonen, daß nicht Sonderrechte konſtruiert werden ſollen, wenn wir 


3170 Aufſätze Juriſtiſche Wochenſchrift 


für den Arbeiter der Stirn in die Schranken treten. Der Pflicht unſerer Zeit entſpricht es, die geiſtigen Werte, 
die im Laufe des letzten Jahrkauſends der großen deutſchen Kulkur⸗ und Geiſtesenkwicklung aufgeſtiegen find, 
zu wahren. 

Erben und Träger dieſes großen geiſtigen Ideengutes der Nation iſt der Nachwuchs. Er har die geſchicht⸗ 
liche Miſſion, die Fahne unſeres Führers und feinen unerhörten Glauben weiter zu fragen in die Jahrhunderte. 
Sinn dieſer Jugend iſt es, der Zukunft unſeres Volkes die geiſtigen Führer zu ſtellen, damit ſie die wahren 
Güter der Tradikion unſeres Führers über die Generationen hinauskragen. Dieſe Jugend darf nicht krank und 
ſchwach ſein, wenn ſie den unbändigen Lebenswillen unſerer Bewegung, der aus Not und Tod der Kampfzeit 
geboren iſt, der Nachwelt überliefern ſoll. Geiſtige Werte des Kampfes kann nur der vermiffeln, der ſelbſt ge— 
ſund und kräftig iſt. a 

Das alles gilt ganz beſonders für unſeren Nachwuchs, unſere Jugend, für den jungen Rechtswahrer. Unfer 
juriſtiſcher Nachwuchs kann feine große Aufgabe, Mittler zwiſchen Volk und Recht ſowie Schöpfer einer deuk— 
ſchen Rechtsordnung zu fein, nicht erfüllen, wenn er in der Auffaſſung heranwächſt, daß man ſeine Daſeins⸗ 
berechtigung bezweifelt. Wir müſſen uns deshalb gegenüber dieſer geiſtigen Not unſerer Jugend immer wieder 
bekennen zu der Überzeugung, daß der Rechtswahrer, insbeſondere der juriſtiſche Machwuchs, ſowie der geiſtige 
Nachwuchs überhaupt, ein weſentlicher Beſtandteil der völkiſchen Gemeinſchaft iſt. 

Dieſe geiſtige Mot der Jugend unſerer Tage wird verſtärkt durch die materielle Notlage, die in ihrem um: 
erhörten Umfang aus den Zahlen erſichtlich wird, die über die Lebensverhältniſſe des Nachwuchſes auf dem 
Gebiete des Rechts jetzt bekannt werden. 

Ein großer Teil dieſes Machwuchſes greift heute während feines Studiums und während der Ausbildungs⸗ 
zeit zu jedem Mittel der Lebenserhaltung, faßt jede Arbeit an, um fein Leben zu friſten. Er entfremdet ſich damit 
notwendig feiner großen Aufgabe, noch mehr dadurch, daß viele von ihm zum Erwerb des täglichen Brotes in 
fremde Berufe gehen. Der Reſt iſt gezwungen, bis ins Mannesalter hinein von den Spargroſchen der Eltern 
zu leben. 

Angeſichks dieſer Tatſache treten wir als Nationalſozialiſten vor die Offentlichkeit und erklären feierlichſt, 
daß es unmöglich iſt, die Zukunft des Rechtes aufzubauen auf plukokratiſcher Grundlage, daß wir die Zukunft 
unſerer deutſchen Richter und Staatsanwälte, Rechtsanwälte und Verwaltungsjuriſten, aber auch der Wirt⸗ 
ſchaftsrechtler — und wie die Rechtswahrer ſonſt alle heißen — nicht abhängig machen dürfen davon, daß ſich le⸗ 
diglich ihre Väter die Wahl dieſes Berufes für ihre Söhne finanziell erlauben können. 

Wir rufen daher auf ſämtliche Dienſtſtellen und Amter der Bewegung, des Staates, der Gemeinden, wir 
rufen auf alle Wirtſchaftsbetriebe und Betriebsführer, ſich für die Bekämpfung dieſer Not unſerer nachwachſen— 
den Jugend, die einer körperlichen und geiſtigen Bedrückung gleichkommt, einzuſetzen und in ihrem Bereich alles 
aufzubieten und alle Möglichkeiten zu prüfen, um die Lage zu beſſern. 

Die Deutſche Rechtsfront als die berufene Vertreterin des deutſchen Rechtsſtandes wird in ihrem Kampf 
um den Schutz des juriſtiſchen Machwuchſes nicht anhalten, bis auch hier das Ziel erreicht iſt, der Jugend ihre 
Zukunft, dem deutſchen Volke ſeine Kultur und dem deutſchen Geiſt ſeine Entwicklung und ſchöpferiſche Kraft zu 
ſichern. 


Berlin, im Dezember 1934 


Dr. Hans Frauk, Reichsjuriſtenführer. 
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Notgemeinſchaft 


Von Dr. Walter Raeke, M. d. R., Reichsfachgruppenleiter Rechtsanwälte, Amtsleiter im Reichsrechtsamt der NSDAP. 


Bei keiner Berufsgruppe des deutſchen Rechtsſtandes 
kann die geiſtige und wirtſchaftliche Not der Jungjuriſten, 
unſeres Nachwuchſes und unſerer Hoffnung, tieferes Ver⸗ 
ſtändnis finden, als bei den deutſchen Rechtsanwälten. Denn 
die geiſtige und Wirtſchaftsnot des Rechtswahrernachwuchſes 
iſt bei den Rechtsanwälten — von wenigen Ausnahmen ab- 
geſehen — bereits zu der Notlage einer großen und weſent⸗ 
lichen, im härteſten Lebenskampf ſtehenden Berufsgruppe 
des deutſchen Rechtsſtandes geworden. 

Der flammende Aufruf des Reichsjuriſtenführers und 
die warmherzigen, mit erſchütternden Tatſachen belegten Aus⸗ 
führungen und Forderungen des Reichsgeſchäftsführers der 
Deutſchen Rechtsfront in der letzten Ausgabe des Zentral⸗ 
organs des BNSDY. „Deutſches Recht“ finden daher bei 
allen deutſchen Rechtsanwälten den ſtärkſten Widerhall. 

Die Notgemeinſchaft zwiſchen der Berufsgruppe Rechts⸗ 
anwälte und dem Nachwuchs der deutſchen Rechtswahrer iſt 
ſo groß und ſo echt, daß die von nationalſozialiſtiſchen Hoch⸗ 
zielen erfüllte Anwaltſchaft es auch heute noch — trotz der 
eigenen, noch immer zunehmenden Not — entſchieden von ſich 
weiſt, irgendwelche Maßnahmen zu fordern, durch die der 
Jugend der Eintritt in ihre Reihen verwehrt oder beſchränkt 
werden ſoll, wobei allerdings auch in dieſem Zuſammenhang 
kein Hehl daraus gemacht werden kann, daß die Ergreifung 
des Anwaltsberufs heute und für abſehbare Zeit auch dem 
begabten Jungjuriſten keineswegs die Sicherheit oder auch 
nur die Wahrſcheinlichkeit des Erwerbs eines beſcheidenen 
Exiſtenzminimums für ſich ſelbſt bietet, geſchweige denn die 
Gründung und Erhaltung einer Familie ermöglicht! 

Denn es wäre falſch und unehrlich, die Augen davor zu 
verſchließen, daß ſich ſowohl die wirtſchaftliche wie die geiſtige 
Not der deutſchen Rechtsanwälte auch nach der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Machtergreiſung nicht vermindert, ſondern noch 
verſchlimmert hat. 

Insbeſondere iſt das frühere Hauptarbeitsgebiet der 
Rechtsanwälte, nämlich die Prozeß vertretung vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten, durch die Neuerrichtung zahlreicher Schieds⸗ 
ſtellen und durch die Verminderung der bei den ordentlichen 
Gerichten anhängigen Prozeſſe auf wenig mehr als die Hälfte 
der Zahl vom Jahre 1932 derartig zuſammengeſchrumpft, 
daß Tauſende von Anwälten durch ihre berufliche Tätigkeit 
nicht einmal ſoviel verdienen können, um für ſich und ihre 
Familie auch nur das beſcheidenſte Exiſtenzminimum ſicher⸗ 
zuſtellen. Gleichwohl begrüßen die deutſchen Rechtsanwälte 
in ihrer ungeheuren Mehrheit ohne jeden Vorbehalt die in, 
dem weiteren Rückgang der ſtreitigen Gerichtsbarkeit zum 
Ausdruck kommende Befriedung des deutſchen Volkes als 
einen ſichtbaren Erfolg des Kampfes unſerer Bewegung um 
die Beſeitigung der Klaſſengegenſätze. 

Um ſo nachdrücklicher muß aber auch von den. deutſchen 
Rechtsanwälten aus dieſer volksverbundenen und national 
ſozialiſtiſchen Einſtellung heraus an alle maßgebenden Be⸗ 
hörden und Dienſtſtellen des Staates wie auch der Be⸗ 
wegung und ihrer Gliederungen (Arbeitsfront, Reichsnähr⸗ 
ſtand uſw.) das Verlangen gerichtet werden, daß die deutſchen 
Rechtsanwälte als die nach dem ſtändiſchen Aufbau be⸗ 
rufenen Berater und Vertreter aller deutſchen Volksgenoſſen 
in allen Dingen des Rechts grundſätzlich nicht darin be⸗ 
ſchränkt werden, die ihnen von einem deutſchen Volksgenoſſen 
anvertrauten Rechte vor jeder Behörde, vor jeder Gerichts-, 
Spruch⸗ oder Schiedsſtelle der Partei und ihrer Gliederungen 
in jedem Verfahren zu vertreten, in dem rechtliche Belange 
wirtſchaftlicher Art auf dem Spiele ſtehen. 

Darüber hinaus muß aber — ebenfalls zur Sicherung 
des Lebensrechts der Jugend und des Nachwuchſes — die 
Forderung auf eine geſetzliche Anerkennung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundsätze über den ſtändiſchen Aufbau und 
über unzuläſſige Schwarzarbeit dahingehend aufgeſtellt wer⸗ 
den, daß in Zukunft nur die fachlich vorgebildeten Rechts⸗ 


wahrer, die im deutſchen Rechtsſtand zuſammengeſchloſſen ſind, 
das Recht haben dürfen, die berufliche Arbeit des Rechts⸗ 
wahrers — ſei es als Gerichts⸗ oder Spruchſtellenvorſitzen⸗ 
der, Urkundsperſonen, Rechts⸗ oder Wirtſchaftsberater — 
auszuüben, und daß demgemäß den nicht über die erforder⸗ 
liche fachliche Vorbildung verfügenden Angehörigen anderer 
Berufsſtände die hauptberufliche und die nebenberufliche Be⸗ 
tater- und Vertretertätigkeit in allen rechtlichen Angelegen⸗ 
heiten durch Reichsgeſetz unterſagt wird. 

Mit dieſer Forderung wird auf der Grundlage der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung nur dasſelbe begehrt, 
was für die einzelnen Berufsgruppen des Handwerks und 
des Handels bereits durch organiſatoriſche Maßnahmen durch⸗ 
geführt worden iſt, ohne daß es inſoweit einer beſonderen 
geſetzlichen Regelung bedurft hätte. Es bedarf keiner näheren 
Erläuterung, daß ein Juriſt, der in ſeiner freien Zeit einige 
Kurſe über die Kunſt des Ofenbaues hört, auch durch noch 
ſo aufmerkſames Zuhören nicht in den Stand geſetzt wird, 
mit einem Handwerksmeiſter in Wettbewerb zu treten, deſſen 
Hauptberuf im Ofenbau beſteht, und auch der klügſte Rechts⸗ 
wahrer, der ſich nebenbei für das Studium der Fliegerei 
intereſſiert, wird niemals einen Berufsflieger vollwertig 
erſetzen können. Wenn demgegenüber das Hineinpfuſchen in 
den Rechtswahrerberuf ſchon in den Jahren vor der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Machtergreifung einen immer größeren Um⸗ 
fang angenommen hat, ſo war das nicht zuletzt eine un⸗ 
mittelbare Folge der Klaſſenkampfmethoden des überwun⸗ 
denen marxiſtiſchen Syſtems, dem es nicht auf eine un⸗ 
parteiiſche, ſaubere und hochwertige Rechtspflege, ſondern 
im Gegenteil darauf ankam, daß die berufenen Rechts⸗ 
wahrer und damit das Recht ſelbſt nach Möglichkeit aus⸗ 
geſchaltet wurden. Um ſo mehr wird unſere Bewegung, die 
den Klaſſenhaß beſeitigt und die hohe Aufgabe hat, das 
deutſche Reich Adolf Hitlers zu einem wahren Rechtsſtaat 
zu machen, in allen ihren Gliederungen dafür eintreten 
müſſen, daß das Recht als eines der höchſten Güter des 
Volkes in Zukunft nur von berufenen und zuverläſſigen deut⸗ 
ſchen Rechtswahrern mit ausreichender fachlicher Vorbildung 
betreut wird. 

Was insbeſondere die Berufsgruppe der Rechtsanwälte 
und ihren Nachwuchs anlangt, ſo darf auch in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang darauf verwieſen werden, daß ſich alle in der 
Deutſchen Rechtsfront zuſammengeſchloſſenen Anwälte trotz 
der in ihren eigenen Reihen herrſchenden Not ausnahmslos 
und freudig für die vom Reichsrechtsamt der NSDAP. 
organiſierte, vollkommen ehrenamtliche Rechtsbetreuung aller 
minderbemittelten deutſchen Volksgenoſſen zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt haben, und daß dieſe parteiamtlichen NS.⸗Rechts⸗ 
betreuungsſtellen im erſten Jahre ihres Beſtehens bereits 
in Millionen von Fällen in Anſpruch genommen worden 
ſind: ein ſinnfälliger Beweis dafür, daß der deutſche Rechts⸗ 
anwalt auch im nationalſozialiſtiſchen Staat bei der Viel⸗ 
geſtaltigkeit des Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens für den deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen ein unentbehrlicher Helfer und Berater 
iſt. Haben ſo die in der Deutſchen Rechtsfront zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Rechtsanwälte ihre Volksverbundenheit trotz 
eigener Not mit erheblichen Opfern an Zeit und Geld unter 
Beweis geſtellt, ſo werden ſie — nicht als Gegenleiſtung, 
wohl aber unter Berufung auf dieſe nationalſozialiſtiſche Tat 
— exwarten dürfen, daß auch gegenüber dem Berufsſtand 
der deutſchen Rechtswahrer und ihrem Nachwuchs dieſelben 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätze der ſtändiſchen Gliederung, 
der fachlichen Vorbildung und des Kampfes gegen die 
Schwarzarbeit zur Anwendung gebracht werden, die gegen⸗ 
über allen übrigen Berufsſtänden des Handwerks und des 
Handels, wie auch gegenüber dem Arzteſtand und dem Lehrer⸗ 
ſtand ſchon jetzt anerkannt und durchgeführt worden ſind. 

Mit halben Maßnahmen und Pfläſterchen nach dem Vor⸗ 
bild liberaliſtiſcher Regierungsweisheit kann der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Jugend des deutſchen Rechtswahrerſtandes nicht 
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mehr geholfen werden. Von den 10000 Referendaren, die 
ſich zur Zeit im juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt befinden und 
der zweiten fachlichen Prüfung zuſtreben, können nicht mehr 
als etwa 2000 auf Einſtellung im Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
dienſt rechnen. Die Reichsfachgruppe Rechtsanwälte würde in 
der Lage und freudig bereit ſein, von den hiernach ver⸗ 
bleibenden, auf die freie Berufstätigkeit angewieſenen Jung⸗ 
juriſten einen entſprechenden Teil als vollwertige Mitglieder 
in ihre Reihen aufzunehmen, wenn in Erfüllung der vor⸗ 
ſtehend begründeten Forderungen die Mitglieder der Reichs⸗ 
fachgruppe Rechtsanwälte des BNSDI. nicht nur bei allen 


Behörden, ſondern auch bei allen Stellen der Partei und 
ihrer Nebengliederungen, vor denen rechtliche Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten wirtſchaftlicher Art ausgetragen werden, als 
Vertreter der ihnen anvertrauten Belange grundſätzlich zu⸗ 
gelaſſen werden und außerdem der Berufsſtand der deutſchen 
Rechtswahrer ebenſo wie alle anderen Berufsſtände gegen 
Schwarzarbeit jeder Art geſchützt wird. Andernfalls wird ſich 
ein kataſtrophales Abſinken des deutſchen Rechtswahrerſtandes 
und damit der deutſchen Rechtspflege nicht vermeiden laſſen. 


Videant consules ... 


Juläſſigkeit der Geundbuchberihfigung von Amts wegen 


Von Rechtsanwalt Dr. Karl J. Woerle, München 


Die GBO. kennt drei Arten der Berichtigung fehlerhafter 
Grundbucheintragungen: 

a) die Berichtigung auf Grund Bewilligung des durch die 
unrichtige Eintragung formell Berechtigten (88 22 Abſ. 1, 
40 GB.), welche gegebenenfalls im Wege der Klage 
erzwungen werden kann (8 894 BGB., 8 894 BRD); 

b) die Berichtigung auf Grund des in der Form des 8 29 
GBO. zu führenden Nachweiſes der Unrichtigkeit des 
Grundbuches (8 22 Abſ. 1 GB.), wobei im Falle der 
berichtigungsweiſen Eintragung eines Eigentümers die 
ebenfalls in der Form des § 29 GBO. zu erteilende 
Zuſtimmung des Ein zu tragenden mit vorliegen muß 
(8 22 Abſ. 2 GB.); 

e) die Eintragung eines Widerſpruches gegen eine unter 
Verletzung geſetzlicher Vorſchriften vorgenommene Ein⸗ 
tragung und die von Amts wegen erfolgende Löſchung 
einer inhaltlich unzuläſſigen Eintragung (8 54 Abſ. 1 
Satz 1 u. 2 GB.). 

Dieſe in ihren Vorausſetzungen ſcharf umgrenzten Be⸗ 
richtigungsmöglichkeiten genügen dem Bedürfnis der Praxis 
nicht in allen Fällen. Es iſt unbeftritten, daß auch ohne eine 
darauf bezügliche ausdrückliche Vorſchrift der GBO. neben 
dieſen drei Arten der formellen Grundbuchberichtigung unter 
Umſtänden eine Berichtigung von Eintragungen von 
Amts wegen vorgenommen werden kann und gegebenen⸗ 
falls vorgenommen werden muß. Notwendigkeit und Zu⸗ 
läſſigkeit ſolcher Berichtigungen von Amts wegen ergeben ſich 
aus der oberſten Zweckbeſtimmung des Grundbuches, ſtets ein. 
möglichſt vollkommenes und wahres Bild von allen mit 
einem Grundſtück zuſammenhängenden rechtlichen und rechts⸗ 
tatſächlichen Verhältniſſen zu geben. 

Über die Frage, unter welchen Vorausſetzungen Grund⸗ 
bucheintragungen von Amts wegen berichtigt oder abgeändert 
werden können, herrſcht jedoch nicht die für die Grundbuch⸗ 
praxis notwendige Klarheit. 


5 

Einigkeit beſteht im weſentlichen darüber, daß wäh⸗ 
rend der Vornahme einer Eintragung Fehler und Verſehen 
ohne weiteres in der Eintragung ſelbſt berichtigt wer⸗ 
den können. Meiſt iſt hier das Verfahren gebräuchlich, durch 
Einklammern der unrichtigen Worte unter Beifügung „lies“, 
„richtig“ und dergleichen, die Berichtigung vorzunehmen 
(Meikel⸗Imhof, Anm. 2a zu 5 54 GBH.). Solange die 
Eintragung noch nicht abgeſchloſſen iſt, ſtellt ſie ein Internum 
des GBA. dar, welches noch vollſtändig zum innerdienſtlichen 
Geſchäftsbereich des Grundbuchbeamten gehört. Ob der Grund⸗ 
buchbeamte durch beſtimmte Arten der Berichtigung, z. B. 
durch Radierungen und Streichungen in dem noch nicht ab⸗ 
geſchloſſenen Text einer Eintragung, gegen dienſtliche Vor⸗ 
ſchriften verſtößt, iſt für die rechtlichen Wirkungen der Ein⸗ 
tragung belanglos. Feſtſteht jedenfalls, daß bis zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt dem Grundbuchbeamten noch die Herr⸗ 
ſchaft über die Eintragung bzw. den Eintragungsentwurf 
zuſteht. 

Welcher Zeitpunkt dies iſt, iſt lebhaft beſtritten. 


1. Die eine Anſicht läßt den Zeitpunkt der Unterzeich⸗ 
nung der Eintragung durch den Grundbuchbeamten (in Preu⸗ 
ßen durch den Grundbuchrichter und Grundbuchführer, Art. 6 
PrAGGBD.) entſcheiden. Vorher ſoll jede Berichtigung der 
Eintragung ſelbſt mindeſtens durch Aufnahme eines ent⸗ 
ſprechenden Vermerks in die 2. Spalte zuläſſig, nachher jede 
Veränderung der Eintragung ſelber unzuläſſig fein (jo § 245 
Abi. 1 Ziff. 2 und 3 Bay. Dienſtanweiſung für die GBA. 
v. 27. Febr. 1905 [= DA]; BayoObsG.: Recht 1910 Nr. 
374; Meikel⸗Imhof, Anm. 2 zu 8 54 GBO.; Ober⸗ 
neck, Reichsgrundbuchrecht, Bd. I S. 209, der von Meikel⸗ 
Imhof a. a. O. ebenfalls für dieſe Anſicht zitiert wird, ge⸗ 
hört der Gegenmeinung an; die Entſcheidung des KG.: OLG. 
11, 1ff., die nach Güthe⸗Triebel, GBO. Anm. 3 zu 
8 54, ebenfalls dieſe Meinung verfechten ſoll, befaßt ſich in 
Wahrheit mit unſerem Problem überhaupt nicht). 

2. Die Gegenmeinung geht davon aus, daß das Er⸗ 
fordernis der Unterzeichnung in 8 45 GBO. unbeſtritten 
nur eine Ordnungsvorſchrift darſtellt (Meikel⸗Imhof, 
GBO. Anm. 5 zu 8 45; Güthe⸗Triebel, G89. Anm. 9 
zu 8 45; OLG. 43, 194) und will daraus die Folgerung 
ableiten, daß die Unterzeichnung ohne Bedeutung ſei für die 
Beſtimmung des Zeitpunktes, in welchem die Eintragung 
aufhört, ein der Herrſchaft des Grundbuchbeamten unterwor⸗ 
fenes Amtsinternum zu ſein. Maßgebend für die Unabänder- 
lichkeit ſei vielmehr der Zeitpunkt, in welchem die — unter⸗ 
zeichnete oder nichtunterzeichnete — Eintragung nach außen 
bekanntgeworden ſei, was z. B. durch Bekanntmachung der 
Eintragung an einen Beteiligten, durch Überſendung des 
Hypothekenbriefs, aber auch ſchon durch Gewährung von 
Grundbucheinſicht an einen Dritten geſchehen könne (fiehe 
Güthe⸗Triebel, GBO. Anm. 3 zu § 54; Oberneck, 
Reichsgrundbuchrecht Bd. 1 S. 209. Die von Güthe⸗Trie⸗ 
bel a. a. O. für dieſe Anſicht zitierte Entſch. RG. 57, 284 
beſagt für unſere Frage allerdings nichts. Dort iſt nur aus⸗ 
geſprochen, daß der Grundbuchrichter bis zur Eröffnung an 
die Beteiligten die eine Eintragung anordnende Verfügung 
ändern könne, da ſie ſolange ein Internum des Gerichts ſei. 
Mit der Frage einer Anderung der Eintragung ſelbſt befaßt 
ſich RG. a. a. O. nicht). 

Praktiſche Erwägungen ſprechen ohne Zweifel für die 
Anſicht unter 1. Erſtens iſt der Zeitpunkt der Unterzeichnung 
der Eintragung in der Regel mit Sicherheit aus der in 
§ 45 GBO. ebenfalls vorgeſchriebenen Datierung zu ent⸗ 
nehmen, da nach h. M. die erwähnte Vorſchrift gerade auf 
das Datum des Unterzeichnungstages abſtellt (Bay dA. 8 242; 
Staudinger, Anm. B12 a zu 8 879 BGB.; Meikel⸗ 
Imhof, Anm. 3b zu § 45 GBO.; a. M. Güthe⸗Trie⸗ 
bel, Anm. 3 zu 8 45 GBD.; Arnheim, Anm. 4 zu 845 
EBD.) 

Zweitens aber bietet uns die Unterzeichnung einen ſiche⸗ 
ren Anhalt in den praktiſch häufigen Fällen, daß eine zur 
Führung des Grundbuchs nicht befugte Perſon (Schreibhilfe, 
Referendar) eine Eintragung vorgenommen hat. Eine der⸗ 
artige Eintragung gilt als nicht vom GBA. herrührend und 
daher als ein Nichts, wenn ſie nicht durch eine Anordnung 
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oder zumindeſt durch Genehmigung des Grundbuchrichters oder 
Grundbuchführers gedeckt iſt (Arnheim, Anm. 5 zu § 45 
GB.). Eine ſolche Einſchreibung kann auch in Verbindung 
mit dem guten Glauben eines Dritten keine Rechtswirkungen 
äußern (Arnheim a. a. O.). Da die Unterzeichnung das 
einzige Mittel iſt, um die Anordnung oder Genehmigung 
einer Eintragung durch den hierzu befugten Beamten nach 
außen klar und beweisfähig in Erſcheinung treten zu laſſen 
und da von einer nichtunterzeichneten Eintragung niemals 
mit Sicherheit geſagt werden kann, von wem ſie ſtammt, ſo 
drohen zweifellos Gefahren aus einer Anerkennung der Wirk⸗ 
ſamkeit und Unabänderlichkeit nichtunterzeichneter Eintra⸗ 
gungen. 

Es würde daher naheliegen, rechtlich folgendermaßen zu 
argumentieren: 

Eine Eintragung, die mangels Unterſchrift nicht einmal 
erkennen läßt, ob ſie von einer zur Führung des Grund⸗ 
buchs befugten Perſon gedeckt iſt, von der alſo nicht feſtſteht, 
ob ſie nicht eine bloße Schreibübung, ein grundbuchrechtliches 
Nichts darſtellt, iſt unfertig und daher ſtets ein Entwurf, 
der nach allgemeiner Meinung (vgl. z. B. Predari, Anm. 2 
zu § 45 GBO.) keine Rechtswirkungen zeitigt. 

Jedoch kann dieſes Argument höchſtens de lege ferenda 
die Reformbedürftigkeit des 8 45 GBO. beweiſen. De lege 
lata hat der Geſetzgeber durch das Wort „ſoll“ in 8 45 
GBO. klar zum Ausdruck gebracht, daß auch ohne die dort 
geforderte Unterſchrift des Grundbuchbeamten die Eintra⸗ 
gung voll wirkſam ſein ſoll. Es würde daher auf eine Um⸗ 
gehung des Soll-Vorſchriftscharakters des § 45 hinauslaufen, 
wollte man auf dem Umweg über den Begriff des Entwurfs 
jeder nicht unterzeichneten Eintragung die Wirkſamkeit und 
Unabänderlichkeit abſprechen (Kg.: Jurgdſch. 1926 Nr. 2256; 
zuſtimmend Güthe-Triebel, GBO. Anm. 9 zu $ 45). 
Die Unterlaſſung der Unterzeichnung, auch wenn ſie bewußt 
erfolgt, ſtempelt vielmehr die Einſchreibung nach außen hin 
erſt dann zu einer noch nicht als erledigt betrachteten, un⸗ 
fertigen Eintragung, wenn auch noch durch weitere erkenn⸗ 
bare Umſtände die Unfertigkeit zum Ausdruck gebracht wird. 

Die Unterzeichnung durch den Grundbuchbeamten kann 
alſo nicht für den Zeitpunkt entſcheidend ſein, in welchem 
eine Eintragung als abgeſchloſſen gilt. Vielmehr wird nach 
heutiger Geſetzeslage trotz den nicht zu verkennenden prak⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten der anderen Anſicht beizupflichten ſein, 
welche den Zeitpunkt der erſten nach außen hin erfolgenden 
Eröffnung des Eintragungsinhalts maßgebend ſein läßt. Bis 
zu dieſem Zeitpunkt kann die Eintragung ſelbſt, ohne 
daß es einer neuen Berichtigungseintragung be⸗ 
dürfte, berichtigt oder abgeändert werden. Von dieſer Mög⸗ 
lichkeit Gebrauch zu machen, iſt im Falle der Entdeckung von 
Verſehen und Unrichtigkeiten nicht nur das Recht, ſondern 
dem Weſen des Grundbuchs entſprechend auch die Pflicht des 
Grundbuchbeamten (pgl. Oberneck a. a. O.). 


II. 


1. Nach dem für das Wirkſamwerden einer Eintra⸗ 
gung maßgebenden Zeitpunkt, als den wir die erſte nach 
außen hin bewirkte Kundgabe der erfolgten Eintragung er⸗ 
kannt haben, iſt eine Abänderung der Einſchreibung 
ſelbſt unmöglich. Hierüber beſteht, abgeſehen von dem eben 
geſchilderten Streit über den Zeitpunkt ſelbſt, Einigkeit (Bay⸗ 
DA. § 245 Abſ. 1 Ziff. 3 S. 1; Meikel⸗Imhof, GBO. 
Anm. 2b zu § 54; Güthe-Triebel, Anm. 3 zu 8 54 
GBO). 

Nach dem Wirkſamwerden einer Eintragung 
iſteine Berichtigung daher nur noch in der Form 
einer neuen Eintragung möglich (DA. a. a. O.; 

eikel⸗Imhof, Anm. 3 zu § 54 GB.). Selbſt die 
offenſichtlichſten Schreibfehler, Rechenfehler und ſonſtigen Un⸗ 
richtigkeiten können in dieſem Falle nur noch durch einen be⸗ 
ſonderen Vermerk berichtigt werden (Güthe⸗Triebel, 
Anm. 3 zu § 54 GBD.). Die Frage aber, unter welchen 
Vorausſetzungen ein ſolcher Berichtigungsvermerk von 
Amts wegen — ohne daß die Tatbeſtände der 88 22, 54 
GBO. vorliegen — eingetragen werden darf, iſt ebenfalls 
noch recht wenig geklärt. 


a) Der Kommentar von Meikel⸗Imhof (Anm. 3 zu 
§ 54 GBO .), der bezüglich der Unabänderlichkeit der Ein⸗ 
tragung ſelbſt den Zeitpunkt der Unterſchrift entſcheiden läßt 
(ſiehe oben), will hier nun den Geſichtspunkt des Bekannt⸗ 
werdens nach außen zur Anwendung bringen und die Be⸗ 
richtigung durch beſonderen Vermerk ohne weiteres zulaſſen, 
ſolange das Falſcheingetragene nicht nach außen hin kund⸗ 
gegeben iſt. von Meikel⸗Imhof wird hier nicht ganz klar 
zwiſchen Berichtigung der Eintragung ſelbſt und der Be⸗ 
richtigung in der Form eines neu einzutragenden Vermerks 
unterſchieden, weshalb für die a. a. O. vertretene Anſicht auch 
ſolche Autoren zitiert werden, die in Wahrheit der oben 
unter J 2 geſchilderten Meinung ſind und daher bis zur Er⸗ 
öffnung des Eintragungsinhalts nach außen jede Form der 
Berichtigung zulaſſen. Aber abgeſehen von dieſer nicht ganz 
klaren Unterſcheidung ſcheint mir die Anſicht von Meikel⸗ 
Imhof auch aus folgendem Grund nicht zutreffend zu ſein: 
Wenn ſchon zugegeben wird, daß bis zu dem Zeitpunkt, in 
dem ein Dritter von der Eintragung Kenntnis nimmt, die 
Einſchreibung noch keinerlei Rechtswirkung, auch nicht auf 
Grund der Vorſchriften über den Schutz des guten Glaubens, 
gehabt haben kann, ſo iſt die Folgerung, daß bis zu dieſem 
Zeitpunkt eine Grundbuchberichtigung durch beſonderen Be⸗ 
richtigungsvermerk zuläſſig ſei, zu wenig weitgehend. Viel⸗ 
mehr muß dieſe Erwägung in Verbindung mit § 45 GBO. 
zu der Erkenntnis führen, daß bis zum Zeitpunkt der Kund⸗ 
gabe nach außen die Eintragung ein Amtsinternum bleibt 
und daß daher in dieſem Stadium auch an der Eintragung 
ſelbſt noch Anderungen vorgenommen werden können. 

Geht man aber mit der hier vertretenen Meinung davon 
aus, daß eine Eintragung überhaupt erſt mit der Kundgabe 
nach außen wirkſam wird, ſo iſt damit zugleich dargetan, daß 
bis zu dieſem Zeitpunkt ſogar an der Eintragung ſelbſt un⸗ 
beſchränkt Berichtigungen vorgenommen werden können. An⸗ 
geſichts dieſer viel weitergehenden Möglichkeit beſteht kein 
Bedürfnis für die Unterſuchung der Frage, ob bis zur Er⸗ 
öffnung an einen Beteiligten die weniger weitgehende Mög⸗ 
lichkeit einer Berichtigung durch Eintragung eines 
neuen Vermerks gegeben iſt. Die Erwägungen von 
Meikel⸗Imhof a. a. O. dürften alſo für die Frage der 
Berichtigung bereits wirkſam gewordener Eintra⸗ 
gungen ohne Nutzen ſein. 

b) Allgemein wird die Anſicht vertreten, daß „bloße 
Ungenauigkeiten oder Unklarheiten der Faſſung und offen⸗ 
bare Schreibfehler (Güthe-Triebel, GBO. Anm. 7 zu 
§ 22; Meikel⸗Imhof, GBO. Anm. 2a zu 892) von 
Amts wegen berichtigt werden können (KG.: OLG. 6, 
437; 7, 197; 8, 310; a. M. OLG. Kolmar: OLG. 8, 311; 
die übrigen von Güthe-Triebel und von Meikel⸗ 
Imhof a. a. O. zitierten Entſch. betreffen andere Fragen). 

Die Frage aber, wann eine bloße Ungenauigkeit oder 
Unklarheit oder ein offenbarer Schreibfehler vorliegt, iſt in 
keiner Weiſe abſchließend geklärt. Es wird nur negativ das 
Erfordernis aufgeſtellt, daß die Berichtigung nicht zu einer 
Verletzung von Rechten führen darf, die vielleicht auf Grund 
der unrichtigen Eintragung in Verbindung mit den Vor⸗ 
ſchriften über den Schutz gutgläubigen Erwerbs zwiſchen⸗ 
zeitlich entſtanben find (Meikel⸗Imhof, GBO., Anm. 23 
zu § 22, Anm. 3 zu § 54). Poſitive Merkmale für das Vor⸗ 
liegen einer bloßen Ungenauigkeit oder eines bloßen Schreib⸗ 
fehlers wurden bisher nicht aufgeſtellt. 

c) Ferner ſoll die Berichtigung von Amts wegen zu⸗ 
läſſig ſein, ſoweit es ſich um „rein tatſächliche Angaben“ handelt 
(Meikel⸗Imhof, GB., Anm. 2b zu 822; Güthe⸗ 
Triebel, GB., Anm. 10 zu § 13 und Vorbem. 810 
vor § 13). Zur Begründung wird angeführt, daß ſich die 
geſamten Vorſchriften des 2. Abſchnitts der GBO. (88 13 
bis 55) nur auf Eintragungen beziehen, welche die Rechts⸗ 
verhältniſſe an Grundſtücken betreffen (Güthe⸗Triebel 
a. a. O.). 

Zu den rein tatſächlichen Angaben ſollen folgende Ein⸗ 
ſchreibungen im Grundbuch gehören: 

a) Die Bezeichnung des Grundſtücks (Meikel⸗Imhof, 

GBO., Anm. 2b zu 8 22). Schon hier ſind erhebliche 

Vorbehalte zu machen. Denn, wenn zwei Grundſtücke 
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verſehentlich vereinigt werden oder eines dem anderen 

verſehentlich als Beſtandteil zugeſchrieben wird, ſo han⸗ 

delt es ſich nicht um eine rein tatſächliche Unrichtigkeit, 

ſondern um eine ſolche rechtlicher Natur i. S. des § 22, 

was auch von Meikel⸗Imhof (a. a. O. bei Fußnote 1) 

mit Recht hervorgehoben wird (Güthe- Triebel, 

GBD., Anm. 4 zu § 22; OLG. 12, 145). 

8) Ferner Eigenſchaftsangaben in bezug auf das Grunde 
ſtück (ogl. Güthe⸗Triebel, GBO., Vorbem. 9 vor 
§ 13). Gewiſſe Eigenſchaftsangaben können allerdings 
auch rechtliche Bedeutung haben, wie z. B. Beſtands⸗ 
angaben (Güthe⸗Triebel, Bem. 11 vor 8 13), ſo 
daß auch hier eine klare Abgrenzung außerordentlich 
ſchwer iſt. 

y) „alle ſonſtigen Eintragungen, welche die Rechtsverhält⸗ 
niſſe des Grundſtücks weder unmittelbar noch in Ver⸗ 
bindung mit einem gutgläubigen Erwerb verändern. 
Hierher gehören Anlegung eines gemeinſamen Blattes, 
die Ausbuchung nach § 90 GB., Schätzungswert und 
Brandverſicherungsſumme und insbeſ. alle die Rechts⸗ 
verhältniſſe unberührt laſſenden Berichtigungen, z. B. 
die Berichtigung eines falſchen Vornamens oder einer 
ſonſtigen falſchen Bezeichnung des Berechtigten, woferne 
die Identität zweifellos iſt“ (KG.: OLG. 7, 197). 

2. Es zeigt ſich beim Begriff der rein tatſächlichen An⸗ 
gaben ebenſo wie beim Begriff der bloßen Ungenauigkeiten 
und offenbaren Schreibfehler, daß eine Begriffsabgrenzung 
durch poſitive Merkmale unmöglich iſt. Vielmehr wird in 
beiden Fällen lediglich eine negative Abgrenzung dadurch 
verſucht, daß man das Vorliegen eines „Schreibfehlers“ 
oder einer „rein tatſächlichen Angabe“ dann verneint, wenn 
im Hinblick auf die Vorſchriften des materiellen Rechts die 
Gefahr beſteht, daß auch die Berichtigung wiederum einen mit 
der wirklichen Rechtslage nicht in Einklang ſtehenden Grund⸗ 
buchinhalt herbeiführt. Die Begriffe der bloßen Ungenauig⸗ 
keit, des offenbaren Schreibfehlers und der rein tatſächlichen 
Angaben haben uns deshalb für die hier behandelte Frage 
der Zuläſſigkeit einer Berichtigung von Amts wegen nichts 
zu ſagen und ſollten beſſer ganz beiſeitegelaſſen werden. Die 
von verſchiedenen Autoren verſuchte negative Charkteriſierung 
dieſer Begriffe bedeutet nur die Anwendung eines allge⸗ 
meinen Grundſatzes, der in ſeiner Allgemeinheit bisher nicht 
erkannt und herausgearbeitet wurde: 

Die ſtrengen, ſtark formalen Vorſchriften der 88 22, 54 
GBO. haben nur der formellrechtlichen Sicherung der ma⸗ 
teriellrechtlichen Vorſchriften über den Schutz des guten Glau⸗ 
bens im Grundbuchverkehr zu dienen (BayObsG. 22, 187; 
ähnlich Oberneck a. a. O. Bd. 1 S. 210). Dieſe Zweckbeſtim⸗ 
mung der angeführten Vorſchriften umgrenzt aber auch ihren 
Anwendungsbereich. Wo die Möglichkeit ausgeſchloſſen iſt, 
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daß nach den Beſtimmungen des materiellen Rechts auf 
Grund der fehlerhaften Eintragung Rechte entſtanden oder 
erloſchen ſind und daß daher gerade die Berichtigung das 
Grundbuch unrichtig macht, handelt es ſich nicht mehr um 
den Schutz des öffentlichen Glaubens. Solche Falle ſcheiden 
daher aus dem Anwendungsbereich der 88 22, 54 GBO. 
aus. Hier ſind nicht die Rechtsbehelfe dieſer Beſtimmungen, 
ſondern nur die Berichtigung von Amts wegen zuläſſig (KG.: 
OLG. 7, 197; 8, 312). 

Wann es ausgeſchloſſen iſt, daß die fehlerhafte Ein⸗ 
tragung den Erwerb, die Anderung, die Belaſtung oder den 
Verluſt von Rechten zur Folge gehabt hat, iſt eine Frage des 
materiellen Rechts. Sie hängt nicht von der Auslegung eines 
unklaren Begriffs, wie „Schreibfehler“ oder „rein tatſäch⸗ 
liche Angabe“, ab, ſondern kann in jedem einzelnen Falle ein⸗ 
deutig beantwortet werden. Die zu dieſem Zweck gegebenen⸗ 
falls erforderlichen tatſächlichen Ermittlungen hat das GBA. 
von Amts wegen anzuſtellen (Meikel⸗Imhof, Anm. 2 zu 
§ 13). Ergeben dieſe Ermittlungen die völlige Gewißheit, 
daß keine Entſtehung, Anderung, Belaſtung oder Aufhebung 
von Rechten auf Grund der fehlerhaften Eintragung inmitten 
liegen kann, ſo ſteht der Berichtigung von Amts wegen nichts 
entgegen (vgl. DA. § 245 I Ziff. 3). 

Wann allerdings die Möglichkeit zwiſchenzeitlicher 
Rechtsänderungen ſchlechthin verneint werden kann, kann nie⸗ 
mals abſtrakt für eine beſtimmte Gruppe von Fällen, ſon⸗ 
dern nur konkret von Fall zu Fall entſchieden werden 
(Meikel⸗Imhof, GBO., Anm. 2a zu $ 22). 

Bei Eintragung eines falſchen Vornamens eines Be⸗ 
rechtigten kann z. B. die Möglichkeit zwiſchenzeitlicher Ver⸗ 
fügungen im einen Falle nicht beſtehen (z. B. weil kein 
Träger des fälſchlich eingetragenen Namens vorhanden iſt), 
während im anderen Falle dieſe Möglichkeit ſehr wohl in Be⸗ 
tracht kommt (3. B. A. wird an Stelle ſeines am gleichen 
Pu lebenden Bruders B. eingetragen [vgl. KG.: OLG. 
197). 

Auch bei Zugrundelegung dieſes Geſichtspunkts wird 
nicht jeder Fall in der Praxis einfach zu entſcheiden ſein. 
Insbeſ. wird es ſtets dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
Grundbuchrichters überlaſſen bleiben müſſen, zu entſcheiden, 
welche tatſächlichen Unterlagen er für eine Berichtigung von 
Amts wegen als erforderlich anfieht (ka. M. Meikel⸗Im⸗ 
hof, GB., Anm. 2a zu § 22, wo auch für die Berich⸗ 
tigung von Amts wegen u. II. ein — formloſer — Antrag 
verlangt wird). Jedenfalls aber gibt der oben aufgezeigte Ge⸗ 
ſichtspunkt eine klare Richtſchnur für die rechtliche Entſchei⸗ 
dung der Frage, ob im einzelnen Falle ein formloſes Be⸗ 
richtigungsverfahren oder die Berichtigung von Amts wegen 
ſtattzufinden hat. 


Von Landrichter Dr. Helmut Schwabe, Gleiwitz 


Das juriſtiſche Sachgebiet iſt ein abgeleitetes Gebiet 
menſchlicher Erkenntnis, das ſeine eigentlichen Impulſe vom 
Weltanſchaulich⸗Politiſchen her erhält. Die Umbildung un⸗ 
ſeres Rechtsſyſtems, die wir gegenwärtig durchleben, iſt des⸗ 
halb vom Juriſtiſchen aus allein nicht erfaßbar. Das gilt 
vor allem auch für ein Prozeßgeſetz wie die Novelle vom 
27. Okt. 1933, die, wie keine andere ſeit dem Beſtehen der 
3PO., die Züge weltanſchaulicher Prägung an ſich trägt. 

Für die Praxis des Zivilprozeſſes von einſchneidendſter 
Bedeutung iſt die Ausſchaltung der Tätigkeit des Einzel⸗ 
richters. Gegenüber dieſer Neuerung tritt die Anderung des 
Eidesverfahrens an praktiſcher Bedeutung erheblich zurück. 
Das ergibt ſich ſchon aus dem geringen Umfang, in dem von 
der eidlichen Parteivernehmung erfahrungsgemäß Gebrauch 
gemacht wird. In der Mehrzahl der Fälle führt die uneidliche 
Befragung der Partei, deren perſönliches Erſcheinen meiſtens 
angeordnet zu werden pflegt, unter dem Hinweis auf die 
jetzt geltende Wahrheitspflicht — die ſich damit als das 
zweite bedeutſame Inſtitut des neuen Prozeſſes ausweiſt — 
zum Ziele. 


Es wäre oberflächlich zu glauben, daß mit der Beſeiti⸗ 
gung des Einzelrichters nur der äußere Ablauf des Prozeſſes 
verändert worden iſt, daß die Beweisaufnahme, wie man 
ſagt, jetzt vor der Kammer ſtatt vor dem Einzelrichter ſtatt⸗ 
findet, oder daß dieſe Einrichtung lediglich der Prozeßbe⸗ 
ſchleunigung — unter dieſem Geſichtspunkt wird ſie vor⸗ 
wiegend geſehen — zu dienen geeignet iſt. Die Einführung 
des Kammerprinzips hat vielmehr in ihrem Ergebnis nicht 
weniger zur Folge, als eine völlige Veränderung der Stel⸗ 
lung und der Arbeitsweiſe des Kollegialrichters. Wenn auch 
der äußere Beobachter zunächſt nichts anderes bemerken mag 
als die größere Würde und Schnelligkeit des Gerichtsver⸗ 
fahrens, welche die Verhandlung vor der Kammer gegenüber 
der Verhandlung vor dem Einzelrichter notwendigerweiſe 
mit ſich bringt, ſo fühlt doch der Richter, der dem neuen 
Prozeß aufgeſchloſſen entgegenkommt, bald, daß hier eine 
Wandlung der geſamten Richterperſönlichkeit verlangt wird. 
Vergegenwärtigt man ſich die Stellung des Einzelrichters 
zur Kammer im Rahmen des alten Prozeſſes, ſo war und 
fühlte ſich der Einzelrichter nicht in erſter Linie als Mitglied 
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der Kammer, ſondern als Alleinrichter, „Einzel-Richter“ in 
des Wortes eigenſter Bedeutung. Der Prozeß, den er leitete, 
war ſein Prozeß, nicht der der Kammer; er erhob die Be⸗ 
weiſe, die er für erheblich hielt; er beſtimmte die Frage⸗ 
ſtellung an die Zeugen und geſtaltete den Streitſtoff nach 
ſeinem Willen; wenn er ihn für entſcheidungsreif hielt, brachte 
er den Rechtsſtreit ſchließlich vor die Kammer ). Die ent— 
ſcheidenden Schritte des Verfahrens alſo, die Anordnung und 
Erhebung der Beweiſe, wurden von ihm allein getan, und 
es war nicht ſelten, daß er dabei Wege einſchlug, die ſchließ⸗ 
lich die Billigung der Kammer nicht fanden. Mit dieſem 
Verfahren befand ſich der Einzelrichter durchaus in Überein⸗ 
ſtimmung mit der Abſicht des Geſetzes. Dieſer Ausſchluß der 
Kammer durch den Einzelrichter in den wichtigſten Stadien 
des Prozeſſes — das wichtigſte Stadium iſt nicht die Urteils⸗ 
fällung — führte dazu, daß die Tätigkeit der Kammer ledig⸗ 
lich die einer Kontrollinſtanz des Einzelrichters wurde. Die 
Kammer als ſolche, die Kammer als Gemeinſchaft, arbeitete 
nicht. Der Einzelrichter brachte den fertigen, von ihm ge⸗ 
formten Prozeßſtoff zugleich mit ſeinem Votum an die Kain⸗ 
mer heran und unterbreitete ihn ihrer tatſächlichen und 
rechtlichen Würdigung. Da die Akten vor dem Termin nur 
dem Vorſitzenden, nicht aber dem zweiten Beiſitzer zugänglich 
gemacht zu werden pflegten, ſtellte ſich die Tätigkeit der 
Kammer im weſentlichen als nichts weiter dar, als eine 
Kontrolle der beiden Beiſitzer durch den Kammervorſitzenden. 

Dieſe Art der Prozeßführung entſprach einer Zeit, die 
den Sinn für die Gemeinſchaftsarbeit und die Fähigkeit dazu 
verloren hatte, der nur der Wille und die Arbeit des ein⸗ 
zelnen erfaßbar waren. Demgegenüber iſt das entſcheidende 
Erlebnis, das der neue Prozeß, richtig durchgeführt, mit 
ſich bringen muß, das Erlebnis der Richtergemeinſchaft. Der 
Einzelrichter wird aus ſeiner Iſolierung herausgeriſſen und 
ein organiſcher Teil der Kammer. Die Verhandlung findet 
jetzt vor der Kammer ſtatt, von ihr wird der Umfang und 
die Durchführung der Beweisaufnahme beſtimmt. Und weun 
auch zunächſt nur ein Mitglied der Kammer die Befragung 
eines Zeugen vornimmt, ſo wird es doch keine ſchwierigere 
Sache geben, in der nicht die anderen Mitglieder mit er⸗ 
gänzenden Fragen eingreifen. Auf dieſe Weiſe wird der Pro- 
zeßſtoff von und vor der Kammer geformt. Auch die vor⸗ 
bereitende Verſügung des § 272 b 3PO., die der Bericht⸗ 
erſtatter zu erlaſſen hat, wird in ſchwierigeren Fällen er⸗ 
ſchöpfend nur auf Grund einer Vorberatung der Kammer 
ergehen können. Der entſcheidungsreife Rechtsſtreit iſt nicht 
mehr das Werk eines einzelnen, er iſt aus der Gemeinſchafts⸗ 
arbeit der Kammer hervorgegangen; damit iſt er zugleich, da 
in lebendiger Wechſelwirkung der Mitglieder geſtaltet, Sache 
jedes einzelnen Richters, nicht nur des Berichterſtatters, ge⸗ 
worden. Das muß zu einer Lebendigkeit und Gründlichkeit 
der Beratung führen, die mit der Beratung im alten Ver⸗ 
fahren nicht zu vergleichen iſt. Dieſe Aktivierung unſeres 
Prozeßweſens iſt das wichtigſte Ergebnis der Novelle vom 
27. Okt. 1933 und darauf zurückzuführen, daß der Geſetz— 
geber mit der Einführung des Kammerprinzips die Grund— 
ſtrömung einer neuen Zeit, nämlich die Abkehr vom einzelnen 
und die Hinkehr zur Gemeinſchaft, für den Prozeß nutzbar 
zu machen gewußt hat. Für die Juſtizverwaltung folgt dar⸗ 
aus vor allem eins: Will man die Gemeinſchaftsarbeit der 
Kammer, jo muß man fie zuſammenhalten. Kammern in 
ſtändig wechſelnder Beſetzung, wie fie die Praxis jo häufig 
zeigt, können den Geiſt der neuen Prozeßordnung nicht re— 
aliſieren. Denn dieſer Geiſt verlaugt die genaueſte gegen— 
ſeitige Kenntnis von Perſönlichkeit und Arbeitsweiſe der 
Richter. 

Es wird in Zukunft — wird das neue Verfahren richtig 
durchgeführt — keine dicken Aktenbände, wie ſie in der Zeit 
des Einzelrichters die Regel waren, mehr geben. Das ſchrift⸗ 
liche Feſthaſten jedes einzelnen Vorgangs, jeder Zeugenaus- 
ſage und Parteierklärung, war notwendig, um der Kammer 
ein Bild von dem Verlauf des Rechtsſtreits vor dem Einzel⸗ 
richter zu vermitteln. Es gab keine andere Möglichkeit, als 
daß der Einzelrichter das geſamte Material in ſeinen Akten 


) Vgl. Schoan: JW. 1934, 1325. 


einfing. Die Zäſur zwiſchen Einzelrichter und Kammer war 
einer der Hauptgründe, die eine eingehende mündliche Ver⸗ 
handlung verhinderten. Denn vor dem Einzelrichter genügte 
die mündliche Verhandlung nicht, und vor der Kammer unter⸗ 
band man ſie aus Zeitmangel und begnügte ſich mit der 
bequemen und naheliegenden Bezugnahme auf die vom Ein⸗ 
zelrichter geſammelten Akten. In dem neuen Verfahren, 
welches das Urteil der Beweisaufnahme unmittelbar folgen 
läßt, iſt es weder notwendig noch zeitlich möglich, Akten⸗ 
bände zu ſammeln. 

Mit dieſer Feſtſtellung iſt nicht nur eine Außerlichkeit 
getroffen. Denn es iſt klar, daß der Wegfall eines ſo ehr⸗ 
würdigen Arbeitswerkzeuges, wie es das dicke Aktenſtück für 
jeden Juriſten war, anzeigt, daß ſich die Arbeitsweiſe des 
Zivilprozeßrichters im neuen Verfahren grundlegend ändern 
muß. Während der Berichterſtatter bisher mit einem fertigen 
Votum, das in einem beſtimmten Entſcheidungsvorſchlage 
gipfelte, in die Kammerſitzung ging, iſt das im neuen Ver⸗ 
fahren, wo der Streitſtoff erſt in der mündlichen Verhand⸗ 
lung entwickelt wird und auf dieſe — oft erſte — Verhand⸗ 
lung das Urteil ergeht, praktiſch nicht mehr möglich. Denn 
es iſt ausgeſchloſſen, daß der Berichterſtatter alle Eventuali⸗ 
täten, denen der Rechtsſtreit in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vor der Kammer ausgeſetzt iſt, vorauszuſehen und gut⸗ 
achtlich zu erörtern vermag. Es fehlt ſomit die tatſächliche 
Grundlage für ein abgeſchloſſenes rechtliches Votum. Ein 
ſolches Votum würde auch dem Willen des neuen Geſetzes 
nicht entſprechen, das die rechtliche und tatſächliche Erarbei— 
tung der Entjcheidi..g durch die Kammer, nicht durch den 
einzelnen Richter, will. Der Berichterſtatter kann nicht mehr 
geben, als eine — mit allen Vorbehalten verſehene — Dar⸗ 
ſtellung des vorläufigen Sach- und Streitſtandes und vom 
eigentlichen Gutachten beſtenfalls den Teil, den man bisher 
als Schlüſſigkeitsprüfung bezeichnete, aber auch das nur mit 
Einſchränkungen. Denn es wird nicht ſelten ſein, daß eine 
zunächſt unſchlüſſige, alſo abweiſungsreife Klage durch er⸗ 
gänzende Behauptungen in der mündlichen Verhandlung 
ſchlüſſig wird. Das zeitliche Zuſammen⸗ und Ineinander⸗ 
ſchieben von Darlegungs-, Beweis- und Urteilsſtation, wel⸗ 
ches das neue Verfahren mit ſich bringt, bewirkt aber nicht 
nur, daß die ſchriftliche Niederlegung des gutachtlichen Denk⸗ 
vorganges fortfällt, es bedeutet darüber hinaus, daß auch 
die ſachlich-begrifflichen Grenzen dieſer einzelnen Abſchnitte 
des richterlichen Denkens verſchwimmen, das heißt, daß der 
juriſtiſchen Technik des Rechtsgutachtens, wie ſie in dem 
bekannten Buche von Sattelmacher „Gutachten und Ur⸗ 
teilsentwurſ“ ihre klaſſiſche Darſtellung gefunden hat, die 
Grundlage entzogen wird. 

Dieſe Entwicklung verläuft nicht zufällig ſo. Zwar wird 
durch die Einführung des Kammerprinzips an Stelle des 
Einzelrichterprinzips der Kern dieſes richterlichen Denkſyſtems 
praktiſch am wirkſamſten, weil vom Dynamiſch-Prozeſſualen 
aus, getroffen; gleichzeitig wird dieſes Syſtem jedoch von 
zwei weiteren Fronten bedroht: Durch die Beſeitigung der 
Verhandlungsmaxime und die Auflöſung des geſetzgebungs⸗ 
ftaatlichen Geſetzesbegriffs 2). Der zentrale Begriff des über⸗ 
kommenen Gutachtenſyſtems war der Begriff der Schlüſſig⸗ 
keit. Der Begriff der Schlüſſigkeit iſt von dem Inſtitut der 
Verhandlungsmaxime untrennbar; ſie iſt ſeine Grundlage. 
Denn es gibt keine Schlüſſigkeitsprüfung ohne die Vorſtel⸗ 
lung von der Herrſchaft der Parteien über den Prozeßſtoff, 
eine Vorſtellung, die das Schlüſſigkeitsverfahren erſt möglich 
macht, nämlich eine rechtliche Prüfung einſeitiger Partei⸗ 
behauptungen, deren Wahrheit unterſtellt, d. h. zunächſt da⸗ 
hingeſtellt wird. Zuſammen mit der Verhandlungsmaxime 
muß auch der Begriff der Schlüſſigkeit entfallen. Es iſt, von 
hier aus betrachtet, ſyſtematiſch tief begründet, daß mit der 
Einführung des Kammerprinzips die Einführung der Wahr⸗ 
heitspflicht und der eidlichen Parteivernehmung — die nur 
ein äußerſtes Mittel zur Durchſetzung der Wahrheitspflicht 
darſtellt — Hand in Hand ging. Denn mit der Einführung 
dieſer Prinzipien iſt die Verhandlungsmaxime beſeitigt wor⸗ 

2) Über dieſen Begriff: Carl Schmitt, Legalität und Le⸗ 
gitimität, 1932, S. 7ff. 
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den. Es erſcheint dem praktiſchen Zivilprozeßrichter müßig, 
darüber zu ſtreiten, ob und inwieweit die Wahrheitspflicht 
mit dem Prinzip der Verhandlungsmaxime theoretiſch in 
Einklang zu bringen wäre?). Das Verhältnis dieſer beiden 
Inſtitute zueinander kann nicht allein aus dem Geſetz vom 
27. Okt. 1933, das gerade in dieſem Punkte erkennen läßt, 
daß es ein Notbau iſt, ſondern nur aus der praktiſchen 
Handhabung der neuen Beſtimmungen durch die Gerichte 
beantwortet werden. Schon auf Grund der bisherigen Er⸗ 
fahrungen läßt ſich ſagen, daß im täglichen Prozeßbetrie“ 
die Einführung der Wahrheitspflicht, die beſonders wirkſam 
gemacht wird durch die häufige Anordnung des perſönlichen 
Erſcheinens der Parteien und die Möglichkeit eidlicher Par⸗ 
teivernehmung, eine fo weitgehende Durchbrechung des Prin- 
zips der Verhandlungsmaxime mit ſich gebracht hat, daß 
ſie praktiſch einer Aufhebung dieſer Einrichtung gleichkommt. 
Es iſt nicht zu erwarten, daß dieſer Prozeß eine rückläufige 
Entwicklung erfahren wird. Denn das Vordringen der Wahr⸗ 
heitspflicht gegenüber dem Prinzip der Verhandlungsmaxime 
beruht einmal darauf, daß ſie ihre überlegene Kraft aus ihrer 
ſpezifiſch ethiſchen Begründung ſchöpft, die die Verhandlungs⸗ 
maxime nicht für ſich geltend machen kann, ſowie darauf, daß 
die Verhandlungsmaxime mit der fortſchreitenden Überwindung 
des liberalen Denkens ihr eigentümliches Rechtfertigungsſyſtem 
verliert. Denn dieſes Inſtitut iſt ein Produkt liberalen Den⸗ 
kens. Es beruht auf der Vorſtellung, daß ſich im Prozeß 
zwei gleich vernünftige, gleich eigenſüchtige Individuen gegen⸗ 
überftehen, die in wohlverſtandenem Intereſſe vor dem Richter 
in freiem Wettſtreit alles zur Wahrheitsfindung Erforderliche 


3) Über dieſe Frage: Lent: JW. 1933, 2675. 
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ſchon vorbringen werden, ohne daß das Gericht zugunſten 
der einen oder anderen Partei einzugreifen braucht. Zum 
andern ſchließt ſie die Auffaſſung in ſich, daß die Partei, in⸗ 
dem ſie der Wahrheit zuwider gewiſſe Tatſachen nicht be⸗ 
ſtreitet oder falſche Behauptungen aufſtellt, die von der an⸗ 
dern Seite nicht angegriffen werden, auf die ihr von der 
Rechtsordnung verliehenen Rechte frei verzichten kann; daß 
alſo der Verleihung eines Rechts keinerlei Pflicht zu ſeiner 
Geltendmachung entſpricht — die Vorausſetzung für die Dauer 
einer jeden Rechtsordnung. Auch dieſe Vorſtellung iſt liberales 
Gedankengut. 

In derſelben Richtung wie die praktiſche Aufhebung der 
Verhandlungsmaxime wirkt, wie hier nur angedeutet werden 
ſoll, das zweite oben aufgewieſene Moment, die Auflöſung 
des parlamentariſchen (geſetzgebungsſtaatlichen) Geſetzesbegriffs. 
Je mehr in der Rechtsüberzeugung der Volksgenoſſen die 
Vorſtellung ſchwindet, daß es Rechte und Anſprüche nur geben 
könne auf Grund der Geltung einer abſtrakten Norm — wir 
ſtehen mitten im Schwinden dieſes Glaubens —, und andere 
Rechtsquellen an Stelle der Norm und neben ihr aufzutauchen 
beginnen, um ſo mehr verliert ein Rechtsdenken ſeine Recht⸗ 
fertigung, das mit der Schlüſſigkeitsprüfung beginnt, den 
Sachverhalt auf ſeine geſetzliche Tatbeſtandsmäßigkeit zu 
unterſuchen und möglicherweiſe ſchon in dieſem Stadium des 
Verfahrens zur Verneinung des Rechtes kommt. 

Auflöſung des parlamentariſchen Geſetzesbegriffs — vom 
Rechtlichen her —, Einführung des Kammerprinzips — von 
der richterlichen Arbeitsweiſe her — und Beſeitigung der 
Verhandlungsmaxime — vom Tatſächlichen her — wirken 
auf dieſe Weiſe gemeinſchaftlich an der Aushöhlung des bis— 
herigen richterlichen Denkſyſtems. 


Die pflicht zur Geſtattung der ärztlichen Unterſuchung nach der 


Fivilprozeßnovelle vom 27. Oktober 1933 


Von Rechtsanwalt Dr. Reinhardt, Ludwigshafen a. Rh. 


I. In bürgerlichen Rechtſtreitigkeiten tritt häufig der Fall 
ein, daß der körperliche oder geſundheitliche Zuſtand einer 
Partei für die Entſcheidung Bedeutung erlangt. Herrſcht über 
dieſen Zuſtand Streit, ſo geſtaltet ſich die weitere Prozeßent⸗ 
wicklung verſchieden, und zwar je nach dem, ob die eine oder 
die andere Partei an der Feſtſtellung dieſes Zuſtandes inter⸗ 
eſſiert iſt. Soll der körperliche oder gefundheitliche Zuſtand 
des Beweisführers feſtgeſtellt werden, ſo wird dieſer regel⸗ 
mäßig ſich einer Unterſuchung durch einen erwählten oder 
vom Gericht beſtimmten Arzt unterziehen und dadurch die 
Feſtſtellung ermöglichen. Handelt es ſich aber um den Zuſtand 
des Gegners der beweisführenden Partei, ſo erhebt ſich faſt 
regelmäßig die Frage, ob eine Prozeßpartei verpflichtet iſt, 
ſich auf Verlangen ihres Gegners der ärztlichen Unterſuchung 
zu unterwerfen. 

Die bisherige Rechtſprechung hat dieſe Frage verneint. 
Ihren klarſten Ausdruck hat dieſe Verneinung in einem Urteil 
des 6. ZivSen. des RG. v. 18. Juli 1906 (RG. 63, 410) 
gefunden: „Keine Partei iſt verpflichtet, ſich, um der Gegen⸗ 
partei einen Beweis zu erleichtern, als Beweisobjekt benutzen 
zu laſſen.“ In ähnlichem Sinne ſprechen ſich eine Reihe au⸗ 
derer reichsgerichtlicher und oberlandesgerichtlicher Entſchei⸗ 
dungen aus (jo RG.: JW. 1897, 628; 1903, 2621; 1918, 
4332). 

Einen neuen Auftrieb hat die Erörterung der Frage 
durch das in den letzten Jahren aufgetauchte Problem der 
Blutprobe als Beweismittel erfahren. In konſequenter Fort⸗ 
ſetzung der früheren Rechtſprechung haben die Gerichte einen 
Zwang zur Geſtattung der Blutentnahme abgelehnt und da⸗ 
durch die praktiſche Bedeutung dieſes Beweismittels im Pro⸗ 
zeß ſehr herabgemindert (RG.: Warn. 1930 Nr. 198; OLG. 
München: JW. 1929, 2290; KG.: JW. 1930, 16057). 

Die Ergebniſſe dieſer Rechtſprechung ſind ſchon von 
jeher von Rechtswahrern, die den Wert des Prozeßrechts da⸗ 
nach bemaßen, inwieweit es geeignet war, das materielle Recht 
zu verwirklichen, als unbefriedigend empfunden worden, und 


ſo finden wir denn in der Rechtſprechung verſchiedene Fälle, 
in denen der Richter im Intereſſe der Wahrheit das perſön⸗ 
liche Erſcheinen der betreffenden Partei angeordnet und hier- 
zu auch einen ärztlichen Sachverſtändigen geladen hat, um 
dieſem die Unterſuchung, mindeſtens aber eine Beobachtung 
der Partei zu ermöglichen. Die höchſtrichterliche Rechtſprechung 
hat auch dieſe Methode als unzuläſſig abgelehnt. Es iſt zwar 
anerkannt, daß auf dieſem Wege die Partei zum Gegenſtand 
der Begutachtung durch Sachverſtändige und der Augenſchein⸗ 
nahme gemacht werden könne (RG.: ZW. 1897, 628). Die 
Verhängung von Zwangsmaßregeln nach 88 141 Abſ. 3, 619 
Abſ. 3, 380 Abi. 1 u. 2 ZPO. wird jedoch abgelehnt. 

Es laſſen ſich alſo folgende, von der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung vertretene Grundſätze aufitellen: 

1. Es beſteht für die Parteien keine Pflicht, die eigene 
Perſon für Zwecke der Beweisaufnahme zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. 

2. Das perſönliche Erſcheinen der Parteien darf nur 
zum Zwecke der Vernehmung, nicht zum Zwecke der 
Unterſuchung einer Partei angeordnet und erzwungen 
werden. 

II. Die Auffaſſung, daß der Zweck des Verfahrens die 
Gewährung eines wirkſamen Rechtsſchutzes iſt, hat ſich heute 
durchgeſetzt; die Novelle zur 3 PO. v. 27. Okt. 1933 iſt völlig 
von dieſem Gedanken getragen (vgl. Volkmar, Das neue 
Zivilprozeßgeſetz v. 27. Okt. 1933, JW. 1933, 2427). Einen 
wirkſamen Rechtsſchutz bildet aber das Verfahren nur inſo⸗ 
weit, als es der Verwirklichung des auf wahren Tatbeſtän⸗ 
den ſich gründenden materiellen Rechts dient. Die Beiſpiele 
dafür, daß das eben dargeſtellte Ergebnis der Rechtſprechung 
geeignet iſt, das wahre Recht zu vereiteln ſtatt zu verwirk⸗ 
lichen, laſſen ſich aber mit Händen greifen. 

Die Klage auf Erſatz des Schadens, der dadurch ent- 
ſtanden iſt, daß der kranke Beklagte die Krankheit auf den 
Kläger übertragen hat, muß daran ſcheitern, daß der Beklagte 
beſtreitet, krank zu ſein und eine ärztliche Unterſuchung ver⸗ 
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weigert. Die auf Ehebruch geſtützte Scheidungsklage wird 
abgewieſen, obwohl der ſchuldige Ehegatte ſich durch außer⸗ 
ehelichen Verkehr eine Geſchlechtskrankheit zugezogen hat, weil 
er die ärztliche Unterſuchung nicht geſtattet und damit den 
Beweis des Ehebruchs unmöglich macht. Die auf eine geiſtige 
Erkrankung geſtützte Eheanfechtungsklage verfällt der Abwei⸗ 
ſung, weil der andere Teil die Erkrankung beſtreitet und eine 
Feſtſtellung ſeines Geſundheitszuſtandes nicht zuläßt. Der an⸗ 
gebliche Kindsvater wird verurteilt, obwohl die von dem Vor⸗ 
mund des Kindes nicht genehmigte Blutprobe ohne weiteres 
den Nachweis erbringen würde, daß er der Vater gar nicht 
jein kann. Die Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes miß⸗ 
lingt aus dem gleichen Grunde. 

Auch der Schluß, daß aus der Verweigerung der Unter⸗ 
ſuchung ſich der nachzuweiſende Zuſtand ergebe, wird minde⸗ 
ſtens für Eheſachen vom RG. für unzuläſſig erklärt (JW. 
1912, 75 16). 

Iſt ein Prozeßgeſetz zu rechtfertigen, das zu ſolchen ſach⸗ 
lichen Ergebniſſen führt? 

III. Eine Nachprüfung der von Rechtſprechung ver⸗ 
tretenen Anſchauung ergibt, daß dieſe nicht unmittelbar aus 
einer beſtimmten Vorſchrift der Prozeßordnung entnommen 
iſt. Es liegt nahe, die Beſtimmung des Art. 114 Abſ. 1 der 
Weimarer Verfaſſung heranzuziehen; die Entſcheidungen ſtam⸗ 
men aber zu einem erheblichen Teil aus der Zeit des Kaiſer⸗ 
reiches, deſſen Verfaſſung eine dem Art. 114 der Weimarer 
Verfaſſung entſprechende Vorſchrift nicht kannte. Daraus 
ergibt ſich, daß jene Anſchauungen hergeleitet find nicht eigent- 
lich aus dem Geſetz ſelbſt, ſondern aus einer das Geſetz wirk⸗ 
lich oder vermeintlich tragenden grundſätzlichen Rechtsauf⸗ 
aſſung. 

Dieſe Rechtsauffaſſung iſt allerdings mit der Beſtimmung 
des Art. 114 Abſ. 1 der Weimarer Verfaſſung identiſch. Sie 
geht dahin, daß ein Eingriff in die perſönliche Freiheit durch 
die öffentliche Gewalt nur zuläſſig iſt, wenn ihn eine geſetz⸗ 
liche Beſtimmung ausdrücklich erlaubt, daß er aber unzuläſſig, 
m ſei, wenn eine ſolche geſetzliche Sanktion nicht 

eſteht. 

Die Grundlage dieſer Rechtsauffaſſung bildet die Welt⸗ 
anſchauung des Liberalismus: im Vordergrund des Denkens 
ſteht die Einzelperſönlichkeit, ihr Gegenpol ift die ſtaatlich 
organiſierte Geſamtheit; das Individuum iſt gegen Eingriffe 
des Staates in ſein privates Daſein bis zur äußerſten Grenze 
des praktiſch Möglichen zu ſchützen. In der Verwirklichung 
dieſes Schutzes beſteht die vornehmſte Aufgabe des Rechts, 
mag auch im Einzelfalle die Unwahrheit und damit das Un⸗ 
recht ſiegen. 

„ IVV. Dieſe Weltanſchauung gehört einer Zeit an, die am 
80. Jan. 1933 zu Ende gegangen ift. 
An ſeine Stelle iſt auch als weltanſchauliche Grundlage 
des Rechts die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung von der un⸗ 
löslichen Verbundenheit der Einzelperſon mit Volk und Staat 
getreten. Aufgabe des Rechts iſt nicht mehr der Schutz des 
mzelnen vor der Geſamtheit, deren Glied er iſt, ſondern der 
chutz von Volk und Staat und ihren Einrichtungen vor 
abotagehandlungen des Einzelnen. 
„ Dieſer Wandel des Rechtsdenkens iſt nicht ohne ver⸗ 
laſſungsrechtlichen Ausdruck geblieben: durch $ 1 der VO. des 
Präſ. zum Schutze von Volk und Staat iſt neben anderen 
erfaſſungsbeſtimmungen auch Art. 114 der Weimarer Ver⸗ 
faſſung außer Kraft geſetzt worden. Zwar iſt dieſe Maßnahme 
dunächſt erfolgt „zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefähr⸗ 
ender Gewaltakte“, aber ſie gilt „bis auf weiteres“. Das 
deißt keineswegs, daß man etwa eines Tages zu den libe⸗ 
ralen Grundſätzen der Weimarer Verfaſſung zurückkehren 
rde. Jene Verfaſſungsbeſtimmungen bleiben außer Kraft 
„8 auf weiteres“, d. h. bis das Geſetzgebungswerk der 
nationalſozialiſtiſchen Regierung durch eine nationalſozialiſti⸗ 
e Verfaſſung gekrönt iſt. 
Ur. Das geltende Recht iſt überwiegend auf dem Boden 
Überafer Gedankengänge entitanden. Die neue Führung war 
nicht in der Lage, dieſen rieſigen Geſetzesapparat mit einem 
R Hage zu bejeitigen, ohne den Fortgang des Staats⸗ und 
Gechtslebens zu gefährden oder gar unmöglich zu machen. Die 
Meuerung des Rechts im Geiſte der neuen Staatsauffaſſung 


ſoll überlegt und ſchrittweiſe erfolgen. Diejenigen Geſetze, 
welche nicht ausdrücklich außer Kraft geſetzt worden ſind, 
gelten deshalb auch unter dem neuen Regiment weiter. 

Es iſt aber nicht mehr zuläſſig, dieſe weitergeltenden 
Geſetze mit den Fundamentalſätzen einer Weltanſchauung 
auszulegen, die der neue Staat grundſätzlich bekämpft und 
auszuſchalten entſchloſſen ift. „Bei der Weitergeltung der nicht 
ausdrücklich aufgehobenen Geſetze handelt es ſich nämlich dar⸗ 
um, daß ſolche Geſetze zwar weitergelten, aber nur als Funk⸗ 
tionsnorm des ſtaatlichen Behördenapparats, nicht mit dem 
Geiſt und den Grundſätzen, die ihnen im alten Staat zu⸗ 
grunde lagen. Es wäre nicht zuläſſig, mit Hilfe der tauſend 
weitergeltenden Beſtimmungen einen ihnen früher zugrunde 
liegenden Geiſt der Vergangenheit, der wahrſcheinlich liberaler 
Art und Natur iſt, zu konſervieren und dem nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Geiſt entgegenzuhalten, um klare nationalſozialiſtiſche 
Grundbegriffe zu untergraben oder bedeutungslos zu machen. 
Das geſamte heutige deutſche Recht, einſchließlich der weiter⸗ 
geltenden, poſitiv nicht aufgehobenen Beſtimmungen, muß 
ausſchließlich und allein vom Geiſt des Nationalſozialismus 
beherrſcht ſein. Das iſt das erſte Auslegungsprinzip, das wir 
auch gegenüber dem ungeheuren Komplex poſitiv weitergelten⸗ 
der Normen im Auge behalten müſſen. Jede Auslegung muß 
eine Auslegung im nationalſozialiſtiſchen Sinne ſein“ (Carl 
Schmitt, Nationalſozialismus und Rechtsſtaat, JW. 1934, 
717). 


Der Liberalismus lehrte den Primat der Einzelperſon. 
Der Nationalſozialismus proklamiert den Primat des im 
Staate rechtlich organiſierten Volkes. Aus dem Primat der 
Einzelperſon leitet der Liberalismus den Grundſatz ab, daß 
ein Eingriff der öffentlichen Gewalt in die private Sphäre 
des einzelnen nur auf Grund einer befonderen geſetzlichen 
Sanktion zuläſſig ſei. Aus dem Primat von Volk und Staat 
ergibt ſich das umgekehrte Prinzip: Eingriffe der öffentlichen 
Gewalt in die perſönliche Freiheit zugunſten anerkannter 
ſtaatlicher Zwecke ſind zuläſſig, ſofern ſie ein Geſetz nicht aus⸗ 
drücklich verbietet. 

V. „Der ZPO. von 1877 liegt die Idee des liberalen 
Staates zugrunde“ (Stein⸗Jonas, 13. Aufl., Einleitung 
S. XXIX). Schon die Novelle von 1924 konnte ſich nicht mehr 
auf dieſen Staatsgedanken berufen. Die Novelle v. 27. Okt. 
1933 hat diejenigen Abänderungen gebracht, welche vom 
Standpunkt des neuen Staates unerläßlich und ohne beſondere 
Schwierigkeiten alsbald durchführbar waren. 

Der wichtigſte Grundſatz des noch nicht völlig refor⸗ 
mierten, aber der neuen Rechtsidee angepaßten Zivilprozeſſes 
iſt der Grundſatz der ſachlichen Wahrheit im Gegenſatz zu 
dem Prinzip der formellen Wahrheit, welches den alten Zivil⸗ 
prozeß beherrſchte und durch die Novelle beſeitigt worden iſt. 
„Keiner Partei kann geſtattet werden, das Gericht durch Un⸗ 
wahrheiten irrezuführen oder ſeine Arbeitskraft durch bös⸗ 
willige oder nachläſſige Prozeßverſchleppung zu mißbrauchen“ 
(Vorſpruch zur Novelle v. 27. Okt. 1933). Dem entſpricht 
die Feſtſtellung der Wahrheitspflicht der Parteien in $ 138 
Abſ. 1 der geänderten Prozeßordnung. 

Der Zivilrichter unterſucht alſo nicht mehr einen von 
ihm formell als wahr unterſtellten, von den Parteien vor⸗ 
gebrachten Tatbeſtand auf ſeine rechtliche Wirkung, ſondern 
ſtellt mit Unterſtützung der Parteien, die hierzu verpflichtet 
ſind, die materielle Wahrheit feſt und macht ſie zur Grund⸗ 
lage ſeines Urteils. 

Das Prinzip der ſachlichen Wahrheit wäre aber ein un⸗ 
vollkommenes und unbehelfliches, wenn es den Parteien er⸗ 
laubt wäre, ſich durch eine Sabotage der Beweisaufnahme 
gegenſeitig und dem Gericht die Mittel zur Erforſchung der 
Wahrheit aus der Hand zu ſchlagen. 

Eine ſolche Böswilligkeit unter Berufung auf das „ge⸗ 
heiligte Recht der Perſönlichkeit“ iſt unzuläſſig. Sie wird auch 
nicht mehr gedeckt durch die eingangs erwähnte Rechtſprechung, 
welche zum Teil aus der Zeit der Weimarer Republik, zum 
Teil aus der rechtspolitiſch überwiegend liberal geſtimmten 
Zeit Wilhelms II., zum Teil noch aus dem vergangenen 
liberalen Jahrhundert ſtammt und jenes geheiligt geweſene 
Recht verficht. Die Feſtſtellung der ſachlichen Wahrheit iſt 
ein anerkannter Zweck des Zivilprozeſſes geworden. Zur Er⸗ 
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reichung dieſer Zwecke ſind alle nicht ausdrücklich verbotenen 
Eingriffe in die perſönliche Freiheit der Prozeßbeteiligten 
zuläſſig. 

Damit entfällt jede rechtliche Möglichkeit, die eigene 
Perſon den Zwecken der Beweisaufnahme zu entziehen und 
dieſe damit zu ſabotieren. 

Damit entfällt aber auch jede Veranlaſſung, dem Richter 
die Anordnung und nötigenfalls die Erzwingung des per⸗ 
ſönlichen Erſcheinens der Parteien zum Zwecke der ärztlichen 
Beobachtung und Unterſuchung zu unterſagen. 

Für das hier behandelte Problem müſſen demgemäß an 


die Stelle der eingangs formulierten die folgenden Theſen 
treten: 

1. Es beſteht für jede Partei die Pflicht, auch die eigene 
Perſon für Zwecke der Beweisaufnahme zur Verfügung 
zu ſtellen. 

2. Das perſönliche Erſcheinen der Parteien kann nicht 
nur zum Zwecke der Vernehmung, ſondern auch zum 
Zwecke der ärztlichen Unterſuchung einer Partei an⸗ 
geordnet werden und iſt mit dem in den 88 141 Abſ. 3, 
619 Abſ. 3, 380 Abſ. 1 u. 2 ZPO. zur Verfügung 
geſtellten Mitteln erzwingbar. 


Das Wefen der Revolution 
Von Dr. J. F. Leiſtner, Nürnberg 


Die Vorſtellung, die heute noch in den breiten Schichten 
des deutſchen Volkes, einſchließlich der ſog. gebildeten Kreiſe, 
vom Weſen der Revolution herrſcht, iſt die, daß Revolution 
ein einmaliges umwälzendes Ereignis ſei. Dieſe Auffaſſung iſt 
falſch. Richtig iſt, daß in einem, meiſt einzigen umwälzenden 
Ereignis die Revolution einen effektvollen Höhepunkt erreicht. 
Daß hervorragend dieſer Kulminationspunkt äußerlicher Art 
geſehen wird, hat ſeinen Grund darin, daß öffentliches Leben, 
das mit dem Auge der Maſſen geſehen wird, ſich in äußeren 
Ereigniſſen erſchöpft. Außeres, mit dem Auge der Maſſe wahr⸗ 
nehmbares Geſchehen bedarf aber einer zugrunde liegenden Idee, 
deren Spiegel und Symbol die Schauſtellung iſt, die dann auf 
Grund dieſer Eigenſchaft auch Perſönlichkeiten, das heißt den⸗ 
kende und beſinnliche Menſchen zu befriedigen und mit Freude 
zu erfüllen vermag. Wortdeutlich vermag man den Unter⸗ 
ſchied am beſten mit der Gegenüberſtellung der Worte „Pa⸗ 
rade“ und „Aufmarſch“ deutlich zu machen. Während man 
bei dem Wort „Parade“ nur an einen exakten, vielleicht im⸗ 
ponierenden und glänzenden Vorgang zu denken vermag, emp⸗ 
findet man bei dem Wort „Aufmarſch“ den Sinn des Vor⸗ 
ganges. Aufmarſch kann Parade ſein, aber nur eine ſolche 
im Dienſte einer Idee. Eine diſßziplinierte Revolution, eine 
Umwälzung ohne Exzeſſe vermag ſehr wohl Aufmarſch, aber 
nie Parade zu ſein. Wir ſehen, daß das Weſentliche der 
echten Revolution die Idee iſt. Die Revolution, bei der die 
Idee überhaupt nicht vorhanden oder doch in den Hintergrund 
gedrückt iſt, die um äußerer materieller Dinge willen gemacht 
wird, iſt Revolte. 

Das Weſen der Revolution vermögen wir immer erſt 
dann zu erfaſſen, wenn wir die Perſönlichkeiten kennen, von 
denen die Idee, die geiſtige Triebkraft ausging, während die 
Perſonen, die allein die Umwälzung bewirkten, für die Er⸗ 
kenntnis des Weſens der Revolution verhältnismäßig un⸗ 
wichtig ſind. Mit ihnen haben wir uns nur zu beſchäftigen, 
wenn wir das revolutionäre Ereignis oder die durch dieſes 
geſchaffenen Verhältniſſe unterſuchen. 

Revolutionen haben alſo ihren Urſprung in Denkern. In 
mindeſtens einem Kopf entſteht zuerſt der Gedanke, der ge⸗ 
eignet iſt, in demſelben und in anderen Köpfen eine bisherige 
Vorſtellung durch eine neue zu erſetzen. Dieſe neue Vor⸗ 
ſtellung kann beſſere oder ſchlechtere Auswirkungen und Fol⸗ 
gen haben als die frühere. Sie kann objektiv überhaupt nicht 
als beſſer oder ſchlechter gewertet werden, da hier bereits die 
Slellung des Beurteilers entſcheidet. Es iſt daher falſch, wenn 
Sof. v. Held ſchreibt !), daß in unſerer Zeit Revolutionen 
das Produkt des ſittlich und politiſch kranken Teiles eines Vol⸗ 
kes ſeien, daß die Umſtände eines Volkes der Art beſchaffen 
ſein könnten, daß eine ſolche kranke Maſſe, wenn auch ver⸗ 
hältnismäßig klein, fürchterlich anſteckend wirken könnte. Ty⸗ 
piſch für die Betrachtung der Revolution lediglich als um⸗ 
wälzendes und für den an der Macht Befindlichen unerwünſch— 
tes Ereignis iſt die Begründung, die v. Held ſeiner Anſicht 
zufügt. Er ſagt, daß die Revolution den politiſch Schlechten 
bloß zur privaten Spekulation auf den Staat, den Unreifen 
zum blinden Fanatismus, den politiſch Toten zum gemeinen 
Verbrechen in voller Zügelloſigkeit fortreiße. Tatſächlich iſt 
es aber doch ſo, daß die revolutionäre Idee dadurch hervor⸗ 


1) Joſ. v. Held, Legitimität und Legitimitätsprinzip S. 46. 


gebracht wird, daß ein Denker eine Verbeſſerung des be⸗ 
ſtehenden Zuſtandes durch eine völlige Neugeſtaltung, die auf 
dem Wege des legalen Vorſchlags und der legalen Reform 
nicht zu erreichen iſt, herbeizuführen wünſcht. Dabei wird der 
Charakter der Idee ganz davon abhängig ſein, welcher Art die 
Weltanſchauung des Denkers iſt, insbeſ. ob er ſich vor allem 
als Individuum oder klaſſe⸗ oder ſtandes⸗ oder volksver⸗ 
bunden fühlt. Jedenfalls wird ihm die den Staat tragende 
Idee entgegenſetzt ſein oder er wird eine ſolche überhaupt als 
fehlend empfinden und den Staat lediglich noch als eine 
Maſchine anſchauen, deren Dampf ſeine Macht iſt ), die aber 
nicht mehr die Idee des Erfinders repräſentiert, weil dieſe 
den ſie Bedienenden verloren gegangen iſt. Erſt bei Eintritt 
des revolutionären Ereigniſſes kann die reine Idee durch 
Umſtände, wie v. Held ſie beſchreibt, ſo ſehr beeinträchtigt 
werden, daß ſie als ſolche nicht mehr erkennbar iſt, ſofern 
man die Revolution oberflächlich und nicht forſchend anſieht. 
Die Revolution beginnt, ſobald der Gedanke des Ein⸗ 
zelnen von dieſem weitergegeben wird und ſich in anderen 
Köpfen auszuwirken beginnt. Sie kann in dieſem Stadium 
von der Staatsmacht, gegen die ſie ſich einmal entſcheidend 
wenden will, durch Vernichtung der in Frage kommenden Per⸗ 
ſönlichkeiten noch zerſtört werden, da ihr Fortſchreiten zu⸗ 
nächſt nur ein langſames zu ſein vermag. Iſt dem urſprüng⸗ 
lichen Denker der revolutionären Idee oder ſeinen Jüngern 
hingegen einmal bereits die Gewinnung eines größeren Kreiſe 
von Perſönlichkeiten gelungen, die in der Lage ſind die Uridee 
weiter auszubauen, dann iſt die Vernichtung der Idee man“ 
gels der Möglichkeit der Erfaſſung des genauen Kreiſes der 
Ideeträger nicht mehr möglich. Es ſetzen dann von ſeiten der 
Staatsmacht ſtets die bekannten Methoden des Totſchweigens, 
Lächerlichmachens, Beſchimpfens und Unterdrückens ein, DIE 
alle fruchtlos bleiben, wenn der revolutionären Idee nicht 
eine beſſere, einleuchtendere, ebenfalls eine Anderung des Be⸗ 
ſtehenden bewirkende Idee entgegengeſetzt wird, was durch das 
Beharrungsprinzip nahezu immer vereitelt wird. Hierin lieg! 
wohl der Grund, warum Trotzki die permanente Revolution 
erſtrebte, die jede nicht von einer Staats-, ſondern von ein 
oppoſitionellen Perſönlichkeit kommende Idee durch die beſſere⸗ 
ſich aber als Fortſetzung des Beſtehenden darſtellende und aus 
dieſem wachſende Idee erſetzen ſollte, zu deren Denken be 
Staat den Perſönlichkeiten Anregung ſein ſollte. Es iſt ver 
ſtändlich, daß jeder, von einer Revolution geſchaffene Stach 
unbedingt vermeiden will, reaktionär zu werden, da er bie 
Schwäche hohler Reaktion gegenüber der anſtürmenden, ider 
getragenen Revolution, die zum revolutionären Ereignis hin 
ſtrebt, kennt. 0 
Mit dem revolutionären Ereignis, das fälſchlicherweiſz 
gemeinhin gewöhnlich als „Revolution“ bezeichnet wird, ze! 
ſich der Widerſtand der alten Gewalt ohne Erfolg. Mit ihn 
wird die revolutionäre Bewegung, die im Falle, daß ſie ſich 
nur einer kleinen, aber ungeheuer geiſtig energievollen Org . 
niſation, die zur Gänze unentbehrlich iſt, bedient hat, in De 
helle, die Maſſen wie Fliegen anziehende Rampenlicht 9 
öffentlichen Lebens gerückt. Sofort ſtürzt ſich alles, was bis 


2) Das Wort von der Maſchine, deren Dampf die Macht des 
Staates ift, ſtammt von W. v. Humboldt, Ideen zu einem Ver 
ſuch, die Grenzen der Wirkſamkeit des Staates zu beſtimmen, A 
Ausg., Bd. 1 S. 116. 
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her auf Grund feiner bequemen denk und tatfaulen Maſſe⸗ 
zugehörigkeit die Bewegung überhaupt nicht beachtet oder ſich 
ihr gegenüber ſogar feindlich gezeigt hatte, auf Organiſation 
und Idee. Hierbei rücken dann die Gefahren in den Vorder⸗ 
grund, die of. v. Held ſchilderte. Der Idee aber droht die 
ſcheußlichſte Verwäſſerung und Verflachung. 

Die Träger der Revolution, die wir als fortſchreitende 
von der Zeugung der Idee bis zum revolutionären Ereignis 
ſahen, müffen in dieſem Zeitpunkt, wenn ſie ihr Werk retten 
wollen, ſich auf das Scharfſte gegen die innere Vermaſſung 
der Bewegung wenden. Die äußere hingegen kann und muß 
ſogar in Kauf genommen werden, damit hinter die neugeſchaf⸗ 
fene Rechtsmacht ein dauernder Gehorſam geſtellt wird. Denn 
die Anerkennung des Rechtes iſt das Fundament feiner Gel- 
tung s). 


>) Siehe hierzu meine Schrift: Grenzen der Verfaſſungsgeſetz⸗ 
gebung, Nürnberg 1932, S. 52. 


Es wurde darauf hingewieſen, daß die revolutionäre 
Schöpfung, die praktiſch mit dem revolutionären Ereignis, 
das nicht Putſch blieb, ſondern Erfolg hatte, entſtand, in 
erſter Linie vermeiden muß, reaktionär zu werden. Inwieweit 
ihr dies gelingt, hängt ganz von dem Typ ab, dem die revo⸗ 
lutionäre Idee zuzurechnen iſt. Dieſe und ihre Rein⸗ oder 
Nichtreinerhaltung beginnt ſich jetzt auszuwirken. Die Revo⸗ 
lution muß erhalten bleiben, aber ſie darf nicht in der Form 
weiter beſtehen, daß das revolutionäre Ereignis mit Exzeſſen, 
die ihm nur zu leicht anhaften und von deren Nutznießern 
gerne als die wirkliche Revolution angeſehen und den Maſſen 
des Volkes vorgeſtellt werden, permanent gemacht wird. Viel⸗ 
mehr müſſen die Revolutionäre konſervativ werden und beweg⸗ 
lich Ideen, die aus der Zeit heraus abermals in Köpfen ent⸗ 
ſtehen, in den Staat nutzbringend und unegoiſtiſch einordnen, 
damit Erſchütterungen revolutionärer Ereigniffe, die ſonſt un⸗ 
vermeidlich werden und die immer mindeſtens außenpolitiſch 
Komplikationen nach ſich ziehen, vermieden werden. 


Fragen des Weinbaus im Erbhofrecht 


Von Notar Dr. Beyer, Bad Dürkheim 


} Der Weinbau nimmt nicht nur landwirtſchaftlich, ſon⸗ 
dern auch rechtlich im Erbhofrecht eine Sonderſtellung ein. 
Die von Kleinmann in DNotZ. 1934, 642 ff. aufgewor⸗ 
lene Frage der Größe des Weinbauernerbhofes begegnet in 
der Praxis nicht allzu großen Schwierigkeiten. Gerade die 
überaus großen Bebauungskoſten im Weinbau, die teuere 
Schädlingsbekämpfung und die ſchlechte Abſatzmöglichkeit haben 
in Verbindung mit den ſchlechten Erträgniſſen, ja ſogar einer 
vollſtändigen Mißernte in den letzten vier Jahren dazu ge⸗ 
führt, daß auch für das Weinbaugebiet die 7,5-ha-Grenze im 
großen und ganzen gilt. Die Praxis geht davon aus, und 
gerade unſere bäuerlichen Beiſitzer am Anerbengericht der 
größten deutſchen weinbautreibenden Gemeinde haben ein ſehr 
eines Gefühl dafür, wann ein Bauer bei Fleiß und Spar⸗ 
jamkeit eine Durchſchnittsfamilie durch Weinbau ernähren kann. 
Dagegen entſtehen häufig folgende rechtliche Fragen, die vor 
allem bei Erbgängen auftreten: 


I. Wein als Zubehör des Erbhofes 

Die Frage, welcher Wein Zubehör des Erbhofes im Sinne 
des § 8 RErbhofch. iſt, hat erhebliche Bedeutung, da dieſe 
Beinvorräte oft großen Wert haben. Für den Erbhofbauern 
iſt es weſentlich, welcher Wein Zubehör iſt, da dieſer Teil der 
Weinvorräte infolge des Belaſtungsverbotes unbedingt für 
die Bewirtſchaftung des Gutes erhalten bleiben muß. 
Auch für die übrigen Familienmitglieder des Erbhof⸗ 
bauern iſt aber die Frage wichtig, wieweit die Weinvorräte 
für den Erbgang in Frage kommen. Nur ſoweit der Wein 
nicht Zubehör iſt, fällt er in den übrigen allgemeinen Nach⸗ 
laß. Aus dieſem Vermögen ſind aber dann vorweg die Nach⸗ 
zaßverbindlichkeiten (8 34) zu tilgen, fo daß auch die Gläu⸗ 
iger des Bauern dieſe Frage berührt. 

Es werden die Meinungen vertreten, daß der Wein nicht 
mehr Zubehör des Erbhofes iſt: 

a) ſobald er zur Kapitalsanlage des Bauern geworden iſt, 

wenn er eine Rücklage darſtellt, 

°) ſobald er nicht mehr die letzte Ernte iſt, 

d) ſobald er verkaufsfertig iſt. 
, Alle dieſe Auslegungen kommen aber dem Bedürfnis 
des täglichen Lebens nicht nach. Der Erbhofbauer muß 
ich aus feinem Erbhof allein halten und daher auch feine 
sn aeugniffe für die Neubeſtellung des Gutes, ja fogar für 
nanlagen, verwenden können. Das Hofzubehör iſt daher 
Hrundſätzlich weit zu erſtrecken. 

Von vornherein iſt die Meinung abzulehnen, daß ſtets 
nur der letzte Jahrgang Hofzubehör iſt. Wenn dieſer Jahr⸗ 
gang gering ausfällt, ſo hätte der Erbhofbauer keine Mittel, 
= die Weinberge im nächſten Jahr ordnungsmäßig zu be⸗ 

allen. Bei dieſer Auslegung könnten alle älteren Jahrgänge 

gepfändet oder von den Erben des Bauern abgeteilt werden, 
u der Erbhofbauer könnte dann mit der letzten Ernte allein 
"HL anfangen. 


Ebenſo abzulehnen iſt die Meinung, daß der „verkaufs⸗ 
fertige“ Wein nicht mehr Zubehör iſt, denn verkaufsfertig 
iſt eigentlich der Wein ſofort nach der Weinernte. Gerade 
beim 1933er Wein war ja zu beobachten, daß der Wein 
ſofort nach der Weinleſe beſſer und leichter verkäuflich war 
als jpäter. So könnte es kommen, daß der Bauer überhaupt 
keine ſicheren, ihm und dem Hof gehörigen Weine hat. 
Auszugehen iſt bei Beantwortung der Frage allein vom 
Wortlaut des Geſetzes, wonach „die für die Bewirtſchaftung 
dienenden Vorräte an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen“ Hof⸗ 
zubehör ſind. Ein Vorrat, der der Bewirtſchaftung des Erb⸗ 
hofes dient, iſt nun auf alle Fälle immer mindeſtens 
der letzte Jahrgang, auch wenn er ſo reich iſt wie der 1984er. 
Jedoch kann die Zubehörgrenze darüber hinausgehen, zumal 
dann, wenn der letzte Jahrgang bzw. der Wert desſelben zur 
Bewirtſchaftung des Gutes nicht ausreicht. Genau ſo wenig 
wie ſich die Erbhofeigenſchaft ziffernmäßig auf eine Flächen⸗ 
größe begrenzt feſtlegen läßt, läßt ſich die Zubehöreigen⸗ 
ſchaft zahlenmäßig oder beim Wein jahrgangsweiſe feſt⸗ 
legen. Es heißt ausdrücklich im Geſetz nicht „die für die 
Bewirtſchaftung notwendigen Vorräte“, ſondern „die für die 
Bewirtſchaftung dienenden Vorräte“ (beſſer hieße es: „die 
der Bewirtſchaftung dienenden Vorräte“ ). 

Man kann daher ſo entſcheiden: Der letzte Jahrgang iſt 
Zubehör des Hofes, gleichgültig wie groß der Herbſt war. 
Dieſer Jahrgang dient immer der Bewirtſchaftung des Gutes, 
der Neuanlage, der Verbeſſerung, zum Ankauf von Dünger, 
von Spritzmitteln uſw. Man muß aber weiter ſagen: dieſe 
Beſtände bleiben auch noch im nächſten Jahre und darüber 
hinaus Hofzubehör, ſolange ſie wegen eines etwa geringen 
ſpäteren Herbſtes oder beſonderen Preisſturzes zur Bewirt⸗ 
ſchaftung noch notwendig ſind. 


II. Nebenbetriebe des Weinbauernerbhofes 
a) Weinhandel 

Während ſeſtſteht, daß der Anteil des Bauern an einer 
Winzergenoſſenſchaft oder an einer gemeinſamen Weinver⸗ 
wertungsgeſellſchaft (z. B. Vereinigung der Naturweinverſtei⸗ 
gerer, Anteil an einer Weinausſchankſtelle uſw.) nach 8 2 
der 2. DurchfVO. zum Erbhof gehört, ergeben ſich beim 
Weinhandel Zweifelsfragen. Es wird häufig behauptet, daß 
Weinbau unrentabel, Weinhandel dagegen ſehr rentabel ſei. 
Daraus erklärt ſich auch die oft vorkommende Verbindung 
von Weinhandel mit Weinbau. Soweit der Weinhandel nur 
die Erzeugniſſe des eigenen Weingutes gewerbsmäßig ver⸗ 
wertet, liegt der Fall des erbhofrechtlichen Nebenbetriebes klar. 

Es iſt in der Praxis nicht angängig, die Frage auf eine 
geſonderte Buchführung abzuſtellen, da häufig nur eine ein⸗ 
heitliche Buchführung vorliegt. Auch der Bauer, der mehr 
aus Gefälligkeit oder aus altem Herkommen ſeinen Winzern 
den Moſt abkauft, kann den Weinhandel als Nebenbetrieb 
ſeines Erbhofes führen. Auf der anderen Seite ſtecken aber 
oft ganz erhebliche Werte im Weinhandel, ſo daß für die 
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weichenden Erben weſentliche Folgerungen aus der verſchie⸗ 
denen Beantwortung der Frage entſtehen. Wenn auch in der 
Regel ſtets die Gewinne aus dem Weinhandelsgeſchäft dem 
Erbhof und der landwirtſchaftlichen Verbeſſerung zufließen, 
ſo muß irgendwo die Grenze liegen, wo der Weinhandel mit 
Rückſicht auf ſeine große Ausdehnung und ſeine Selbſtändig⸗ 
keit nicht mehr Nebenbetrieb des Erbhofes ſein kann. Die 
Grenze wird da liegen, wo im Weinhandel im Jahre mehr 
fremde Erzeugniſſe als im Weingut ſelbſt gewonnene ver⸗ 
kauft oder gekauft werden. Wenn der Bauer zu ſeinen eigenen 
10 Fudern z. B. noch 5 oder 8 dazukauft, ſo iſt der Wein⸗ 
handel noch Nebenbetrieb ſeines Erbhofes; wenn er aber 20 
oder 30 Fuder fremde Erzeugniſſe erwirbt, ſo iſt das Wein⸗ 
handelsgeſchäft ſelbſtändig und ſteht außerhalb des Erbhofes. 
Da es auch Fälle gibt, in denen ein Weinhändler ſich nach 
und nach Weinberge angeſchafft hatte, ſo daß er nunmehr 
Weinbauer iſt, muß eine Grenze gezogen werden. Dieſe liegt 
bei dem Verhältnis zwiſchen eigenem und fremdem aufge⸗ 
kauften Wein. 


b) Sonſtige Nebenbetriebe 


Weinbau trifft neben Weinhandel häufig noch zuſammen 
mit Gaſtwirtſchaft, Straußwirtſchaft, Sektkellerei, Rebzucht⸗ 
anſtalt, Gärtnerei und rein gewerblichen Vertretungen (be⸗ 
ſonders für Düngemittel, Schädlingsbekämpfungsmittel, Kor⸗ 
ken, Flaſchen uſw.). Mit anderen Betrieben trifft Weinbau 
ſeltener zuſammen. Für die Frage, ob dieſe Betriebe Neben⸗ 
betriebe ſind oder ob gemiſchte Betriebe oder vollſtändig 
nebeneinander beſtehende ſelbſtändige Betriebe vorliegen, gel- 
ten hauptſächlich die allgemein bereits in der Rechtſprechung 
entwickelten Grundsätze. Jedoch muß hier mit Rückſicht auf 
die Eigenart des Weinbaues folgendes beachtet werden: 

Die richtige Straußwirtſchaft (deren öffentlich- rechtliche 
Lage ſich zur Zeit in einer Anderung befindet) iſt nicht Neben⸗ 
betrieb eines Erbhofes, ſondern Beſtandteil, Ausfluß des⸗ 
ſelben und kann gar nicht Träger eigener Rechte ſein. Sie 
ſcheidet daher bei der Klärung der Erbhofeigenſchaft für die 
Betrachtung vollſtändig aus. 

Für die Gaſtwirtſchaft mögen die Gründe des ErbhGer. 
Nürnberg bei Vogels⸗Hopp, 8 1 Abſ. 1 Nr. 10, 14 und 
16, des ErbhGer. Dresden, ebda. Nr. 15 und des ErbhGer. 
München, ebda. Nr. 17 gelten, die aber bei Zuſammentreffen 
von Gaſtwirtſchaft und Weingut ſtets ſo auszulegen ſind, 
daß der Ausſchank von eigenerzeugtem Wein ein Überwiegen 
des landwirtſchaftlichen Beſitzes ſichert und damit die Erb⸗ 
hofeigenſchaft bejaht werden muß. 

Auch eine Rebzuchtanſtalt wird beſſer als ein Teil des 
Erbhofes und nicht als ſelbſtändiger Nebenbetrieb angeſehen. 
Vogels hat in der Beſprechung zu Erbh&er. Zweibrücken 
v. 11. Mai 1934 (Vogels⸗Hopp, $ 6 Nr. 1) richtig aus⸗ 
geführt, daß die Einnahmen aus der Rebzuchtanſtalt bei der 
Frage der Ackernahrung mitzuzählen ſind. Die Rebzucht⸗ 
anſtalt wird aber ganz erheblich mit dem Weingut dadurch 
verbunden, daß ja hauptſächlich auch eigengezogene Reben 
im Weingut angepflanzt werden und dieſe dort und nicht 
nur allein auf Verſuchswingerten ausprobiert werden. Es 
dürfte hier eher ein gemiſchter Betrieb gegeben ſein, da eine 
Einheit vorliegt. Alsdann iſt aber die Erbhofeigenſchaft dann 
doch mit Rückſicht auf das Überwiegen des Weinberhbeſitzes 
gegeben. 

Die Sektkellerei iſt mehr kaufmänniſcher Art, ſelbſt 


wenn dort eigenerzeugte Trauben hauptſächlich verwertet wer⸗ 
den. Die ganze Führung eines ſolchen Geſchäftszweiges muß 
nach kaufmänniſchen Grundſätzen erfolgen und kann ſomit 
vollſtändig vom Erbhof getrennt werden. Es liegen zwei ſelb⸗ 
ſtändige Betriebe vor. Die Entſcheidungsgründe des LErbh⸗ 
Ger. Celle über Doppelbetriebe in den Entſch. bei Vogels⸗ 
Hopp, 8 1 Abſ. 1 Nr. 7 und 8 find hier entſprechend an⸗ 
wendbar. Soweit Johae in den Anm. a. a. O. die Ent 
ſcheidung in ſolchen Zweifelsfällen auf die Bauernfähigkeit 
des Betriebsinhabers abſtellt, iſt der Inhaber eines Doppel⸗ 
betriebes von Weinbau und Sektkellerei ſicher bauernfähig, 
denn die Führung der Sektkellerei erfordert doch auch einige 
Kenntniſſe vom Weinbau. Bei Unmöglichkeit der räumlichen 
Trennung (z. B. die Sektkellerei ſteht auf dem Gutshaus 


oder die Grundſtücksfläche des Sektkellereigebäudes wird für 


die Flächengröße der Ackernahrung benötigt) iſt die Erbhof⸗ 
eigenſchaft in Anlehnung an die Grundſätze in IW. 1934, 
15822 des ErbhGer. Nürnberg zu verneinen. 

Bei Vorliegen von Nebenerwerb durch Vertretungen und 
auch in den übrigen Fällen gelten auch beim Weinbau grund⸗ 
ſätzlich die Ausführungen von Johae, Deutſche Juſtiz 1934, 
501 und nicht die vom Erbhcher. München: JW. 1934, 
1426! entwickelten Gedanken. 


III. Raturalanstrag 


Bei einem Übergabevertrag kann ein Naturalaustrag 
nicht ausbedungen werden, obwohl dies häufig und auch von 
berufener Seite vorgeſchlagen wurde. Der Weinbau, der viel⸗ 
fach allein betrieben wird oder höchſtens mit Obſtbau und 
Tomatenkulturen verbunden iſt, kann ſowohl mit Rückſicht auf 
die Art und das wechſelnde Mengenergebnis ſeiner Erzeug⸗ 
niſſe als auch wegen der ſtarken Abhängigkeit der Verwer⸗ 
tungsmöglichkeit ſeiner Erzeugniſſe von der ſich ſtets ändern⸗ 
den Marktlage einen Naturalaustrag nicht zulaſſen. 

Bisher war beim Weinbau üblich, daß ſich der abgebende 
Elternteil einige Weinberge vorbehielt. Die Vorbehalts⸗ 
wingerte waren in der Regel gut und günſtig gelegen. Dieſer 
Brauch wird bei einem kleinen Erbhof nicht mehr zuläſſig 
ſein, obwohl er den Vorteil hatte, daß der Elternteil anteils⸗ 
mäßig an guten und ſchlechten Jahren teilnahm. 

Wenn die abgebenden Eltern ſich in Zukunft mit einer 
reinen Geldrente neben ihrem Wohnſitzrecht nicht begnügen 
wollen, wird mit Rückſicht auf 8 37 Abſ. 3 RNErbhofG. 
höchſtens ein Bruchteil der jährlichen Geſamternte bzw. der 
Wert dieſes Bruchteils den Eltern vorbehalten werden können. 
Bei genügend großem Beſitz (d. h. wenn der Reſtbeſitz dann 
noch einen ertragsfähigen Erbhof bildet) wird es aber immer 
am zweckmäßigſten ſein, ſich das Recht vorzubehalten, einige 
Weinberge ſelbſt zu bebauen. Auf alle Fälle können beim 
Weinbauernerbhof die Rechte der Eltern nicht jährlich gleich, 
mäßig bemeſſen ſein; dem ſtets ſchwankenden Sahreserträgnt? 
muß in einer der beiden Formen ſtattgegeben werden. So⸗ 
lange die Eltern dann noch einige Vorbehaltsweinberge be’ 
ſitzen und der Anerbe nur den verkleinerten Erbhof beſitzt, 
ruhen die Leiſtungen an die weichenden Erben. Dieſe kann 
der Anerbe erſt dann leiſten, wenn er die Vorbehaltsgrund 
ſtücke der Eltern ebenfalls ſelbſt bewirtſchaften kann. Dies 
iſt ja auch kein Nachteil für die weichenden Erben, da ihre 
Erbrechte ja auch ſonſt erſt nach dem Tode des längſtleben 
den Elternteiles aufleben würden. 


Das neue vermögensſteuergeſetz 
Von Regierungsrat Dr. Kuno Frieſecke, Rudolſtadt 


Im Rahmen der unter den Leitgedanken der Verwirk⸗ 
lichung nationalſozialiſtiſcher bevölkerungs⸗ und wirtſchafts⸗ 
politiſcher Grundſätze und der Verwaltungsvereinfachung 
ftehenden Steuerreform iſt durch das VermStG. v. 16. Okt. 
1934 mit Wirkung vom 1. April 1936 auch das Ver⸗ 
mögenſteuerrecht umgeſtaltet worden. 

An die Stelle der bisherigen ſtarren Freigrenze für die 
Vermögensbeſteuerung von 20000 AM (bzw. 30000 Alt bei 
über 60 Jahre alten oder erwerbsloſen Steuerpflichtigen mit 


geringem Einkommen) ſind nach dem Familienſtand bemeſſen⸗ 
Freibeträge getreten. Im bisherigen Vermögenſteuerre 

waren im Gegenſatz zum Einkommenſteuerrecht, in welchen! 
bisher bereits, wenn auch nicht in ſo weitgehendem Maße wi 
im neuen EintSt®., Familienermäßigungen vorgeſehen waren 
der Familienſtand der Steuerpflichtigen in keiner Weile | 

rückſichtigt. Hierin hat das neue VermStG. grundſätzliche 
Wandel geſchaffen, indem es in $ 5 Freibeträge von] 
10000 AM für den Steuerpflichtigen ſelbſt, fein! 
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Ehefrau (ſofern beide Ehegatten unbeſchränkt ſteuerpflichtig 
ſind und nicht dauernd getrennt leben) und für jedes 
minderjährige zum Haushalt gehörige Kind vor⸗ 
ſieht, wozu für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder 
erwerbsunfähig ſind und deren letztes Jahreseinkommen 
3000 3M nicht überftiegen hat, ein weiterer Freibetrag von 
10000 AM hinzukommt, der, falls bei zuſammen veranlag⸗ 
ten Ehegatten der Lebensunterhalt vorwiegend aus einer Er⸗ 
werbstätigkeit der Ehefrau beſtritten worden iſt, auch zuge⸗ 
ſtanden wird, wenn die Ehefrau über 60 Jahre alt oder er⸗ 
werbsunfähig iſt. Der für die Ehefrau vorgeſehene Freibetrag 
ſteht nach dem Tode eines Ehegatten auch dem Überlebenden 
noch zu, wenn die Vorausſetzungen für die Gewährung des 
Freibetrages im Zeitpunkte des Todes gegeben waren. Die 
Kinderfreibeträge können ebenſo wie die Kinderermäßigungen 
der Einkommenſteuer auf Antrag auch für volljährige Kinder 
unter 25 Jahren gewährt werden, die ſich in einer Berufs⸗ 
ausbildung befinden, deren Koſten vom Steuerpflichtigen be- 
ſtritten werden, auch wenn ſie nicht mit im Haushalt des 
Steuerpflichtigen leben. Die Freibeträge können ohne 
Rückſicht auf die Höhe des Vermögens in jedem 
Falle abgezogen werden. Zur Vermögenſteuer heran- 
gezogen wird alſo nur der die Freibeträge überſteigende Teil 
des Vermögens, während nach bisherigem Recht 
beim Überſchreiten der Freigrenze das ganze 
Vermögen voll ſteuerpflichtig war. Wie ſich dieſe 
Neuregelung auswirken kann, zeigt folgendes Beiſpiel: 

Ein verheirateter Steuerpflichtiger mit zwei freibetrags⸗ 
berechtigten Kindern und einem Vermögen von 35 000 Art 
iſt nach dem neuen VermStG. ganz ſteuerfrei, während er 
bisher wegen Überſchreitens der Freigrenze das ganze Ver⸗ 
mögen verſteuern mußte. Derſelbe Steuerpflichtige würde, 
wenn fein Vermögen 45 000 RM betragen würde, jetzt hier⸗ 
Kun nur 5000 AM (ſtatt bisher 45000 AM) zu verſteuern 
aben. 

Auch die Abrundung des Vermögens für die Steuer- 
berechnung iſt im neuen VermStG. anders als im alten ge- 
regelt. Das zur Verſteuerung heranzuziehende Vermögen wird 
letzt (8 4 Abſ. 2) auf volle 1000 RM abgerundet, und 
zwar Beträge bis 500 RM nach unten, Beträge 
über 500 AM nach oben, fo daß alſo der geringite Steuer- 
betrag, der erhoben wird, in jedem Falle 5 AM beträgt. Im 
alten VermStG. war Abrundung auf volle 100 AM nach 
unten vorgeſchrieben, ſo daß unter Umſtänden ein Steuer⸗ 
betrag von 30 Rpfg. feſtzuſetzen war, der in keinem Verhält⸗ 
nis zu der Verwaltungsarbeit ſtand. 

Nicht mehr ſelbſtändig vermögenſteuerpflich— 
tig find nach dem neuen VermStG. die Perſonalgeſellſchaften 
(insbeſ. alſo DOHG.), dagegen wird ihr Betriebsver- 
mögen nach wie vor geſondert feſtgeſtellt (8 56 
Abſ. 1 Nr. 7 R Bew. 1931). Die Folge der bisherigen ſelb⸗ 
ſtändigen Vermögenſteuerpflicht der Perſonalgeſellſchaften war, 
daß die Geſellſchaftsanteile vermögenſteuerrechtlich nicht zum 
Vermögen der Geſellſchafter gerechnet wurden (vgl. § 66 
NBemG. 1931, § 20 VermStG. 1931). Dieſe waren aljo 
nur mit ihrem ſonſtigen Vermögen zur Vermögenſteuer zu 
veranlagen. Dieſe Regelung ergab kein richtiges Bild über 
en Geſamtvermögensſtand der Geſellſchafter einer OHG. uſw., 
was ſich bei Verwaltungsmaßnahmen, bei denen es auf die 
Höhe des Geſamtvermögens eines Steuerpflichtigen ankam 
(3. B. Steuererlaß aus Billigkeit, Feſtſtellung der Reichs⸗ 
fluchtſteuerpflicht uſw.), nachteilig auswirkte und im Falle, 
daß die Schulden eines Geſellſchafters einer OHG. uſw. 
das ohne die Geſellſchaftsanteile ermittelte Geſamtvermögen 
Überftiegen, einen rechneriſch nicht einfachen Ausgleich erfor⸗ 
derte (vgl. 8 16 Verm&t®. 1931). Außer dem Gedanken 
der Verwaltungsvereinfachung war für die Auf⸗ 
hebung der ſelbſtändigen Vermögenſteuerpflicht der OHG. uſw. 
insbeſ. die Erwägung beſtimmend, daß die Geſellſchaf— 
der ſonſt nicht in den vollen Genuß der Frei⸗ 
beträge kommen würden, wenn ihr ſonſtiges Vermögen 
die Grenze der zuſtehenden Freibeträge nicht erreicht. Da 
künftig das Vermögen einer OHG. uſw. dem Vermögen 
der Geſellſchafter anteilig zugerechnet wird, kommen in jedem 

alle die Freibeträge voll zum Abzug. 
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Beſeitigt iſt im neuen Geſetz die bisherige 
Steuerfreiheit der Berufsverbände ohne öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Charakter, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. Auch dieſe Anderung bedeutet 
eine weſentliche Verwaltungsvereinfachung, da ſie die 
oft nicht einfache Entſcheidung der Frage, ob der Zweck eines 
Berufsverbandes auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
gerichtet iſt, worüber früher viel Meinungsverſchiedenheiten 
entſtanden, entbehrlich macht. Dagegen find öffentlich- 
rechtliche Berufsverbände nach wie vor ver⸗ 
mögenſteuerfrei. 

Fortgefallen iſt auch die bisherige Steuer⸗ 
freiheit der nicht rechtsfühigen Hilfslaſſen für Fälle der 
Not oder Arbeitsloſigkeit, die darauf beruhte, daß nach $ 59 
Nr. 6 R Bew. 1931 Vermögensteile, die für ausſchließlich 
gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke zurückgelegt waren, nicht 
zum ſteuerpflichtigen Vermögen gehörten, wenn die Verwen⸗ 
dung für dieſe Zwecke ſichergeſtellt war. Dieſe Vergünſtigung 
iſt beſeitigt worden, weil die Erfahrung gemacht wurde (be⸗ 
ſonders in Konkursfällen), daß die Sicherſtellung oft 
nicht ausreichte und die betr. Vermögensteile für die 
Verwendung zu ſozialen Zwecken verlorengingen und weil 
die Steuerfreiheit vielfach mißbräuchlich in Anſpruch 
genommen wurde. Aufrechterhalten iſt die Steuerfreiheit 
nur für rechtsfähige Hilfskaſſen der genannten Art (8 3 
Abſ. 1 Nr. 7 VermStG. 1934). 

Neu iſt die Mindeſtbeſteuerung der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften im neuen Geſetz. Dieſe waren bisher nur vermögen⸗ 
ſteuerpflichtig, wenn ihr Vermögen 20000 RM überſtieg. 
Künftig ſind die Kapitalgeſellſchaften ohne Rückſicht auf 
die Höhe des tatſächlichen Vermögens ſteuerpflich⸗ 
tig. Es wird einfach ein beſtimmtes Mindeſtvermögen 
(50 000 K bei AktG., 20 000 AM bei GmbH.) zugrunde ge⸗ 
legt, jo daß jede AktG. mindeſtens 250 AM, jede 
GmbH. mindeſtens 100 RAM Vermögenſteuer jähr⸗ 
lich zu zahlen hat. Der beſtimmende Gedanke für die 
Einführung dieſer Mindeſtbeſteuerung iſt der, die kleinen 
Kapitalgeſellſchaften zu veranlaffen, ihre ano⸗ 
nyme Betriebsform aufzugeben und das Geſchäft 
unter perſönlicher Verantwortung als Perſonalgeſellſchaft oder 
Einzelkaufmann fortzuführen. 

Für die ſonſtigen Körperſchaften iſt die Steuergrenze 
von 20000 AM auf 10000 AH herabgeſetzt. Jedoch 
handelt es ſich hier nicht wie bei natürlichen Perſonen um 
einen ohne Rückſicht auf die Höhe des Vermögens abziehbaren 
Freibetrag, vielmehr unterliegt bei Überſteigen der Grenze 
15 Körperſchaftsvermögen im vollen Umfange der Vermögen⸗ 
teuer. 

Für eingetragene Genoſſenſchaften galt bisher die Ver⸗ 
günſtigung, daß bei Ermittlung ihres Betriebsver⸗ 
mögens die Geſchäftsguthaben der Genoſſen ab- 
zugs fähig waren ($ 47 Abſ. 2 Satz 2 R BewG. 1931). 
Dieſe Vergünſtigung iſt nicht übernommen, jedoch iſt der 
RM. ermächtigt, gewiſſen Gruppen von Genoſſenſchaften 
zur Anpaſſung an wirtſchaftliche Erforderniſſe (wobei wohl 
beſonders an landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften mit öffent⸗ 
lichen Aufgaben der Marktregelung gedacht iſt), durch Steuer⸗ 
befreiung oder beſondere Regelung der Beſteuerung entgegen⸗ 
zukommen. 

Beſchränkt Steuerpflichtige. d. h. Perſonen, die in 
Deutſchland weder ihren Wohnſitz noch gewöhnlichen Auf 
enthalt bzw. als Körperſchaften weder ihre Geſchäftsleitung 
noch ihren Sitz haben, aber im Inland Vermögen im Sinne 
des § 77 RBewG. 1934 haben, ſind mit dieſem voll ſteuer⸗ 
pflichtig. Eine Freigrenze oder Freibeträge gibt 
es für ſie nicht. 

Der Steuerſatz iſt jetzt einheitlich 5% (88 Verm⸗ 
StG. 1934). Die bisherige Staffelung des Steuer⸗ 
ſatzes für kleine Vermögen nach unten und für große Ver⸗ 
mögen nach oben ($ 7 VermStG. 1931) iſt beſeitigt, 
was eine weſentliche Verwaltungsvereinfachung be⸗ 
deutet. Insbeſ. die Anwendung der erhöhten Steuerſätze für 
Vermögen über 250000 AM verurſachte, da das der Er⸗ 
tragsbeſteuerung durch Länder und Gemeinden unterliegende 
Vermögen, alſo Grundbeſitz und Betriebsvermögen, davon 
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ausgenommen war, große techniſche Schwierigkeiten namentlich 
in Fällen, in denen Schulden zum Betriebsvermögen ge⸗ 
hörten. Für die Beibehaltung der Staffelung der Steuerſätze 
beſteht auch keine wirtſchaftliche Notwendigkeit mehr. Die 
bisherige Steuerermäßigung für kleine Ver⸗ 
mögen wird durch die Freibeträge mehr als aus⸗ 
geglichen, und die erhöhten Steuerſätze hatten ihre 
urſprüngliche Bedeutung im weſentlichen ver⸗ 
loren, weil infolge des durch die Geldentwertung bedingten 
Rückganges der großen Vermögen das finanzielle Ergebnis 
die Mehrarbeit nicht mehr lohnte und zudem die Kapitalver⸗ 
mögen, auf die die erhöhten Sätze im weſentlichen zur An⸗ 
wendung kamen, ohnehin durch die Aufhebung der Vorſchrift, 
daß Aktienbeſitz nur mit dem halben Kurswert anzuſetzen 
iſt, eine ſteuerliche Mehrbelaſtung erfahren haben. 

Die Steuerfeſtſetzung wird wie bisher für drei Rech⸗ 
nungsjahre vorgenommen (Hauptveranlagung). 
Stichtag für das zugrunde zu legende Vermögen iſt der 
1. Jan. des Jahres, welches dieſem Hauptveranlagungszeit⸗ 
raum vorangegangen iſt. Die erſte Vermögenſteuer⸗ 
veranlagung auf Grund des neuen Geſetzes 
wird alſo für die Zeit vom 1. April 1936 bis 
31. März 1939 nach dem Stichtage des 1. Januar 
1935 durchgeführt. Der Stichtag iſt auch für die 
Höhe der Freibeträge maßgebend. Anderungen des 
Familienſtandes während des Hauptveranlagungszeitraums 
bleiben daher grundſätzlich unberückſichtigt, was ſich ſowohl 
zugunſten als zuungunſten des Steuerpflichtigen auswirken 
kann und im Intkereſſe der Verwaltungsverein⸗ 
fachung liegt. 

Die bisher auf Ehegatten beſchränkte Zuſammenveran⸗ 
lagung (vgl. 8 10 Abi. 1 VermStG. 1931) iſt auf Eltern 
und freibetragsberechtigte Kinder ausgedehnt. 
Es wird alſo grundſätzlich das Vermögen aller Perſonen, für 
die Freibeträge abgezogen werden können, zuſammen veran⸗ 
lagt. Hierdurch ſoll ein Ausgleich dafür geſchaffen werden, 
daß die Freibeträge auch für Kinder mit eigenem Vermögen 
unter den ſonſtigen Vorausſetzungen gewährt werden, was 
ohne Zuſammenveranlagung, zumal den Eltern regelmäßig 
ohnehin die Nutznießung am Kindesvermögen zuſteht, nicht 
gerechtfertigt wäre. Auch für die Zuſammenveranlagung iſt 
der Familienſtand am Stichtage maßgebend. An⸗ 
derungen des Familienſtandes während des Hauptveranla⸗ 
gungszeitraums (z. B. durch Eheſchließung, Scheidung, Ge⸗ 
burt oder Volljährigwerden eines Kindes) bleiben daher 
grundſätzlich unberückſichtigt und können erſt bei der nächſten 
Hauptveranlagung zugrunde gelegt werden. 

Die Vorausſetzungen für eine Neuveranlagung ſind im 
neuen Geſetz geändert. Bisher war eine Neuveranlagung 
bereits vorzunehmen, wenn ſich der Wert des Geſamtver⸗ 
mögens um mehr als den zehnten Teil, mindeſtens um über 
50 600 RM verändert hatte (§ 12 Abſ. 1 VermStG. 1931). 
Im Intereſſe der Verwaltungsvereinfachung iſt 
die prozentuale Wertgrenze erhöht und die 


ſtarre Wertgrenze gefallen. Eine Neuveranlagung — 
nach dem Stichtage des auf das veranlaſſende Ereignis fol⸗ 
genden Jahresbeginnes mit Wirkung vom darauf folgenden 
Rechnungsjahr ab — findet nur noch ſtatt bei einer Wert? 
änderung um mehr als den fünften Teil (8 13 
Abſ. 1 VermStG. 1934). Dabei iſt für die Feſtſtellung der 
Wertänderung bei Kapitalgeſellſchaften von dem zur Steuer 
herangezogenen Mindeſtvermögen auszugehen. Die bisherige 
Vorſchrift, daß konjunkturelle Wertänderungen nicht zu be⸗ 
rückſichtigen ſind, iſt in das neue Geſetz nicht übernommen, 
da ſie zu zahlreichen Zweifelsfragen Anlaß gab. Neu iſt die 
Beſtimmung (8 13 Abſ. 3 VermStG. 1934), daß eine Her⸗ 
abſetzung der Vermögenſteuer durch Neuveranlagung nur 
auf Antrag erfolgt. Auch im Falle der Neuveranlagung 
bleibt für die Höhe der Freibeträge grundſätzlich der Familien⸗ 
ſtand am Hauptveranlagungsſtichtage maßgebend, jedoch mit 
einer Ausnahme: Wenn von zuſammen veranlagten Fami⸗ 
lienangehörigen einer inzwiſchen geſtorben iſt, dann wird bei 
einer Neuveranlagung des oder der Überlebenden der Fami⸗ 
lienſtand am Neuveranlagungsſtichtage für die Höhe der 
Freibeträge zugrunde gelegt. a 

Eine zweite Ausnahme von dem Grundſatze, daß für die 
Höhe der Freibeträge der Familienſtand am Hauptveran⸗ 
lagungsſtichtage maßgebend iſt, gilt im Falle einer Nach⸗ 
veranlagung, d. h. nachträglichen Veranlagung bei nach dem 
Hauptveranlagungsſtichtage erſt eingetretener Steuerpflicht 
(8 14 Abſ. 1 Verm St. 1934). In dieſem Falle wird für 
die Höhe der Freibeträge der Familienſtand am Nachveran⸗ 
lagungsſtichtage (d. h. dem auf das veranlaſſende Ereignis 
folgenden Jahresbeginn mit Wirkung von dem darauffolgen⸗ 
den Rechnungsjahr ab) zugrunde gelegt. 

Bei Wegfall der Steuerpflicht wurde bisher die Steuer 
noch bis zum Schluß des Rechnungsjahres erhoben, in wel⸗ 
chem die Steuerpflicht wegfiel. Dieſe Regelung hatte zur 
Folge, daß, wenn ein Steuerpflichtiger in der Zeit vom 
1. Jan. bis 31. März eines Rechnungsjahres ſtarb, inſofern 
eine Lücke in der Vermögensbeſteuerung entſtand, als die alte 
Steuerpflicht mit dieſem Zeitpunkt erloſch und die Erben 
erſt nach dem Stichtage des folgenden 1. Jan. mit Wirkung 
von dem darauffolgenden Rechnungsjahr ab zur Vermögen? 
ſteuer veranlagt werden konnten, wodurch die Vermögenſteuer 
für ein Jahr ganz ausfiel. Im neuen Geſetz iſt daher ber 
ſtimmt, daß bei Wegfall der Steuerpflicht (oder Eintritt 
eines perſönlichen Befreiungsgrundes) die Steuer noch 
bis zum Schluß des Rechnungsjahres erhoben 
wird, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die 
Steuerpflicht fortgefallen iſt. } 

Die Fälligkeitstermine für die Vermögenſteuerraten ſind 
vom 15. Mai, 15. Aug., 15. Nov. und 15. Febr. auf den 
zehnten dieſer Monate vorverlegt, ſo daß jetzt einheit⸗ 
lich alle Reichsſteuern am 10. der jeweiligen Fälligkeit” 
monate fällig werden, im 1. Ralendervierteljahr z. B. am 
10. Jan. die Umſatzſteuer, am 10. Febr. die Vermögenſteuer 
und am 10. März die Einkommenſteuer. 


Kationalſozialiſtiſche Rechts politik 


Rede auf der Gautagung in Dresden am 4. und 5. November 1934 
Von Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Noack, Halle 


Um die Aufgaben der nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
politiker klarſtellen zu können, muß ausgegangen werden von 
dem Begriffe des Rechtspolitikers überhaupt. Rechtspolitik iſt 
zu allen Zeiten getrieben worden. Wenn man ſich jedoch die 
Rechtspolitik in den Zeiten des vergangenen Syſtems betrach⸗ 
tet, ſo war dieſe Rechtspolitik ein ganz minderwertiges Hand⸗ 
werk. Die Tätigkeit des Rechtspolitikers war nicht getragen 
von irgendwelchen großen politiſchen weltanſchaulichen Ideen, 
ſondern erſchöpfte ſich in der Notwendigkeit von Gelegenheits⸗ 
geſetzgebungen. Der Rechtspolitiker der vergangenen Epoche 
war getragen von den rein materialiſtiſchen Notwendigkeiten 
der augenblicklichen Wirtſchaft. Je nachdem in der Wirt- 


ſchaftsſtruktur, ſelbſt auf den kleinſten und geringſten wirtſchaft⸗ 
lichen Gebieten, eine Anderung der Lage eintrat, zeigte ſi 
bei ihnen ein Bedürfnis, Rechtsſchöpfung zu fordern, die aber 
dann nur ad hoc gegeben, eine augenblickliche oder Notgefer 
gebung ſein konnte. - 
Der rechtspolitiſch tätige Nationalſozialiſt hat ſeine Auf 
gaben völlig anders aufzufaſſen. Es kann nicht darauf an“ 
kommen, möglichſt viel Geſetzesentwürfe auf allen wichtigen 
und unwichtigen Gebieten anzufertigen, ſondern die Aufgabe 
des nationalſozialiſtiſchen Rechtspolitikers zerfällt in zwei 
große Teile: 2 
Zunächſt hat er feſtzulegen, welches grundſätzliche Recht? 
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ſyſtem der nationalſozialiſtiſchen deutſchen Weltanſchauung 
entſpricht. 

Sodann hat er aus der Bewegung ſelbſt heraus, aus 
ihren praktiſchen Erfahrungen bei der Arbeit am Volke feſt⸗ 
zuſtellen, wo zunächſt der Arbeitsbeginn zur Erſchaffung des 
neuen Rechtsſyſtems zu liegen hat. 

I. Die erſte Aufgabe iſt die wichtigſte. Es kann nicht 
darauf ankommen, irgendwelche Einzelgeſetze zu ſchaffen, ſon⸗ 
dern die großen Richtlinien für Geſetzgebung und Rechtſpre⸗ 
chung müſſen von uns entwickelt werden. 

1. Am beſten beweiſt Ihnen das die bisherige Geſetz⸗ 
gebung Adolf Hitlers auf ſtaatsrechtlichem Gebiete. Ich 
wage zu behaupten, daß dieſe Geſetzgebung im weſentlichen 
abgeſchloſſen iſt. Die Ziele der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung ſind im äußeren Aufbau des Staates bereits ver⸗ 
wirklicht. Prüfen wir nach, welches die Ziele ſind, und wie ſie 
verwirklicht wurden. Adolf Hitler hat in ſeinem Kampf drei 
Ziele für die ſtaatsrechtliche Organiſation unſeres Vaterlandes 
aufgeſtellt: 

Ein Volk, 
Ein Reich, 
Ein Führer. 

Der Programmpunkt: Ein Volk wurde verwirklicht 
durch die Zerſchlagung der Parteien und durch die Schaffung 
eines großen Generalſtabes, nämlich der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei. 

Ein Reich wurde verwirklicht durch den Übergang vom 
Bundesſtaat zum Einheitsſtaat. Die Länder ſind lediglich noch 
Verwaltungsorganiſationen, nicht aber mehr Träger irgend⸗ 
welcher Souveränität. 

Ein Führer: die geſetzliche Grundlage ſchafft hier das 
Geſetz vom 2. Aug. 1934 und die Volksabſtimmung vom 
19. Aug. 1934, wonach an der Spitze des Deutſchen Volkes 
der Reichskanzler als Führer ſeines Volkes ſteht. 

Iſt damit die äußere Organiſation des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates geſchaffen, ſo fragt es ſich lediglich nur noch, 
welche ergänzende und ausfüllende Geſezgebung in der Zu⸗ 
kunft notwendig ſein wird. 

Andeuten möchte ich hierbei bezüglich des Verhältniſſes 
vor Volk, Bewegung und Staat nur, daß dieſes Verhältnis 
ohne weiteres geſetzgeberiſch im Sinne des Primates der 
Bewegung gelöſt iſt, und daß die Auswirkung dieſes Primates 
nur noch eine Erziehungsfrage der rechtſprechenden Organe 
iſt. Hierauf werde ich ſpäter zurückkommen. 

2. Die zweite Frage, die zu löſen bleibt, iſt das Ver⸗ 

hältnis der Verwaltungsorganiſationen, alſo insbeſ. der Selbſt⸗ 
verwaltungsorganiſationen und der Verwaltungsgebiete zuein⸗ 
ander und zum Staate. 
Auch hier glaube ich, daß die geſetzliche Löſung bereits 
in der bisherigen ſtaatsrechtlichen Geſetzgebung liegt, nämlich 
in der abſoluten Durchführung des Führerprinzips in den 
höchſten Verwaltungsſtellen unſeres Staates, nämlich in den 
Miniſterien. Im Einzelminiſterium iſt der Alleinverantwort⸗ 
liche der Miniſter als Führer ſeines Miniſteriums. Für die 
Geſamtpolitik allein zuſtändig und allein verantwortlich iſt 
der Führer Adolf Hitler. Dieſe Führerverantwortung ergibt 
ich mithin auch für alle mittleren und unteren Behörden 
und bedarf einer neuerlichen geſetzlichen Regelung nicht. 

Etwas anderes iſt es mit der Abgrenzung der Verwal⸗ 
tungsbezirke ſelbſt. Dieſe Abgrenzung der Verwaltungsbezirke, 
die wohl entſprechend der Gaueinteilung der NSDAP. vor⸗ 
zunehmen ſein wird, iſt aber m. A. nur etwas Außerliches, 
etwas Verwaltungstechniſches, nichts Innerliches. 

Meine bisherige Darſtellung zeigt Ihnen, daß der rechts⸗ 
politiſch tätige Nationalſozialiſt es lediglich zu tun hat mit 
großen Richtlinien, die in der Ausführung nachher Aufgabe 
anderer Organe ſind. 

Das wird ſich uns zeigen auf allen Gebieten der Geſetz⸗ 
gebung. 

II. Betrachten wir das Gebiet der Strafrechtsgeſetzgebung. 

8 iſt Ihnen bekannt, daß wir eine große Anzahl von Straf— 
geſetzentwürfen haben. 

Der rechtspolitiſch tätige Nationalſozialiſt muß ſich aber 


mit der Strafgeſetzgebung in einer anderen Weiſe, in einem 
anderen Sinne befaſſen, ſeine Tätigkeit muß ſich darin er⸗ 
ſchöpfen, aus der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung die 
Grundgedanken für die Strafrechtsgeſetzgebung zu entwickeln, 
und den Paragraphentechnikern kann er es dann überlaſſen, 
durch Geſetzesworte dieſe Grundanſchauung zu verankern. 

Unſer zukünftiges Strafrecht muß in allen Beziehungen 
und immer wieder der Erhaltung, Sicherung und Vorwärts⸗ 
entwicklung unſerer Volksgemeinſchaft dienen. Daher muß 
verlangt werden: 

a) daß die raſſiſch ſchlechten Elemente, alſo die Ver⸗ 
brecher von Geburt, rückſichtslos ausgemerzt werden; 

b) daß diejenigen Handlungen, die eine geiſtige Ver⸗ 
ſeuchung unſeres Volkes herbeizuführen geeignet find, am 
ſchwerſten beſtraft werden, und 

c) daß endlich Angriffe auf den Beſtand der Gemein⸗ 
ſchaft ſelbſt nur durch Ausrottung des Verbrechers geſühnt 
werden können. (Lebhafter Beifall.) 

Zu dem Punkt 2 möchte ich nicht unerwähnt laſſen, daß 
die von mir geforderte Grundrichtung ſich auf allen Ge⸗ 
bieten des Strafrechts wird ausdrücken müſſen. Wenn ich als 
Grundregel ſagte: Handlungen, die die ſittliche Anſchauung 
unſeres Volkes verletzen, die alſo auf ſeine ſeeliſche Ver⸗ 
faſſung einwirken, müſſen beſonders ſchwer beſtraft werden, 
ſo ergibt das m. E. auch ſchon ohne weiteres, daß man einen 
Anſtifter genau ſo behandeln muß wie den Täter. Der blutige 
Mund muß genau ſo vernichtet werden wie die blutige Hand. 
Daß man den Gehilfen nicht anders beſtrafen kann als den 
Täter ſelbſt, daß umgekehrt der Raub und der Mord nicht 
immer ſo ſchlimm zu ſein brauchen wie ein feiger Diebſtahl, 
wie eine hinterhältige Hehlerei, wie ein hinterliſtiger Tot⸗ 
ſchlag, muß im Strafrecht zum Ausdruck kommen. Dabei 
möchte ich vor einem warnen, und ich glaube, daß darauf hin⸗ 
11 immer wieder Aufgabe unſerer Rechtspolitiker ſein 
wird: 

Heraus aus dem Normativiſtiſchen! Es erſcheint mir 
beſſer, eine Generalklauſel zu haben, durch die mir kein Ver⸗ 
brecher durchſchlüpfen kann, als von vornherein einem Ver⸗ 
brecher die Möglichkeit zu geben, ſich genau ausrechnen zu 
können, wann er beſtraft wird und wann nicht. (Beifall.) 
Wir haben das liberaliſtiſche Feigheitsideal überwunden. Wir 
müſſen auch als Geſetzgeber bereit fein, zugunſten der All⸗ 
gemeinheit ein zu überſpitzes Sicherheitsgefühl, das ja nur 
ein Verbrecher für ſich verlangen kann, aufzugeben. Man 
komme mir dabei nicht mit der Phraſe, daß die Rechtsſicher⸗ 
heit unter ſolchen Klauſeln leide; denn immer wieder wird die 
Normativierung des Rechts der Gerechtigkeit Abbruch tun. 
Der Nationalſozialiſt aber als Rechtspolitiker muß in erſter 
Linie die Gerechtigkeitsforderung für ſein Volk aufſtellen. 

III. Wenn ich übergehe zum bürgerlichen Recht, ſo möchte 
ich Ihnen auch hier zeigen, daß es für uns Rechtspolitiker 
immer wieder darauf ankommen muß, die großen weltanſchau⸗ 
lichen Grundlagen der neuen Zeit für den Geſetzgeber auf⸗ 
zudecken. 

An unjerem Bürgerlichen Geſetzbuch iſt ſeit der Macht⸗ 
übernahme noch nichts geändert worden. Man mache uns 
nationalſozialiſtiſchen Rechtspolitikern daraus ja keinen Vor⸗ 
wurf; denn grundlegende Ideen, Weltanſchauungen, können 
alle Gebiete des menſchlichen Lebens erſt in vielen Jahren, 
manches Mal vielleicht auch in Jahrhunderten, durchdringen. 
Unſere Aufgabe aber muß es ſein, immer wieder darauf hin⸗ 
zuweiſen, von wo aus eine Durchdringung notwendig iſt. 

Und hier erinnere ich Sie an unſere bisherige Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiete des Arbeitsrechts. Ich erinnere Sie 
an unſere Geſetzgebung auf dem Gebiete des Erbhofrechts, und 
ich erinnere Sie an unſere Geſetzgebung bezüglich der Nach⸗ 
barrechte. 

Dieſe drei Geſetzgebungsakte verraten tiefſtes national⸗ 
ſozialiſtiſches Denken. Sie bringen ein ganz anderes Ver⸗ 
hältnis des Menſchen zur Güterwelt, aber, wie ich behaupten 
möchte, auch des Menſchen zu ſich ſelbſt. 

1. Des Menſchen zur Güterwelt: Er iſt nur noch Treu⸗ 
händer an ſeiner Habe. Der Eigentümer des Erbhofs hat für 
ſeine Sippe, hat damit für die Volksgeſamtheit den Beſitz 
am Gute. Der Inhaber eines Betriebes iſt mit ſeiner Be⸗ 
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triebsgemeinſchaft zuſammen Treuhänder bezüglich des Be⸗ 
triebes gegenüber der Geſamtheit. 

Der Grundſtückseigentümer muß es ſich von Dritten ge⸗ 
fallen laſſen, daß ſie in ſeinen Grundbeſitz eingreifen, wenn 
dies im Intereſſe der Geſamtheit liegt. 

Sie ſehen, daß mit dieſer Geſetzgebung der alte Eigen⸗ 
tumsbegriff der liberaliſtiſchen Weltanſchauung beſeitigt iſt, 
und dieſer neue Eigentumsbegriff der Verantwortung gegen⸗ 
über der Geſamtheit, der wahre Treuhänderbegriff, muß in 
unſer bürgerliches Recht eindringen und dort die lüberaliſti⸗ 
ſchen Schlacken beſeitigen, wobei ich betone, daß dazu u. U. 
gar keine Geſetzgebung notwendig iſt, ſondern es ſich hierbei 
nur um eine Erziehungsfrage handelt. 

2. Ich ſagte aber auch, daß dieſe neue Geſetzgebung uns 
ſelbſt eine andere Einſtellung zur eigenen Perſon gibt. Ich 
behaupte, daß man auch bezüglich ſeiner perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaften und Fähigkeiten nur noch Treuhänder gegenüber der 
Geſamtheit iſt. Alle meine Fähigkeiten und Eigenſchaften ver⸗ 
danke ich weder dem Geldbeutel meines Vaters noch allein 
meinem eigenen Streben, ſondern nur jahrtauſende langer 
Kulturentwickelung, in der Millionen von Menſchen jeder ein 
kleines Steinchen beigetragen haben, die Ergebnis einer Ge⸗ 
ſchlechterfolge iſt, und mit der ich der Gegenwart und Zu⸗ 
kunft gegenüber verantwortlich bin. Auch inſofern bin ich nur 
Treuhänder. (Beifall.) 

Glauben Sie nicht, daß es ſich hierbei um die Auf⸗ 
ſtellung von Sätzen handelt, die, aus Idealismus geboren, 
nicht in die Welt der Wirklichkeit hineinpaſſen. Bedenken Sie 
nur einmal, welche Wege der Geſetzgebung damit vom Rechts⸗ 
politiker gewieſen werden, wenn ſie das ganze Urheberrecht, 
Erfinderrecht, das geſamte Recht des geiſtigen Gutes, be⸗ 
trachten. 

Der nationalſozialiſtiſche Rechtspolitiker kann nicht dazu 
da ſein, einzelne Geſetze ſelbſt zu ſchaffen. Er hat aus ſeiner 
Weltanſchauung heraus dem Geſetzgeber die großen Linien 
zu geben und hat darüber zu wachen; daß es der Norm nicht 
gelingt, den nationalſozialiſtiſchen Geiſt zu erſchlagen. 

So zeigt ſich, daß die erſte Aufgabe des rechtskundigen 
Nationalſozialiſten darin beſtehen muß, aus ſeiner Welt⸗ 
anſchauung heraus die umfaſſenden ewigen Rechtsgedanken 
zu finden. Haben wir dieſes ewige Gemeinſchaftsrecht uns 
innerlich erkämpft, dann wird es die Einzelgeſetzgebung be— 
herrſchen. 

Um aber dieſes Ziel erreichen zu können, iſt dreierlei 
für jeden rechtskundigen Nationalſozialiſten notwendig. 

I. Zunächſt und immer wieder müſſen wir täglich um 
das nationalſozialiſtiſche Gedankengut überhaupt ringen. Wir 
müſſen die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ſo in uns 
aufnehmen, daß wir ſelbſt zu ihren fanatiſchen Trägern 
werden. Iſt ſo der Nationalſozialismus unſer eigenes Glau⸗ 
bensbekenntnis geworden, können wir an die zweite Aufgabe 
herangehen. 

II. Aus dieſer Weltanſchauung heraus die großen Ge⸗ 
neralklauſeln zu formen. War die Aufgabe, die ich Ihnen 
vorher erklärte, eine Aufgabe, die jeder Volksgenoſſe in un⸗ 
ſerer Gemeinſchaft zu erfüllen hat, ſo iſt dieſe zweite Aufgabe, 
vor die ich Sie jetzt ſtelle, beſondere Aufgabe des rechts⸗ 
kundigen Nationalſozialiſten. Er iſt dazu berufen, aus ſeinem 
nationalſozialiſtiſchen Glaubensbekenntnis den ewigen Rechts⸗ 
ſatz zu ſchaffen, und das ſoll Ihre Aufgabe ſein. 

III. Wenn Sie aber endlich dieſe beiden Aufgaben er⸗ 
füllt haben, Erkämpfung der Weltanſchauung und die For⸗ 
mung des ewigen Rechtsgedankens auf Grund dieſer Welt⸗ 
anſchauung, dann kommen nun die Fragen des Alltags. 
Dann müſſen ſie hineingebracht werden in die tägliche Be⸗ 
rufsarbeit. Es muß der Richter, mag das Geſetz ausſehen, 
wie es will, aus ſeiner Weltanſchauung heraus von national⸗ 
ſozialiſtiſcher Gerechtigkeit erfüllte Urteile ſprechen können. Es 
muß der Anwalt ſeine geſamte Tätigkeit dem Dienſt der 
Volksgemeinſchaft weihen. Es muß der Verwaltungsbeamte 
in ſeiner täglichen Arbeit beweiſen können, daß ihn nichts da⸗ 
von abhalten kann, zuerſt Nationalſozialiſt zu ſein. (Leb⸗ 
hafter Beifall.) 

Ein Beiſpiel möge das von mir Geſagte veranſchaulichen. 
Immer wieder wird die Frage des Verhältniſſes von Partei 


und Staat aufgeworfen. Es iſt eine Frage, die uns ja heute 
täglich in der Praxis vorgelegt wird. Ich denke daran, daß 
in einem Rechtsſtreit, in dem es ſich um die Entlaſſung eines 
jüdiſchen Angeſtellten handelte, der Richter eine Auskunft von 
der Reichsleitung der NS DAP. einholen wollte, ob ein 
Parteimitglied mit einem jüdiſchen Vertreter Geſchäfte ab⸗ 
ſchließen dürfe, und daß ein Anwalt dabei den Standpunkt 
vertrat, es müſſe eine Auskunft des Reichswirtſchaftsminiſters 
eingeholt werden, da dieſer das einzige ſtaatliche Organ ſei, 
das darüber entſcheiden dürfe, ob einem Juden aus über⸗ 
wiegend wirtſchaftlichen Gründen ſein Anſtellungsverhältnis 
gekündigt werden dürfe. Man möchte meinen, daß ſich hier in 
der Realität zeigt, daß es einen Zwieſpalt zwiſchen Partei 
und Staat geben könne, und doch iſt allein dieſe Frage⸗ 
ſtellung völlig verkehrt. 

Das Primat der Bewegung ergibt ſich ohne weiteres 
daraus, daß ſie erſte Trägerin der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung iſt. Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ver⸗ 
bietet ganz allgemein irgendwelches Zuſammenwirken mit der 
ſemitiſchen Raſſe. (Beifall.) Das hat weder mit einem Mi⸗ 
niſterium noch viel weniger mit dem Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſterium etwas zu tun, ſondern iſt Ergebnis einer alles be⸗ 
herrſchenden Weltanſchauung, die von der NSDAP., vom 
Führer, geſchaffen wurde und getragen iſt. Damit iſt das 
Primat der Bewegung unter allen Umſtänden bejaht. Die 
Entſcheidung im vorliegenden Fall ergab ſich für den ge⸗ 
ſchulten Nationalſozialiſten von ſelbſt. Ich möchte gerade hier, 
Parteigenoſſen, immer wieder darauf hinweiſen, daß das 
Primat der Bewegung conditio sine qua non unſerer Exi⸗ 
ſtenz iſt. Man mag die NSDAP. mit einem Orden, man 
mag ſie mit einer Gefolgſchaft, man möge ſie vergleichen, 
womit man nur will, eins ſteht feſt, ſie übt die Funktion 
der ſtaatstragenden Schicht aus. Ein Volk kann nur groß 
ſein, wenn es eine wirkliche ſtaatstragende Organiſation hat. 
Mag dies früher einmal das Heer, ſpäter das Beamtentum 
geweſen ſein, Adolf Hitler ſchenkte uns dafür die national⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, und nie darf es dazu 
kommen, daß man mit Hilfe normativiſtiſchen Rechts dieſe 
ftäatstragende Organiſation, die ein lebender Organismus 
iſt, dem toten Organismus Staat gegenüber zu etwas Sekun⸗ 
därem machen will. (Lebhafter Beifall.) 

Wie man durch normativiſtiſches Denken eine Idee zu 
Tode hetzen kann, zeigt Ihnen das Bismarckſche Reich. Das 
Bismarckſche Reich beruhte auf der Hegemonie Preußens. 
Staatsrechtlicher Normativismus nahm Preußen die reichs⸗ 
tragende Führerſtellung. Der Begriff der liberaldemokrati⸗ 
ſchen Freiheit ging über in die Beziehungen der Länder zu⸗ 
einander, und der ſo geſchwächte Bundesſtaat mußte in einer 
lächerlichen Rechtsgroteske vergehen. Denken ſie daran, wie 
der in Rechtsnormen gekleidete Föderalismus in den Schrift⸗ 
ſätzen und Plädoyers des Leipziger Prozeſſes, der Preußi⸗ 
ſchen und Bayerischen Regierungen Braun, Severing, Hirt 
ſiefer und Heldt und im Urteil des Staatsgerichtshofes vom 
25. Okt. 1932 Triumphe feierte. (Beifall.) 

Nie wieder darf es dazu kommen, daß das Recht dazu 
ausgenutzt wird, Deutſchland zu ſchwächen. Es geht nicht an, 
daß die Feinde des neuen Staates ſich des alten Mittels be⸗ 
dienen, eine Frage als „reine Rechtsfrage“ hinzuſtellen, um 
den Staat oder die Bewegung vor Gericht zu ſchleppen. (Leb⸗ 
hafter Beifall.) 

Hierzu iſt unſer bisheriges normativiſtiſches Denken als 
Juriſten nur allzu geeignet. Hüten wir uns davor, etwas 
völlig Neues mit den alten normativiſtiſchen Definitions⸗ 
methoden der Vergangenheit anzufaſſen. Nehmen wir nur 
einmal den Begriff der Führung. Ein jeder von uns weiß, 
wenn er wahrer Nationalſozialiſt ift, was darunter zu ber“ 
ſtehen iſt. Es wäre das Verkehrteſte, was wir überhaupt 
machen könnten, mit unſeren alten Begriffen an den neuen 
Begriff der Führung heranzugehen. Niemand möge es wa⸗ 
gen, das Prinzip der politiſchen Führung zu einem Auf⸗ 
ſichtsbegriff zu degradieren, was ja gerade für uns Juriſten 
aus der Vergangenheit der Reichsaufſicht und Verfaſſungs“ 
aufſicht, die zur Arbeitsunfähigkeit des vergangenen Reichs“ 
ſyſtems führte, naheliegt. Würden wir die Führung mit der 
Aufſicht identifizieren wollen, dann würden wir damit die 
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Gleichordnung von Subjekt und Objekt der Aufſicht bekom⸗ 
men. Es würde dann berechenbar und nachprüfbar feſtſtehen, 
was der Aufſichtsführende ſich an „Eingriffen“ erlauben darf, 
was der Beaufſichtigte ſich „zumuten“ laſſen muß, der Auf⸗ 
ſichtsunterworfene kann ſich gegen die Aufſicht jederzeit auf 
die Rechtsnorm als allein maßgebenden Maßſtab berufen, 
und in letztlicher Konſequenz würde auf Grund der Norm der 
Beaufſichtigte gegen den Aufſichtsführenden klagen können. 
Die Gerichte ſtünden über dem Führer, und der Begriff der 
politiſchen Führung wäre zerſchlagen. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

Es würde auch ebenſo gefährlich ſein, Führen mit Kom⸗ 
mandieren, Diktieren oder Herrſchen vergleichen zu wollen, 
denn beim Kommandieren, Diktieren und Herrſchen ſteht der 
Obere außerhalb der Gemeinſchaft. Ein Hirte beherrſcht ſeine 
Herde, aber der Hirt bleibt der Herde abſolut tranſzedent ). 


I) Vgl. Carl Schmitt, Staat, Bewegung, Volk S. 32 ff. 


Der nationalſozialiſtiſche Begriff der Führung iſt ein Begriff 
unmittelbarer Gegenwart und ſchließt ſomit eine unbedingte 
Artgleichheit zwiſchen Führer und Gefolgſchaft in ſich ein. 
Nur die Artgleichheit kann es verhindern, daß die Macht des 
Führers Tyrannei und Willkür wird. 

Wir können eben, Parteigenoſſen, mit unſeren bisherigen 
Begriffen, mit unſeren bisherigen juriſtiſchen Denkformen das 
Neue nicht erfaſſen. Wir müſſen zu einer völligen Wandlung 
nicht nur im ſtaatsrechtlichen Denken, ſondern im juriſtiſchen 
Denken überhaupt kommen. Es wird uns dies aber möglich 
ſein, wenn wir uns immer wieder vor Augen halten, daß 
der deutſche Rechtsdiener, wie es der Parteigenoſſe Frank 
ausdrückte, nicht für ſich und ſeine Paragraphen, ſondern für 
die Gemeinſchaft aller ſchaffenden Deutſchen zu leben hat, 
wenn wir erkennen, daß Vorausſetzung der wahren Rechts⸗ 
kunde das Erleben der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung iſt. (Lebhafter Beifall.) 


Reichsjuftisminifterium 
(Deutſcher Reichsanzeiger und Preuß. Staatsanzeiger 1934, 273.) 


Bekanntmachung 


Auf Grund des Art. 2 Abſ. 3 VO. über die Reichsnotarkam⸗ 
mer v. 17. Juli 1934 (RGBl. I, 712) wird die Satzung der Reichs⸗ 
notarkammer nachſtehend bekanntgemacht. 

Berlin, den 14. Nov. 1934. 

Der Reichsminiſter der Juſtiz. 
J. V.: Dr. Schlegelberger. 


Satzung der Reichsnotarkammer 
A 


Die Mitglieder der Reichsnotarkammer und ihre Stellver⸗ 
treter ernennt der RIM. Ihre Zahl entſpricht der Zahl der OLG. 
Aus jedem Oberlandesgerichtsbezirk werden tunlichſt je ein Mit⸗ 
glied und ein Stellvertreter berufen. 

Die Ernennung geſchieht auf vier Jahre mit der Maßgabe, 
daß alle zwei Jahre die Hälfte der Mitglieder und der Stellver- 
treter ausſcheidet. Von den zuerſt ernannten Mitgliedern und 
Stellvertretern bleibt je die eine Hälfte bis zum 31. Dez. 1936 und 
die andere bis zum 31. Dez. 1938 im Amt. Die Verteilung wird 
durch das Los beſtimmt. 

Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der ordentlichen Amtszeit 
aus, ſo tritt an ſeine Stelle der Stellvertreter. Scheidet auch dieſer 
vorzeitig aus, jo kann der RJ M. für den Reſt der Amtszeit ein 
neues Mitglied ernennen. 


8 2. 


Mitglieder oder Stellvertreter, die aufhören, das Amt eines 
Notars zu bekleiden, ſcheiden mit der Beendigung des Amtes aus 
der Kammer aus. Werden ſie vorläufig von dem Amte als Notar 
enthoben, ſo ruht für die Dauer der Amtsenthebung die Mit⸗ 
gliedſchaft. 4 

Das freiwillige Ausſcheiden aus der Kammer bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung des Präſidenten der Kammer. 


8 
Die Organe der Reichsnotarkammer ſind: 
der Präſident, 
das Präſidium, 
die Kammerverſammlung. 


8 4. 


An der Spitze der Kammer ſteht der Präſident, der auf die 
Dauer von je zwei Jahren vom RIM. ernannt wird. 


§ 5. 


Dem Präſidenten zur Seite ſteht das Präſidium, das aus 

vier bis ſechs weiteren Kammermitgliedern beſteht, die ebenfalls 
auf je zwei Jahre vom RM. ernannt werden. 
8 Aus den Mitgliedern des Präſidiums beſtimmt der Präſident 
ſeinen oder ſeine Stellvertreter. Er beſtellt ferner einen oder 
mehrere Geſchäftsführer, die nicht Mitglieder der Kammer zu ſein 
rauchen. 8 6 


Vorſtand der Kammer im Sinne des Art. 2 Abſ. 1 VO. v. 


17. Juli 1934 (RGBl. I, 712) iſt der Präſident oder fein Stell⸗ 
vertreter. 


8 7. 

In allen Angelegenheiten entſcheidet der Präſident nach kol⸗ 
legialer Beratung des Präſidiums. In dringenden Fällen genügt 
fernmündliche oder ſchriftliche Anhörung der einzelnen Mitglieder 
des Präſidiums. 

Die von der Kammer zu beſchließende Geſchäftsordnung kann 
beſtimmte Angelegenheiten dem Präſidenten zur alleinigen Er⸗ 
ledigung überlaſſen. 

Der Geſchäftsführer erledigt die laufenden Geſchäfte nach 
Weiſung des Präſidenten; ihm liegt auch die Vermögensverwaltung, 
einſchließlich der Einziehung der Beiträge, ob. 

Soweit nicht die Geſchäftsordnung abweichende Beſtimmun⸗ 
gen enthält, beſtimmt der Präſident, welche Angelegenheiten von 
der Kammerverſammlung zu behandeln ſind. Über Haushaltsplan, 
Beiträge und Rechnungslegung hat ſtets die Kammerverſammlung 
zu beſchließen. 

88. 


Die Kammerverſammlung wird von dem Präſidenten nach 
Bedarf berufen, jährlich mindeſtens einmal. Die Kammerverſamm⸗ 
lung tft einzuberufen, wenn der RIM. es anordnet oder der dritte 
Teil der Mitglieder es verlangt. 

Die Mitglieder werden ſchriftlich eingeladen. Die Einladung 
gilt als zugegangen, wenn ſie ſpäteſtens am fünften Tage vor der 
Verſammlung eingeſchrieben zur Poſt gegeben iſt. In der Ladung 
muß der Gegenſtand, über den in der Verſammlung Beſchluß ge⸗ 
faßt werden ſoll, angegeben ſein. 


8 9. 

Die Beſchlüſſe der Kammerverſammlung bedürfen der Mehr⸗ 
heit der abgegebenen Stimmen und der Zuſtimmung des Präſi⸗ 
denten. Wird dieſe nicht erteilt, fo kann fie durch den RIM. erſetzt 
werden, dem die Angelegenheit zu unterbreiten iſt. 

Für die Ausführung der Beſchlüſſe iſt der Präſident verant⸗ 
wortlich. 

8 10. 

Der Präſident ſowie die Mitglieder des Präſidiums und der 
Kammer ſind ehrenamtlich tätig. Reiſekoſten und ſonſtige bare Aus⸗ 
lagen werden ihnen erſtattet. 

99 575 Geſchäftsführer kann eine feſte Beſoldung bewilligt 
werden. 


Zu vorſtehender Bekanntmachung bemerkt die Schriftleitung 
auf Grund ihrer Unterrichtung durch den BR SD., daß die Sat⸗ 
zung der Reichsnotarkammer im engſten Einvernehmen mit dem 
BNSDJ., insbeſ. der Fachgruppe Notare, und dem Reichsjuſtiz⸗ 
kommiſſariat erlaſſen wurde. Die durch die Bekanntmachung der 
Satzung zur Entſtehung gekommene Reichsnotarkammer darf als 
erfreulicher Fortſchritt in der Vereinheitlichung des Notariats⸗ 
weſens im Deutſchen Reich bezeichnet werden. Die Anregung zu 
ihrer Schaffung wurde ſeinerzeit vom Herrn Reichsjuſtizkommiſſar 
Dr. Frank gegeben und vom RJuſt Min. gern aufgegriffen. 

Die Zuſammenarbeit zwiſchen dem RJuſtMin. und dem 
BNSDI. kommt auch in der Beſetzung der Organe der Kammer 
zum Ausdruck. Zum Präſidenten der Kammer iſt der Reichsfach⸗ 
gruppenleiter der Fachgruppe Notare des BRS D., Notar Wol⸗ 
pers in Remſcheid⸗Lennep, ernannt. 
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Die Gebühren des Rechtsanwalts im Steuerprozeß 
und ihre Grſtattung 


1. Für die Frage, welche Gebühren der Rechtsanwalt ſeinem 
Klienten für die Vertretung im Steuerprozeß in Rechnung ſtellen 
kann, enthält die RAbgdO. in ihrer jetzigen Faſſung keinerlei Beſtim⸗ 
mung. Auch in der bis zum 31. Dez. 1930 bzw. 22. Mai 1931 gel⸗ 
tenden Faſſung der RUBGO. ift die Frage nicht ausdrücklich geregelt 
worden. Immerhin beſtimmte aber 8 288 Abſ. 2 NAD. a. F., 
daß dem Steuerpflichtigen für den Fall ſeines Obſiegens im Steuer⸗ 
prozeß ſeine notwendigen Auslagen zu erſtatten ſeien, und daß ſich 
dabei die Koſten der Zuziehung eines Rechtsanwalts hinſichtlich ihrer 
Höhe nach der RAGEHD. richte. Aus dieſer Beſtimmung, die ihrem 
Wortlaut nach nichts für das Verhältnis zwiſchen Anwalt und Klien⸗ 
ten beſagte, ſondern nur für die Frage der Erſtattung zu gelten ſchien, 
zog man nun in ausdehnender Auslegung den Schluß, daß für die Au⸗ 
waltsgebühren auch dem Klienten gegenüber die RAGebd. maßgebend 
ſei. Dieſe Anſicht ift, ſoweit ich ſehe, nirgends beſtritten worden (vgl. 
z. B. Kloß: SW. 1921, 65 ff.; Walter⸗Joachim⸗Friedlaen⸗ 
der, NAGEHD., 8. Aufl., § 91 Bem. 42; Becker, RAbgdO., 6. Aufl., 
1928 8 288 Bem. 4). Sie iſt auch zu billigen, denn wenn dem 
Steuerpflichtigen ſeine durch die Zuziehung eines Rechtsanwalts ent⸗ 
ſtandenen Auslagen nach der RAGeb d. erſtattet werden ſollen, ſetzt das 
notwendigerweiſe voraus, daß ſich die Höhe dieſer Auslagen eben⸗ 
falls nach der NAGEHD. richtet, d. h. daß die letztere das Gebühren⸗ 
verhältnis des Steuerpflichtigen zu dem von ihm in Anſpruch genom⸗ 
menen Rechtsanwalt beſtimmt. 

Die Vorſchrift des 8 288 Abſ. 2 NAGGD. beſteht nun aber nicht 
mehr. An ihre Stelle iſt nach der jetzt geltenden Faſſung der RAbgd. 
vom 22. Mai 1931 (RGGBl. I, 161) der jetzige 8 316 RAbgd. getreten, 
der für die Frage der Erſtattung beſtimmt, daß dem Steuerpflichtigen, 
ſoweit ihm durch die Entſcheidung keine Koſten auferlegt ſind, nok⸗ 
wendige Auslagen zu erſetzen ſind. Daß für die Koſten eines Rechts⸗ 
anwalts, die zu dieſen „notwendigen Auslagen“ gehören, die RAchebO. 
anzuwenden fei, iſt nicht mehr ausdrücklich vorgeſchrieben. Im Gegen⸗ 
teil, 8316 S. 3 u. 4 RAbgO. beſtimmt über die durch Zuziehung 
eines Bevollmächtigten oder Beiſtandes entſtandenen Koſten nur in 
negativer Weiſe, daß derartige Koſten innerhalb eines beſtimmten 
Zeitraumes, vorläufig bis zum 31. März 1937, nicht mehr erſtattet 
werden. 

Die Tatſache, daß nunmehr im Gegenſatz zu der früheren Be⸗ 
ſtimmung des § 288 Abſ. 2 RAbgO. die RAcgebO. nicht mehr als 
Grundlage für den Erſtattungsanſpruch des Steuerpflichtigen vom 
Geſetz genannt wird, könnte zu dem Schluß verleiten, daß ſie dann 
auch für das Verhältnis zwiſchen Anwalt und Steuerpflichtigem nicht 
mehr maßgebend ſei. So wird denn auch von Criſolli in ſeinem 
1933 erſchienenen „Lehrbuch des Steuerrechts“ S. 261 der Stand⸗ 
punkt vertreten — allerdings ohne Begründung —, die Höhe der 
Gebühren für Anwälte richte ſich jetzt nach den landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften. Dieſe Anſicht iſt m. E. unrichtig. Sie wäre nur dann zu 
vertreten, wenn ſich aus der Anderung des früheren § 288 Abſ. 2 
RAbgO. der Wille des Geſetzgebers entnehmen ließe, daß für die 
Erſtattung der Koſten gegenüber dem Steuerpflichtigen nicht mehr, 
wie bisher, die RAGebO. maßgebend fein ſolle. Dafür gibt es aber 
keinen Anhaltspunkt. Eine Anderung des bisherigen Rechtszuſtandes 
in dieſer Richtung war für den Geſetzgeber auch nicht dringend, weil ja, 
wie geſagt, die Erſtattung von Koſten eines Bevollmächtigten vorläufig 
nicht mehr verlangt werden kann. Es iſt im Gegenteil anzunehmen, 
daß nach Ablauf des Zeitraumes, in welchem der Steuerpflichtige 
mit Rückſicht auf die beſchränkte Finanzlage des Reiches die Erſtat⸗ 
tung derartiger Koſten nicht verlangen kann, die durch die Zuziehung 
eines Rechtsanwalts entſtandenen Koſten nach wie vor gemäß der 
RAGEHD. erſetzt werden. Hätte eine Anderung des ſeitherigen Zu⸗ 
ſtandes in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen, ſo wäre dieſer Wille 
wohl unzweideutig in die Erſcheinung getreten. 

Dementſprechend iſt daran feſtzuhalten, daß für das Verhältnis 
zwiſchen Rechtsanwalt und Steuerpflichtigem wie bisher die RAchebD. 
maßgebend iſt (ebenfo — ohne Begründung — Spohr, Das Rechts⸗ 
mittelverfahren in Reichsſteuerſachen, 1932, S. 145). In welcher 
Weiſe die einzelnen Beſtimmungen der RAGeb O. für den uns inter⸗ 
eſſierenden Fall anzuwenden ſind, ſoll hier nicht näher ausgeführt 
werden; vgl. darüber Kloß: JW. 1921, 65 ff.; ferner Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender 8 91 Bem. 40 ff.). 

2. Die Erſtattung der Koſten, die durch Zuziehung eines Bevoll⸗ 
mächtigten oder Beiſtandes entſtanden ſind, kann nach dem bereits 
mehrfach erwähnten 8 216 S. 3 u. 4 RAbgO. vorläufig bis zum 
31. März 1937 nicht verlangt werden. Angeſichts dieſer Sparbeſtim⸗ 
mung wird es manchem Steuerpflichtigen ſchwer fallen, in ſeinen 
Steuerſachen den Weg zum Rechtsanwalt zu gehen. Um ſo erfreulicher 
iſt es, daß nach einem Gutachten des RF. (Großer Senat) vom 
9. Juli 1932 (StW. 1932, 1565) doch nicht ſchlechthin alle derarti⸗ 
gen Koſten nicht erſtattungsfähig find. Der R§ H. wendet vielmehr 
einen ähnlichen Grundſatz an, wie er im zivilrechtlichen Schadenserſatz⸗ 
recht als Vorteilsausgleichung bekannt iſt: ſolche Ausgaben, die der 
Steuerpflichtige perſönlich gemacht hätte, wenn er nicht durch einen 


Bevollmächtigten vertreten geweſen wäre, ſind trotz der Beſtimmung 
des 8316 S. 3 u. 4 erſtaktungsfähig. Hierunter fallen z. B. Aus⸗ 
lagen für Porto und Schreibkoſten, ebenſo aber auch Reiſekoſten des 
Bevollmächtigten zu auswärtigen Terminen, vorausgeſetzt nur, daß 
dieſe Koſten bei nicht engherziger Auslegung notwendig waren und 
daß ferner der Steuerpflichtige ſie ohne Inanſpruchnahme eines Be⸗ 
vollmächtigten in wenigſtens ebenſo großer Höhe gehabt hätte. 

Der NFH. betont dabei ausdrücklich, daß bei der hier in Be⸗ 
tracht kommenden Prüfung der Notwendigkeit einer Terminswahr⸗ 
nehmung nicht zu unterſuchen iſt, ob der Steuerpflichtige perſönlich 
zur mündlichen Vertretung ſeiner Sache geeignet geweſen wäre, ſo daß 
aus dieſem Grunde die Erſtattung der dem Vertreter entſtandenen 
Koſten nicht abgelehnt werden darf. 

Die weitere Frage, ob möglicherweiſe auch eine Erſtattung der 
eigentlichen Gebühren des Rechtsanwalts in Betracht kommt, wenn 
der Steuerpflichtige durch ſeine Zuziehung Auslagen anderer Art, etwa 
Reiſekoſten, erſpart hat, wird vom Ri. offengelaſſen. Ein ſolcher 
Fall würde z. B. gegeben ſein, wenn der Steuerpflichtige einen Be⸗ 
vollmächtigten am Sitze des Finanzgerichts mit feiner Vertretung be 
auftragt, natürlich vorausgeſetzt, daß im anderen Falle ſein perſön⸗ 
liches Erſcheinen im Termin zur zweckentſprechenden Rechtsverteidi⸗ 
gung notwendig geweſen wäre. M. E. iſt es nur folgerichtig, wenn 
man die Erſtattungsfähigkeit auch der eigentlichen Gebühren eines 
Bevollmächtigten für einen derartigen Fall bejaht. Entſcheidend kann 
immer nur ſein, ob dem Steuerpflichtigen erſtattungsfähige Aus⸗ 
lagen erwachſen wären, wenn er nicht einen Bevollmächtigten zugezogen 
hätte. Unter dem gleichen Geſichtspunkt wird man auch die von 
Becker: StW. 1932, 1063 im Anſchluß an das genannte Gut⸗ 
achten des RF. aufgeworfene Frage zu beantworten haben, ob 
auch dann ein Teil der Gebühren des Vertreters zu erſtatten iſt, wenn 
der Vertreter nicht am Sitze des Finanzgerichtes, ſondern am Wohn⸗ 
ſitz des Steuerpflichtigen wohnt und die Sache ſchriftlich bearbeitet: 
wäre es in dieſem Falle gerechtfertigt geweſen, daß der Steuerpflichtige 
zur perſönlichen Wahrnehmung des Termins zum Sitze des Finanz⸗ 
gerichtes gefahren wäre, ſo ſind die Gebühren des Vertreters in Höhe 
der ſonſt entſtandenen Reiſekoſten des Steuerpflichtigen zu erſtatten. 

Ger Aſſ. Dr. Alfred Wilke, Hamburg. 


Die Erinnerung gemäß 8 766 Abſ. 2 3p 0. gegen einen 
Roſtenanſay des Gerichtsvollziehers in Armenſachen 


I. 


Folgender Tatbeſtand: Einer Partei iſt einſchließlich der Zwangs⸗ 
vollſtreckung das Armenrecht bewilligt; ſie gibt dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher Auftrag, zu vollſtrecken, unterläßt es aber, ſich auf ihr 
Armenrecht zu berufen; der Gerichtsvollzieher verlangt infolgedeſſen 
von ihr einen Koſtenvorſchuß; dann verweiſt ſie den Gerichtsvollzieher 
auf ihr Armenrecht; dieſer weigert ſich, den Koſtenanſatz aufzuheben. 
Nunmehr kann die arme Partei gegen den Koſtenanſatz des Gerichts⸗ 
vollziehers Erinnerung einlegen; dieſe iſt gem. § 766 Abſ. 2 3 PO. 
zuläſſig und ſoweit der Beſchluß über die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts reicht, gem. § 115 Abſ. 1 Ziff. 1 ZPO., 8 21 GVollzGebO. 
begründet. Das ergibt der Wortlaut der angeführten Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen. Streitig iſt es aber, ob der armen Partei auch dann noch 
die Erinnerung gem. § 766 Abſ. 2 ZPO. zuſteht, wenn fie ben ver⸗ 
langten Vorſchuß bereits bezahlt hat. Die herrſchende Meinung ver⸗ 
neint dies; fie ſteht auf dem Standpunkt, daß die arme Partei in 
dieſem Falle ihren Anſpruch auf Rückzahlung auf dem Prozeßwege 
verfolgen muß (vgl. NG. v. 11. Dez. 1890: GruchBeitr. 35, 1197; 
Beſchluß des AG. Düſſeldorf: DGVollzZ. 1934, 26; Beſchluß des 
AG. Leipzig: D Vollz Z. 1924, 154; Stein⸗Jonas, 8 766 
Bem. I, 1; Sydow-Buſch, 8 766 Bem. 7). Dieſe Anſicht ver⸗ 
mag einer Nachprüfung nicht ſtandzuhalten. Sie hat ihren Urſprung 
in der angeführten RSEntſch. v. 11. Dez 1890. Dieſe enthält aber 
keine Begründung ihrer Stellungnahme. Sie begnügt ſich mit dem 
Satz: „Die Entſcheidung über eine ſolche Rückforderungsklage aber 
unterſteht nicht der Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts, ſondern. 
unterliegt dem ordentlichen Rechtsweg.“ Die Kommentare und die 
Gerichte, welche ſich der Anſicht des RG. angeſchloſſen haben, ſagen, 
daß ihre Auslegung dem Wortlaut und dem Sinn des $ 766 Abſ. 2 
FED. entſpräche. § 766 Abſ. 2 ZPO. ließe lediglich eine Erinnerung 
gegen den „Koſtenanſatz“, alſo gegen die Koſtenforderung ſelbſt und 
ihre Höhe zu, nicht aber könne ſie auf die Rückgabe bereits ge⸗ 
zahlter Koſten gehen. Dies iſt unricht!g. Weder der Wortlaut noch der 
Sinn bzw. der Zweck des $ 766 Abſ. 2 ZPO. fordern eine ſolche 
Auslegung. Wenn auch 8 766 Abſ 2 ZPO. nur von in „Anſatz“ 
gebrachten Koſten ſpricht, ſo kann es für die Zuläſſigkeit der Er⸗ 
innerung doch keinen Unterſchied machen, ob die in „Anſatz“ ge⸗ 
brachten Koſten bereits gezahlt ſind oder nicht. In beiden Fällen 
rügt der Erinnernde, daß ihm zu Unrecht Koſten in „Anſatz“ ge⸗ 
bracht ſind. Er will in Wahrheit auch in dem letzten Falle den Koſten⸗ 
anſatz ſelbſt beſeitigen, womit dann der Koſtenanſpruch des Gerichts⸗ 
vollziehers ohne weiteres entfällt, weil ihm die Rechtsgrundlage ent⸗ 
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zogen wird. Der Unterſchied in beiden Fällen liegt nun darin, daß in 
dem einen Fall der Erinnernde die in Anſatz gebrachten Koſten nicht 
zahlen will, während er in dem andern Falle die in Anſatz gebrachten 
Koſten zurückerhalten will. Dieſe äußere Verſchiedenheit rechtfertigt 
eine andere Behandlung des letzten Falles nicht, ſo daß auch bei ihm 
die Erinnerung gem. $ 766 Abſ. 2 ZPO. zugelaſſen werden muß. 
Dieſe Auslegung ſteht auch allein mit dem Zweck des $ 766 Abſ. 2 
ZPO. in Einklang, der die auftauchenden Koſtenfragen in der 
Zwangsvollſtreckung dem ſchnellen Beſchlußverfahren unkerſtellt, das 
allein ihrer Eigenart gerecht wird. Denn wollte man die Parteien auf 
den Prozeßweg verweiſen, fo würde man fie in einen Rechtsſtreit 
drängen, in dem durch die Schwierigkeiten der auftauchenden Rechts⸗ 
fragen Aufwand und Zeit häufig nicht annähernd im Verhältnis zu 
dem Objekt ſtehen werden, ein Ergebnis, das gerade mit unſeren 
heutigen Rechtsanſchallungen nicht mehr im Einklang zu bringen ift. 

Eine andere Frage iſt, wann die Erinnerung Erfolg haben kann. 
Dies wird nur dann der Fall ſein, wenn der Gerichtsvollzieher, etwa 
bei zweifelhafter Rechtslage, von der Partei einen Vorſchuß einfor⸗ 
derte, obwohl ſie auf ihr Armenrecht hinwies, und die Partei zahlte, 
um keine Rechtsnachteile zu haben. Gab aber eine Partei ihren Auf⸗ 
trag, ohne ſich auf das Armenrecht zu berufen, und zahlte ſie dann 
den geforderten Vorſchuß ohne weiteres ein, ſo ſteht ihr kein Rück⸗ 
forderungsanſpruch zu. Denn in ihrem Verhalten muß einmal ein 
Verzicht auf das Armenrecht erblickt werden, weil fie es nicht geltend 
machte, womit fie gleichzeitig kundtat, daß fie wirtſchaftlich in der 
Lage war, die Gebühren zu zahlen. Damit entfallen die Voraus⸗ 
ſetzungen der vorläufigen Gebührenfreiheit aus 88 114, 115 ZPO.; 
denn die Bewilligung des Armenrechts ſoll einer Partei trotz ihrer 
Armut die Rechtsverfolgung ermöglichen; ſie ſoll aber nicht eine 
Partei ohne Rückſicht auf ihre eigene wirtſchaftliche Leiſtungsfähig⸗ 
neh ſchlechthin von jeder Gebühr auf Koſten der Gemeinschaft frei⸗ 
tellen. 

GerAſſ. Dr. Luppriau, Kiel. 


. 

In der erften Frage, ob die Berechtigung des Gerichtsvollziehers 
zur Erhebung eines Gebühren- oder Auslagenvorſchuſſes im Wege der 
Erinnerung zur Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts gebracht wer⸗ 
den kann, kann ich den vorſtehenden Ausführungen nur beitreten. 
„In Anſatz gebracht“ heißt nichts weiter als „erfordert“. Daß nur 
ee Beträge und nicht auch Vorſchüſſe „in Anſatz gebracht“ 
werden könnten, iſt weder aus dem Wortlaut noch aus dem Sinn des 
8 766 Abſ. 2 ZPO. zu entnehmen. Für den Bereich des 8 4 GG., 
der ebenfalls die Erinnerung gegen den „Anſatz“ von Gebühren und 
Auslagen vorſieht, hat wohl niemals ein Zweifel darüber beſtanden, 
daß die Vorſchrift ſowohl endgültige Koſtenbeträge wie Vorſchüſſe 
deckt. Etwas Abweichendes für den Bereich des § 25 GVollzGebO. 
und der ſich ſachlich damit deckenden Vorſchrift des 8 766 Abſ. 2 
ZPO. anzunehmen, wäre durchaus willkürlich. Für die Frage der Er⸗ 
innerung gegen einen Koſtenanſatz iſt es ferner unerheblich, ob der 
angeforderte Betrag bereits bezahlt iſt oder nicht — auch dies ſteht 
für die Gerichtskoſten außer Streit, und es beſteht kein einleuchten⸗ 
der Grund, etwa für den Bereich der Gerichtsvollziehergebühren 
etwas anderes anzunehmen. Die alte RGEntſch.: Gruch. 35, 1197 
ſtammt aus einer Zeit, wo das Verhältnis zwiſchen der Partei und 
dem Gerichtsvollzieher noch als bürgerlich⸗rechtlicher Vertrag auf⸗ 
gefaßt wurde, während jetzt das Verhältnis zutreffend und ganz über⸗ 
wiegend als öffentlich-rechtlich angeſehen wird. Wenn Kommentare und 
manche Entſcheidungen an der ſeinerzeit vom RG. ausgeſprochenen 
Anſicht gleichwohl feſtgehalten haben, ſo beruht dies offenſichtlich nur 
darauf, daß man in dieſer Sonderfrage nicht die entſprechenden 
Folgerungen aus dem Wandel der grundſätzlichen Auffaſſung ge⸗ 
zogen hat. 

Wie nun — eine wohl kaum praktiſch werdende Frage —, 
wenn ſich der Gerichtsvollzieher weigern ſollte, den ihm im Er⸗ 
innerungs⸗ bzw. Beſchwerdewege abgeſetzten Vorſchuß zu erſtatten? 
Hier iſt zu unterſcheiden; erhebt der Gerichtsvollzieher, wie in den 
meiſten Ländern, die Gebühren und damit auch die Vorſchüſſe auf 
Grund landesrechtlicher Regelung gem. § 27 Nr. 2 GVollzGeboO. 
für die Staatskaſſe, ſo iſt die Rückerſtattung, ebenſo wie die zuviel 
gezahlten Gerichtskoſten, eine Koſtenangelegenheit, die ſich ausſchließ⸗ 
lich im Verwaltungswege vollzieht. Erhebt dagegen der Gerichtsvoll⸗ 
zieher die Gebühren und Vorſchüſſe — wie z. B. der preußiſche No⸗ 
tar — für eigene Rechnung, fo bildet der auf die Erinnerung gegen 
den Vorſchußanſatz ergangene vollſtreckungsgerichtliche Beſchluß aller⸗ 
dings keinen Vollſtreckungstitel gegen ihn. Hier würde alſo, wenn 
auch der Weg des dienſtaufſichtlichen Eingreifens nicht zum Ziele 
führen ſollte, theoretiſch als letztes die Rückforderungsklage, geſtützt 
auf den gem. 8 766 Abſ. 2 ergangenen vollſtreckungsgerichtlichen 
Beſchluß, gegeben ſein. Eine gewiſſe Parallele für eine derartige Klage 
wäre die Gebührenrückforderungsklage gegen den Anwalt, die der 
Mandant auf eine ſpätere gerichtliche Herabſetzung des Streit⸗ 
wertes ſtützt. 


In der zweiten, mehr materiellrechtlichen Frage, ob die Partei, 
die trotz des ihr zuſtehenden Armenrechts den vom Gerichtsvollzieher 
erforderten Vorſchuß gezahlt hat, ſich noch mit Erfolg gegen den 
Vorſchußanſatz wenden kann, möchte ich allerdings die oben ent⸗ 
wickelte Auffaſſung, die den Verzichtsgedanken verwertet, nicht teilen. 
Wenn die arme Partei den vom Gerichtsvollzieher erforderten Vor⸗ 
ſchuß bezahlt, ſo tut ſie es doch entweder, weil ſie ſich rechtsunkundig 
dazu verpflichtet glaubt, oder weil ſie die Sache nicht durch vor⸗ 
herige Rückfrage oder Erinnerung aufhalten will. Der Gedanke, auf 
die ſich aus dem Armenrecht ergebenden Vergünſtigungen verzichten 
zu wollen, dürfte der Partei wohl ſtets völlig fernliegen. Auch die 
Betrachtung, die Partei habe durch die Vorſchußleiſtung gezeigt, das 
ſie zur Zahlung wirtſchaftlich in der Lage ſei, und damit gewiſſer⸗ 
maßen inſoweit die Vergünſtigung verwirkt, ſcheint mir in der Luft 
zu ſchweben: ſolange der Partei nicht das Armenrecht entzogen iſt, 
bleibt ſie in deſſen Genuß, und dazu gehört auch die vorläufige Frei⸗ 


ſtellung von den Gerichtsvollziehergebühren. 
MinR. Dr. Jonas, Berlin, 


Einfluß eines Vergleichs in der Veſchwerdeinſtanz 
auf den Zuſchlagsbeſchluß 


Wenn nach Beginn der Verſteigerung der Schuldner oder ein 
ablöſungsberechtigter Dritter den Glaubiger befriedigt und die er⸗ 
forderlichen Koſten erſtattet, iſt das Verfahren einzuſtellen (8 75 Zw⸗ 
Verſtc h.). Die Zahlung iſt jedoch nur bis zur Verkündung des Zu⸗ 
ſchlages zuläſſig, und erfolgt ſie nach dem Schluß der Verſteigerung, 
ſo kann die Einſtellung nur noch im Wege der Zuſchlagsverſagung 
geſchehen ($ 33 ZwvVerſtcß.; Jaeckel⸗Güthe, Anm. 2 zu 8 75). 
Nach Verkündung des Zuſchlages kann die Zahlung nicht mehr be⸗ 
achtet und auch nicht mit der Beſchwerde gegen den Zuſchlag geltend 
gemacht werden (Jaeckel⸗Güthe, Aum. 1 zu § 33). In ſolchem 
Falle bleibt dem Schuldner nur übrig, mit dem dazu bereiten, als 
Beſchwerdegegner zugezogenen Erſteher in der Veſchwerdeinſtanz einen 
Vergleich dahin zu ſchließen, daß der Erſteher auf die Rechte aus 
dem Zuſchlagsbeſchluß verzichtet und der Schuldner die Koſten über⸗ 
nimmt. Durch den Vergleich als ſolchen wird aber der einmal er⸗ 
laſſene Zuſchlagsbeſchluß noch nicht beſeitigt. Denn dieſer äußert 
ſeine Wirkſamkeit, ſofern er nicht im Beſchwerdewege rechtskräftig 
aufgehoben wird (8 90 ZuVerſtc᷑.). Es handelt ſich hier um einen 
Staatsakt, der nicht durch Parteiverzicht, ſondern nur wieder durch 
einen Staatsakt aus der Welt geſchafft werden kann. Das geht hier 
nur ſo, daß der Schuldner den bereits erwähnten, das Beſchwerde⸗ 
verfahren nicht erledigenden Vergleich nunmehr zum Gegenſtand ſeiner 
aufrechtzuerhaltenden Beſchwerde macht (8 570 ZPO.). Das Be- 
ſchwerdegericht iſt ſo in der Lage, den Zuſchlag zu verſagen, da der 
Zuſchlag an jemanden, der auf die Rechte aus ihm verzichtet hat, ſich 
nicht mehr aufrechterhalten läßt. So gelangt man zu einem den 
Intereſſen der Beteiligten gerechtwerdenden Ergebnis und vermeidet 
das „summum jus summa injuria“ vergangener Zeiten. 


LG R. Dr. Seibert, Berlin. 


Kann der Schuldner nach Abgabe einer Verſicherung 
gemäß 8 19 d Vollruotpo. Widerſpruch gegen die Per- 
pflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides erheben? 


I. 


Wenn ein Schuldner, bei dem die Vollſtreckung fruchtlos aus⸗ 
gelaufen iſt, gem. §S 19d VD. v. 26. Mai 1933 die Leiſtung des 
Offenbarungseides durch Abgabe einer Verſicherung abzuwenden ver⸗ 
ſucht hat, ſo fragt es ſich, ob er, wenn nachträglich auf Antrag des 
Gläubigers die Eidesleiſtung zur Herbeiführung einer wahrheits⸗ 
gemäßen Angabe ſeines Vermögens angeordnet wird, noch Widerſpruch 
gegen die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides erheben 
kann. Die Frage wird von Stein⸗Jonas ($ 900 Ben. IVa) 
ohne weitere Begr. bejaht, während die Beſchwa. des LG. Berlin die 
Frage verneint (vgl. JW. 1934 „2798 5). 5 

Mit Rückſicht darauf, daß die im 8 19 d der fraglichen VO. 
getroffene Regelung durch Abſchn. 1 Art. 2 Gef. v. 24. Okt. 1934 
(RGBl. 1070) „bis auf weiteres“ Geltung behält, und weiter mit 
Rückſicht auf die Folgen, die ſich an die verſchiedene Beantwortung 
der Frage knüpfen — unbedingte Aufnahme des Schuldners in das 
Schuldnerverzeichnis oder die Möglichkeit ihrer Abwendung —, er⸗ 
ſcheint es angebracht, zu der Frage eingehender Stellung zu nehmen. 
Dies um ſo mehr, als die Bedeutung der Rſpr. der Spezialkammer 
des LG. Berlin für die Bildung der Rechtsanſicht anderer Gerichte 
nicht unterſchätzt werden darf und, wie die nachſtehenden Ausfüh⸗ 
rungen zeigen werden, ſchlechthin nichts für die Richtigkeit der Anſicht 
des OG. Berlin ſpricht. 

Das LG. führt zur Begr. ſeiner Anſicht aus, daß die Erhebung 
des Widerſpruches begrifflich nur vor der Eidesleiſtang möglich fei. 
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Wenn der Schuldner aber die Verſicherung abgegeben habe, dann habe 
er den Eid ſchon in der „Form“ der Verſicherung geleiſtet. Das LG. 
geht demnach davon aus, daß Offenbarungseid und Verſicherung 
weſensmäßig dasſelbe ſeien, daß die Verſicherung nur eine andere 
Form des Eides ſei. Dieſer Ausgangspunkt iſt aber unzutreffend. 

Eine Verſicherung iſt ſchon begrifflich nicht eine Form des Eides. 
Verſicherung und Eid ſind Formen der Behräftigung der Richtigkeit 
einer Angabe, neben welche noch die eidesſtattliche und ehrenwörtliche 
Verſicherung treten. Als verſchiedene Formen der Bekräftigung ſind 
ſie nebeneinander geordnet, nicht aber umfaßt der Eid als Oberbegriff 
die Verſicherung in ſich. Daß Verſicherung und Eidesleiſtung neben⸗ 
einanderſtehen, folgt ſchon aus der Faſſung des Geſetzes. Während das 
Geſetz im §S 19d Abſ. 2 ausdrücklich erklärt, daß die Abgabe der Ver⸗ 
ſicherung zur „Abwendung“ der Eidesleiſtung erfolge, würde, wenn 
die Auffaſſung des LG. zuträfe, die Eidesleiſtung doch erfolgen, ledig⸗ 
lich in anderer „Form“. Das Geſetz ſpricht eindeutig aus, daß mit 
Abgabe der Verſicherung die Eidesleiſtung abgewendet wird. Es geht 
dann aber nicht an, im Wege einer durch nichts gerechtfertigten Fil⸗ 
tion die taſtächlich und begrifflich verſchiedenen Handlungen — Ver⸗ 
ſicherung und Eidesleiſtung — einander gleichzuſtellen und damit 
das Ergebnis zu gewinnen, daß letztlich der Schuldner die Eides⸗ 
leiſtung nicht abwendet. Sind aber Verſicherung und Eidesleiſtung 
nicht ein und dasſelbe, dann ſteht begrifflich nichts im Wege, 
nach Abgabe der Verſicherung und vor der eigentlichen Eidesleiſtung 
einen Widerſpruch zuzulaſſen; denn der Widerſpruch des Schuldners 
richtet ſich nicht gegen die Offenbarung ſeines Vermögens, dieſe iſt 
ja ſchon mit der Abgabe der Verſicherung erfolgt, ſondern der Wider⸗ 
ſpruch richtet ſich lediglich gegen die Verpflichtung zur Eidesleiſtung. 

Gegen die vom LG. Berlin vorgenommene Gleichſtellung von 
Verſicherung und Eidesleiſtung ſprechen aber noch eine Reihe weiterer 
Geſichtspunkte. 

Als bei Schaffung der ZPO. der Geſetzgeber mit der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung des Ofſenbarungseides die Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis verband, konnte er mit Recht davon ausgehen, 
daß Zahlungsunfähigkeit in der Regel zumindeſt auf einem dem 
Schuldner moraliſch zuzurechnenden Verſchulden beruhte. Die Wirt⸗ 
ſchaftskriſe der letzten Jahre hat aber Zahlungsunfähigkeit auch bei 
ſolchen Perſonen in weitem Umfange hervorgerufen, die in jeder Hin⸗ 
ſicht ordentlich gewirtſchaftet haben. Hierbei handelte es ſich um 
Opfer der allgemeinen Not des Volkes. Dieſe Tatſache ließ es nicht 
mehr angebracht erſcheinen, mit der Pflicht zur Offenbarung des Ver⸗ 
mögens regelmäßig auch die diffamierende Folge der Eintragung in 
das Schuldnerverzeichnis zu verbinden ). Die Tatſache, daß der 
Schuldner nur dann die Eidesleiſtung durch die Verſicherung abwen⸗ 
den kann, wenn er keinen Widerſpruch eingelegt hat, zeigt, daß die 
Vorſchr. im weſentlichen auf den gutwilligen Schuldner zugeſchnitten 
iſt, der ſich dem Gläubiger offenbaren will und etwaige Bedenken 
gegen feine Verpflichtung zur Offenbarung freiwillig zurückſtellt. 
Dafür, daß der Schuldner dieſe Bedenken zurückſtellt, entgeht er aber 
der diffamierenden Wirkung der Leiſtung des Eides. Durch dieſe 
Regelung wollte der Geſetzgeber bewußt einem in den letzten Jahren 
immer mehr hervorgetretenen Übelſtande abhelfen. Das Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren war ſeinem wirklichen Zwecke, pfändbare Vermögens- 
ſtücke des Schuldners dem Gläubiger zur Kenntnis zu bringen, immer 
mehr entfremdet worden. Das Offenbarungseidsverfahren wurde mit 
Rückſicht auf die für den Kredit des Schuldners abträglichen Folgen 
der Eintragung in das Schuldnerverzeichnis lediglich als Druckmittel 
benutzt. Nur fo war es zu erklären, daß Offenbarungseidsverfahren 
gegen notoriſch vermögensloſe Perſonen eingeleitet wurden. Mit Rück- 
ſicht auf dieſe Folgen war es aber auch verſtändlich, daß Schuldner, 
die grundſätzlich bereit waren, ihr Vermögen zu offenbaren, alle irgend⸗ 
wie möglichen Rechtsbehelfe erſchöpften, um im Laufe des ſo in die 
Länge gezogenen Offenbarungseidsverfahrens den Gläubiger vielleicht 
doch noch befriedigen zu können. Die Folge davon war eine außer⸗ 
ordentliche Verlangſamung der Offenbarungseidsverfahren und eine 
Geſchäftshäufung bei den Gerichten durch unbegründete Widerſprüche 
und Beſchwerden. Dieſen Mißſtänden wollte $ 19 d VollſtrNotV O. ab⸗ 
helfen, indem er durch den Fortfall der diffamierenden Folgen bei 
der Vermögensoffenbarung durch Verſicherung den Schuldner veran⸗ 
laſſen wollte, auch ihm etwa begründet erſcheinende Bedenken gegen 
ſeine Verpflichtung zur Vermögensoffenbarung hintanzuſtellen. 

Würde man nun aber mit dem LG. Berlin an die Abgabe der 
Verſicherung die Folge knüpfen, daß damit zugleich die Verpflichtung 
zur Leiſtung des Offenbarungseides dem Grunde nach rechtskräftig 
feſtſteht, ſo dürfte damit der Zweck des Geſetzes vereitelt werden. 
Der Schuldner wird nunmehr ſeine Verpflichtung zur Abgabe der 
Verſicherung mit derſelben Intenſität beſtreiten, wie er dies früher der 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides gegenüber getan hat. 

Schließlich ſei noch auf folgendes Bedenken hingewieſen. Wenn 
ein anderer Gläubiger als der, der die Abgabe der Verſicherung her⸗ 
beigeführt hat, gem. 8 19d Abſ. 4 die Ableiſtung des Eides bean⸗ 
tragt, ſo würde nach der vom LG. Berlin vertretenen Anſicht der 


1) Jonas⸗Pohle, Zwangsvollſtreckung, Notrecht, 8. Aufl., 
S. 115. 


Schuldner dieſem gegenüber ebenfalls keinen Widerſpruch mehr erheben 
können. Dieſes Ergebnis erſcheint völlig unannehmbar. Hier beſtände 
die rechtliche Möglichkeit, daß ein Gläubiger die Ableiſtung des 
Offenbarungseides mit ſeinen Folgen erzwingt, dem der Schuldner 
andernfalls mit Erfolg entgegentreten könnte. 

Unter Berückſichtigung aller dieſer Umſtände wird man zu dem 
Ergebnis kommen muſſen, daß der Schuldner auch noch nach Abgabe 
der Verſicherung ſeine Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides im Wege des Widerſpruchs beſtreiten kann. 


GerAſſ. Kurt Lorenz, Berlin. 


II. = 


Die Kritik, die der vorſtehende Aufſatz an der S. 2798 ab⸗ 
druckten Entſch. des LG. Berlin v. 7. Sept. 1934 übt, erſcheint be⸗ 
rechtigt. Schon rein logiſch iſt es ein Widerſpruch, wenn das LG. 
einerſeits erklärt, der Eid ſei in der Form der Verſicherung ſchon 
geleiſtet, während doch andererſeits das VollſtrGer, erſt darüber zu 
entſcheiden hat, ob die Eidesleiſtung erforderlich iſt und nur dieſe, 
nicht ſchon die Abgabe der Verſicherung, die Eintragung in die Schuld⸗ 
nerliſte zur Folge hat. Gewiß bedeutet die Abgabe der Verſicherung 
einen Erſatz für die Eidesleiſtung, und deshalb kann der Schuldner, 
wenn er ſeine Verpflichtung zur Eidesleiſtung beſtreitet, den Wider⸗ 
ſpruch aus § 900 auch dazu benützen, um die Abgabe der Verſiche⸗ 
rung abzuwenden. Daraus kann indeſſen nicht gefolgert werden, daß 
der Schuldner, wenn er den Widerſpruch nicht bereits in dieſem Zeit⸗ 
punkt einlegt, das Recht hierzu verliert. Denn nur in den Fällen, 
in denen vom Schuldner nichts als die Verſicherung gefordert wird, 
iſt das Verfahren mit der Abgabe der Verſicherung beendet. Wird 
dagegen die Eidesleiſtung gefordert, ſo ſtellt ſich heraus, daß das Ver⸗ 
fahren durch die Verſicherung allein noch nicht abgeſchloſſen iſt, und es 
iſt nicht abzuſehen, warum nicht das Widerſpruchsrecht nunmehr noch 
gegen die Eidesleiſtung ſelbſt, die für den Schuldner weit folgen⸗ 
reicher iſt, als die Verſicherung geltend gemacht werden kann; ebenjo 
wie ſogar ein Zeuge, der ſeine Ausſage ſchon gemacht hat, auf 
Grund ſeines Zeugnisverweigerungsrechtes noch die Eidesleiſtung 
verweigern kann (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. III zu 8 392 3P O.). 
Vor allem hat aber der vorſtehende Aufſatz ganz mit Recht hervor⸗ 
gehoben, daß nur bei der hier vertretenen Auffaſſung der Zweck der 
Neuregelung erreicht werden kann. Denn ſie will, ähnlich, wie es 
der Entw. der ZPO. von 1931 vorſieht, das Offenbarungseidsver⸗ 
fahren ſeinem eigentlichen Zweck der Vermögensermittelung zuführen 
und deshalb für den Regelfall den Schuldner vor den diffamierenden 
Folgen, die dieſes Verfahren bisher hatte, bewahren und ihm den 
Antrieb zur Erhebung eines Widerſpruchs nehmen. Deshalb hat ja auch 
die Erhebung eines erfolglos gebliebenen Widerſpruchs andererſeits den 
Verluſt der Möglichkeit, die Eidesleiſtung durch Abgabe uneidlicher 
Verſicherung abzuwenden, zur Folge. Mit dieſer Regelung wäre es 
unvereinbar, wenn ein Schuldner, der zuerſt, ohne dem Gläubiger 
Schwierigkeiten zu machen, die Verſicherung abgegeben, alſo ganz im 
Siune des Geſetzes gehandelt hat, dafür durch den Verluſt des Wider⸗ 
ſpruchsrechts geſtraft würde (vgl. a. Jonas, Zwangsvollſtreckungs⸗ 
notrecht, 9. Aufl., S. 125). 

Min Dir. Dr. Volkmar, Berlin. 


Gleichſchaltung von Vereinen unter Einführung des 
Führerprinzips 


Die Gleichſchaltung von Vereinen unter Einführung des Führer⸗ 
prinzips enthält in den weitaus meiſten Fällen, beſonders bei Vor⸗ 
handenſein eines mehrgliedrigen Vorſtands, nicht nur einen Wechſel 
in der Perſon der bisherigen Vorſtandsmitglieder, ſondern auch eine 
Satzungsänderung. Bei ſolcher Gleichſchaltung ſind daher folgende for⸗ 
mellen Erforderniſſe einer wirkſamen Satzungsänderung zu beachten: 
1. Die nach dem Geſetz und meiſt auch nach der Satzung des Vereins 

für Satzungsänderungen zuſtändige Mitgliederverſammlung (88 32 f., 
40 BGB.) muß in der ſatzungsmäßig vorgeſchriebenen Form — 
ſchriftliche Einladung, Bekanntmachung in Tageszeitungen uſw. — 
berufen werden !). 

2. Bei der Berufung muß der Gegeuſtand der Beſchlußfaſſung be⸗ 
zeichnet werden (8 32 12) 1) — etwa: „Satzungsänderung“, „Eine 
führung des Führerprinzips“, „Gleichſchaltung des Vereins“; da⸗ 
gegen m. E. nicht ausreichend: „Neuwahl des Vorſtands“ —. 

3. Die Mitgliederverſammlung muß von der hierfür zuſtändigen Stelle 
einberufen werden 1). Das iſt mangels einer abweichenden Satzungs⸗ 
beſtimmung und meiſt auch nach ausdrücklicher Anordnung der 
Satzung der Vorſtand. Er iſt zur Einberufung einer ſolchen Mit⸗ 
gliederverſammlung dem Verein gegenüber verpflichtet, weil das 


1) Von der Entbehrlichkeit dieſer Erforderniſſe bei Anweſenheit 
ſämtlicher Mitglieder (Univerſalverſammlung) wird hier abgeſehen. 


63. Jahrg. 1934 Heft 50] 
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Intereſſe des Vereins die Einführung des Führerprinzips erfordert 
(8 36). 

Die ſeitherigen Vorſtandsmitglieder können jedoch eine Mit⸗ 
gliederverſammlung nicht mehr einberufen, wenn ſie ſchon von ſich 
aus rechtswirkſam aus dem Vorſtand ausgeſchieden ſind (vgl. 
Dertmann, Allg. T., 1927, 827 Anm. 3g), oder ihre Be⸗ 
ſtellung durch das Beſtellungsorgan oder die ſonſt nach der Satzung 
hierfür zuſtändige Stelle bereits widerrufen worden iſt (8 27 ID. 
Vielfach weigern ſich auch die noch im Amt befindlichen Vorſtands⸗ 
mitglieder, eine Mitgliederverſammlung einzuberufen, und oft iſt 
ihr Aufenthalt auch unbekannt, oder ſind ſie aus ſonſtigen tatſäch⸗ 
lichen Gründen an der Einberufung der Verſammlung verhindert. 

In ſolchen Fällen ſind die zur Einberufung der Mitglieder⸗ 
verſammlung erforderlichen Vorſtandsmitglieder auf Antrag eines 
Beteiligten — etwa eines Vereinsmitglieds — nach 8 29 BGB. 
durch das Gericht zu beſtellen. 

Falls die noch im Amt befindlichen Vorſtandsmitglieder dem 
Verlangen der notwendigen Zahl von Vereinsmitgliedern ($ 37 J) 
auf Einberufung einer Mitgliederverſammlung zwecks Gleichſchal⸗ 
tung des Vereins nicht nachkommen, kann das Gericht nach 8 37 II 
auch dieſe Vereinsmitglieder zur Berufung der Verſammlung er⸗ 
mächtigen. In entſprechender Anwendung dieſer Vorſchrift halte ich 
eine ſolche Ermächtigung auch dann für zuläſſig, wenn die erforder⸗ 
liche Zahl von Vereinsmitgliedern die Einberufung einer Mitglieder⸗ 
verſammlung zwecks Einführung des Führerprinzips wünſcht, und 
die Vorſtandsmitglieder an der Einberufung tatſächlich verhindert 
find, oder ihr Aufenthalt unbekannt iſt, oder ein zur Berufung 
der Verſammlung berechtigter Vorſtand (infolge Amtsniederlegung, 
Abberufung uſw.) nicht mehr vorhanden iſt. 

4. Die Mitgliederverſammlung iſt — mangels abweichender Satzungs⸗ 
beſtimmung — durch den (evtl. kommiſſariſchen) Vorſtand zu leiten, 
und zwar bei mehrgliedrigem Vorſtand durch den erſten Vorſitzenden, 
im Falle ſeiner Verhinderung durch ſeinen Stellvertreter. Bei Er⸗ 
mächtigung einer Minderheit von Vereinsmitgliedern zur Ein⸗ 
berufung der Verſammlung hat das Gericht zugleich zu beſtimmen, 
wer den Vorſitz in der Verſammlung führt (837 II). 

Die Mitgliederverſammlung kann jedoch jederzeit einen anderen 
Verſammlungsleiter beſtellen (vgl. Oertmann 832 Anm. 2). 
Eine ſolche Beſtellung iſt m. E. darin zu ſehen, daß die anweſen⸗ 
den Vereinsmitglieder die Leitung der Verſammlung durch jemand 
anderes als den Vorſtand oder die ſonſt für die Verſammlungs⸗ 
leitung in der Satzung vorgeſehene oder vom Gericht nach 8 37 II 
beſtimmte Perſon — etwa durch das als künftigen Führer des 
Vereins in Ausſicht genommene Vereinsmitglied — ſtillſchweigend 
zulaſſen. 

Zur Einführung des Führerprinzips bedarf es dann eines aus⸗ 
drücklichen und mit ſatzungsändernder Mehrheit (88 33, 40) gefaßten 
Beſchluſſes, durch den insbeſ. die Beſtimmungen der bisherigen Satzung 
über die Beſtellung und Zuſammenſetzung des Vorſtands meiſt neu 
gefaßt werden müſſen. 

Die Gleichſchaltung des Vereins unter Einführung des Führer⸗ 
prinzips iſt ein wichtiger Grund für den nach 8 27 I 1 BGB. jeder⸗ 
zeit zuläſſigen Widerruf der Beſtellung des noch im Amt befindlichen 
und auch in der Mitgliederverſammlung nicht wirkſam zurückgetretenen 
ſeitherigen Vorſtands (vgl. auch § 27 II 2). Bei Vorliegen eines wich⸗ 
tigen Grundes iſt nun m. E. die Mitgliederverſammlung zur Ab⸗ 
berufung des Vorſtands ſelbſt dann berechtigt, wenn ſatzungsmäßig 
die Beſtellung und (oder) das Widerrufsrecht einer anderen Stelle zu⸗ 
ſteht. Sie kann m. E. auch jemand anderes ermächtigen, dieſes Recht 
auszuüben. Eine derartige Ermächtigung ſehe ich darin, daß die Ver⸗ 
ſammlung die Beſtellung des Vorſtands (Vereinsführer) auf Grund 
der geänderten Satzung einer anderen Stelle als derjenigen überträgt, 
die gemäß der alten Satzung für den Widerruf der Beſtellung des 
Vorſtands zuſtändig war. Aus Anlaß der Einführung des Führer⸗ 


R. 39. 34. 
Umdr. Nr. 101. 34. 


Betrifft: Anmeldung und Anbietung von Gebührenforde⸗ 
rungen gegen Ausländer. 


In einer Bek. v. 15. Mai 1934 (UmdrNr. 46/34: JW. 1934, 
1332) hatten wir darauf hingewieſen, daß nach der 8. Durchf VO. 
z. VO. über Deviſenbewirtſchaftung v. 17. April 1934 (RGBl. 313) 
Gebührenforderungen gegen Ausländer der Reichsbank anzubieten 
find, ſobald die Höhe der Forderung in ihrer Geſamtheit eud⸗ 
gültig feſtſteht. Am Schluſſe der Bekanntmachung hatten wir der 
Meinung Ausdruck gegeben, daß Vorſchüſſe mit dem Zeitpunkt 


prinzips können daher ſtets die Mitgliederverſammlung und die in 
der geänderten Satzung für die Berufung des Vereinsführers zu⸗ 
ſtändige Stelle die Beſtellung des ſeitherigen Vorſtands widerrufen. 
Dieſer Widerruf braucht, um gültig zu ſein, nicht notwendig aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen (vgl. RG.: LZ. 1921, 744) oder den bis⸗ 
herigen Vorſtandsmitgliedern mitgeteilt zu werden (vgl. Bertmann 
827 Anm. 3f.). Ein wirkſamer ſtillſchweigender Widerruf liegt m. E. 
ſtets in der Beſtellung des neuen Vereinsführers durch die nach der 
geänderten Satzung zuftändigen Stelle. Unterläßt dagegen die hierfür 
etwa zuſtändige Mitgliederverſammlung die ſofortige Beſtellung eines 
Vereinsführers oder überträgt ſie in der neuen Satzung das Recht 
zur Beſtellung des Vereinsführers einer anderen Stelle, ohne den 
ſeitherigen Vorſtand abzuberufen, dann bleibt dieſer — bis zu ſeiner 
ſpäteren wirkſamen Abberufung oder Amtsniederlegung und längſtens 
bis zur Beſtellung des neuen Vereinsführers — einſtweilen im Amt. 
Unzuträglichkeiten werden ſich aus ſeiner Amtsfortdauer praktiſch wohl 
deshalb nicht ergeben, weil die Mitgliederverſammlung ſo nur in den 
Fällen verfahren wird, in denen der ſeitherige Vorſtand vertrauens⸗ 
würdig und gewillt iſt, die Geſchäfte des Vorſtands vorläufig weiter⸗ 
zuführen. 

Solange hiernach das Amt des ſeitherigen Vorſtands fortdauert 
— was niemals über den Zeitpunkt der Beſtellung des neuen Vereins⸗ 
führers auf Grund der geänderten Satzung hinaus der Fall iſt —, 
kann dieſer auch die beſchloſſene Satzungsänderung zur Eintragung ins 
Vereinsregiſter anmelden. Andernfalls kann dies nur der auf Grund 
der neuen Satzung beſtellte oder noch zu beſtellende Vereinsführer. 
Er iſt nicht etwa deshalb zur Anmeldung nicht berechtigt, weil die 
Satzungsänderung und ſomit auch ſeine Beſtellung zum Vereinsführer 
auf Grund der geänderten Satzung erſt mit Eintragung der Satzungs⸗ 
änderung ins Vereinsregiſter wirkſam wird; denn durch dieſe Ein⸗ 
tragung wird die Satzungsänderung und daher auch die Beſtellung 
des Vereinsführers rückwirkend in dem Zeitpunkt der Beſchlußfaſſung 
über die Satzungsänderung bzw. der Beſtellung des Vereinsführers 
wirkſam (vgl. RGR Komm. I, 1934, 8 71 Anm. 1). 

Die hier vertretene Anſicht entſpricht m. E. am beſten der Vor⸗ 
ſtellung der Beteiligten und den Bedürfniſſen der Praxis. Beiden wird 
man nur gerecht, wenn man den neu beſtellten Vereinsführer für 
berechtigt hält, die im Sinne des Führerprinzips beſchloſſene Satzungs⸗ 
änderung zur Eintragung anzumelden. N 

Hält man dagegen den neu beſtellten Vereinsführer nicht für 
anmeldungsberechtigt, oder weigert ſich dieſer, die Anmeldung vor⸗ 
zunehmen — ein praktiſch wohl kaum vorkommender Fall —, dann 
bliebe nur die Beſtellung eines kommiſſariſchen Vorſtands (8 29 BGB.) 
zur Bewirkung der Anmeldung der Satzungsänderung übrig. 

Dagegen iſt m. E., ſobald ein Vereinsführer auf Grund der 
geänderten Satzung beſtellt iſt, nicht mehr der in vielen Fällen un⸗ 
auffindbare oder ſich weigernde ſeitherige Vorſtand zur Anmeldung 
der Satzungsänderung berechtigt, wie es nach einer mir gewordenen 
Mitteilung die Anſicht vieler Regiſterrichter, insbeſ. derjenigen Groß⸗ 
Berlins, fein ſoll. 

GerAſſ. Ludwig Boerſch, Frankfurt a. M. 


Haftpflichtecke 
der Allianz und Stuttgarter Verein, Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
Geſellſchaft 
Berichtigung: Nach der noch geltenden Bekanntmachung 
über landwirtſchaftliche Grundſtücke (RG Bl. 1918, 123) iſt die Ge⸗ 
nehmigung von Kauf⸗ und Pachtverträgen bereits bei Grundſtücken 
von mehr als 5 ha (und nicht von mehr als 10 ha, wie es in der 
Haftpflichtecke Ziff. 1: JW. 1934, 2960 verſehentlich hieß) not⸗ 
wendig. 


Keichsrechtsanwaltskammer 


ihrer Geltendmachung anzubieten ſeien. Hierzu hat ſich die Reichsbank 
neuerdings in dem Sinne geäußert, daß Gebührenvorſchüſſe ebenſo 
wie alle anderen entſtehenden Teilbeträge der Gebühren erſt nach 
Erlaß einer Koſtenentſcheidung oder der ſonſtigen Beendigung der 
Inſtanz angeboten zu werden brauchen. 

Iſt ein Gebührenvorſchuß ſchon vorher etwa in Deviſen ein⸗ 
gegangen, ſo iſt dieſer Betrag naturgemäß ſofort der Reichsbank 
anzubieten. Die Abrechnung der Reichsbank oder einer Devifenbank 
über die Umwechſlung des Betrages iſt aufzubewahren und bei An⸗ 
meldung der endgültig entſtandenen Gebührenforderung eventuelk 
vorzulegen. 

Dr. Neubert. 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen 


Dr. Joſeph Goebbels, Reichsminiſter: Weſen und Geſtalt 
des Nationalſozialismus. (Heft 8 der Schriften der 
Deutſchen Hochſchule für Politik.) Berlin 1934. Verlag 
Junker & Dünnhaupt. Preis 80 J. 


Die in der Deutſchen Hochſchule für Politik von führenden 
Politikern und Wiſſenſchaftlern gehaltenen Sondervorträge werden 
in der Schriftenreihe der Deutſchen Hochſchule für Politik (heraus⸗ 
gegeben von dem Präſidenten der Deutſchen Hochſchule für Poli⸗ 
tik, RegR. Paul Meier⸗Benneckenſtein) laufend veröffentlicht. 

Das vorl. Heft gibt einen Vortrag wieder, in dem Dr. Goeb⸗ 
bels das Weſen und die Geſtalt des Nationalſozialismus erörtert. 
Wer eine Entwicklung der nationalſozialiſtiſchen Programmpunkte 
erwartet, kommt nicht auf feine Rechnung. In der Dr. Goeb⸗ 
bels eigenen meiſterhaften Wortſetzung und Satzprägung werden 
hier vielmehr die Grundlagen, Werden und Wachſen der Revolu⸗ 
tion, die „Methoden der Machteroberung“ dargelegt und ihr Ziel 
aufgezeigt: Nicht der totale Staat, ſondern die Totalität der 
Idee, d. h. die reſtloſe Durchſetzung der nationalſozialiſtiſchen 
Denkungs⸗ und Anſchauungsart im geſamten öffentlichen Leben, 
aber auch im Leben des einzelnen. a 

L.] 


Dr. jur. Manfred Hoffmeiſter, Min. im RArb Min.: Ein: 
führung in die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung und 
ihre Forderungen unter Berückſichtigung des Schrifttums. 
Berlin 1934. Verlag Langewort. 44 S. Preis 1,25 AM, 


Ein knapp gehaltenes, ſtraff aufgebautes und klar geſchrie⸗ 
benes Büchlein über die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung. Mit 
Recht nennt es der Verf. eine „Einführung“. Ein erſtes Kennen⸗ 
lernen, ein erneutes Aufnehmen der klaren und einfachen Grund⸗ 
züge des Nationalſozialismus und ſeiner Forderungen für den 
durch die Fülle des Schrifttums, der Reden, Zeitungsaufſätze uſw. 
Verwirrten wird durch dieſes Heft ſehr erleichtert. Mit ganz 
kurzen Worten und ohne ſchmückendes Beiwerk wird das Ziel 
des Nationalſozialismus herausgeſtellt und der Begriff des Natio⸗ 
nalismus und des Sozialismus erläutert. Wenige Sätze über die 
NSDAP. und Adolf Hitler le den erſten Teil: All⸗ 
gemeiner Überblick. — Der zweite Abſchnitt behandelt die Wider⸗ 
ſtände gegen die Lehre des Nationalſozialismus: Die Kritiker 
und die früheren Weltanſchauungen (Liberalismus, Marxismus) 
und die Stellung des Nationalſozialismus zu ihnen. Im dritten 
Teil werden das Programm und die Symbole behandelt, während 
der vierte Abſchnitt die nationalſozialiſtiſchen Forderungen auf 
Grund des Programms und des Schrifttums bzgl. Raſſenpflege, 
ge Wirtſchaft, Arbeit und Arbeiter, Staat auf- 
zeichnet. 

Das äußerſt umfangreiche Schrifttum und die Reden füh⸗ 
render Nationalſozialiſten find — wohlweislich — nur in ganz 
verſchwindendem Umfange berückſichtigt, im weſentlichen: „Mein 
Kampf“, Feder: „Das Programm der NSDAP.“ und ein⸗ 
zelne Reden des Führers. Infolge ſeiner knappen und inſtruk⸗ 
tiven Darſtellungsart und des guten Aufbaus iſt das Büchlein 
als Schulungsleitfaden und zum erſten Kennenlernen der Idee 
ſehr wertvoll. 

L.] 


Germanenrechte. Texte und Überſetzungen. Bd. 2: Die 
Geſetze des Karolingerreichs, 714— 911. J. Saliſche 
und ribuariſche Franken. Herausgegeben von Karl Auguſt 
Eckhardt. (Schriften der Akademie für Deutſches Recht. 
Gr. 5: Rechtsgeſchichte. Herausgegeben von RIJKomm. 
Dr. Hans Frank, Präſ. der Akademie für Deutſches Recht.) 
Weimar 1934. Verlag Hermann Böhlaus Nachf. Preis 
broſch. 4,40 A, geb. 5,80. AM. 

Eckhardt, der verdienſtvolle Erforſcher und Herausgeber deut⸗ 
ſcher Rechtsquellen auf dem germaniſchen Lehrſtuhl der Kieler Uni⸗ 
verſität und Mitarbeiter der Monumenta Germaniae historica, unter⸗ 
nimmt es in der angezeigten Schriftenreihe, gemeinſam mit dem 
Mitherausgeber Rauch (Bonn) und mit ſeinen Mitarbeitern Theodor 
Schatz (), Wolfgang Dietl, Friedrich Keßler und Hermann Krauſe, 
altgermaniſche Rechtsſchätze, die bisher nur im Kreiſe der Fachgelehrten 
bekannt waren, einem breiteren Leſerkreis, insbeſ. Studenten der 


Rechte und intereſſierten Laien, zugänglich zu machen. Ohne Beigabe 
von Überſetzungen war dies nicht möglich, da die Rechtsquellen der 
fränkiſchen Zeit in einem bereits verwelſchten und daher ſelbſt für 
den Kenner lateiniſcher Sprache ſchwer erſchließbaren Latein geſchrieben 
ſind. Eckhardt ſelbſt nennt dieſes Unterfangen einen „von der 
zünftigen Wiſſenſchaft verpönten Verſuch“. Ich glaube, daß die „zünf⸗ 
tige Wiſſenſchaft“, abgeſehen vielleicht von einigen in ihr Fach ver⸗ 
ſponnenen Philologen, gegen die Herausgabe von Überſetzungen an ſich 
gewiß nichts einzuwenden haben wird. Selbſt Fachgenoſſen werden ihm 
hierfür dankbar ſein 1). Wer die wiſſenſchaftliche Literatur, die ſich 
mit dieſen Rechtsquellen befaßt oder aus ihnen ſchöpft, genügend 
kennt, wird auf Schritt und Tritt die Beobachtung machen, daß die 
Verf. es ſorgfältig vermeiden, ſich auf einen beſtimmten Überſetzungs⸗ 
wortlaut feſtzulegen, und ſich auf eine ungefähre Sinnwiedergabe der 
angezogenen Stellen beſchränken. Das liegt gewiß z. T. an der Un⸗ 
zuverläſſigkeit der übermittelten lateiniſchen Texte, zu einem großen 
Teil aber daran, daß die Verf. ſich in der Textinterpretation un⸗ 
ſicher fühlen. Freilich nimmt auch in der gelehrten Literatur der Streit 
um textliche Fragen bisweilen Formen an und wird mit einer Schärfe 
geführt, daß die abfällige Meinung über Gelehrtengezünk hier immer 
wieder ihre Nahrung findet und ein Anfänger in textkritiſcher Forſchung 
kaum wagen kann, ſich in ſolche Auseinanderſetzungen zu miſchen. 

Es iſt darum als mutige Tat zu begrüßen, daß Eckhardt mit 
einer Überſetzung in die Öffentlichkeit, tritt. Die fritik des Über» 
ſetzungswortlautes wird gewiß nicht ausbleiben; aber ſie kann und 
darf, nachdem einmal der erſte Verſuch — wie Eckhardt offen 
zugibt „mit allen Mängeln eines ſolchen“ — gemacht iſt, ſich nicht 
in Bemängelungen erſchöpfen, ſondern wird poſitiv zur Klärung um⸗ 
ſtrittener Stellen beitragen müſſen, wie es auch der Herausgeber 
wünſcht. Sie wird ſelbſtverſtändlich mehr bei der von Eckhardt 
getroffenen Wahl des lateiniſchen Textes einſetzen. Über dieſe Fragen 
ſich zu äußern, überlaſſe ich Berufeneren. Vorläufig wird auch die 
Kritik zunächſt einmal die Darlegung der für die Herſtellung des 
Textes befolgten Grundſätze durch Eckhardt ſelbſt abwarten muſſen, 
deren Veröffentlichung er für den kommenden Bd. 55 der Ztſchr. d. 
Sav.⸗Stiftg. f. Rechtsgeſch. angekündigt hat. Die kritiſche Ausgabe 
der Lex Salica in den Mon. Germ. wird von Kruſch vorbereitet, 
einem der beſten „Kenner des Rechtsbuchs, nachdem ſich — ein Ver⸗ 
dienſt Kruſchs — die früher veranſtaltete Ausgabe als Fehlſchlag 
erwieſen hatte. Die Ausgabe der Lex Ribuaria iſt Franz Beyerle 
anvertraut, in deſſen Händen fie aufs beſte aufgehoben iſt (eine kri⸗ 
tiſche Ausgabe in der Fol.-Serie, von R. Sohm beſorgt, eriftiert 
bereits, ebenſo eine Schulausgabe desſelben Herausgebers). Iſt über 
die Frage der Textgeſtaltung einigermaßen Einigkeit erzielt, jo dürfte 
es nicht ſchwerfallen, auch über die beſte Ausdeutung bzw. Überſetzung 
des Textes zu einer Verſtändigung zu gelangen. Eckhardt ſelbſt 
gibt die Möglichkeit von Überſetzungsfehlern unumwunden zu, erklärt 
aber anderſeits, daß er für die Geſtaltung des Urtextes die volle 
wiſſenſchaftliche Verantwortung übernehme. Daß er eine möglichſt enge 
Anlehnung der Überſetzung an die Vorlage anſtatt freierer Wiedergabe 
bevorzugt, halte ich für richtig. Die Sprache des Urtextes, auch in 
der gereinigteren Geſtalt, die Eckhardt verwendet, iſt unbeholfen 
genug, alſo darf auch die Überſetzung darüber nicht hinwegtäuſchen 
wollen. 

Es mag ſein, daß die Emendata, die Eckhardt für die Text⸗ 
geſtaltung der Lex Salica hauptſächlich als Vorlage benutzt hat, ſich 
für eine populär gedachte Ausgabe eher empfiehlt als die älteren Hand⸗ 
ſchriftenfamilien. Immerhin geht dabei manches Urſprüngliche, das die 
dem verlorenen Urtext näherſtehenden Handſchriften enthalten, ver⸗ 
loren. Allerdings verlegt ja Eckhardt, was hierbei zu beachten iſt, 
eutgegen der bisher zumeiſt vertretenen Meinung (vgl. Schröder⸗ 
v. Künßberg, 7. Aufl., S. 259) die Überarbeitung in eine weſent⸗ 
lich frühere Zeit (714/717) und ſchreibt ſie nicht mehr wie bisher 
Karl d. Gr., ſondern bereits Karl Martell zu. Auffällig iſt, daß 
Eckhardt bei auseinandergehenden Lesarten dem Cod. O. (bei 
Heſſels) ſelbſt da mitunter den Vorzug gibt, wo Q. eine m. E. ver⸗ 
derbte Lesart enthält (vgl. z. B. 11, 2). Auch Druckfehler ſcheinen 
nicht ausgeblieben zu ſein. So fehlen z. B. wiederholt die Worte 
„cum dimidio“ (vgl. 2, 7; 2, 12; 2, 13; 14, 4 u. a.), deren Weg⸗ 
laſſung bei der Nebeneinanderſtellung der Buße in Pfennig und 
Schilling eine falſche Rechnung ergeben würde, während die Über⸗ 
ſetzung doch die Bruchzahl mitaufführt. Doch ſind Druckfehler bei 


1) Schon H. Meyer hat 1923 ſeinem „Mühlhäuſer Reichs⸗ 
rechtsbuch“ eine Überſetzung beigegeben und noch früher Lieber⸗ 
mann den Geſetzen der Angelſachſen. 


63. Jahrg. 1934 Heft 50) 
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Editionen angeſichts der Schwierigkeiten des Drucks ja niemals trotz 
größter, Sorgfalt zu vermeiden. 

Eckhardt beabſichtigt, der vorliegenden Ausgabe zwei weitere 
Bände folgen zu laſſen, von denen der zweite die Volksrechte der 
Alemannen und Bayern, der dritte die Rechte der Sachſen, Thüringer, 
Chamaven und Frieſen umfaſſen ſoll. Vielleicht empfiehlt es ſich, das 
Sachregiſter, das am Schluß des Geſamtwerks gebracht werden ſoll, 
mit erklärenden Bemerkungen zu verſehen oder die einleitende Ein⸗ 
führung, die in dem J. Bd. einen mit knappſten Strichen gezeichneten, 
von meiſterhafter Stoffbeherrſchung zeugenden politiſchen und quellen⸗ 
geſchichtlichen Umriß enthält, auf eine Erklärung der typiſchen Züge 
der Rechtsgeſtaltung auszudehnen. Ich habe doch leiſe Zweifel, ob die 
Kreiſe, denen das Werk vornehmlich zu dienen beſtimmt iſt, aus der 
Textlektüre allein, ohne ſachverſtändige Anleitung ihr Wiſſen um 
deutſches Recht und Rechtsempfinden ſelbſtändig zu bereichern und zu 
vertiefen vermögen. 

Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 


Dr. Leopold Zimmerl, o. Prof., Marburg a. d. L.: Sachver⸗ 
ſtändige Laienrichter? (Recht und Staat in Geſchichte 
und Gegenwart 112.) Tübingen 1934. J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis 1,50 RM. 


Der Verf. ſchließt ſeine intereſſanten Ausführungen in den 
Satz zuſammen: Der Laienrichter in ſeiner alten, aus der demo⸗ 
kratiſch⸗liberaliſtiſchen Ara überkommenen Form habe im neuen 
deutſchen Reich keinen Sinn und daher auch keine Exiſtenzberech⸗ 
tigung mehr. An ſeine Stelle können und ſollen in gewiſſen Fäl⸗ 
len ſachverſtändige Laienrichter treten, d. h. Menſchen, die auf 
einem beſonderen, nicht juriſtiſchen Gebiet, deſſen Beherrſchung 
zur Entſcheidung des Falles notwendig iſt, beſondere Sachkennt⸗ 
niſſe aufweiſen. 

Der Verf. beſchränkt ſeine Unterſuchungen auf das Gebiet 
des Strafprozeſſes. Das große Gebiet des Zivilrechts, in dem 
Latenrichter tätig ſind, z. B. bei den Kammern für Handelsſachen, 
den Arbeitsgerichten, den Mietſchöffengerichten, den Miet- und 
Pachteinigungsämtern u. dgl. mehr, bleibt unerörtert, obwohl ge⸗ 
rade hier der Laienrichter auf Grund feiner einſchlägigen Fach⸗ 
kunde zur Mitentſcheidung berufen ift. } 

Der Verfaſſer beſchränkt feine Anregungen weiter, indem er 
hauptfächli den Arzt von der Bank der Sachverſtändigen auf die 
sella curulis heben will, weil dieſer häufig durch ſeine Gut⸗ 
achten über den Angeklagten den Fall entſcheide und darum nicht 
mehr als Richtergehilfe, ſondern als Mitrichter die Verantwor⸗ 
tung für das Urteil mit zu übernehmen habe. 

Ob der Satz des Verf., der Laienrichter habe im neuen 
Reich weder Sinn noch Exiſtenzberechtigung, ſo apodiktiſch rich⸗ 
tig iſt, iſt mir zweifelhaft. War der Laienrichter ein Geſchöpf aus 
demokratiſch⸗liberaliſtiſcher Zeit, ſo will auch der Verf. ihn allein 
deswegen nicht beſeitigen; denn auch den Laienrichter wird der 
Geiſt der neuen Zeit erfüllen. Der Verf. aber hält den Laien⸗ 
richter für entbehrlich neben dem vom Nationalſozialismus er⸗ 
ſtrebten volksnahen „königlichen Richter“. 

Neben dieſem aber hat, will mir ſcheinen, auch der zum Mit⸗ 
richter erhobene mediziniſch gebildete Laienrichter nicht Platz. Wird 
die Richterausleſe wie geplant ſo durchgeführt, daß über das 
Schickſal angeklagter Volksgenoſſen von den Fähigen nur die 
Fähigſten zu Gericht ſitzen, jo wäre es nach Anſehen und Verant⸗ 
wortung eine capitis deminutio, würde man ihnen einen Laien⸗ 


mitrichter beiordnen. 4 
RA. Wilhelm Schol z, Berlin. 


GehR. Min R. i. R. Dr. jur. Max Wagner: Juſtizausbildungs⸗ 
ordnung des Neuen Reiches. Rechtsſtudien, Referendar⸗ 
dienſt, Staatsprüfungen mit Erläuterungen, Studienplänen, 
Muſterbeiſpielen und Ratſchlägen. Köln. Verlag Dr. Otto 
Schmidt. Rd. 180 S. Großoktav. Preis 4,50 RM. 


Ich habe einen dringenden Wunſch, daß dieſes Buch nicht 
allein in der Hand von Studenten und Referendaren bleibe — 
für ſie iſt es unentbehrlich —, aber jeder wirkliche Rechtslehrer 
ſollte es fleißig ſtudieren. Finden ſich doch darin Worte von un⸗ 
endlichem Werte. Endlich einmal ein klares Abrücken vom elenden 
Normativismus, vom verkümmerten Geſetzesſtaat, wenn der Verf. 
auf S. 44 ſagt: „nicht dem Geſetze, ſondern dem Recht iſt nach 
unſerer geläuterten Auffaſſung der Richter untertan“. . 

Und wie fein zeigt der Verf. auf S. 84 die Tiefe des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsdenkens: „Das wahre Staatsdienertum 
erſchöpft ſich nicht in den wechſelſeitigen Beziehungen zwiſchen dem 
Einzelbeamten und ſeinem Brotherrn im Staate. Vielmehr er⸗ 
ſtreckt es ſich ebenſoſehr in die Breite. Es ſchweißt die Nebenmän⸗ 
ner untereinander zu innerer Verbundenheit zuſammen.“ 

Gerade dieſe Pflege der Kameradſchaft iſt m. E. das Wich⸗ 
tigſte der neuen Juſtizausbildungsordnung. Kein anderer konnte 


dieſes Erfordernis einer wirklichen Erziehung ſo darſtellen, wie 
mein alter Lehrer Wagner. Möge fein Buch allen zur Exzie⸗ 
hung des juriſtiſchen Nachwuchſes Berufenen richtungsweiſend 
ſein. — RA. Prof. Dr. Noack, Halle a. S. 


Die Juſtizausbildungsordnung des Reiches nebſt Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen. Mit einem Geleitwort von Staats⸗ 
ſekretär Dr. Roland Freisler. Im amtlichen Auftrag er⸗ 
läutert von Dr. Otto Palandt, Präſident des Juriſtiſchen 
Landesprüfungsamtes, beauftragt mit der Wahrnehmung 
der Geſchäfte des Präſidenten des Reichsjuſtizprüfungs⸗ 
amtes, und Dr. Heinrich Richter, KGR. im PrJuſt Min. 
Berlin 1934. Verlag Franz Vahlen. Preis kart. 3,80 AM, 
geb. 4,60 RM. 


Die mannigfaltigen Vorſchriften der Länder über die Ausbildung 
des jungen Juriſten ſind beſeitigt, ein ſeit langem gehegter Wunſch 
— Einheitlichkeit der Ausbildung — iſt durch die Juſtizausbildungs⸗ 
ordnung des Reiches v. 22. Juli 1934 erfüllt worden: 

„Ziel der Ausbildung des Juriſten iſt die Heranziehung eines 
in ſeinem Fach gründlich vorgebildeten, charakterlich untadelhaften 
Dieners des Rechts, der im Volk und mit ihm lebt und ihm bei der 
rechtlichen Geſtaltung ſeines Lebens ein unbeſtechlicher und zielſicherer 
Helfer und Führer ſein will und kann.“ So beginnt die Juſtiz⸗ 
ausbildungsordnung des Reiches. 

Die zur Erreichung dieſes Zieles erlaſſenen Vorſchriften erläutern 
in amtlichem Auftrage der Präſident des Juriſtiſchen Landesprüfungs⸗ 
amtes Dr. Otto Palandt und FEN. im PrJuſtMin. Dr. Heine 
rich Richter. Die beiden erſten Durchführungsverordnungen ſind 
bereits mit verarbeitet worden. Weiter erſcheinende Durchführungs⸗ 
beſtimmungen werden den Beſtellern des Werkes als Nachtrag koſten⸗ 
los geliefert. Der Wert des vorl. Buches wird dadurch erhöht, daß 
ſich beide Verfaſſer ſeit vielen Jahren mit Ausbildungs⸗ und Re⸗ 
ferendarfragen in amtlicher Eigenſchaft beſchäftigt und an der Ge⸗ 
ſtaltung der neuen Ausbildungsordnung mitgewirkt haben. 

Das Buch, das Studenten und Referendaren einerſeits, allen 
mit dem Prüfungsweſen und der Ausbildung Befaßten anderſeits 
wertvolle Dienſte leiſten wird, iſt in hohem Maße geeignet, die Ein⸗ 
führung der neuen Vorſchriften zu erleichtern und ihre gleichmäßige, 
dem Sinn des Geſetzes gerecht werdende Anwendung zu na 


Prof. Berthold Mueller: Technik und Bedeutung der Blut: 
gruppenunterſuchung für die gerichtliche Medizin. Staats⸗ 
mediziniſche Abhandlungen Heft 4. (Vortrag, gehalten an 
der Staatsmediziniſchen Akademie München.) Leipzig 1935. 
Verlag von Johann Ambroſius Barth. 13 S. Preis 
broſch. 1 NJ. 


Der im Druck erſchienene Vortrag bringt in vorbildlicher, zu⸗ 
ſammengefaßter Weiſe eine Darſtellung des jetzigen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Standes der Blutgruppenlehre und ihrer Bedeutung für die 
Rechtſprechung. Die Lektüre des Vortrages muß jedem Juriſten 
empfohlen werden. Die Blutgruppen als Beweismittel haben heute 
in der Rechtſprechung eine Bedeutung erlangt, daß die Kenntnis 
von Einzelheiten hier eigentlich zur Selbſtverſtändlichkeit gewor⸗ 
den iſt. Dr. Schütz, Leipzig. 


Schröders Allgemeiner Deutſcher Hochſchulführer. 1934/35. 
41. Aufl. Herausgegeben auf Grund amtlicher Quellen 
von J. v. Gülich. Kirchhain. Brücke⸗Verlag Kurt Schmerſow. 
688 S. Preis 6,80 H.. 


Das bekannte und ſeit langem eingeführte Nachſchlagewerk über 
das geſamte deutſche und öſterreichiſche Hochſchulweſen liegt für das 
Winterſemeſter 1934/35 in der 41. Aufl. vor. Auf nahezu 700 Sei⸗ 
ten unterrichtet der Hochſchulführer über die Gründung, die der⸗ 
zeitigen Rektoren und Senate, Verwaltung, Beſucherzahlen, Auf⸗ 
nahmebedingungen und Studienmöglichkeiten ſämtlicher deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen, auch der deutſchen Hochſchulen in Oſterreich und in der 
Tſchechoſlowakei. Für jede Hochſchule ift jeweils ein namentliches 
Dozentenverzeichnis mit Angabe des Lehrfachs und eine genaue Auf⸗ 
ſtellung der angegliederten Inſtitute, Seminare, Sammlungen, hoch⸗ 
ſchuleigener und ſtudentiſcher Hilfseinrichtungen. Gegenüber den bis⸗ 
herigen Ausgaben iſt das vorl. Buch durch Berichte über die deutſche 
Dozentenſchaft und die deutſche Studentenſchaft einſchließlich Aufbau 
und Gliederung erweitert worden. 

Die ſeit dem Beginn der nationalſozialiſtiſchen Revolution ein⸗ 
getretenen zahlreichen Anderungen, insbeſondere perſoneller Art, ſind 
in Schröders Hochſchulführer berückſichtigt. Das Buch wird daher 
allen, die ſich mit Fragen der Hochſchulen und ihrer Lehrer zu be⸗ 
faſſen haben, ein nützlicher Helfer ſein. (L.) 
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Schrifttum 


Suriftiihe Wochenſchriſt 


Das Mühlhäuſer Reichsrechtsbuch aus dem Anfang des 
13. Jahrh., Deutſchlands älteſtes Rechtsbuch. Nach den 
altmitteldeutſchen Handſchriften herausgegeben, eingeleitet 
und überſetzt von Herbert Meyer, Mitglied der Akademie 
für Deutſches Recht. Zweite, verb. Aufl. (Schriften der 
Akademie für Deutſches Recht. Gr. 5: Rechtsgeſchichte. 
Herausgegeben von RJKomm. Dr. Hans Frank, Präſ. der 
Akademie für Deutſches Recht.) Weimar 1934. Verlag 
Hermann Böhlaus Nachf. Preis 6,50 7. 


Herbert Meyer, der bekannte Göttinger Rechtshiſtoriker, 
hat i. J. 1923 durch die allgemein als vorbildlich anerkannte kritiſche 
Ausgabe des Mühlhäuſer Reichsrechtsbuchs und durch deſſen eingehende 
Würdigung in rechtlicher, ſprachlicher, ſtiliſtiſcher und inhaltlicher 
Beziehung die Aufmerkſamkeit der wiſſenſchaftlichen Welt auf eine 
„einzigartige Quelle alten deutſchen Rechtsdenkens“ (ſ. Vorw. zur 
2. Aufl.) gelenkt, die bis dahin vielfach überſehen oder in ihrem Wert 
verkannt, jedenfalls noch kaum ihrer wirklichen Bedeutung nach ge= 
nügend beachtet war. Meyer ſelbſt bezeichnete ſie ſchon in der 
1. Aufl. als das älteſte deutſche Rechtsbuch. Seine Behauptung iſt, 
ſoweit ich ſehe, unwiderſprochen geblieben, ebenſo die auf Grund ſorg⸗ 
fältigſter Unterſuchungen getroffene Feſtſtellung über die Entſtehungs⸗ 
zeit, die Meyer in das letzte Dezennium des 12. oder in das erſte 
oder zweite Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts ſetzt (S. 74). Hiernach 
iſt das Rechtsbuch älter oder mindeſtens gleichaltrig mit dem Sachſen⸗ 
ſpiegel. „Es iſt ein vereinzelter Vorläufer der Rechtsbücherliteratur, 
die erſt kurze Zeit darauf mit Eike von Repgowes großem Werk für 
die weitere Offentlichkeit einſetzt“ (S. 92). Der Verf. ſelbſt iſt un⸗ 
bekannt. Die unbewieſene Hypotheſe von Scheithauer (Mühlh. 
GeſchBl., 1926, S. 1ff.), der in dem Verf. einen Edelherrn aus dem 
gräflichen Haufe Bilſtein, den Reichsſchultheißen Swigger von Mühl⸗ 
hauſen ſehen wollte, lehnt Meyer in der 2. Aufl. mit Recht ab 
(S. 81ff.). Meyer nimmt an, daß der Verf. den Ratskreiſen nahe⸗ 
ſtand. Jedenfalls zeigt ſein Werk, daß er mit der Praxis des Rechts⸗ 
lebens innig vertraut war und das Rechtsbuch für die Praxis ge⸗ 
ſchrieben hat. Der Beweggrund, der ihn trieb, war der gleiche, der 
auch Eike von Repgow zum Schreiben veranlaßte: Er wollte das 
überkommene und geltende Recht wahrheitsgetreu für künftige Ge⸗ 
ſchlechter aufzeichnen. Der Verf. des Sachſenſpiegels iſt ihm zwar an 
geſtaltender und rechtsſchöpferiſcher Kraft überlegen. Dafür verfügt 
aber der Verf. des Mühlhäuſer Rechtsbuchs über eine Anſchaulichkeit 
und Plaſtik der Sprache, wie ſie der Sachſenſpiegel nicht aufzuweiſen 
hat. Meyer ſelbſt weiſt auf die beſonders kennzeichnenden Stellen 
des Texts hin (S. 72 ff.) und betont dieſen Vorzug des Mühlhäuſer 
Rechtsbuchs mit den treffenden Worten (vgl. Meyer, Neue Stu⸗ 
dien zum Mühlh. Rechtsb. in Mühlh. GefhBl., 1931, Bd. 30 S. 234): 
Der bildhaft anſchaulichen und lebensvollen Sprache des Mühlhäuſer 
Verf. gegenüber „mutet die wundervoll lebendige Sprache des Sachſen⸗ 
ſpiegels an wie die abſtrakte Ausdrucksweiſe eines Gelehrten“. 


In allen dieſen Fragen hat Meyer keinen Anlaß, ſeine früher 
ausgeſprochenen Meinungen auf Grund neuerer Forſchungsergebniſſe 
zu berichtigen. Die neue, weſentlich vergrößerte und in ſchönerem 
Gewand erſcheinende Auflage — ſie verdankt ihre reichere und ge⸗ 
ſchmackvollere Ausſtattung der Beihilfe des Mühlhäuſer Magiſtrats, 
der das Werk bei der Mühlhäuſer Tagung dem hanſiſchen Geſchichts⸗ 
verein und Verein für niederdeutſche Sprachforſchung als Gaftgefhenk 
überreichen ließ — bringt deshalb die einleitenden Ausführungen im 
allgemeinen ziemlich unverändert wieder, ergänzt jedoch durch voll⸗ 
ſtändige Anführung der inzwiſchen erſchienenen Literatur. Neu ſind 
neben den erwähnten Erörterungen über den Verf. des Mühlhäuſer 
Rechtsbuchs vor allem die Vermutungen, die Meyer über die Quellen 
des Rechtsbuchs und die Einflüſſe, die es auf andere Rechtsdenkmäler 
geübt oder von dort empfangen hat, äußert (S. 90 ff.). Zwar hält 
Meyer auch heute noch ſeinen früheren Standpunkt aufrecht, daß 
das Mühlh. Rechtsb. im Kreiſe der Rechtsbücher durchaus allein 
ſtehe, daß es weder ſelbſt unmittelbare Einflüſſe geübt hat noch daß 
Einflüſſe aus anderen Quellen gleicher Art auf das Rechtsbuch nach⸗ 
weisbar ſind. Immerhin iſt Meyer jetzt doch auf Grund neuerer 
Forſchungen (vgl. Meyer, Freiheitsroland und Gottesfrieden in 
Hanſ. GeſchBl. Bd. 56 (1931) S. 5 ff.; Neuere Studien z. Mühlh. 
Rechtsb. a. a. O.; Luiſe v. Winterfeld, Gottesfrieden und deutſche 
Stadtverfaſſung) geneigt anzunehmen, daß fränkiſches Gottesfriedens⸗ 
recht, ein verſchollenes altertümliches Gottesfriedensgeſetz in dem Rechts⸗ 
buch, das Meyer allgemein dem fränkiſchen Rechtskreis zurechnet, 
ſeinen Niederſchlag gefunden hat, und daß ſich dadurch gewiſſe inhalt⸗ 


liche Berührungen des Rechtsbuchs mit dem Recht anderer deutſcher 
Städte erklären. Die Vermutung iſt ſehr anſprechend und intereſſant 
und wird von Meyer überzeugend geſtützt. Meyer fügt jedoch 
vorſichtig hinzu, daß erſt eine ſyſtematiſche Durcharbeitung aller vor⸗ 
handenen Quellen den vollen Beweis für ſeine Annahme erbringen könne. 


Mit dieſen Bemerkungen über die 2. Aufl. darf ich mich an⸗ 
geſichts der umfaſſenden Würdigung, die ſ. Z. Fröhlich der 1. Aufl. 
in der Ztſchr. d. Sav.⸗Stiftg. f. Rechtsgeſch., Germ. Abt., Bd. 44 (1924) 
S. 432 ff. zuteil werden ließ, begnügen. In der Textausgabe ſelbſt 
hat Meyer ſich an die bewährten Grundſätze gehalten, die er ſchon 
bei der 1. Aufl. befolgte. Beſonders ſind als wertvoll hervorzuheben 
die erklärenden Anmerkungen, die die Überſetzung fortlaufend begleiten 
und die in Verbindung mit reichen Literaturnachweiſen das Verſtänd⸗ 
nis des Leſers befruchten und ihn zu weiterer ſelbſtändiger Beſchäf⸗ 
tigung mit den berührten Fragen anregen. Einen weiteren Vorzug 
des Werks bilden die ſchönen Tafeln, die der neuen Ausgabe bei⸗ 
gefügt ſind. Die Veröffentlichung der 2. Aufl. im Rahmen der von 
der Akademie für Deutſches Recht herausgegebenen rechtsgeſchichtlichen 
Schriftenreihe wird dem Werk einen weſentlich größeren, über die 
gelehrten Kreiſe hinausgehenden Leſerkreis ſichern. 


Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 


Eingegangene Bücher 


Schnellkartei der Reichsſteuergeſetze. Teil I: Die ge⸗ 
ſamten Reichsſteuergeſetze. 37. Erſatz und Ergänzungs⸗ 
Se Ausgegeben November 1934. Köln a. Rh. Verlag Dr. Otto 

mit. 


Wechſel⸗ und Scheckgeſetz nebſt den Einführungs- 
geſetzen, dem Wechſelſteuergeſetz ſowie dem Geſetz 
betr. die Erleichterung des Wechſelproteſtes und 
dem Geſetz über die Wechſel⸗ und Scheckzinſen. Text⸗ 
ausgabe mit einer Vergleichstabelle, Literaturangaben und Sach⸗ 
verzeichnis. 7.—9. Tauſend. München u. Berlin 1934. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. Preis kart. 1 Nl. 


Das neue Recht in Preußen. Hrsg. von Dr. Roland 
Freisler, Staatsſekr. im PrJuſt Min., Preuß. Staatsrat, Lud⸗ 
wig Grauert, Staatsſekr. im PrMd J., Preuß. Staatsrat, unter 
Mitwirkung von Dr. Karl Klug, OStA. im Pr JuſtMin. 
Lief. 14: 82 Blatt Ergänzungen. Berlin. Induſtrieverlag Spaeth 
& Linde. Preis pro Blatt 0,05 AM und Poſtgebühr. 


Handelsgeſetzbuch. Mit Wechſelgeſetz, Scheckgeſetz 
und anderen Ergänzungsgeſetzen. Textausgabe mit Lite⸗ 
raturangaben, Verweiſungen und Sachverzeichnis. 24., durchgeſehene 
u. verm. Aufl. Hrsg. von UnivProf. Dr. Arthur B. Schmidt. 
München u. Berlin 1934. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. Preis 
Leinenband AM. 


Geſetze und Verordnungen über die Milchwirtſchaft. 
Eine Sammlung der zum Neuaufbau der deutſchen Milchwirtſchaft 
erlaſſenen Geſetze und Verordnungen. Mit einer vierfarbigen Wand⸗ 
karte mit Abgrenzung der Milchwirtſchafts⸗ und Milchverſorgungs⸗ 
verbände. 3. Aufl. Hildesheim 1934. Verlag der Molkerei⸗Zeitung. 
Preis AAM. 


Beamtendienſtſtrafordnung in der vom 1. Okt. 1934 
an geltenden Faſſung mit Ergänzungs⸗ und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Textausgabe mit Verweiſungen 
und Sachregiſter. 2. Aufl. Berlin 1934. Verlag Franz Vahlen. 
Preis geb. 1 K.K. 


RR. Dr. Otto Schwarz: Kurzkommentar zur Straf⸗ 
prozeßordnung. 3., verb. u. verm. Aufl. Geſamtnachtrag nach 
dem Stande v. 1. Nov. 1934. München u. Berlin. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. 59 S. Geſamtnachtrag geh. 1 ., Kurzkommentar 
einſchl. Nachtrag in Leinenband 11 K.K. 


63. Jahrg. 1934 Heft 50) 
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KRechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Ouelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte 
Keichsgericht 


l Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgericht. — F Anmerkung.] 


a) Zivilſachen 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


I. Materielles Recht 


1. 8549 Abſ. 1 Satz 1 BGB. Dieſe Geſetzes⸗ 
ſtelle und damit die Kündigung als einziger 
Rechtsbehelf gegen unbegründete Verweige— 
rung der Untervermietung trifft nicht den 
Fall, wo der Vermieter zur Erteilung der Er⸗ 
laubnis vertraglich verpflichtet war, hier kann 
der Mieter auch Schadenserſatz verlangen. — 
Gegenüber einer durch Aufrechnung ſchon ge— 
tilgten Forderung iſt eine Aufrechnung micht 
mehr möglich, aber gegenüber dem Rückzah⸗ 
lungsanfprud aus 88 600 Abf. 2, 302 A bſ. 4 Satz 2 
bis 4 3 PO. kann aufgerechnet werden. 

Durch notariellen Pachtvertrag v. 26. Jan. 1927 hat der 
Kl. das ihm gehörige im Landkreis G. gelegene Rittergut ein⸗ 
ſchließlich der auf ihm befindlichen Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
gebäude für die Zeit v. 1. Febr. 1927 bis zum 31. Jan. 1939 
an den Bekl. verpachtet. Das geſamte bewegliche und tote 
Inventar ſowie die vorhandenen Vorräte übernahm der Bekl. 
gegen Zahlung eines Kaufpreiſes von 90000 AM. 

Der Kl. hat im Urkundenprozeß den nicht bezahlten Teil 
dieſes Kaufpreiſes in Höhe von 30 000 K., nebſt Zinſen 
eingeklagt. 

Das OLG. hat den Bekl. zur Zahlung von 29044 An 
unter Vorbehalt der Ausführung ſeiner Rechte verurteilt. 
Der Bekl. hat zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung die 
Urteilsſumme bezahlt. Im Nachverfahren hat er neben Zu⸗ 
rückbehaltungsrechten mehrere Gegenforderungen aufrech⸗ 
nungsweiſe geltend gemacht, darunter eine Schadenserſatz⸗ 
forderung von 10 800 RM. Dieſe wird darauf geſtützt, daß 
der Kl. ihn entgegen dem Vertrage daran gehindert habe, 
das auf dem Pachtgute befindliche Kavalierhaus und die 
Inſpektorwohnung ab 1. Mai 1929 zu vermieten. Mit dieſer 
Gegenforderung befaßt ſich das von der Rev. angegriffene 
Schlußurteil. Das OLG. hat in dem Schlußurteil die Scha⸗ 
denserſatzforderung nur in Höhe von 8400 RM als berechtigt 
anerkannt und dementſprechend lediglich in dieſer Höhe die 
Klage abgewieſen, ſowie den Kl. gem. 88 600 Abſ. 2, 302 
Abſ. 4 Satz 2—4 ZPO. zur Rückzahlung verurteilt. 

Das RG. hat aufgehoben. 

Die Rev. glaubt, dem BG. eine Verletzung des 8 549 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. vorwerfen zu können. Die dort ge⸗ 
troffene Regelung ergäbe, daß dem Mieter bei unbegründeter 

eigerung des Vermieters, die Erlaubnis zur Untervermie⸗ 
tung zu erteilen, als einziger Rechtsbehelf das Recht zur 
Kündigung des Mietverhältniſſes gegeben ſei. Dieſer Einwand 
der Rev. beachtet nicht, daß der Vorſchr. des § 549 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. ein Sachverhalt zugrunde liegt, der gerade in 
dem entſcheidenden Punkte von dem vom BG. angenommenen 
ſich unterſcheidet. Nach 8549 Abſ. 1 Satz 1 BGV. iſt der 

ieter nicht ſchon auf Grund des Mietvertrages, ſondern 
erſt kraft beſonderer Erlaubnis des Vermieters zur Weiter⸗ 
vermietung berechtigt. Ob der Vermieter die Erlaubnis er- 
teilen will, ſteht in ſeinem Ermeſſen. Verweigert er ſie, ohne 
daß hierfür in der Perſon des Untermieters ein wichtiger 
Grund vorliegt, dann wird dem Mieter die Befugnis zur 


DIS: 


Kündigung des Mietverhältniſſes gewährt. Im gegebenen 
Falle aber ſtand die Erteilung der Erlaubnis nicht in dem 
Belieben des Kl. Vom BG. wird aus den geſamten Um⸗ 
ſtänden unter Heranziehung der das Vertragsverhältnis mit⸗ 
beſtimmenden Grundſätze von Treu und Glauben entnommen, 
daß der Kl. verpflichtet war, die von dem Bekl. beabſichtigte 
Weitervermietung des Kavalierhauſes und der Inſpektor⸗ 
wohnung zuzulaſſen und ihm hierzu die Erlaubnis zu er⸗ 
teilen. Das BG. nimmt alſo in Auslegung des Pachtver⸗ 
trages eine vertragsmäßige Verpflichtung des Kl. zur Er⸗ 
teilung der Erlaubnis für dieſe Weitervermietung an. Durch 
die Nichterteilung der vom Bekl. erbetenen Erlaubnis hat 
der Kl. hiernach gegen eine Vertragspflicht verſtoßen. Die 
daraus abgeleitete Schadenserſatzpflicht iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. 

Der Kl. hat auch ſeinerſeits eine Gegenforderung auf 
Zahlung rückſtändiger Pachtzinſen und Steuern in Höhe von 
über 10800 RA geltend gemacht. Das BG. hält eine Auf⸗ 
rechnung dieſer Gegenforderung mit der vom BG. aner⸗ 
kannten Schadenserſatzforderung des Bekl. wegen Verhinde⸗ 
rung der Weitervermietung des Kavalierhauſes und der Ste 
ſpektorwohnung für unzuläſſig. Dies iſt zutreffend. Die 
Schadenserſatzforderung des Bekl. wegen der verhinderten 
Weitervermietung iſt gem. § 389 BGB. infolge der von 
dem Bekl. erklärten Aufrechnung mit der Klageforderung 
erloſchen. Einer nicht mehr beſtehenden Forderung gegen- 
über konnte daher der Kl. nicht ſeinerſeits mit einer Gegen⸗ 
forderung aufrechnen. Der Bekl. hat aber noch eine andere 
auf SS 600 Abſ. 2, 302 Abſ. 4 Satz 2—4 ZPO. geſtützte 
Schadenserſatzforderung erhoben, mit der er Rückzahlung der 
zur Abwendung der Vollſtreckung des Vorbehaltsurteils ge⸗ 
machten Leiſtung verlangt. Gegenüber dieſem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch war eine Aufrechnung mit der Gegenforderung des 
Kl. möglich (vgl. RG. 76, 406 )). Die vom Kl. erklärte 
Aufrechnung bezog ſich auch auf dieſen aus 88 600 Abſ. 2, 
302 Abſ. 4 Satz 2—4 ZRO. abgeleiteten Schadenserſatz⸗ 
anfpruch des Bekl. 

Das angef. Urt. leidet daher an dem Rechtsfehler, daß 
es der vom Kl. geltend gemachten Aufrechnung ſchlechthin 
jegliche Wirkſamkeit verſagt. 

(U. v. 4. Okt. 1934; IV 62/34. — Breslau.) K.) 


** 2. 8839 BGB.; 88 88—91 II 10 ALR. Der Er- 
ſatzberechtigte verliert feinen Anſpruch gegen 
den an Stelle des Beamten haftenden Staat 
nicht dadurch, daß er ſchuldhaft den Eintritt des 
Schadens nicht erkannt und wegen dieſer Un⸗ 
kenntnis ein Vorgehen gegen einen anderen 
Erſatzpflichtigen unterlaſſen hat. Der Verluſt 
des Erſatzanſpruchs tritt dann ein, wenn der 
Erſatzberechtigte in Kenntnis des ihm zugefüg⸗ 
ten Schadens ſchuldhaft es unterläßt, ander⸗ 
weit Erſatz zu erlangen. Ehe 8 839 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. in Betracht kommt, iſt § 91 II 10 ALR. (in 
Kraft geblieben durch Art. 80 Abſ. 1 EG BGB.) 
anzuwenden. f) 


(U. v. 7. Juli 1934; V 102/34. — Marienwerder.) [Hn.] 
Abgedr. ZW. 1934, 2544 5. 


1) JW. 1911, 769. 


Zu 2. I. Der für die Erörterung weſentliche Sachverhalt iſt: 
Die öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft A, vertreten durch Dr. K., gibt 
einer Erbengemeinſchaft, beſtehend aus B., C. und dem minderjährigen 
D., ein Darlehen von 10 000 RA. Bei Beſtellung der Hypothek am 
Grundſtück der Erbengemeinſchaft wird überſehen, daß die vormund⸗ 
ſchaftliche Genehmigung für die Erklärungen des D. fehlt. Der 
amtierende Beamte P. hätte dies bemerken müſſen, da in Sp. 1 Abt. J 
des Grundbuchs der Geburtstag des D. eingetragen war. Als das 
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3. 8839 Abſ. 1 Satz 1 u. 2 BGB. 

J. Gibt ein Juſtizinſpektor, der einen Antrag 
auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung auf⸗ 
nimmt, dem Antragſteller die überreichten Ur⸗ 
kunden wegen angeblichen Fehlens der Namen 
der Pfändungsgläubiger zurück, obwohl dieſe 
in den Urkunden enthalten ſind, ſo liegt darin 
eine Amtspflichtverletzung. 

II. Die Haftung entfällt nicht gemäß $ 839 
Ab ſ. 1 Satz 2 dadurch, daß dem rechtlich nicht 
bewanderten kaufmänniſchen Angeſtellten des 
Antragſtellers, der für dieſen den Antrag 
ſtellte, die Angabe der Gläubiger in den von 
ihm überreichten Urkunden unbekannt war, weil 
er ſich von dem Inhalt der Urkunden keine ge⸗ 
naue Kenntnis verſchafft hatte. 

B. iſt als Bevollmächtigter der Kl. mit deren Einſtel⸗ 
lungsantrag und mit Urkunden, die als Unterlagen für eine 
Einſtellung ausreichten, zum AG. in W. gekommen. Dort 
nahm der Juſtizinſpektor W. die Urkunden entgegen; er 
fragte dann den B. nach den Namen der Pfändungs⸗ 
gläubiger und gab ihm, als er dieſe Frage nicht beantworten 
konnte, die Papiere mit dem Bemerken zurück, dann müſſe 
eine Abſchrift des Pfändungsprotokolls beigebracht werden. 
Dieſe hat B. vom Gerichtsvollzieher wegen Zeitmangels 
nicht bekommen. 

1. Eine Amtspflichtverletzung des Juſtizinſpektors W. 
liegt darin, daß er in beſtimmter Form die Beſchaffung einer 
Abſchrift des Pfändungsprotokolls als notwendig bezeichnet 
hat, obwohl die vorgelegten Urkunden den Einſtellungsantrag 
ausreichend gerechtfertigt hätten und ihm eine rechtliche Prü⸗ 
fung nicht zugeſtanden hat. 


Gericht den Mangel ſpater merkt, trägt es ordnungsgemäß einen 
Widerſpruch von Amts wegen ein. Bei der alsbald durchgeführten 
Zwangsverſteigerung kommt die Hypothel der A. infolge des Wider⸗ 
ſpruchs als Grundlage für den Widerſpruch der Realgläubiger gegen 
den Teilungsplan nicht zur Hebung. Daher klagt nun A, gegen den 
Staat auf Schadenserſatz unter Hinweis auf das Verſchulden des R. 
Beklagter wendet ein, die Klage ſei nicht ſchlüſſig, da A. von Dr. K. 
Schadenserſatz verlangen könne. 

II. Das NG. entſcheidet: Aus rechtlichen Erwägungen heraus 
kann der verklagte Staat ein ſchädigendes Verhalten des Dr. K. gegen 
die Körperſchaft A. dieſer nicht i. S. des 8839 Abſ. 1 Saß 2 ent⸗ 
gegenhalten. Der die Haftung des Dr. K. gegenüber A. begründende 
8 91 1110 ALR. mit ſeinen Haftungsbeſchränkungen genießt Vorrang 
vor 8839 Abſ. 1 BGB. mit der Haftungsbeſchränkung des Satzes 2. 
Das RG. hebt hervor, daß die Rechtslage vom „Standpunkt der Kl. 
aus“ zu betrachten ſei, es bezeichnet demnach die Haftung des Dr. K. 
gegenüber der A. als „ſubſidiär“. 

III. Indem das RG. dieſe Rechtsfolge ausſpricht, bekennt es 
ſich — im Ergebnis — erneut (vgl. ſchon RG. 95, 346) zu der Organ⸗ 
theorie im Beamtendienſtverhältnis. Dies ſoll näher dargelegt wer⸗ 
den, nachdem vorher nachgewieſen wurde, daß die Organtheorie im 
Beamtenrecht heute mindeſtens in gleichem Maße wie bisher an eheſten 
den ſtaatsrechtlichen Grundgedanken des Beamtenrechtes entſpricht. 


IV. Die vor 1931 wohl herrſchende Anſicht, der Beamte müſſe 
als unſelbſtändiger Teil der ihn anſtellenden Körperſchaft angeſehen 
werden und könne daher in beamtenrechtlichen Zuſammenhängen nicht 
als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt beurteilt werden, erlitt nach der preuß. 
NotWO. v. 12. Sept. 1931 eine vielfach feſtſtellbare Einbuße. Für 
diejenigen nämlich, welche die Not VO. als verfaſſungsmäßig an⸗ 
erkannten, ſtand ab da feſt, daß der höchſte Trumpf der Organtheorie: 
„Wer hoheitliche Funktion des Staates ausübt wird auch ohne An⸗ 
ſtellungsakt Beamter!“ nicht mehr ausgeſpielt werden konnte. Da bei 
der Betrachtungsweiſe an Hand der Weimarer Verfaſſung für eine 
Hervorhebung ethiſcher und völkiſcher Geſichtspunlete kein hinveichen- 
der Raum war, mußte die einzige noch verbleibende Stütze der Organ 
theorie, der Hinweis auf deren Begründetheit in der vaterländiſchen 
Vergangenheit, als ſehr ſchwächlich erſcheinen und die Organtheorie 
ſelbſt zu den „Memoiren“ des Rechtes verwieſen werden. 

Gerade um die Zeit jener preuß. NotBO. entſtaud das Buch 
von Müller, Beamtentum und Nationalſozialismus (Verlag Eher 
Nachf. Gmbch., München 1931/32). Hier wurde im Anſchluß an die 
Gedankengänge des Führers in „Mein Kampf“ S. 297ff. bereits 
in knappen Umriſſen die juriſtiſche Form des nationalſozialiſtiſchen 
Beamtenrechtes entworfen. Aus S. 9 insbeſ. legte Müller dar, daß 
die Organtheorie mit ihren Folgerungen weiter nichts ſei als die Um⸗ 
wertung der perſönlichen Bindungen der königlichen Beamten Friedrich 
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Der Juſtizinſpektor durfte den B. nicht durch eine dazu 
noch unbegründete Beauſtandung abhalten, den Einſtellungs⸗ 
antrag ſogleich zur Entſch. des zuſtändigen Richters oder 
Rechtspflegers zu bringen. Indem er das tat, verſtieß er 
fahrläſſig gegen feine Amtspflicht. Dieſer Fehler war urſüch⸗ 
lich für einen der Rechtsvorgängerin der Kl. durch die Ver⸗ 
ſteigerung entſtandenen Schaden. 


II. Eine Überſpannung der gerechterweiſe an einen kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten zu ſtellenden Anforderungen aber 
enthält die Annahme des OLG., B. ſei der Kl. wegen nicht 
ordnungsmäßiger Erledigung des ihm erteilten Auftrags, 
die Einſtellung zu erwirken, erſatzpflichtig. B. hatte den An⸗ 
trag mit Anlagen einem Beantten übergeben, der ſich mit 
dem Inhalt der Stücke befaßte und den B. als für die Be⸗ 
arbeitung zuſtändig und maßgebend anſehen mußte. Wenn 
dieſer ihm erklärte, die Abſchrift des Pfändungsprotokolls 
ſei noch notwendig, ſo war von B. nicht zu verlangen, daß 
er Gegenvorſtellungen erhob. Wenn der Beamte nach Prüfung 
der Urkunden eine Frage an B. richtete, die dieſer aus dem 
Gedächtnis nicht beantworten konnte, ſo lag der Gedanke 
durchaus fern, daß ſich die Antwort aus einem der in der 
Hand des Beauiten befindlichen Schriftſtücke ergeben könne. 
Daß ſich der rechtlich nicht bewanderte B. vorher vom Inhalt 
der Urkunden genaue Kenntnis verſchaffte, lag nicht im Ber 
reich ſeines Auftrags. Er hatte den Einſtellungsantrag zu 
ſtellen und die dazu dienlichen Urkunden dem Gericht zu 
übergeben. Daß er aus ſeiner Erinnerung nicht die Namen 
der Pfändungsgläubiger angeben konnte, daß ihm auch nicht 
die Möglichkeit gegenwärtig war, ſie aus dem in der Hand 
des Juſtizinſpektors befindlichen Antrage zu entnehmen, und 
daß er auf Weiſung des Beamten die endgültige Einreichung 
des Antrages unterließ, kann ihm bei ungezwungener Auf⸗ 


Wilhelms I., welche die Stärke des „preuß. Berufsbeamtentums“ 
ausmachten. Dieſes Staatsprinzip konnte ſich natürlich nur bei gleich⸗ 
zeitig ſtarker Staatsautorität bewähren und auch nur jo Sinn be 
halten. Aus dieſer organartigen Verbundenheit des Beamten mit dem 
Staat, der ſelbſt wieder Volk iſt, wird man nicht zuletzt die Ein⸗ 
ſtellung zwanglos verſtehen können, welche Artfremde aus dem Beamten⸗ 
körper ausgemerzt wiſſen will. Dieſes ſtaatsrechtliche Prinzip ent 
ſpricht einzig und allein dem deutſchen Führerprinzip. 

V. Wenn es die Aufgabe unſeres höchſten Gerichtes iſt, deutſches 
Recht anzuwenden und in der Anwendung den Willen des Volkes 
zur Geltung und Darſtellung kommen zu laſſen, muß geſagt werden, 
daß das RG. bei der vorliegenden Entſch. wirklich eine gute Gelegen⸗ 
heit außer acht ließ, die leitenden Geſichtspunkte des deutſchen Beamten⸗ 
rechtes hervorzukehren. Beſtand hierzu mit Rückſicht auf die konſtante 
Rſpr. keine unbedingte Notwendigkeit, jo wäre damit doch anderer” 
ſeits ein Beitrag zur volksnahen Rſpr. gegeben worden, deren wir 
bedürfen. 

Dieſe Entſch. beſtätigt doch gerade, daß auch rechtlich die 
unter III geſchilderte Betrachtungsweiſe zu gelten hat. Wenn ich Dei 
Staat oder eine ſonſtige Körperſchaft des öffentlichen Rechtes und die 
dieſen angehörenden Beamter betrachte, kann ich dieſe nur ver“ 
bunden mit dem Staate ſehen. Es gibt nirgendwo eine Lücke in 
dieſer Betrachtung, nirgends läßt ſich dieſes Bild rechtlicher Einheit 
irgendwie zerſetzen. Nicht einmal in ſubſidiären Fragen kann der 
Beamte getrennt vom Staate als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt geſehen 
werden und der Beanite des Erſatzberechtigten kann niemals als 
neben dieſem ſtehender Dritter mit einer eigenen Intereſſenſphäre 
betrachtet werden. Es iſt daher wohl eher zutreffend, die Urſachen für 
dieſes Ergebnis als nur die Folgen dieſer Betrachtungsweiſe zu ſchil⸗ 
dern, wie es durch das NG. geſchieht. Die Feſtſtellung, 8 91 11 10 
des preußiſchen ALM. ſei gegenüber der Haftungsbeſchränkung aus 
8839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. nur ſubſidiär, erklärt ſich daraus, daß 
die preuß. Auffaſſung vom Beamtenverhältnis Reichsrecht geworden iſt. 

Wie ſehr im übrigen das RG. in der Auffaſſung lebt, die hier 
als zutreffend verfochten wird, zeigt ſeine Entſch. in NG. 95, 346. 
Hier wollte ein von einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft gemäß 
8 88 II 10 ALR. in Anſpruch genommener Beamter dieſem das mil“ 
wirkende Verſchulden eines anderen, von der gleichen Körperſchaft an⸗ 
geſtellten Beamten entgegenſetzen. Obwohl gegen die Heranziehung des 
§ 254 BGB. mit Nückficht auf die Belegenheit der Rechtsbeziehungen 
im Gebiete des öffentlichen Rechtes Reine Bedenken geltend gemacht 
wurden, wurde die Verwendung der Vorſchrift in der Überzeugung 
unterſagt, beide Beamte ſeien Organe einer einheitlichen Rechtsperſon 
und könnten daher nicht als ſelbſtändige Rechtsträger in Fragen wie 
der vorliegenden angeſehen werden (Näheres hierzu in Grüttner, 
Beamtenrecht⸗Arbeitsrecht, 1931). 

RA. Dr. E. Bruno Grüttner, Köln. 
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faſſung ſeiner Pflichten in keiner Weiſe als ſchuldhaft an⸗ 
gerechnet werden. 
(U. v. 22. Sept. 1934; V 145/34. — Naumburg.) [v. B.] 


4. Unterhaltsvertrag. Der Vorbehalt gleich- 
bleibender Verhältniſſe beherrſcht, abgeſehen 
von der Inflationszeit, nicht jeden Unterhalts⸗ 
vertrag, ſondern es iſt Auslegungsfrage, ob 
dieſer Vorbehalt im einzelnen Falle dem Ver⸗ 
trage innewohnt. 

I 


Was die Höhe des Anſpruchs aus dem Unterhaltsver⸗ 
ſprechen anlangt, ſo hat der Bekl. in dem Unterhaltsvertrage 
der Kl. eine lebenslängliche Rente von 160 RAM im Monat 
verſprochen. Daß die Rente unter veränderten Umftänden 
herabgeſetzt werden ſolle, iſt mit ausdrücklichen Worten in 
dem Vertrage nicht geſagt, nur ihre Erhöhung iſt vereinbart, 
wenn der Bekl. Major werden ſollte. Daß jedem ſolchen 
Unterhaltsvertrage der Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe 
ohne weiteres ſtillſchweigend innewohne, wie das RG. (RG. 
106, 233) dies in der Inflationszeit zugunſten des Renten⸗ 
empfängers angenommen hat, der infolge der Anderung des 
Geldwerts das nicht mehr erhielt, was ihm zugeſagt war, 
kann nicht geſagt werden. Das ſchließt indeſſen keineswegs 
aus, daß auch in heutiger Zeit unter gleichgebliebenen Wäh⸗ 
rungsverhältniſſen ein Unterhaltsvertrag auch zugunſten des 
Rentenpflichtigen dahin gedeutet werden kann, daß ihm die 
Berufung auf eine weſentliche Verſchlechterung ſeiner Ver⸗ 
mögens⸗ und Einkommensverhältniſſe offenſtehen ſolle (vgl. 
Sen Urt. v. 1. Febr. 1934, IV 310/33). 

Das BG. nimmt zwar an, daß ſich dieſe Verhältniſſe 
ſeit Vertragsabſchluß nicht verſchlechtert haben. Wie behauptet, 
ſoll aber eine Anderung der pekuniären Lage des Bekl. da⸗ 
durch eingetreten ſein, daß er ſich wieder verheiratet hat und 
nunmehr ſtatt für 3 Kinder für 4 Kinder zu ſorgen habe. 
Es war daher Sache des BG., zu prüfen, ob der Vertrag 
dahin auszulegen iſt (Sen Urt. v. 5. Juli 1934, IV 25/34), 
daß er unter allen Umſtänden buchſtäblich zu erfüllen war 
oder ob in Berückſichtigung der 88 157, 242 BGB. 
Raum bleibt für die Auffaſſung, daß bei weſentlicher Ver⸗ 
ſchlechterung der Lage des Bekl. auch die Rente ent⸗ 
ſprechend herabzuſetzen war. Dieſe Frage hat das BG. 
nicht ausreichend erörtert, weil es unter Bezugnahme auf 
die Rſpr. des RArbG. glaubt annehmen zu dürfen, daß 
zu einer Herabſetzung der Rente wegen nachträglich ver- 
änderter Verhältniſſe kein Raum ſei. Allein die Rſpr. des 
RArbG. bezieht ſich einmal nur auf Ruhegehaltsverſprechen 
aus Arbeitsverträgen, und ſie hat im weſentlichen nur ver⸗ 
neint, daß die allgemeine Wirtſchaftskriſe, die Anfang 1930 
eingeſetzt habe, ſchon die Berufung auf nachträglich veränderte 
Verhältniſſe in den gegebenen Fällen zu rechtfertigen ver⸗ 
möge. Es hat in der Entſch. v. 21. Jan. 1933, RAG 270/32, 
abgedr. in ZW. 1933, 12761, ausdrücklich die Frage offen⸗ 
gelaſſen, ob nach den getroffenen Vereinbarungen (58 157, 
242 BGB.) neben anderen Umſtänden auch die wirtſchaftliche 
Lage des Gehalts- und Ruhegehaltspflichtigen die Höhe der 
Vergütung beeinfluſſen könne. Es kann daher nicht anerkannt 
werden, daß ein Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe, wie 
das BG. angenommen hat, ſchon um deswillen dem Vertrag 
nicht innewohnen könne, weil er unter feſter und beſtändig 
gebliebener Währung und bei unſtreitig ſogar geſtiegenem 
Dienſteinkommen des Bekl. geſchloſſen ſei. Ob die Erhöhung 
der Dienſtbezüge nicht lediglich auf die Verſetzung des Bekl. 
nach B. zurückzuführen iſt und ob fie durch vermehrte Aus⸗ 
gaben in der Großſtadt nicht wieder ausgeglichen wird, jit 
nicht erörtert. Zwar hat das BG. in tatſächlichen Erwägun⸗ 
gen angenommen, daß der Bekl. mit einer neuen Ehe und 
weiterem Familienzuwachs habe rechnen müſſen und gerechnet 
habe, allein dieſe tatſächliche Beurteilung würde einer Herab⸗ 
etzung der Rente dann nicht im Wege ſtehen, wenn unter 
Berücksichtigung des 8 157 BOB. dem Bekl. zugeſtanden 
werden müßte, daß dem Vertrage der ſtillſchweigende Vor⸗ 
ehalt gleichbleibender Verhältniſſe auf feiner Seite inne⸗ 
wohnte oder wenn die Rückſichten auf Treu und Glauben 


1) JW. 1934, 26091. 


ſchon nach § 242 ſchwerwiegend genug fein ſollten, die Herab⸗ 
ſetzung der Rente zu rechtfertigen. Dabei käme in Betracht, ob 
bei dem Einkommen des Bekl. und der Höhe der Rente nicht 
das Wohl ſeiner und der Kl. Kinder gefährdet wird und daß 
nach ſittlichen Anſchauungen die Kl. nicht bloß Rentenempfän⸗ 
gerin auf Koſten ihrer Kinder ſein ſollte, ſondern ungeachtet 
der ihr verſprochenen Rente Erwerb durch eigene Arbeit er⸗ 
ſtreben müßte, wenn die Höhe dieſer Rente das leibliche Wohl 
dieſer Kinder gefährden ſollte. 

(U. v. 24. Sept. 1934; IV 77/34. — Berlin.) K.] 


II. 


Der Beurteilung durch das Rev. unterfällt nur der 
mit dem Hilfsantrag geltend gemachte Anſpruch auf Herab⸗ 
ſetzung der durch den Vertrag v. 13. Okt. 1928 feſtgeſetzten 
Monatsrente von 1500 AH auf 450 RM. Der Kl. hat ihn 
damit zu begründen verſucht, daß der Vertrag den Vorbehalt 
gleichbleibender Verhältniſſe in ſich ſchließe, daß aber die Ein⸗ 
künfte des Kl. ſich ſo weſentlich verſchlechtert hätten, daß die 
geforderte Herabſetzung als dem Vertragswillen der Parteien 
entſprechend angeſehen werden müſſe. Das BG. hat jenen 
Vorbehalt für nicht gegeben erachtet und angenommen, daß 
nach dem Willen der Vertragſchließenden auch bei Verſchlech⸗ 
terung der Vermögensverhältniſſe des Kl. der Vergleich un⸗ 
abänderlich ſein ſolle. Es hat aber auch eine weſentliche Ver⸗ 
änderung derjenigen Verhältniſſe, welche für die Beſtimmung 
der Höhe der Leiſtung maßgebend geweſen ſein könnten, nicht 
feſtzuſtellen vermocht. 

Die in der erſten Richtung erhobenen Reviſionsangriffe 
können keinen Erfolg haben. 

Rechtlich zutreffend iſt das BG. davon ausgegangen, daß 
die Beantwortung der Frage, ob der Vorbehalt gleichbleiben⸗ 
der Verhältniſſe gemacht ſei, eine Auslegung des Vertrages 
vorausſetze. Dieſe vom BG. vorgenommene Auslegung be⸗ 
rückſichtigt die beſonderen Umſtände des Falles und iſt mit 
dem Wortlaut des Vertrages vereinbar; ſie verſtößt auch nicht 
gegen die Erfahrung des täglichen Lebens und kann deshalb 
aus Rechtsgründen nicht beanſtandet werden. Die Meinung 
der Rev., es handle ſich, da ein Unterhaltsvertrag vorliege, 
um einen fog. typiſchen und daher frei nachprüfbaren Vertrag, 
iſt abzulehnen. Sie trifft für den gegebenen Fall ſchon deshalb 
nicht zu, weil nach den getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen 
dem Vertrage Vergleichscharakter innewohnt, indem er zur 
endgültigen Beendigung des über die Gültigkeit des Ver⸗ 
trages v. 4. Sept. 1926 entſtandenen Streits, insbeſ. der aus 
dieſem Grunde anhängig gewordenen Prozeſſe dienen ſollte. 
Aber auch abgeſehen davon können Unterhaltsverträge zwi⸗ 
ſchen geſchiedenen Ehegatten ſtets nur nach der beſonderen 
Lage des Einzelfalles beurteilt werden (vgl. die SenUrt. vom 
1. Febr. 1934, IV 310/33, v. 5. Juli 1934, IV 25/342) und v. 
24. Sept. 1934, IV 77/34). 

Das BG. ift hierbei davon ausgegangen, daß einem 
Unterhaltsvertrage in der Regel der Vorbehalt gleichbleiben⸗ 
der Verhältniſſe innewohnen ſolle und hat ſich dafür auf RG. 
106, 233 berufen. Ein ſolcher allgemeiner Rechtsgrundſatz 
kann nicht anerkannt werden. Er iſt nur für Verträge aus⸗ 
geſprochen worden, die in die Inflationszeit fielen. Der Kl. 
iſt dadurch indes nicht beſchwert. Daß jene vom BG. an⸗ 
genommene Vermutung im vorl. Falle widerlegt ſei, hat es 
daraus gefolgert, daß der Unterhaltsbetrag nicht in ein Ver⸗ 
hältnis zu den Einkünften des Kl. geſetzt worden ſei, die nach 
deſſen Angaben ſich 1928 auf 66 000 + 52000 AM belaufen 
und deshalb ſonſt eine ſehr erheblich höhere Summe gerecht⸗ 
fertigt hatten. Es hat außerdem darauf hingewieſen, daß die 
Rente ausdrücklich lebenslänglich und ohne Rückſicht auf eine 
etwaige Wiederverheiratung zugeſagt ſei und daß die Bekl. 
auf einen erheblichen Teil der ihr im Vertrage v. 4. Sept. 
1926, der gleichzeitig Erbvertrag war, niedergelegten An⸗ 
ſprüche verzichtete, daß die verſprochene Rente gleichzeitig den 
Unterhalt des Kindes decken ſollte. Wenn die Rev. aus dieſen 
Umſtänden abweichende Schlüſſe zieht, ſo bedeutet das ledig⸗ 
lich eine andere tatſächliche Beurteilung der Vertragserklä⸗ 
rungen. Das gilt namentlich von ihrer Ausführung, der Kl. 
habe nur zahlen wollen, weil und ſoweit ihm das ohne be⸗ 


3196 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſondere Schwierigkeit möglich erſchien. Kann der Kl. ſomit 
eine Herabſetzung der Unterhaltsrente von vornherein nicht 
verlangen, ſo braucht den Einwendungen der Rev. gegen die 
Annahme des BG., es lägen auch keine weſentlich veränderten 
Verhältniſſe vor, nicht nachgegangen zu werden. 


(U. v. 4. Okt. 1934; IV 127/34. — Berlin.) K.] 


5. 8347 HGB.; 8276 BGB. Sorgfaltspflicht 
eines ordentlichen Kaufmanns. Gegenüber dem 
ſtändigen Geſchäftsvermittler, der oftmals in 
unverdächtigerweiſe ſeinen Zutritt zu den Ge⸗ 
ſchäftsräumen nehmen und dort verweilen kann, 
während die Arbeit vor ſich geht, find durchgrei⸗ 
fende Maßnahmen zur Verhinderung eines ein⸗ 
maligen mißbräuchlichen Gebrauchs eines Ge⸗ 
ſchäftsſtempels weder denkbar noch erforderlich. 


Bei einer nach verbreiteter kaufmänniſcher Übung aus 
Stempel und handſchriftlicher Zeichnung des Namens der han⸗ 
delnden Firmenvertreter zuſammengeſetzten Firmenzeichnung 
wird, im Gegenſatz zu dem Fakſimileunterſchrifs ſtempel 
(vgl. RG.: FW. 1910, 24333), jedes von beiden Stücken, 
Stempel und Namenszeichnung, regelmäßig die gleich große 
Bedeutung für die Erreichung des Täuſchungszwecks bei einer 
Fälſchung haben. Ja ſogar der Stempel kann, wenn mit dem 
ſonſt gebrauchten übereinſtimmend, das Übergewicht haben, 
weil dann die Prüfung der Unterſchrift in der Eile der Arbeit 
leichter genommen wird. Aber das ändert daran nichts, daß es 
im praktiſchen Geſchäftsleben unmöglich iſt, in den Arbeits⸗ 
ſtunden derartige oft gebrauchte Stempel ſtändig unter Ver⸗ 
ſchluß oder unter Bewachung zu halten und daß dies insbeſ. 
gegenüber vertrauten Perſonen, wie dem eigenen Vertrauens⸗ 
mann des Geſchäftsgegners oder dem bei dieſem als Prokuriſt 
in einer Vertrauensſtellung befindlichen Vertreter nicht als 
notwendig oder angebracht erklärt werden kann. Das RG. 
(II 252/26: JW. 1927, 26244) hat auch nur die Forderung 
aufgeſtellt, „möglichſt“ hintanzuhalten, daß bei Vertragsver⸗ 
handlungen Unbeteiligte von dem Schriftwechſel Kenntnis 
nehmen und Geſchäftsvordrucke, Geſchäftsſtempel, den Fern⸗ 
ſprecher des einen Teils mißbräuchlich zu einer Betrügerei 
gegenüber dem anderen Teil benutzen könnten. Gegenüber dem 
ſtändigen Geſchäftsvermittler, der oftmals in unverdächtiger 
Weiſe ſeinen Zutritt zu den Geſchäftsräumen nehmen und dort 
verweilen kann, während die Arbeit vor ſich geht, find durch⸗ 
greifende Maßnahmen zur Verhinderung eines einmaligen Ge⸗ 
brauchs eines derartigen Stempels weder denkbar noch er⸗ 
forderlich. 

(U. v. 21. Sept. 1934; 1192/34. — Naumburg.) ſv. B.] 


6. S5 GmbHG. Ein Anſpruch der Geſell⸗ 
ſchaft auf Bareinzahlung der Stammeinlage für 
den Fall fehlerhafter oder verzögerter Sach 
einlage beſteht nicht. Die Sacheinlageverpfich⸗ 
tung kann ſich nur nach Maßgabe der SS 323 ff. 
BGB. in eine Schadenserſatzverpflichtung um⸗ 
wandeln. 

Die Parteien waren Geſellſchafter und Geſchäftsführer 
einer GmbH. Der Bekl. hatte auf Grund des Geſellſchaftsver⸗ 
trages auf das Stammkapital von 80 000 AA 5000 RA in 
bar und Sachleiſtungen im Werte von 25000 AM einzu⸗ 
bringen. Die Werkzeuge, die der Bekl. nach dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage einzubringen hatte, ſind im weſentlichen durch Schuld 
eines Spediteurs abhanden gekommen; der Bekl. hat andere 
Werkzeuge im Werte von 7100 Rs eingebracht; außerdem hat 
die GmbH. Werkzeuge herſtellen laſſen und dieſerhalb den 
Bekl. in Höhe von 12000 AA, die nach der übereinſtimmenden 
Erklärung der Parteien auf die Einlageverpflichtung anrechen⸗ 
bar find, belaſtet. Dieſe 12000 AA ſind deshalb bei den von 
dem Bekl. geleiſteten Zahlungen, ebenſo wie die 5000 At 
Bareinlageverpflichtung, in erſter Linie berückſichtigt wor⸗ 
den. Es verblieb danach noch eine Sacheinlageverpflichtung im 
Werte von 5900 RM (25 000 — 7100 — 12000 /). Die 
Frage, ob auch dieſe reſtliche Sacheinlageverpflichtung durch 
Bar zahlung zu tilgen war, und ob deshalb die von dem 
Bekl. geleiſteten Zahlungen auch auf dieſe Verpflichtung im 
Werte von 5900 RM anzurechnen waren, iſt bisher nicht aus⸗ 


reichend geklärt. Ein Anſpruch der Geſellſchaft auf Barein⸗ 
zahlung der Stammeinlage für den Fall fehlerhafter oder ver⸗ 
zögerter Sacheinlage beſteht nicht (RG. 68, 271, 2731); 86, 
210, 214, 2152); RG.: Holtheims MSchr. 22, 244; Scholz, 
GmbcG., § 5 IIId S. 112 f.). Die Sacheinlageverpflichtung 
kann ſich nur nach Maßgabe der Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts (88 323 ff. BGB.) in eine Schadenserſatzverpflichtung 
umwandeln, die jedoch nicht identiſch iſt mit einer Verpflich⸗ 
tung zur Bareinzahlung. Daß die Vorausſetzungen für die 
Verpflichtung zu einer ſolchen Schadenserfatzleiſtung des Bekl. 
gegeben ſind, dafür fehlt es bisher an einem ausreichenden 
Anhalte. Freilich kann der Sacheinlageverpflichtete mit Zu⸗ 
ſtimmung der Mitgeſellſchafter an die Stelle der Sachein⸗ 
lage eine Bareinlage treten laſſen. Daß eine ſolche Verein⸗ 
barung getroffen iſt, darüber gibt indes das angef. Urt. 

keinen Aufſchluß. 
(U. v. 2. Okt. 1934; II 161/34. — Frankfurt a. ne 
v. B. 


* 7. Das Filmnegativ iſt nicht Träger und 
das Recht an ihm nicht Ausfluß des Urheber⸗ 
rechts. Das Filmnegativ iſt eine ſelbſtändiger 
Rechtsbeziehungen fähige Sache, deren Beſitz 
die Möglichkeit zur Herſtellung von Abzügen 
gewährleiſtet, aber nicht zur Vorführung be⸗ 
rechtigt. ) 


Die T.⸗Film⸗Gmbch., der das Urheberrecht bezüglich 
des Films „Stürmiſch die Nacht“ zuſtand, erhielt vom Kl. 
zur Tilgung ihrer Reſtſchuld an die Wiener Herſtellerfirmen 
S.⸗Gmbh. und Kopieranſtalt B. ein Darlehen von 15000 AM 
und übereignete zur Sicherheit dafür dem Kl. laut Vertrag 
v. 5. Sept. 1930 das Negativ des Films ſowie die Auf- 
führungsrechte mit gewiſſen örtlichen Ausnahmen. Danach 
übertrug ſie im Oktober 1930 der Bekl. die Anfertigung 
von zehn Kopien des Films auf Grund der „Allgemeinen 
Lieferungsbedingungen“ der Bekl., nach denen ihr „alle Ur⸗ 
heber⸗, Verwertungs⸗, Vervielfältigungs⸗ und Vertriebsrechte 
bezüglich der ihr im unentwickelten oder entwickelten Zuſtand 
übergebenen Gegeuſtände gleichzeitig mit der Übergabe bzw. 
Beſtellung wegen aller ihr gegen den Beſteller zuſtehenden 
Forderungen verpfändet“ ſein ſollten. Infolge Unverwertbar⸗ 
keit der hiernach hergeſtellten Kopien ſandte die Bekl. zufolge 
einer mit der S.⸗Gmbß. getroffenen Vereinbarung das 
Negativ an dieſe zur Nachbeſſerung zurück, wobei die Firma 
S. den Empfang als auf den Namen der Bekl. gemacht be— 


1) JW. 1908, 309. 2) JW. 1915, 514. 


Zu 7. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. 


Mit Recht unterſcheidet das Urt., RG. 106, 364 JW. 1923, 
992 folgend, auch beim Filmkunſtwerk zwiſchen der Filmkopie als 
dem körperlichen Niederſchlag der filmiſchen Formſchöpfung und dem 
Filmkunſtwerk als dem Immaterialgut oder, wie es in Rc. 118, 
292 und 293 = ZW. 1928, 356 geförmelt iſt, zwiſchen dem körper“ 
lichen und unkörperlichen Vertragsgegenſtand, trennt alſo die ur⸗ 
heberrechtliche Betrachtung über das Filmkunſtwerk von der ſachen⸗ 
rechtlichen Betrachtung über das Filmnegativ. 

In der Praxis find nun ſacheurechtliche Vfg. an der Film⸗ 
kopie neben urheberrechtlichen Vfg. am Filmäunſtwerk durchweg ber 
kannt (vgl. z. B. DL®. Hamburg: GewRSch. 1931, 103), wo (S. 1095) 
zwiſchen dem Pfandrecht an der Filmkopie und dem Pfandrecht am 
Urheberrecht unterſchieden wird. Das RG. aber hatte zu entſcheiden, 
ob — in Anwendung der Rechtsnorm des 8 952 BGB. — die Vfg. 
über die Filmkopie nur zuläſſig ſei, wenn gleichzeitig über das Ur⸗ 
heberrecht in gleicher Weiſe verfügt wird (fo v. Erffa: GewgSch. 
1926, 414, offengelaſſen von Kch.: Gesch. 1926, 229). Diele 
Auffaſſung wird damit begründet, daß die Kopie als ſolche wertlos 
ſei, lediglich eine Urkunde zum Beweis des Urheberrechts darſtelle, 
ſo daß alſo eine wirtſchaftliche Verwertung der Kopie, losgelöſt von 
dem Urheberrecht, nicht denkbar ſei. Dem widerſpricht aber, daß Da? 
Filmgewerbe die Kopie als Handelsobjekt betrachtet, insbeſ. gilt das 
von den Filmkopieranftalten, die den Eigentumsvorbehalt an der 
Kopie zur Gewährung von Kredit benötigen, und demgemäß ſo auch 
verfahren (Boehmer⸗Reitz, Der Film in Wirtſchaft und Recht 
1933 S. 177). Die vom NG. vertretene Rechtsausdeutung entſpricht 
alſo durchaus der Intereſſenlagerung. 


RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


63. Jahrg. 1934 Heft 50; 


ſtätigte und die Rückgabe nur an die Bekl. bzw. die von ihr 
zu benennende Perſon zu bewirken verſprach. Das ab⸗ 
geänderte Negativ wurde auch der Bekl. nochmals zurüd- 
geſandt. Die Koſten der erwähnten, mißlungenen zehn erſten 
Kopien von rund 20000 RAM ſind bisher nicht bezahlt. Die 
Bekl. machte deswegen ihr Pfandrecht geltend, deſſen An⸗ 
erkennung der Kl. jedoch ablehnte. Im Intereſſe der Ver⸗ 
wertung des Films vereinbarten nun die Parteien, die T.- 
GmbH. und eine Pfändungspfandgläubigerin dieſer Firma, 
daß die Bekl. fünf Kopien der neuen Faſſung herſtellen, die 
Anſprüche auf Filmmieten treuhänderiſch abgetreten erhalten 
und die daraus einzunehmenden Beträge nach Vorabzug, 
ihrer Forderung für die neuen Kopien auf einem Treuhand⸗ 
konto bis zur Feſtſtellung der von den Beteiligten geltend⸗ 
gemachten Rechtsanſprüche in Verwahrung behalten ſollte. 
Auf dem ſo begründeten Konto befinden ſich nach Tilgung der 
Koſten für die neuen Kopien 7194,42 RM, um die der gegen⸗ 
wärtige Rechtsſtreit geht. 

Der Kl. nimmt den erwähnten Betrag für ſich in An⸗ 
ſpruch und begehrt Feſtſtellung, daß die Bekl. nicht berechtigt 
ſei, wegen ihrer Koſtenanſprüche für die erſten Kopien die 
Auszahlung des Betrages an ihn zu verweigern, vielmehr 
verpflichtet ſei, ihm dieſen nach Beibringung der Zuſtimmung 
der Pfändungspfandgläubigerin auszuzahlen. 

Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Mit 
der Rev. beantragt der Kl. unter Erneuerung ſeines Klag⸗ 
begehrens Aufhebung des BU. 

Das BG. weiſt die Anſprüche des Kl. auf den Beſtand 
des Treuhandkontos zurück, weil die Bekl. zufolge ihrer 
Geſchäftsbedingungen ein den Rechten des Kl. vorgehendes 
Pfandrecht an dem Filmnegativ gem. 81207 BGB. kraft 
guten Glaubens erlangt habe. Mit Recht wendet ſich die 
Rev. gegen dieſe Erwägungen als rechtlich verfehlt. Der um⸗ 
ſtrittene Betrag des Treuhandkontos rührt aus Erträgnijjen 
her, die der fragliche Film durch Vermietung zu Auf⸗ 
führungszwecken erbracht hat, alſo aus Verwertung des Auf⸗ 
führungsrechts. Daraus folgt, daß der Streit der Parteien 
um das Recht, dieſe Mieten in Anſpruch zu nehmen, durch 
die Entſcheidung der Frage bedingt iſt, welche von beiden 
Parteien zur Aufführung berechtigt oder vorberechtigt war, 
ob der Kl. kraft des Vertrages v. 5. Sept. 1930, ob die 
Bekl. zufolge ihrer dem Kopierauftrag zugrunde gelegten 
„Allgemeinen Geſchäftsbedingungen“. Das Negativ des Films 
hat, wie die Rev. zutreffend ausführt, mit dieſer Frage nichts 
zu tun. Iſt es auch die techniſche Grundlage des Films, 
die Verkörperung des nach 815 KunſtSchG. unter Urheber⸗ 
ſchutz ſtehenden Werkes und ſomit die weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung ſeiner Verwertbarkeit, ſo iſt doch das Recht am 
Negativ weder Ausfluß des Urheberrechts und ſonach — etwa 
i. S. von 8952 BGB. — von dieſem abhängig, noch iſt 
das Negativ Träger des Urheberrechts in dem Sinne, daß 
dieſes ohne weiteres an ihm hafte, vielmehr ſtellt es eine 
ſelbſtändiger Rechtsbeziehungen fähige Sache dar, deren Be⸗ 
ſitz an ſich nur die Möglichkeit zur Herſtellung von Abzügen 
gewährleiſtet (vgl. RG. 106, 362%); 118, 2922); RGürt. 
v. 23. Jan. 1924, I 180/23; Eckſtein, Film⸗ und Kino⸗ 
recht S. 3, 319—325; abw. Goldbaum, Urheberrecht 
S. 94, 134). Hiernach iſt zwar der Vorinſtanz beizupflichten, 
wenn ſie die Begründung eines Pfandrechts der Bekl. am 
Negativ für rechtlich möglich anſieht; aus einem folchen 
Pfandrecht allein würde aber die Bezugsberechtigung der 
Bekl. auf die Erträgniſſe des ſog. Filmverleihs nicht her⸗ 
zuleiten ſein, ſondern es würde dazu des Übergangs der das 
Vorführungsrecht einſchließenden urheberrechtlichen Befug⸗ 
niſſe auf die Bekl. mit einer die Rechte des Kl. ausſchließen⸗ 
den Wirkung bedürfen. Es kommt alſo für die Entſcheidung 
nicht darauf an, ob überhaupt ein Recht am Negativ als von 
der T.-GmbH. der Bekl. nach deren Geſchäftsbedingungen 
eingeräumt anzuſehen iſt, und, ob die Bekl. in Anſehung 
dieſes Rechtscrwerbs in gutem Glauben war, vielmehr allein 
darauf, ob ſie gegenüber der dem Kl. im Vertrage v. 5. Sept. 
1930 eingeräumten Berechtigung ein dieſe ausſchließendes 
Recht zur Vorführung des Films für ſich in Anſpruch nehmen 
kann. Von dieſem Geſichtspunkt aus wird ſonach die Sach⸗ 


9) JW. 1923, 992. 2) JW. 1928, 356. 
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lage neu zu würdigen ſein. Hinſichtlich der Berechtigung des 
Kl. beſagt das Abkommen v. 5. Sept. 1930, daß ihm von 
der T.⸗Gmbh. neben den Anſprüchen aus beſtimmten Film⸗ 
verleihverträgen (Nr. 2 des Abkommens) das Negativ und 
alle Aufführungsrechte mit Ausnahme beſtimmter Gebiete 
übertragen worden find (Nr. 3 des Abkommens). Stand in 
Anſehung dieſer Aufführungsrechte forthin das Verfügungs⸗ 
recht dem Kl. zu, jo fehlte der T.-GmbH. im Oktober 1930 
die Befugnis, von ſich aus mit der Bekl. bei Erteilung des 
erſten Kopieauftrags auf Grund ihrer Geſchäftsbedingungen 
eine Vereinbarung zu treffen, wonach alle Urheber⸗ und 
Verwertungsrechte bezüglich des Films der Bekl. wegen ihrer 
Werklohnforderung an die Beſtellerin verpfändet ſein ſollten. 
Ein Rechtserwerb kraft guten Glaubens kam dann für die 
Bekl., da ſich die Verpfändung auf Rechte bezog, für den 
Rechtsbereich des Kl. nicht in Frage. Die Rechtsbeſtändigkeit 
des Vertrages v. 5. Sept. 1930 iſt jedoch ſtreitig, ſo daß 
dieſe in erſter Linie geprüft werden muß. Ferner ſteht zur 
Zeit noch dahin, ob die auf das Treuhandkonto eingezahlten 
Erträge aus Aufführungen ſtammen, die in den Rechts⸗ 
bereich des Kl. fielen. Auch dies wird zu erörtern ſein, bevor 
die Frage, wer von den Parteien zur Erhebung des Treu⸗ 
handkontos berechtigt iſt, entſchieden werden kann. 
(U. v. 28. Sept. 1934; VII 102/34.) 


<= NG. 145, 172.) 


II. Verfahren 


** S. 88 232, 233 3 PO. Der Anwalt, der den be⸗ 
ſchränkten Auftrag zum Einlegen einer Be⸗ 
rufung, für die im übrigen das Armenrecht 
nachgeſucht wird, angenommen und ausgeführt 
hat, iſt, wenn er die Begründung nicht inner⸗ 
halb der geſetzlichen Friſt vornimmt, jedenfalls 
verpflichtet, die Verlängerung der Friſt recht⸗ 
zeitig nachzuſuchen. Es bedeutet keinen unab⸗ 
wendbaren Zufall, wenn bei ſolcher Sachlage 
die Friſt nicht eingehalten wird. 1) 

Zur Begründung der ſofortigen Beſchw. gegen den die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung der BerFriſt verſagenden Beſchluß des OLG. wird 
ausgeführt, die Anſicht des BG., die Verſäumung der Friſt 
beruhe auf keinem unabwendbaren Zufall, weil fie auf einem 
Verſehen der Anwälte beruhe, ſei irrig. Dieſe hätten nur den 
beſchränkten Auftrag des Kl. zur Einlegung der Ber. über⸗ 
nommen; den hätten ſie erfüllt. Alles weitere ſei Sache des 
Kl. geweſen; es habe für die Anwälte keine Verpflichtung be⸗ 
ſtanden, weiterhin die Sache im Auge zu behalten und für 
Wahrung der Begründungsfriſt zu ſorgen. Im übrigen ſeien 
ſie davon ausgegangen, daß das Armenrechtsgeſuch noch recht⸗ 
zeitig erledigt oder andernfalls dem Kl. Wiedereinſetzung er⸗ 
teilt werden würde. Der Kl. ſei auch der Aufforderung des 
Gerichts, ſein Armenrechtsgeſuch zu begründen, innerhalb der 
ihm geſetzten Friſt von zwei Wochen nachgekommen, und 
zwar fünf Tage vor Ablauf der Begründungsfriſt. Eine 


Zu 8. Im Ergebnis iſt der Entſch. ſicher zuzuſtimmen. Dem, 
der den Tatbeſtand nur aus dem oben abgedruckten Wortlaut kennt, 
muß allerdings die Begründung reichlich „poſitiv“ erſcheinen. Mir 
hätte es nähergelegen, die Ablehnung der Wiedereinſetzung alternativ 
dahin zu begründen: hätte, was offen bleiben kann, der Anwalt nach 
dem ihm erteilten Auftrag unter dem Geſichtspunkt der Vertrags⸗ 
oder Berufspflicht weiter tätig ſein müſſen, ſo geht ſein ſchuldhaftes 
Unterlaſſen nach § 232 Abſ. 2 ZPO. zu Laſten der Partei; traf ihn 
eine derartige Verpflichtung nicht, ſo hatte jedenfalls die Partei durch 
die eigentümliche Beſchränkung der Auftragserteilung auf die Be⸗ 
rufungseinlegung und die verzögerte Nachſuchung des Armenrechts 
nicht das i. S. des § 233 Erforderliche getan. } 

Die praktiſche Bedeutung der Entſch. liegt auf dem Gebiete der 
Anwaltshaftung. Das RG. ſagt: durch die Einlegung der 
Berufung habe ſich der Anwalt zum Prozeßbevollmächtigten beſtellt, 
daraus ſei ihm die Verpflichtung erwachſen, in gewiſſem Umfange 
weiterhin tätig zu ſein. Das beſagt — jedenfalls kann man bei 
unbefangenem Leſen den Satz eigentlich nicht anders verſtehen —: 
Dadurch, daß ſich der Anwalt nach außen, dem Gericht und dem Gegner 
gegenüber, als Prozeßbevollmächtigter gezeigt hat, hat er ſeinem Auf⸗ 
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weitere Aufklärung des Kl. durch die Anwälte hätte zu 
keinem anderen Ergebnis führen können; es mangle deshalb 
auch an dem notwendigen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
dem Unterlaſſen der Belehrung und der Verſäumung der 
Begründungsfriſt. 

Die Beſchw. iſt nicht begründel. Die RA. N. und K. 
hatten ſich durch die Einlegung der Ber. zu Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Kl. beſtellt. Als ſolche waren ſie verpflichtet, 
die in ſeinem Intereſſe notwendigen Prozeßhandlungen vor⸗ 
zunehmen. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob für ſie 
dem Kl. gegenüber eine Pflicht zur Begründung der Ber. 
beſtand oder ob ſie mit Rückſicht auf das ſchwebende Armen⸗ 
rechtsverfahren von einer ſolchen zunächſt abſehen durften. 
Jedenfalls waren ſie verpflichtet, wenn ſie die Begründung 
nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt vornahmen, die Ver⸗ 
längerung der Friſt rechtzeitig nachzuſuchen; ſie durften aber 
nicht der Sache ihren Lauf laſſen in der Erwägung, daß dem 
Kl., wenn dem Armenrechtsgeſuch trotz der dieſem innerhalb 
einer vom Gericht geſetzten Friſt gegebenen Begründung nicht 
rechtzeitig ſtattgegeben werde, die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand bewilligt werden würde. Vielmehr war es ihre 
Pflicht als Prozeßbevollmächtigte, dafür zu ſorgen, daß eine 
ſolche nicht notwendig wurde; dieſe Pflicht aber haben ſie 
nicht erfüllt. Infolgedeſſen liegt kein unabwendbarer Zufall 
i. S. des § 233 ZPO. vor. Das BG. hat deshalb mit Recht 
das Geſuch zurückgewieſen und die Beſchw. war zurück— 
zuweiſen. 

(Beſchl. v. 19. Okt. 1934; VII B 17/34. — Celle.) [H.] 

9. 8233 3 PO. Verſäumt ein Rö A. infolge 
Nichtbeachtung eines ihm perſönlich zugeſtell⸗ 
ten Beſchluſſes, durch den ein Prozeß zur Ferien⸗ 
ſache erklärt wird, die Friſt zur Begründung der 
Berufung, fo findet eine Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand nicht ſtatt. 


Durch den angef. Beſchl. iſt der Antrag der Bekl. und 
Berufungskl., ihr gegen die Verſäumung der Friſt zur Be⸗ 
gründung der Berufung die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren, abgelehnt und ihre Berufung gegen das 
Urt. des LG. als unzuläſſig verworfen worden. 

Die ſofortige Beſchw. iſt nicht begründet. 


traggeber gegenüber gewiſſe Pflichten übernommen. Das ſcheint mir 
nicht zutreffend. Welche Verpflichtungen der Anwalt der eigenen Partei 
gegenüber hat und wann eine Unterlaſſung als ſchuldhaft anzuſehen 
iſt, iſt ausſchließlich eine Frage des Innenverhältniſſes zwiſchen beiden, 
und dieſes hat — da hier ein Vertrauens- und nicht ein Armenmandat 
in Frage ſteht — feine Grundlage allein in dem Auftrag. Es kaun 
keinem Zweifel unterliegen, daß ſich für den Anwalt als Organ der 
Rechtspflege aus dem Auftrag weit umfangreichere Sorgfalts- und 
Obhutspflichten der Partei gegenüber ergeben als bei einer ſonſtigen 
entgeltlichen Geſchäftsbeſorgung. Auch der beſchränkte Auftrag um- 
faßt im Zweifel ſinngemäß die Verpflichtung, die Partei über die 
mit dem Gegenſtande des Auftrags zuſammenhängenden Fragen zu 
belehren und zu beraten und gegebenenfalls bei Gefahr im Verzug 
ſelbſtändig zu handeln. In welchem Umfange — das hängt von den 
konkreten Verhältniſſen, von der Art des Auftrags und vor allem 
auch von der Perſon des Auftraggebers ab: es bedarf keiner näheren 
Darlegung, daß der Anwalt gegenüber der rechtsunkundigen Einzel⸗ 
partei eine weſentlich größere Obhutspflicht hat als etwa dem über 
ein eigenes Rechtsbüro verfügenden Großunternehmen. Wie die Grenze 
im einzelnen zu ziehen iſt, kann hier offen bleiben — jedenfalls muß 
man ſich vor Überſpannungen hüten: angenommen, im vorl. Falle 
hat der Anwalt, den die auf das Armenrecht hoffende Partei aus 
Gründen der Koſtenerſparnis nur mit der Fertigung des Berufungs- 
ſchriftſatzes beauftragt hatte, die Partei ſachgemäß belehrt und die 
Partei iſt bei dem beſchränkten Auftrag verblieben — dann hat 
der Anwalt m. E. alles getan, was unter dem Obhutsgeſichtspunkt 
billigerweiſe von ihm verlangt werden kann, und wenn er ſich dann 
um eine Friſtverlängerung uſw. nicht bemüht, ſo iſt das kein gegen 
ſeine Pflichten verſtoßendes Unterlaſſen. Aber der Einzelfall kann 


völlig auf ſich beruhen — mir iſt es nur darum zu tun, klar⸗ 
zuſtellen, daß die fraglichen Sätze der Entſch. nicht 
ohne weiteres — gewiſſermaßen als abftrakte Norm — als 


Grundſatz für die Anwaltshaftung aufgefaßt werden 
können. Immerhin verdient die Entſch. in Anwaltskreiſen weit⸗ 
gehende Beachtung: ſie zeigt, daß das RG. jedenfalls an 
die Obhutspflicht des Anwalts hohe Anforderungen 
ſtel lt. Ming. Dr. Jonas, Berlin. 


Der angef. Beſchl. führt aus, darin, daß RA. F. die 
Bedeutung und die Folgen des Beſchl. des OL G., der die 
Sache als Ferienſache bezeichnete, nicht nachgeprüft, ſondern 
Vorlage der Sache an IR. S. nach deſſen Rückkehr aus dem 
Urlaub verfügt habe, liege eine Fahrläſſigkeit, und deshalb 
ſeien die Vorausſetzungen für die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand nicht gegeben. 

Dieſer Auffaſſung muß beigetreten werden. Das Ver⸗ 
ſchulden des Prozeßbevollmächtigten wird auch nicht dadurch 
beſeitigt, daß es, wie die Beſchwerdeſchrift ausführt, in grö⸗ 
ßeren Büros nicht Sache des RA., ſondern des Bürovor⸗ 
ſtehers ſei, die Friſten zu notieren und zu überwachen, daß der 
Bürovorſteher der Prozeßbevollmächtigten der Bekl. und der 
ihn vertretende Bürogehilfe ſich ſonſt als zuverläſſig erwieſen 
und beide auch gewußt hätten, durch die Erklärung zur Ferien⸗ 
ſache werde die Berufungsbegründungsfriſt wieder in Lauf ge⸗ 
ſetzt. Der Umſtand, daß RA. F. durch den ihm perſönlich zus 
geſtellten Beſchl. von der Erklärung zur Ferienſache Kenntnis 
erhielt, mußte ihn veranlaſſen, ſich ſelbſt um die dadurch mög“ 
licherweiſe erfolgte Inlaufſetzung von Friſten zu kümmern; er 
durfte dies um ſo weniger dem den Bürovorſteher damals 
vertretenden Bürogehilfen überlaſſen, als es ſich dabei um 
einen nicht gerade alltäglichen Fall handelte. Erſt recht aber 
durfte er nicht verfügen, daß die Akten nach Rückkehr des 
IR. S. dieſem vorzulegen ſeien, ohne wenigſtens eine Ein⸗ 
ſchränkung mit Bezug auf etwaigen Ablauf von Friſten zu 
machen; dadurch wurde ein Verſehen der Büroangeſtellten 
offenſichtlich erleichtert. Hiernach beruht die Friſtverſäumung 
auf einem Verſchulden der Prozeßbevollmächtigten, das die 
Partei gegen ſich gelten laſſen muß, und das nicht als un⸗ 
abwendbarer Zufall i. S. des § 233 ZPO. behandelt wer⸗ 
den kann. 

(Beſchl. v. 19. Okt. 1934; VII B 18/34. — Celle.) [L.] 


10.78 233 ZPO. Einen Rechtsſaß dahin, daß 
zwiſchen dem Eingang des Armenrechtsgeſuches 
und dem Ablauf der Berufungsfriſt eine Zeit 
von mindeſtens fünf vollen Tagen liegen müſſe, 
damit das Geſuch als rechtzeitig eingereicht gel- 
ten könne, gibt es nicht. Die Entſch. iſt auf die 
Umſtande des einzelnen Falles abzuſtellen. Wenn 
die Einreichung volle fünf Tage vor Ablauf der 
Friſt in aller Regel als rechtzeitig angeſehen 
wird, auch wenn das Gericht der erſten Inſtanz 
und das Rechtsmittelgericht an verſchiedenen 
Orten ihren Sitz haben, dann kann, wenn beide 
Gerichte ihren Sitz am ſelben Orte haben, alſo 
die Heranziehung der Akten in kürzeſter Friſt 
möglich iſt, die Einreichung am Morgen des fünf⸗ 
ten Tages nicht als verſpätet angeſehen werden. 


(U. v. 15. Okt. 1934; VI 246/34. — Berlin.) [H.] 
11. 8 323 3 PO. Die Unabänderlichkeit eines 
Vertrages kann vereinbart werden. — Dollar’ 


klauſel lediglich Sicherung. 

Die Parteien waren miteinander verheiratet. Als eher 
liches Güterrecht hatten fie die Errungenſchaftsgemeinſchaft 
vereinbart. Nach rechtskräftiger Scheidung ihrer Ehe, die aus 
beiderſeitigem Verſchulden erfolgte, trafen ſie am 21. Juni 
1924 eine ſchriftlich niedergelegte Vereinbarung über ihre 
Vermögensauseinanderſetzung. Der Bekl. verpflichtete ſich, 
neben einer Kapitalabfindung von 20000 GM. an die Kl. 
eine monatliche, im voraus zahlbare Unterhaltsrente von 
500 GM., die Mark gleich 1% des amerikaniſchen Dollars 
am Zahlungstage gerechnet, bis zum Tage ihrer Wieder? 
verheiratung und für den Fall, daß die Wiederverheiratung 
innerhalb der nächſten ſechs Jahre erfolgte, ein weiteres Ka⸗ 
pital von 10000 % zu zahlen. Die Kl. verzichtete auf alle 
weitergehenden Anſprüche, erklärte ſich insbeſ. für ihre An“ 
ſprüche auf Erſatz ihres Eheeinbringens und auf Herausgabe 
ihres Anteils an einer etwaigen Errungenſchaft für abge⸗ 
funden. g 

Der Bekl. hält dem Klageauſpruch entgegen, daß Die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſeit Abſchluß des Vertrages ſich 
grundlegend geändert hätten. Infolge dieſer wirtſchaftlichen 
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Umwälzung ſei ſeine Leiſtungskraft ſtark beeinträchtigt worden. 
Angeſichts ſeiner eigenen wirtſchaftlichen Lage könne ihm nicht 
mehr zugemutet werden, die von ihm in dem Vertrage vom 
21. Juni 1924 übernommene Verpflichtung zur Zahlung der 
Unterhaltsrente zu erfüllen. Dem ſtehe auch die Beſtimmung 
in Ziff. 1 Abſ. 3 des Vertrages nicht entgegen, wonach „auch 
etwaige veränderte Verhältniſſe perſönlicher oder ſachlicher 
Art ſeitens der Vertragsſchließenden eine Herabſetzung oder 
Heraufſetzung“ der Rente nicht rechtfertigen ſollen. Hierdurch 
habe der Kl. wohl die Aufrechthaltung ihres damaligen 
Lebenszuſchnitts unabhängig von ihrer Bedürftigkeit und 
ſeiner eigenen Leiſtungsfähigkeit gewährleiſtet werden ſollen. 
Eine Beeinträchtigung ſeiner Leiſtungsfähigkeit durch eine all⸗ 
gemeine Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſei aber 
dabei nicht in Rechnung gezogen worden. 

Das BG. hat dieſe Auffaſſung des Bekl. als gegen den 
Sinn des Vertrages verſtoßend abgelehnt. Das Unterhalts- 
verſprechen des Bekl. bilde nach dem Vertrage eine Gegen⸗ 
leiſtung für die Aufgabe der Rechte der Kl. auf Erſatz ihres 
Eheeinbringens und den Anteil an der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft. Sie ſei an Stelle einer weiteren Kapitalabfin⸗ 
dung getreten. Daraus erkläre ſich die Beſtimmung unter 
Ziff. 1 Abſ. 3 des Vertrages. Durch ſie ſei ſichergeſtellt wor⸗ 
den, daß die feſtgeſetzte Rente unabänderlich ſein ſolle, ohne 
Rückſicht darauf, ob und aus welchen Gründen ſich die Lei- 
ſtungsfähigkeit des Bekl. ändere. Dieſe Auslegung läßt einen 
Rechtsfehler nicht erkennen. Auch die Rev. vermochte nicht 
einen ſolchen aufzuzeigen. Der Bekl. kann ſich hiernach nicht 
auf eine Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältuiſſe berufen 
und auch nicht darauf, daß ſich die Kaufkraft der Mark ſeit 
Abſchluß des Vertrages v. 21. Juni 1924 erhöht habe. 

Durch die im Vertrage erfolgte Gleichſetzung der Mark 
mit 1% des amerikaniſchen Dollars ſollte nach der Aus⸗ 
legung des BG. nur eine Sicherung gegen eine durch Ent⸗ 
wertung der Mark herbeigeführte Minderung der von dem 
Bekl. übernommenen Leiſtung geſchaffen werden. Auch dieſe 
Vertragsauslegung iſt aus Rechtsgründen nicht zu beanſtan⸗ 
den. Mit ihr iſt die Meinung der Rev. nicht vereinbar, daß 
nach dem Vertrage die Rentenleiſtung des Bekl. ſich ſchlechthin 
nach dem Werte des amerikaniſchen Dollars richten ſolle. 

(U. v. 24. Sept. 1934; IV 60/34. — Darmſtadt.) [K.] 


12. 8 519 Abſ. 3 Ziff. 2 3 PO. 

I. Eine nur ſormularmäßig, daher den Vor- 
ſchriften des 8519 Abſ. 3 3 PO. nicht genügende 
Berufungseinlegung erhält nicht in Verbindung 
mit einem der Berufungseinlegungsſchrift in⸗ 
nerhalb der Berufungsfriſt folgenden Armen⸗ 
rechtsgeſuch die erforderliche Begründung, wenn 

ieſes nicht von einem beim BG. zugelaſſenen 
R A. ausgeht. 

II. Eine einfache Bezugnahme auf „ein ein- 
zureichendes weiteres Gutachten eines Sachver- 
tändigen“ an ſich ift ohne Bezeichnung der zu er⸗ 
weiſenden Tatſachen untauglich, den Anfech⸗ 
tungsgrund i. S. von 8 519 ZPO. beſtimmt zu be⸗ 
zeichnen. 

Die Bekl. haben gegen das laudgerichtliche Urt. ord⸗ 
nungsmäßig Berufung eingelegt. Der Schriftſatz über die Ein⸗ 
egung der Berufung enthält den Berufungsantrag und er⸗ 
lärt im übrigen, zur Begründung werde einſtweilen das ge⸗ 
amte Vorbringen erſter Inſtanz wiederholt; weiteres Vor⸗ 

ringen werde vorbehalten. Alsdann hat der landgerichtliche 
nwalt der Bekl. noch vor Ablauf der Begründungsfriſt ein 
Armenrechtsgeſuch „für den Bekl. und Berufungskl.“ einge⸗ 
reicht. Erſt am 28. Juli 1934, nach Ablauf der Begründungs⸗ 
friſt, hat der zweitinſtanzliche Anwalt einen Schriftſatz ein— 
gereicht, um die Berufung „im einzelnen zu rechtfertigen“. 
urch den nun formgerecht mittels der ſofortigen Beſchw. an⸗ 
gefochtenen Beſchl. hat das OLG. die Berufung als unzuläſſig 
erworfen. 
Die Beſchw. will nicht verkennen, daß die Einlegungs⸗ 
Ichrift v. 28. Mai „nicht in ihrem vollen Umfang“ den Er- 
ſorderniſſen einer Begründungsſchriſt nach 8 519 Abſ. 3 Nr. 2 
O. genüge — was in keiner Weiſe von ihr gejagt werden 


kann (RG 143, 2911); 144, 62)). Wenn die Beſchw. dann 
aber darauf hinweiſt, im erſten Rechtszug ſei ſo viel vor⸗ 
getragen worden, daß „ohne weiteres“ habe klar ſein müſſen, 
warum Berufung eingelegt worden ſei, ſo verkennt ſie eben 
damit den Sinn und Zweck der neuen Vorſchrift des § 519 
Abſ. 3 Nr. 2, wie er ſich aus den vorangeführten Entſch. er⸗ 
gibt: „ohne weiteres“ iſt dem BG. nichts klar in der Rich⸗ 
tung, warum die Berufung eingelegt worden ſein könnte. Der 
Grund kann ihm allenfalls durch Nachleſen der erſtinſtanz⸗ 
lichen Schriftſätze und Vergleichung ihres Inhalts mit den 
Entſcheidungsgründen klar werden, ſoweit er nicht in neu Vor⸗ 
zutragendem liegt. Aber eben dieſe oft in großem Umfang 
nutzloſe Arbeit ſoll dem BG. durch die bezeichnete Vorſchrift 
erſpart werden. 

I. Außerdem meint die Beſchw., jeder Zweifel müſſe durch 
das Armenrechtsgeſuch behoben geweſen ſein, denn aus dieſem 
gehe hervor, daß ein weiteres Gutachten eines gerichtlich ver⸗ 
eidigten Sachverſtändigen noch habe vorgelegt werden ſollen, 
ſomit das Gutachten des bisherigen Sachverſtändigen nicht als 
richtig anerkannt werde. Die Anſicht der Beſchw., die Ein⸗ 
legungsſchrift jedenfalls i. Verb. m. dem Armenrechtsgeſuch 
genüge den neuen Vorſchriften über den Begründungszwang, 
geht aber fehl. Einmal unterliegt die Berufungsbegründung 
dem Anwaltszwang, fie muß alſo von einem beim BG. zu⸗ 
gelaſſenen Anwalt ausgehen, und deshalb kann eine der Be⸗ 
rufungseinlegung erſt folgende, alſo ſpätere Schrift des land⸗ 
gerichtlichen Anwalts, der beim OLG. nicht zugelaſſen iſt, 
nicht in der Weiſe zur Ergänzung herangezogen werden, daß 
in ihr und ihr allein die fehlende Begründung erblickt wird, 
wie man es hier bei der Inhaltsloſigkeit der Einlegungsſchrift 
110 der Richtung der Nr. 2 des § 519 Abſ. 3 ZPO. tun 
mußte. 

II. Sodann iſt zwar richtig, daß das Armenrechtsgeſuch 
zu deſſen Begründung auch auf „das einzureichende weitere 
Gutachten eines gerichtlich beeidigten Sachverſtändigen“ Bezug 
nimmt. Daraus hätte, wenn es ſich um eine als Berufungs⸗ 
ſchrift beachtliche Eingabe eines beim BG. zugelaſſenen An⸗ 
walts gehandelt hätte, entnommen werden können, daß der 
Inhalt des erſtinſtanzlichen Sachverſtändigengutachtens an⸗ 
gegriffen werden ſolle. Damit wäre aber immer noch nicht das 
gegeben geweſen, was das Geſetz verlangt: „Die beſtimmte Be- 
zeichnung der im einzelnen anzuführenden Gründe der An⸗ 
fechtung (Berufungsgründe) ſowie der neuen Tatſachen, Be⸗ 
weismittel und Beweiseinreden, die die Partei zur Rechtferti⸗ 
gung ihrer Berufung anzuführen hat.“ Zunächſt liegt in dem 
Armenrechtsgeſuch nur vor der Hinweis auf ein künftiges kon⸗ 
kretes Gutachten eines von der Partei auszuwählenden und 
anzugehenden, nicht benannten Sachverſtändigen, das noch 
nicht vorhanden und daher irgend etwas über den Berufungs⸗ 
grund an die Hand zu geben untauglich war. Wollte man 
in dem Hinweis aber auch die Ankündigung eines neuen Be⸗ 
weismittels „Sachverſtändigengutachten“ für die Berufung er⸗ 
blicken, ſo führt das um keinen Schritt weiter in der Richtung 
auf den Berufungsgrund, der in der beſtimmten Bezeichnung 
des einzelnen Anfechtungsgrundes oder ihrer Mehrzahl zu be⸗ 
ſtehen hat. Das Wort „ſowie“, das „die neuen Tatſachen, Be⸗ 
weismittel und Beweiseinreden“ mit den „Berufungsgründen“ 
verbindet, beweiſt, daß die Bezeichnung von neuen Tatſachen, 
Beweismitteln und Beweiseinreden nur dann genügt, wenn 
ſie ſo geſchieht, daß ſie entweder als Ergänzung zu dem be⸗ 
zeichneten Anfechtungsgrund tritt oder daraus der Anfech⸗ 
tungsgrund erkennbar wird. Namen von Zeugen oder Sach- 
verſtändigen allein oder, da beim Sachverſtändigenbeweis die 
Auswahl dem Prozeßgericht zuſteht und die Antretung des Be⸗ 
weiſes durch die Bezeichnung der zu begutachtenden Punkte ge⸗ 
ſchieht (SS 403, 404 Abſ. 1 ZPO.), die einfache Berufung auf 
Sachverſtändige oder einen weiteren Sachverſtändigen ſind an 
ſich, ohne Bezeichnung der durch ſie zu erweiſenden Tatſachen 
oder Punkte, dazu untauglich, den Anfechtungsgrund be⸗ 
ſtimmt zu bezeichnen, es läge denn etwa der Sonderfall 
vor, daß die Angabe des neuen Beweismittels die Antwort 
auf ſein Vermiſſen in beſtimmter Hinſicht in den Entſchei⸗ 
dungsgründen darſtellt. Was der weitere Sachverſtändige 
im Gegenſatz zum bisherigen Gutachten erhärten ſollte, 
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hätte daher für die Geltung als Berufungsbegründung min⸗ 
deſtens angegeben ſein müſſen. Dem Einreicher des Schrift⸗ 
ſatzes kam es aber für den Zweck ſeines Geſuches auf etwas 
anderes an, nämlich darauf, durch eine poſitive Stellungnahme 
des neuen gegen den bisherigen Sachverſtändigen irgend⸗ 
welcher Art und irgendwelchen Umfangs darzutun, daß 
die Berufung Ausſicht auf Erfolg haben werde. Daher fehlt 
hier noch die beſtimmte Bezeichnung eines Anfechtungsgrundes. 

(Beſchl. v. 2. Okt. 1934; II B 15/34. — Frankfurt a. M.) 

o. B.] 


* 13. 8519 Ab ſ. 3 Nr. 2 ZPO. Es tft nicht unzu⸗ 
läſſig, zur Ergänzung der Berufungsbegrün⸗ 
dung auf ein bei den Akten befindliches Armen⸗ 
rechtsgeſuch Bezug zu nehmen, das ſelbſt den 
Anforderungen einer Berufungsbegründung 
entſpricht. 

Mit der Klage hat der Kl. von der Bekl. Schadenserſatz 
in Höhe von 1440 RM nebſt Zinſen verlangt. Das LG. hat 
die Klage abgewieſen. Der Kl. hat durch Schriftſatz vom 
19. Febr. 1934 Berufung eingelegt mit dem Antrage, die 
Bekl. zur Zahlung von 125 AM zu verurteilen. Die Be⸗ 
rufungsſchrift enthält weiter die Erklärung: „Zur Begrün⸗ 
dung der Berufung wird auf den Schriftſatz v. 24. Jan. 1934 
Bezug genommen.“ Dieſer Schriftſatz, der vom Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Kl. unterſchrieben iſt, enthielt das — näher 
begründete — Geſuch um Bewilligung des Armenrechts zur 
Einlegung der Berufung. 

Das KG. hält die Berufung aus folgenden Gründen für 
unzuläſſig: Die Vorſchr. des § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. be⸗ 
zwecke, eine Beſchleunigung des Verfahrens und ſeine Er⸗ 
ledigung tunlichſt bei der erſten mündlichen Verhandlung 
ſicherzuſtellen. Die Berufungsbegründungsſchrift müſſe daher 
nicht nur für das Gericht, ſondern auch für den Ber Bekl. in 
beſtimmter Weiſe erkenntlich machen, aus welchen Gründen 
das erſte Urteil angefochten werde und welche neuen Tatſachen, 
Beweismittel und Beweiseinreden der Berl. anzuführen 
habe. Dem entſpreche die Berufungsſchrift des Kl. nicht. Denn 
die BerBekl. habe den Schriftſatz v. 24. Jan. 1934 nicht 
gekannt und habe daher bei der Zuſtellung der Berufungs- 
ſchrift nicht mit Beſtimmtheit erkennen können, worauf der 
Kl. ſeine Berufung ſtütze. Ihr ſei daher eine Vorbereitung 
der Sache gem. § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. nicht möglich 
geweſen. 

Mit Recht macht die Rev. geltend, daß dieſe Aus⸗ 
führungen die Verwerfung der Berufung nicht zu rechtfertigen 
vermögen. Richtig iſt an den Ausführungen des KG., daß die 
Berufungsbegründung nicht nur für das Gericht, ſondern 
auch für den Gegner beſtimmt iſt und daß ſie die Vorberei⸗ 
tung der mündlichen Verhandlung ermöglichen ſoll. Aus 
dieſem Grunde beſtimmt § 519 Abſ. 5 ZPO., daß die all⸗ 
gemeinen Beſt. über die vorbereitenden Schriftſätze (58 129 ff.) 
auf die Berufungsbegründung Anwendung finden. Die Frage, 
von deren Beantwortung im vorl. Falle die Zuläſſigkeit der 
Berufung abhängt, iſt aber die, ob das Armenrechtsgeſuch 
v. 24. Jan. 1934 dadurch zu einem Beſtandteil der Rechts⸗ 
mittelſchrift geworden iſt, daß in dieſer zur Begr. der Be⸗ 
rufung ausdrücklich darauf Bezug genommen worden iſt. Iſt 
dieſe Frage zu bejahen, jo war nach § 5192 Satz 1 3PO. 
eine beglaubigte Abſchrift auch des Armenrechtsgeſuchs als 
Anlage der Rechtsmittelſchrift der Gegenpartei von Amts 
wegen zuzuſtellen. Die beglaubigte Abſchrift war gegebenen⸗ 
falls nach 8 519 Satz 3 ZPO. vom Kl. einzufordern. 

Wie der 3. ZivSen. in ſeinem Urt. v. 27. Mai 1927 
(RG. 117, 168 )) im Anſchluß an frühere Entſch. für die 
Reviſionsbegründung ausgeführt hat, ſchließen die Erwägun⸗ 
gen, die den Geſetzgeber zu den Vorſchr. beſtimmten, daß die 
Einlegung und die Begr. der Rev. dem Anwaltszwang, und 
zwar dem Anwaltszwang der beim RG. zugelaſſenen RA. 
unterliegen, aus, daß formloſe — d. h. nicht vom RA. am 
RG. unterzeichnete — Schriftſtücke, die der von dem RA. 
am RG. unterzeichneten Schrift beigefügt ſind, Berückſich⸗ 
tigung finden können, mögen ſie als integrierende Beſtand⸗ 


) JW. 1927, 2186. 


teile letzterer bezeichnet oder in ihr auf andere Weiſe bezogen 
fein. Das Geſetz verlangt von dem Reviſionsanwalt, daß er 
ſich die Reviſionsbegründung, auch wenn er ſie ausnahms⸗ 
weiſe nicht ſelbſt verfaßt haben ſollte, nach perſönlicher Prü⸗ 
fung völlig zu eigen macht und durch ſeine Unterſchrift die 
volle Verantwortung für den Inhalt des Schriftſtücks über⸗ 
nimmt. Ferner hat das RArbG. in feinen Urt. v. 26. März 
1930 (ArbRſpr. 1930, 171) und v. 19. März 1932 (ArbNfpr. 
1932, 303) ausgeſprochen, daß die Begr. der Rev. nicht durch 
Bezugnahme auf eine in anderen Akten befindliche und ein 
anderes Urteil betreffende Reviſionsbegründung erſetzt werden 
kann, auch wenn dieſe Akten dem Rev. vorliegen. Alle dieſe 
Entich. treffen, zumal nach der Neufaſſung des 8 519 Abſ. 3 
Nr. 2 ZPO. durch das Gef. v. 27. Okt. 1933, auch für die 
Berufsbegründung zu, denn auch der Berufungsanwalt hat die 
Aufgabe, ſelbſtändig zu prüfen, was für ſeine Partei geltend 
zu machen iſt, und er muß hierfür die eigene Verantwortung 
übernehmen (Beſchl. des erk. Sen. v. 19. März 1934, IV B 
13/34 JW. 1934, 191019). 

Der vorl. Fall iſt jedoch gerade in den weſentlichen 
Punkten anders gelagert als die den vorſtehenden Entſch. zu⸗ 
grunde liegenden Fälle. Das Armenrechtsgeſuch, auf das in 
der Berufungsſchrift Bezug genommen worden iſt, iſt vom 
Berufungsanwalt ſelbſt unterzeichnet. Es bezieht ſich auf das⸗ 
ſelbe Urteil wie die Berufungsſchrift und befindet ſich auch 
in denſelben Akten wie dieſe. In einem ſolchen Falle beſtehen 
keine grundſätzlichen Bedenken dagegen, daß zur Begr. der 
Berufung auf das Armenrechtsgeſuch Bezug genommen wird. 
Auch aus 8 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. kann die Unzuläſſigkeit 
der Bezugnahme auf ein dem Gericht vorliegendes, allen An⸗ 
forderungen einer Berufungsbegründung entſprechendes Ar⸗ 
menrechtsgeſuch nicht gefolgert werden. Durch die Bezugnahme 
wird es zu einer Anlage, alſo zu einem Beſtandteil der 
Rechtsmittelſchrift, gleichviel, an welcher Stelle der Akten es 
ſich befindet. In dieſem Sinne hat auch bereits der 5. ZivSen. 
in ſeinem Urt. v. 29. Okt. 1910, V 13/10 = RGWarn. 1911 
Nr. 36 (S. 47) für die Begr. der Rev. gegen das Schluß⸗ 
urteil die — ſogar ſtillſchweigende — Bezugnahme auf eine 
frühere Reviſionsbegründung für zuläſſig erklärt, die ein in 
derſelben Sache ergangenes Teilurteil betraf. 

Eine abweichende Beurteilung kann dann geboten ſein, 
wenn die Berufung — z. B. infolge teilweiſer Ablehnung des 
Armenrechts — ſpäter nicht in vollem Umfang durchgeführt 
wird, das Verfahren ſich alſo anders geſtaltet, als bei der 
Einreichung des Armenrechtsgeſuchs in Ausſicht genommen 
worden war. In dieſem Falle kann möglicherweiſe Unklar⸗ 
heit darüber beſtehen, ob und inwieweit die im Armen⸗ 
rechtsgeſuch für die Anfechtung des Urteils gegebene Begr. 
auf die anders geſtaltete Verfahrenslage noch zutrifft. Auf 
dieſen Fall näher einzugehen, erübrigt ſich aber, da hier dem 
Armenrechtsgeſuch in vollem Umfang ſtattgegeben worden iſt 
und da, wie auch das KG. erſichklich annimmt, über die 
Begr. des Rechtsmittels kein Zweifel beſtehen kann. Das 
Armenrechtsgeſuch entſpricht auch ſonſt allen Anforderungen, 
die nach § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. an die Berufungsbegrün⸗ 
dung zu ſtellen ſind. 

(U. v. 4. Okt. 1934; IV 137/34. — Berlin.) [K.] 


b) Strafſachen 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


14. Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 
1933. Im Verfahren wegen nachträglicher An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung kann das 
Gericht den Antrag des Angekl. nicht als un⸗ 
erheblich ablehnen, daß die Strafanſtaltsbe⸗ 
amten ihm die gute Führung und ihren Eindruck 
bezeugen ſollten, wonach die Strafverbüßung 
beſſernd gewirkt habe, ſo daß nach der Entlaſ⸗ 
jung ein Rückfall nicht zu erwarten fei.f) 

Der Verteidiger hat in der Hauptverhandlung den An⸗ 


Zu 14. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Die Beſtimmungen des 
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trag geſtellt, mehrere Beamte der Strafanſtalt darüber zu 
vernehmen, daß ſich der Angekl. während der Strafverbüßung 
gut geführt und daß er einen Vertrauenspoſten bekleidet habe, 
ferner daß die ſämtlichen Strafanſtaltsbeamten unbedingt den 
Eindruck gewonnen hätten, die Verbüßung der letzten Strafe 
habe beſſernd auf den Angekl. eingewirkt und er werde auf 
keinen Fall mehr rückfällig werden. Das LG. hat dieſen 
Antrag als unerheblich abgelehnt. Dieſe Ablehnung iſt — 
abgeſehen davon, daß keine weiteren Gründe hierfür an⸗ 
gegeben ſind — rechtsirrig. 


Der Tatrichter hat bei feiner Entſch. über die Anord⸗ 
nung der Sicherungsverwahrung die vorausſichtliche oder be⸗ 
reits eingetretene Wirkung des Strafvollzugs auf den Angekl. 
zu prüfen. Nur dann kann er entſcheiden, ob im Augenblick 
des Strafendes die öffentliche Sicherheit die Sicherungsver⸗ 
wahrung erfordere (RGSt. 68, 149, 1571)). Dem Gericht 
eine Kenntnis von der Wirkung des Strafvollzugs zu über⸗ 
mitteln, ſind, wenn die Strafe wie hier z. Z. der Entſch. 
nahezu verbüßt iſt, vor allem die Beamten der Strafanſtalt 
berufen, die täglich mit dem Angekl. umzugehen, ihn zu be⸗ 
aufſichtigen, zu beſchäftigen und zu betreuen haben. Im vorl. 
Fall hat das Gericht über die Führung des Angekl. am 
Strafort und über die Möglichkeit ſeiner Beſſerung in der 
Hauptverhandlung ausweislich der Sitzungsniederſchrift über⸗ 
haupt keine Beweiſe erhoben, ſondern ſeine Annahme von der 
Unverbeſſerlichkeit des Angekl. ausſchließlich auf ſeinen ver⸗ 
brecheriſchen Hang und dieſen ausſchließlich auf die Art und 
Häufigkeit ſeiner Straftaten geſtützt. Ob das Gericht nach den 
hier vorl. Umſtänden nicht von ſich aus zur Erhebung von 
Beweiſen der hier beſprochenen Art verpflichtet geweſen wäre 
(88 155 Abſ. 2, 244 Abſ. 3 StPO.), kann unerörtert bleiben. 
Keinesfalls war der vom Verteidiger geſtellte Antrag un- 
erheblich. 

(5. Sen. v. 11. Okt. 1934; 5 D 242/34.) W.] 
* 15. SS 20a, 42e, 176 Abſ. 1 Ziff. 3 StGB. Zur 
Erfüllung des Tatbeſtandes einer unzüchtigen 
andlung „mit“ einer anderen Perſon (8 176 
Abſ. 1 Ziff. 3 StGB.) iſt nicht erforderlich, daß 
der Körper der anderen Perſon berührt wird. 
Eine Verurteilung aus $ 20a liegt immer vor, 
wenn der Täter als ein „gefährlicher Gewohn⸗ 
heits verbrecher“ verurteilt iſt, gleichviel, ob die 
Strafe aus $ 20a StGB. oder aus dem für das 
begangene Delikt geltenden ordentlichen Straf⸗ 
rahmen i. Verb. m. § 20a Abſ. 2 StGB. entnom- 
men iſt. Für die Anwendung des § 20a Abſ. 2 
StGB. iſt es unerheblich, ob die beiden Taten, 
die außer der abzuurteilenden Tat vorliegen 
müſſen, abgeurteilt ſind oder nicht. Auch wenn 
er Täter bereits zweimal verurteilt iſt, kann 
§ 20a Abf. 2 angewandt werden, ſofern nur dieſe 


9.42 e StGB., Art. 5 GewohnhVerbrG. verlangen, daß die öffent- 
liche Sicherheit die Sicherungsverwahrung erfordert. In dieſer 
Beziehung iſt die Einwirkung der Strafhaft auf den Verurteilten von 
entſcheidender Wichtigkeit. Bedeutet er vorausſichtlich nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung aus der Strafhaft keine Gefahr mehr für die Allgemeinheit, 
o iſt von der Anordnung der Sicherungsverwahrung, die ja bei Ver⸗ 
agen aller anderen Mittel das letzte Schutzmittel für bie durch den 
Gewohnheitsverbrecher gefährdete Rechtsordnung bildet, abzuſehen. Es 
ann „auf eine gewiſſenhafte Beobachtung der inneren Entwicklung 
des Verurteilten, wie ſie etwa durch den erkennbar ſittlich beſſernden 
Einfluß der Strafverbüßung bedingt ſein kann“, nicht verzichtet wer⸗ 
den (RG. v. 19. April 1934: RGSt. 68, 149 JW. 1934, 1666). 
Wenn das Gericht auch hinſichtlich des vorausſichtlichen zukünftigen 
erhaltens des Verurteilten nach Entlaſſung aus der Strafhaft ſich 
nur ein Wahrſcheinlichkeitsurteil bilden kann (Schafheutle: 
JW. 1934, 2058), ſo iſt es doch verpflichtet, ſich die Grundlagen für 
dieſes Wahrſcheinlichkeitsurteil durch ſorgfältige Herbeiſchaffung aller 
für die Beurteilung erheblichen Unterlagen zu verſchaffen. Das RG. 
mißbilligt daher mit Recht die Ablehnung des Beweisantrags der Ver⸗ 
eidigung, der gerade der Herbeiſchaffung dieſer Unterlagen diente 


und daher erheblich war. 
572 StA. Dr. Richter, Berlin. 
9) JW. 1934, 1662. 


Verurteilungen nicht die Vorausſetzungen des 
§ 20a Abſ. 1 erfüllen. ) 

Die Rev. rügt Verletzung der SS 20a, 42 e und 176 
Abſ. 1 Ziff. 3 StGB. 

Die Rügen ſind unbegründet. 

a) Die Rev. erblickt die Verletzung des § 176 Abſ. 1 
Ziff. 3 StGB. darin, daß die Urteilsgründe nicht feſtgeſtellt 
haben, daß der Angekl. bei der Ausführung ſeiner unzüch⸗ 
tigen Handlungen mit den Knaben in Berührung gekommen 
ſei. Dies iſt zur Erfüllung des Tatbeſtandes des § 176 Abſ. 1 
Ziff. 3 StGB. auch nicht erforderlich. Der Tatbeſtand der 
Vornahme einer unzüchtigen Handlung „mit“ einer andern 
Perſon liegt nicht nur dann vor, wenn ihr Körper unzüchtig 
berührt wird; er kann vielmehr auch dann gegeben ſein, wenn 
der Körper der Perſon in anderer Weiſe in Mitleidenſchaft 
gezogen wird. Eine Berührung des Körpers des Kindes iſt 
nicht erforderlich. Die Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils 
laſſen nach dieſer Richtung keinen Rechtsirrtum erkennen. 


b) Weiter rügt die Rev. Verletzung der SS 42 e und 
20a StGB. dadurch, daß die Strafen nicht aus § 20a, ſon⸗ 
dern aus § 176 Abſ. 1 Ziff. 3 gebildet ſeien und deshalb nicht 
auf Sicherungsverwahrung habe erkannt werden dürfen. Auch 
dieſe Rüge geht fehl. Eine Verurteilung aus § 20a liegt 
immer vor, wenn der Täter im Urteil als ein gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher verurteilt iſt, gleichviel, ob die Strafe 
aus S 20a, oder wie es in den Fällen des § 20a Abſ. 2 
möglich iſt, aus dem für das begangene Delikt an ſich gel- 
tenden ordentlichen Strafrahmen entnommen iſt. Es kann 
hiernach in den Fällen des $ 20a Abſ. 2 unter Umſtänden 
auch auf Gefängnis erkannt werden. Trotzdem iſt Sicherungs- 
verwahrung anzuordnen, wenn die öffentliche Sicherheit die 
Verwahrung erforderlich erſcheinen läßt (ſ. Erl. z. Gewohnh⸗ 
VerbrG. von Schaefer-Wagner⸗Schafheutle S. 130 
Ziff. 5). Vorliegend iſt der Täter als gefährlicher Gewohn⸗ 
heitsverbrecher, wie ſich aus dem Geſamturteil ergibt, ver⸗ 
urteilt. 

c) Auch die weitere Rüge der Rev., daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 20a Abſ. 2 StGB. nicht vorliegen, iſt nicht 
ſtichhaltig. 

Die Anſichten, wann die Vorausſetzungen des § 20a 
Abſ. 2 StGB. vorliegen, gehen allerdings auseinander. Wäh⸗ 
rend der LpzKomm. die Anſchauung vertritt, daß drei noch 
nicht abgeurteilte einzelne vorſätzliche Straftaten vorliegen 
müſſen, die gem. § 74 StGB. alle drei zur Aburteilung kom⸗ 
men ſollen, und für die ſonach vor Bildung einer Geſamt⸗ 
ſtrafe für jede Einzeltat die verwirkte einzelne Strafe feſtzu⸗ 
ſetzen iſt und dann das Gericht bei jeder abzuurteilenden 
Einzeltat die Strafe, wie in $ 20a Abſ. 1 beſtimmt iſt, ver⸗ 
ſchärfen kann, ſelbſt wenn die dort genannten übrigen Vor⸗ 
ausſetzungen hierfür nicht erfüllt ſind, ſtehen die oben er⸗ 
wähnten Erl. z. Gewohnh Verbr. von Schaefer u. a. auf 
einem andern Standpunkt (ſ. S. 75 Ziff. 69 u. S. 78 Ziff. 76 


Zu 15. 1. Der 4. StrSen. des RG. entſcheidet im vorl. Urt. 
einige Zweifelsfragen aus dem Bereich der 88 20 a, 42 e StGB., deren 
höchſtrichterliche Klärung ſehr erwünſcht iſt. In dem Urt. v. 12. Juli 
1934, 2 D 770/34 (JW. 1934, 320216) hat der 2. StrSen. des RG. 
ausgeſprochen, daß es für die Annahme, es ſei jemand i. S. des 
8 42 e StGB. als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher nach $ 20a 
StGB. verurteilt, genügen müſſe, wenn die förmlichen und fachlichen 
Vorausſetzungen für die Straſſchärfung vorliegen, und daß es 
für die Zuläſſigkeit der Sicherungsverwahrung der tatſächlichen Schär⸗ 
fung der Strafe nicht bedürfe. Das NG. hat in jener Entſch. dieſe 
für den Anwendungsbereich des § 42 e StGB. wichtige Frage nur 
für die Fälle des § 20a Abſ. 1 StGB., in dem die Strafſchärfung 
bindend vorgeſchrieben iſt, erörtert und fie für die Fälle des 8 20 a 
Abſ. 2 StGB., in denen die Strafſchärfung im Ermeſſen des Gerichts 
liegt, unentſchieden gelaſſen. Das vorl. Urt. bringt für den Bereich 
des § 20 a Abſ. 2 StGB. die Ergänzung des früheren Urteils. Auch 
hier lautete die Frage: Genügt es für die Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung nach § 42e StGB., wenn das Gericht die Voraus⸗ 
ſetzungen der Strafſchärfung nach § 20 Abſ. 2 StGB. für erfüllt 
hält, aber im Einzelfall von der in feinem Ermeſſen liegenden Straf⸗ 
ſchärfung abſieht, oder iſt die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
nur zuläſſig, wenn die Strafe auf Grund des § 20 a Abſ. 2 StGB. 
tatſächlich geſchärft wird? Das RG. ſchließt ſich mit Recht der Auf⸗ 
faſſung an, daß die Sicherungsverwahrung, falls die öffentliche Sicher⸗ 
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der Erl.). Hier wird die Auffaſſung vertreten, daß es unerheb⸗ 
lich ſei, ob die zwei Taten, die außer der abzuurteilenden Tat 
vorliegen müſſen, ihrerſeits abgeurteilt ſind oder nicht. Die 
Taterforderniſſe des 8 20a Abſ. 2 ſind danach dann erfüllt, 
wenn noch keine oder wenn nur eine von den drei Taten 
abgeurteilt iſt; der Täter kann ſogar bereits zweimal abge⸗ 
urteilt ſein, ſofern dieſe Verurteilungen nur nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen des §S 20a Abſ. 1 StGB. erfüllen. Die Erläute⸗ 
rungen führen weiter aus, daß die Vorſchriften des § 20a 
Abſ. 3 S. 1 u. 2, ſoweit ſie ſich auf frühere Verurteilungen 
beziehen, ſowohl in den Fällen des § 20a Abſ. 1 wie in 
denen des § 20a Abſ. 2 zur Anwendung kommen können, 
während die Vorſchrift des §S 20a Abſ. 3 S. 2 über die Nicht⸗ 
berückſichtigung früherer Taten nur für die Fälle des § 20a 
Abſ. 2 von Bedeutung iſt. 


Der erk. Sen. hat ſich der in den Erl. von Schaefer 
vertretenen Auffaſſung angeſchloſſen. Wenn auch § 20a Abſ. 2 
ſagt, das Gericht könne bei jeder „abzuurteilenden Einzeltat“ 
die Strafe verſchärfen, wenn jemand mindeſtens drei vorſätz⸗ 
liche Taten begangen hat und die Geſamtwürdigung der Taten 
ergibt, daß er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher iſt, ſo 
iſt daraus nicht ohne weiteres der Schluß zu ziehen, daß 
keine der Taten abgeurteilt ſein dürfe. 

8 20a Abſ. 2 StGB. bildet eine Ergänzung des Abf. 1 
dahingehend, daß, wenn die formalen Vorausſetzungen des 
Ss 20a Abſ. 1 fehlen, bei Vorliegen von drei vorſätzlichen 
Taten dem Richter die Möglichkeit geboten werden ſoll, bei 
jeder einzelnen abzuurteilenden Tat die Strafe zu verſchärfen; 
es handelt ſich um eine Kann vorſchrift im Gegenſatz zu der 
Muß vorſchrift des Abſ. 1. Würde man nun darauf abſtellen, 
daß von den drei vorſätzlichen Taten des Abſ. 2 noch teine 
abgeurteilt ſein dürfe, ſo käme man zu dem vom Geſetzgeber 
zweifellos nicht gewollten Ergebnis, daß bei Vorliegen von 
drei vorſätzlichen Straftaten, von denen auch nur eine ab 
geurteilt iſt, dem Richter die Möglichkeit genommen wäre, 
eine Strafverſchärfung bei den zwei weiteren abzuurteilenden 
Taten eintreten zu laſſen, auch wenn die Geſamtwürdigung 
der Taten ergibt, daß der Täter ein gefährlicher Gewohnheits⸗ 
verbrecher iſt. Dies würde eine Lücke im Geſetz bedeuten, die 
den Grundgedanken und dem Zweck des $ 20a StGB. wider⸗ 


heit es erfordert, auch dann anzuordnen iſt, wenn das Gericht zwar 
die Vorausſetzungen der Strafſchärfung bejaht, aber die Strafe nach 
der im 8 20 a Abſ. 2 StGB. erteilten Ermächtigung nach dem gewöhn⸗ 
lichen Strafrahmen beſtimmt. Die Gründe, die dieſe Auslegung des 
Geſetzes nahelegen, find in meiner Anm. zu dem Urt. des RG. v. 
12. Juli 1934 (JW. 1934, 320216), auf die hier verwieſen werden kann, 
erörtert. Da die Schärfung der Strafe im allgemeinen erhöhte Schuld 
des Täters vorausſetzt, ergibt ſich aus dem Urt. des RG. der wichtige 
Schluß, daß die Annahme erhöhter Schuld keine notwendige 
Vorausſetzung für die Anordnung der Sicherungsverwahrung iſt, und 
daß das Sicherungsbedürfnis der Allgemeinheit durch die Anordnung 
der Sicherungsverwahrung auch gegenüber ſolchen Gewohnheitsverbrechern 
befriedigt werden kann, deren Schuld trotz ihrer Gefährlichkeit ver⸗ 
hältnismäßig gering erſcheint. 

2. Mit Recht tritt das RG. der Auffaſſung entgegen, daß die 
Vorſchrift des § 20 a Abſ. 2 StGB. nur anwendbar ſei, wenn die 
drei mindeſtens erforderlichen Straftaten des Angekl. in demſelben 
Verfahren abgeurteilt werden. Schon in den Urt. v. 20. u. 23. Aug. 
1934 (JW. 1934, 2690 6, 26917) hat das RG. ausgeſprochen, daß 
es für die Anwendung des § 20 a Abſ. 2 StchB. gleichgültig ſei, ob 
wegen der beiden Taten, die außer der abzuurteilenden Tat begangen 
ſein müſſen, eine Verurteilung bereits erfolgt iſt oder nicht. Die Aus⸗ 
führungen des RG. im vorl. Urt. legen zutreffend dar, daß die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung in dem Wortlaut des Geſetzes keine Stütze findet 
und auch mit Sinn und Zweck des Geſetzes nicht vereinbar iſt. Die 
Rſpr. des RG. ſteht damit im Einklang mit der amtl. Begr. zum 
Gewohnh Verbr. (DR Anz. u. PrStaatsanz. v. 27. Nov. 1933 Nr. 277), 
die zu 8 20 a Abſ. 2 bemerkt: „Die Strafſchärfung nach § 20a Abf. 2 
ſteht im Ermeſſen des Gerichts. Sie ſetzt voraus, daß jemand min⸗ 
deſtens drei vorſätzliche, ſtrafrechtlich verfolgbare Taten begangen hat 
und aus der einzelnen Tat in Verbindung mit den früheren Taten 
hervorgeht, daß er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher iſt. Die 
übrigen im Abſ. 1 des § 20 a genannten Vorausſetzungen brauchen 
dann nicht erfüllt zu fein. Die Abweichung von 8 20 a Abſ. 1 kann 
darin beſtehen, daß keine von dieſen Taten früher abgeurteilt wurde, 
oder daß der Täter früher nur wegen einer dieſer Taten abgeurteilt 
wurde, während er die anderen Taten nach der Verurteilung begangen 
hat. Sie kann auch darin liegen, daß der Täter zwar ſchon 
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ſpricht, und kann vom Geſetzgeber nicht gewollt ſein. Der 
Angekl. iſt wegen zweier Sittlichkeitsverbrechen, die in ihrer 
Ausführung den vorliegenden völlig gleichſtehen, am 17. Febr. 
1930 zu einem Jahr ſechs Monaten Zuchthaus — verbüßt 
v. 17. Febr. 1930 bis 2. Aug. 1931 — verurteilt worden. Es 
würde den grundſätzlichen Gedanken, die zur Schaffung des 
8 20a StGB. geführt haben, entgegenſtehen, wenn dieſe 
Strafe nicht zur Anwendung des § 20a Abſ. 2 StGB. heran⸗ 
gezogen werden könnte. 

(4. Sen. v. 5. Okt. 1934; 4 D 1017/34.) [L.] 


* 16. 88 20a, 42 e StGB. Der Begriff „nach 8 20a 
als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecherver⸗ 
urteilt“ kann — jedenfalls ſoweit die zwingende 
Vorſchrift des § 20a Abſ. 1 änzuwenden iſt — 
nicht im wörtlichen Sinn verſtanden werden. 
Es kommt vielmehr nur darauf an, ob gegen⸗ 
über dem verurteilten Angekl. die förmlichen 
und ſachlichen Vorausſetzungen für die Straf⸗ 
ſchärfung, vor allem auch die Eigenſchaft des 
Angekl. als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
rechtsirrtumsfrei feſtgeſtellt ſind. Hat das Ge⸗ 
richt die Strafſchärfung nicht angenommen, weil 
es von einem unrichtigen Strafrahmen ausge⸗ 
gangen iſt, ſo iſt trotzdem die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung ſtatthaft. f) 

Beim Strafmaß hat das LG., das den Angekl. für einen 
gefährlichen Gewohnheitsverbrecher angeſehen hat, offenbar 
überſehen, daß es von dieſem Standpunkt aus die Strafe nach 
Maßgabe des § 20a StGB. hätte beſtimmen müſſen, wonach 
eine Zubilligung mildernder Umſtände bei der gegebenen Sach⸗ 
lage außerhalb jeder Erörterung ſtand. Dieſes Überſehen be⸗ 
ſehwert zwar den Angekl. hinſichtlich der Strafe nicht, führt 
aber zur Prüfung der auch von der Rev. aufgeworfenen 
Frage, ob es nicht etwa an einer formellen Vorausſetzung für 
die Anordnung der Sicherungsverwahrung fehlt. 

Als erſtes Erfordernis hierfür; beſtimmt § 42 e StGB., 
daß jemand nach § 20a StGB. als ein gefährlicher Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher verurteilt iſt. Dieſem Wortlaut nach 
könnte die Auffaſſung vertreten werden, daß eine „Verurtei⸗ 


zweimal verurteilt worden iſt, daß aber auf mildere als die 
im Abf. 1 genannten Strafen erkannt wurde, oder daß er die zur 
Aburteilung ſtehende Tat vor einer der früheren Verurteilungen be⸗ 
gangen hat“ (vgl. auch Schwanhäußer: Baypflg. 1934, 20; 
Hafner: ZW. 1934, 2691). 

3. Die Feſtſtellung am Eingang des Urt., daß zur Erfüllung 
des Tatbeſtandes einer unzlichtigen Handlung „mit“ einer anderen 
Perſon i. S. des § 176 Abi. 1 Ziff. 3 StGB. die Berührung des 
Körpers des Opfers nicht erforderlich ſei, entſpricht der neueren Rſpr. 
des RG. (vgl. RGGSt. 49, 179). 

RegR. Dr. Schafheutle, Berlin. 


Zu 16. Nach 8 42 e StGB. hat das Gericht neben der Strafe 
die Sicherungsverwahrung anzuordnen, wenn jemand nach 8 20a 
StGB. als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
verurteilt wird und die öffentliche Sicherheit dieſe Maßnahme 
erfordert. Das vorliegende Urteil des NG. nimmt zu der Frage 
Stellung, in welchen Fällen eine Verurteilung als ein gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher nach §S 20a StGB. vorliegt. Der Wortlaut 
des Geſetzes läßt für die Beantwortung dieſer Frage, die für den 
Anwendungsbereich der Sicherungsverwahrung von großer Bedeutung 
iſt, zweierlei Deutung zu. Nach der einen von Exner (3StW. 1933, 
655) vertretenen Auslegung iſt jemand nur dann nach 8 20 StGB. 
als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt, wenn die Strafe 
auf Grund des $ 20a StGB. tatſächlich geſchärft worden iſt. 
Nach der anderen Auslegung (vgl. Schafer-⸗Wagner⸗Schaf⸗ 
heutle, GewohuhVerbrGG. S. 74 Aum. 67, S. 77 Anm. 72, S. 130 
Anm. 5; Mezger, Täterſtrafrecht, Deutſches Strafr., 1934, S. 154) 
liegt eine Verurteilung als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher nach 
§ 0 a StGB. ſchon dann vor, wenn die Vorausſetzungen für 
die Strafſchärfung nach 820 a StGB. erfüllt ſind, auch wenn 
das Gericht im Einzelfall von der Strafſchärfung abſieht. Die amtl. 
Begr. zum GewohnhVerbröö. (Dat Anz. u. PrStaatsanz. v. 27. Nov. 
1933 Nr. 277) nimmt zu dieſer Frage nicht ausdrücklich Stellung. 
Sie betont aber in ihrer Einleitung, daß fie ihre Ergänzung in den 
Begr. zu dem amtl. Entw. eines ADStchB. von 1925 und 1927 
findet, ſoweit das Geſetz Beſtimmungen aus früheren Entwürfen ganz 
oder teilweiſe übernommen hat. Zu dem Entw. eines ADSEGHB. von 


63. Jahrg. 1934 Heft 50] 
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lung“ in dieſem Sinn nur vorliege, wenn wegen der er⸗ 
wähnten Eigenſchaft die im § 20a vorgeſehene Strafſchärfung 
erfolgt, die Strafe alſo nach dieſer Vorſchrift beſtimmt worden 
iſt. Das Ergebnis einer ſolchen nur auf die wörtliche Aus⸗ 
legung geſtützten Betrachtung kann aber jedenfalls in den 
Fällen des § 20a Abſ. 1 nicht befriedigen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Vorſchrift von dem Gericht zwar feſtgeſtellt, 
entgegen ihrem zwingendem Gebot aber aus dieſer Feſtſtellung 
die Folgerungen für die Strafe nicht gezogen werden. Denn es 
würde ſolchenfalls wegen des dem Gericht unterlaufenen Ver⸗ 
ſehens der Angekl. nicht nur unter Umſtänden im Strafmaß 
ungerechtfertigt begünſtigt ſein, ſondern ohne weiteres auch 
die Sicherungsverwahrung unterbleiben müſſen, wenngleich 
die öffentliche Sicherheit ihre Anordnung erfordert. Das wäre 
mit dem — insbeſ. auch aus den Übergangsbeſtimmungen — 
erkennbaren Sinn und Zweck des Gef. nicht in Einklang zu 
bringen, die die Unſchädlichmachung des einmal erkannten ge⸗ 
fährlichen Gewohnheitsverbrechers erſtreben. Der Begriff „nach 
§ 20a als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt“ 
kann daher, jedenfalls ſoweit die zwingende Vorſchrift des 
§ 20a Abſ. 1 anzuwenden iſt — wie es im Falle des Abſ. 2 
daſelbſt zu halten wäre, iſt hier nicht zu entſcheiden —, nicht 
im wörtlichen Sinne verſtanden werden. Es kommt vielmehr 
nur darauf an, ob gegenüber dem wegen einer Tat ver- 
urteilten Angekl. die förmlichen und fachlichen Vorausſetzungen 
für die Strafſchärfung, vor allem alſo auch die Eigenſchaft des 
Angekl. als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher rechtsirrtums⸗ 
frei feſtgeſtellt ſind. Trifft das zu, ſo iſt die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung, ſofern die öffentliche Sicherheit ſie 
erfordert, auch dann nicht zu beanſtanden, wenn das Gericht 
trotzdem die Strafſchärfung nicht vorgenommen hat, weil es 
von einem unrichtigen Strafrahmen ausgegangen iſt. 

Vorliegend könnte daher, ſoweit dieſer Geſichtspunkt in 
Betracht kommt, die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
beſtehen bleiben. Allein es läßt ſich nicht erkennen, ob nicht die 
Feſtſtellung der ſachlichen Vorausſetzungen des § 20a Abſ. 1 
und des 8 42 e StGB. von Rechtsirrtum beeinflußt iſt. Wel⸗ 
chen Inhalt und welche Bedeutung dieſe haben und welche Ans 
forderungen an das Gericht inſoweit zu ſtellen ſind, iſt von 
dem erk. Sen. bereits in dem Urt. (RGSt. 68, 149 )) ein⸗ 
gehend dargelegt worden. Es wird darauf verwieſen und im 
einzelnen noch folgendes hervorgehoben: 

Das Geſetz verlangt, daß die Geſamtwürdigung der Taten 


1925, der die Sicherungsverwahrung im 8 45 zulaffen wollte, wenn 
ein für die öffentliche Sicherheit gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
auf Grund des § 77 (Rückfallsvorſchrift) verurteilt wird, bemerkt 
nun die amtl. Begr. 1925 zu 8 45 (S. 41): „Daß die Strafe tat- 
ſächlich auf Grund des zweiten Abſatzes des § 77 erhöht worden iſt, 
iſt nicht erforderlich. Auf Sicherungsverwahrung kann auch erkannt 
werden, wenn die Strafſchärfung nach dem zweiten Abſatz unterblieben 
ift, weil z. B. in der anzuwendenden Strafvorſchrift ſelbſt eine ſchwerere 
Strafe angedroht war. Es genügt, wenn die Vorausſetzungen des erſten 
Abſatzes vorliegen.“ An dieſer Außerung der amtl. Begr. des Entw. 
1925 wird man bei der Auslegung des GewohnhVerbrG. ꝛꝛicht vorbei⸗ 
gehen können. Soweit es ſich um die Vorſchrift des § 20 a Abſ. 1 
StGB. handelt, die die Strafſchärfung bindend vorſchreibt, iſt die 
aufgeworfene Frage von praktifcher Bedeutung in denjenigen Fällen, 
in denen wegen Zuſammentreffens eines Strafmilderungsgrundes mit 
dem Strafſchärfungsgrund des § 20 a von der Strafſchärfung abgeſehen 
werden kann. Die Strafmilderung wegen verminderter Zurechnungs⸗ 
fähigkeit (88 51 Abſ. 2, 58 Abſ. 2 StGB.) iſt auch bei gefährlichen 
Gewohnheitsverbrechern zuläſſig, da ſie nicht an die Erſcheinungsform 
der Tat, ſondern an die Perſönlichkeit des Täters anknüpft. Liegen 
bei einem vermindert zurechnungsfähigen Gewohnheitsverbrecher die 
Vorausſetzungen des § 20 a Abſ. 1 StGB. vor, fo kann das Gericht 
daher die Strafe im Rahmen des 844 StGB. mildern (Schäfer⸗ 
Wagner⸗Schafheutle S. 74 Anm. 67; Mezger, Deutſches 
Strafrecht, 1934, S. 152). Daß es angezeigt ſein kann, von dieſer 
Strafmilderung bei anlagemäßig vermindert Zurechnungsfähigen, alſo 
insbeſ. bei Pſychopathen, aus kriminalpolitiſchen Erwägungen nur mit 
Zurückhaltung Gebrauch zu machen, braucht an dieſer Stelle nicht 
erörtert zu werden. Feſtzuſtellen iſt jedenfalls, daß die Strafe gegen 
einen gefährlichen Gewohnheitsverbrecher, auch ſoweit die Strafſchärfung 
in § 20 a bindend vorgeſchrieben iſt, dann nicht notwendig geſchärft 
zu werden braucht, wenn es ſich um einen vermindert Zurechnungs⸗ 
fähigen handelt. Würde man nun die Strafſchärfung nur zulaſſen, 


1) JW. 1934, 1662. 


die Eigenſchaft des gefährlichen Gewohnheitsverbrechers ergibt. 
Eine ſolche Geſamtwürdigung hat das LG. nicht vorgenom⸗ 
men, ſondern ſich darauf beſchränkt, die beiden rückfallbe⸗ 
gründenden Vorſtrafen, ohne näher auf ſie einzugehen, anzu⸗ 
führen und im übrigen zur Begründung jener Eigenſchaft des 
Angekl. auf ſein Vorſtrafenregiſter zu verweiſen, das aber in 
dem angefochtenen Urt. nicht wiedergegeben iſt. Wenn das 
LG. darlegt, der Angekl. ſei ſchon im jugendlichen Alter zum 
erſten Male und kurz nach der Verbüßung ſeiner Strafen faſt 
regelmäßig wieder ſtraffällig geworden, ſo mag das für einen 
Hang zum Verbrechen ſprechen. Daß der Angekl. aber die drei 
Taten, deren Geſamtwürdigung gerade die Eigenſchaft des 
gefährlichen Gewohnheitsverbrechers ergeben ſoll, aus einem 
ſolchen inneren Hang heraus begangen hat, und daß ſie für 
einen ſolchen Hang in ihm kennzeichnend ſeien, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt und kann dem Urt. auch nicht entnommen werden. Zu 
einer näheren Würdigung hätte ſchon deswegen Anlaß be⸗ 
ſtanden, weil das LG. dem Angekl. für die letzte — jetzt zur 
Aburteilung ſtehende — Tat zugebilligt hat, daß er ſich bei 
ihrer Begehung offenbar in einer wirtſchaftlichen Notlage be⸗ 
funden habe, und der ganze Hergang für einen Gelegenheits⸗ 
diebſtahl ſpricht. Liegt aber eine Gelegenheitstat vor und hätte 
der Angekl. dieſe ausſchließlich oder doch überwiegend unter 
dem Drucke wirtſchaftlicher Not begangen, ſo hätte näher be⸗ 
gründet werden müſſen, wieſo ſie ſich dennoch als ein eigen⸗ 
tümliches Kennzeichen für den ihm innewohnenden verbrecheri⸗ 
ſchen Hang darſtellt. 

Bei der Prüfung der Gefährlichkeit des Angekl. und des 
weiteren Merkmals, daß die öffentliche Sicherheit die Anord⸗ 
nung der Sicherungsverwahrung erfordern muß, durfte das 
LG. nicht an der Tatſache vorübergehen, daß der Angekl. das 
geſtohlene Fahrrad wieder zurückgebracht hat. Es mag nahe⸗ 
liegen, daß das nicht auf Grund eines freien inneren Ent⸗ 
ſchluſſes, ſondern nur deswegen geſchehen iſt, weil er die 
Entdeckung der Straftat und ſeine Beſtrafung fürchtete. Trotz⸗ 
dem zeigt dieſes Verhalten, daß der Angekl. dem Drucke 
drohender Strafe nicht unzugänglich iſt. Das wirft die Frage 
auf, ob nicht die Verbüßung der jetzt ausgeſprochenen Strafe 
und die — offenbar gewordene — Furcht vor neuer Strafe 
ſowie vor der dann unweigerlich drohenden Sicherungsver⸗ 
wahrung derart nachhaltig auf den Angekl. einwirken werden, 
daß er energiſcher und erfolgreicher als bis jetzt den — etwa 
vorhandenen — Hang zum Verbrechen in ſich bekämpfen wird. 


wenn die Strafe auf Grund des § 20 a StGB. geſchärft worden ift, 
fo würde in manchen Fällen gerade gegenüber permindert zurechnungs⸗ 
fähigen gefährlichen Gewohnheitsverbrechern die Sicherungsverwahrung 
nicht verhängt werden können. Daß dieſes Ergebnis kriminalpolitiſch 
unhaltbar wäre und dem Sinn des Geſetzes nicht entſprechen kann, 
braucht nicht beſonders betont zu werden. Die Unterbringung in einer 
Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, in die vermindert Zurechnungsfähige nach 
§ 42 b StGB. eingewieſen werden können, bietet nicht in allen Fällen 
ausreichenden Erſatz, da für eine große Zahl pſychopathiſcher Gewohn⸗ 
heitsverbrecher, die einer dauernden pſychiatriſchen Überwachung nicht 
bedürfen, nicht die Heil- oder Pflegeanſtalt, ſondern die Sicherungs⸗ 
verwahrungsanſtalt der geeignetſte Verwahrungsort iſt. Gerade dieſe 
Erwägung erweiſt, daß nur diejenige Auslegung dem Sinn des Ge⸗ 
ſetzes gerecht wird, die die Anordnung der Sicherungsverwahrung ſchon 
dann zuläßt, wenn die Vorausſetzungen der Strafſchärfung nach 8 20 a 
StGB. vorliegen. 

Das RG. billigt in dem vorl. Urt. dieſe Auslegung in einem 
Falle, in dem das Gericht verſehentlich die Strafſchärfung nach § 20 a 
Abſ. 1 StGB. unterlaſſen, zugleich aber die Sicherungsverwahrung 
angeordnet hatte. Den Ausführungen des NG., daß es auch in einem 
ſolchen Falle für die Zuläſſigkeit der Sicherungsverwahrung genügen 
muß, wenn die förmlichen und fachlichen Vorausſetzungen für die 
Strafſchärfung nach 8 20 a StGB. erfüllt find, iſt zuzuſtimmen. Offen⸗ 
gelaſſen iſt in dem Urt. die Frage, ob derſelbe Auslegungsgrundſatz 
auch in den Fällen des § 20 a Abſ. 2 StGB. gilt, der die Straf⸗ 
ſchärfung gegenüber gefährlichen Gewohnheitsverbrechern in das Er⸗ 
meſſen des Gerichts ſtellt. Zu dieſer Frage hat erſt das Urt. des 
4. StrSen. des RG. v. 5. Okt. 1934 (40 1017/34) Stellung ge⸗ 
nommen, auf das (JW. 1934, 3201 45) hier verwieſen werden kaun. 

Die Ausführungen des Urt. über die Geſamtwürdigung der Taten 
des Gewohnheitsverbrechers und das Merkmal, daß die öffentliche 
Sicherheit die Anordnung der Sicherungsverwahrung erfordern muß, 
ſtehen im Einklang mit der ſtändigen Rſpr. des RG. (vgl. RGSt. 68, 
149; JW. 1934, 1665, 2058). 

RegR. Dr. Schafheutle, Berlin. 
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Wäre dieſe Frage zu bejahen, ſo könnte eine genügend be⸗ 
ſtimmte Wahrſcheinlichkeit für ein erneutes Rückfälligwerden 
des Angekl. nicht angenommen werden, und es ware auf alle 
Fälle in Frage geſtellt, ob es unter dieſen Umſtänden zur Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit wirklich der An⸗ 
wendung des letzten Mittels, der Sicherungsverwahrung, 
bedürfte. 
On. 


(2. Sen. v. 12. Juli 1934; 2 D 770/34.) 

17. 8243 Ziff. 2 StGB.; § 960 BGB. Für die 
Frage, ob das Wild in einer eingezäunten Ge⸗ 
ländefläche der natürlichen Freiheit beraubt iſt, 
kommt es nicht auf die Größe der Fläche, fondern 
nur auf die Art der Umſchließung an. Die Schad⸗ 
haftigkeit des umſchließenden Zaunes vermag 
die eingeſchloſſenen Tiere noch nicht herrenlos 
zu machen. 

In Schrifttum und Rſpr. beſteht keine Einigkeit darüber, 
ob für den Begriff des Tiergartens i. S. des § 960 Abſ. 1 
BGB. die Größe der eingezäunten Geländefläche von Bedeu⸗ 
tung iſt. Der 6. ZivSen. des RG. hat bereits in ſeiner Entſch. 
v. 9. Jan. 1902, VI 217/01 (Schultz, Jahrb. I, 53), die 
Anſicht des Vorderrichters gebilligt, daß in einem umhegten 
Wildpark trotz der Größe von 8000 Morgen das Eigentum 
am Parkwild dem Eigentümer des Parks zugeſtanden habe, 
weil das Wild am Austreten gehindert und ſo der natürlichen 
Freiheit beraubt geweſen ſei. Auf denſelben Standpunkt hat 
ſich der Fer Sen. v. 9. Aug. 1902: IW. 1903, 80 geſtellt, wo 
es ſich um einen eingefriedigten Wildpark von 120 ha gehan⸗ 
delt hat. Der 1. StrSen. hat ſodann in RGSt. 12, 75 all- 
gemein die Rechtsauffaſſung vertreten, daß es für die Frage, 
ob das Wild in einer eingezäunten Geländefläche der natür⸗ 
lichen Freiheit beraubt ſei, nicht auf die Größe der Fläche, 
ſondern nur auf die Art der Umſchließung ankomme. Auf die 
Gründe dieſer Entſch. wird Bezug genommen. Dem hat ſich 
der 3. Str Sen. im Urt.: Goltd Arch. 59, 324 angeſchloſſen, 
und der 1. Sen. hat in RGSt. 60, 273 an ſeiner früheren 
Rechtsanſicht feſtgehalten. 

Sowohl für dieſe wie für die entgegengeſetzte, welche über⸗ 
wiegend im Schrifttum vertreten wird, können gewichtige 
Gründe ins Feld geführt werden; der vorl. Fall gibt dem 
Sen. keine Veranlaſſung, die ſeit der Geltung des BGB. feſt⸗ 
gehaltene Anſicht des RG. aufzugeben. 

Die Rev. wendet ſich nicht nur gegen die hiermit im 
Einklang ſtehende grundſätzliche Rechtsauffaſſung des LG., 
ſondern macht auch geltend, daß die 1,80 m hohe Umzäunung 
Lücken aufweiſe, die es dem Angekl. ermöglicht hatten, durch 
ſie hindurchzukriechen, ſo daß auch das Wild austreten könne. 
Allein es iſt im angef. Urt. nur die eine beſtimmte Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, daß der Angekl., der ſonſt durch Über⸗ 
ſteigen des Zaunes und mittels Nachſchlüſſels durch eines der 
ſtets verſchloſſenen Tore in den Wildpark gelangt iſt, durch 
Auseinanderbiegen der Zaundrähte eine oder mehrere Lücken 
erſt geſchaffen habe, durch die er dann ohne beſondere 
Schwierigkeit hindurchgekrochen ſei. Dadurch würden aber die 
im Wildpark verbliebenen, im Eigentum des Paxkeigentümers 
ſtehenden Hirſche nicht herrenlos geworden ſein; denn ſie wür⸗ 
den dadurch allein die Freiheit nicht wieder erlangt haben 
(8 960 Abſ. 2 BGB.). Zudem hätten ſolche Lücken, die für 
Menſchen nur ein Durchkriechen zuließen, zwar dem Klein⸗ 
wild, nicht aber Hirſchen das Entkommen ermöglicht. Die 
Schadhaftigkeit des Zaunes kann daher die Gefangenſchaft 
dieſes Wildes nicht aufgehoben haben, auch nicht wenn im 
Laufe der Zeit eine Schadhaftigkeit auf andere Weiſe ent⸗ 
ſtanden ſein ſollte. 

(2. Sen. v. 1. Okt. 1934; 2 D 843/34.) [W.] 

18. 88 267, 268, 270 StGB.; 8 267 StPO. Das 
Anbringen erdichteter Namen ſtellt im Bilder- 
handel eine Urkundenfälſchung dar. — Wahl- 
deutige Feſtſtellung der Tatbeſtände des 8 267 
und des § 270 StGB. 

1. Das Anbringen des Malerzeichens „Ertl“ an dem 
Bilde und der dann beim Verkaufe des Bildes geſchehene 


Hinweis auf dieſes Zeichen ſind mit Recht als Urkunden⸗ 
fälſchung angeſehen worden (RGSt. 56, 357; HöchſtRſpr. 
1929 Nr. 466). Daran würde ſich auch nichts ändern, wenn 
es zuträfe, daß es niemals einen Maler Ertl gegeben hat, 
und daß das Anbringen erdichteter Namen auf Gemälden im 
Bilderhandel öfter geſchieht. Denn auch ein erdichtetes Maler⸗ 
zeichen täuſcht rechtswidrig vor, daß ein beſtimmter ſchaffen⸗ 
der Künſtler das Gemälde zu ſeiner eigenen, fertiggeſtellten 
und verkehrsreifen Schöpfung erklärt habe, die er in der 
Offentlichkeit vertreten wolle. Daher läßt ſich der Tatbeſtand 
einer ſchweren Urkundenfälſchung nach § 270 i. Verb. m. den 
88 267, 268 Nr. 1 StGB. aus dem Zuſammenhange der 
Ausführungen des LG. ausreichend entnehmen. 

2. Wie die Entſcheidungsgründe des LG. ergeben, trug 
das Bild, als es an S. verkauft wurde, den Namen des 
Malers Defregger ſo, als ob es ein echtes Bild des 
Künſtlers wäre, und das wurde mit Kenntnis der BeſchwßF. 
zur Täuſchung des Käufers S. benutzt. Das LG. unterſtellt 
hierbei mindeſtens als möglich, daß W. bei der Herſtellung 
der Kopie neben dem Namenszuge des Malers ein „N“ oder 
„Nach“ angebracht habe, um die Kopie als ſolche zu kenn⸗ 
zeichnen; es hält für erwieſen, daß dieſes Kennzeichen der 
Kopie bei dem Angebote des Bildes an S. entfernt worden 
war, und daß die BeſchwF. dieſen Tatbeſtand kannten; das 
LG. hat jedoch nicht entſchieden, ob nun gerade einer der 
Beihwf. ſelbſt oder ein anderer das Kennzeichen entfernt 
hat. Hier gründet ſich alſo die Verurteilung der Beſchwß. 
auf die tatſächliche Feſtſtellung, daß mit Sicherheit entweder 
der Tatbeſtand des § 267 StGB. oder der Tatbeſtand des 
$ 270 StGB. verwirklicht worden ſei. Da das LG., ſoweit 
erkennbar, die zur Aufklärung des Sachverhalts verfügbaren 
Hilfsmittel vollkommen erſchöpft hat, war die Verurteilung 
auf Grund „wahldeutiger“ Feſtſtellung rechtlich zuläſſig. Das 
RG. hat dies für einen gleichen Fall ſchon in RGSt. 35, 299 
anerkannt, und die neueſte Rſpr. des RG. bewegt ſich in der 
Richtung, Verurteilungen auf Grund wahldeutiger Feſtſtel⸗ 
lungen in ſtark erweitertem Umfange zuzulaſſen (vgl. die zum 
Abdruck beſtimmte Entſch. der VerStrSen. v. 2. Mai 1934, 
1 D 1096/33, bereits abgedr. in JW. 1934, 2049). 


(1. Sen. v. 21. Sept. 1934; 1D 229/34.) W.] 


19. 8 286 StGB. Mit dem Begriffe der Lotte⸗ 
rie tft es vereinbar, daß der Veranſtalter ſich 
vorbehält, die Zahl der Gewinne erſt nachträg⸗ 
lich nach dem Umfang des Abſatzes der Loſe zu 
beſtimmen. Die beim Vertrieb der Loſe den Ab⸗ 
nehmern erwachſende Inſerenten⸗ und Liefer- 
gebühr kann als verſteckter Einſatz angeſehen 
werden. Ob der Veranſtalter Gewinn aus der 
Lotterie erſtrebt und erlangt, iſt unerheblich. 


Die Rev. macht zunächſt geltend, eine Lotterie liege nicht 
vor, weil es an einem im voraus genau beſtimmten Spielplan 
gefehlt habe, inſofern auf den Proſpekten, Beſtellkarten und 
Loſen zwar der Hauptgewinn von 1000 RA genau bezeichnet, 
im übrigen aber nur geſagt ſei, daß mehrere Gewinne von 
300, 200, 100, 50 und 20 RAM und zahlreiche Gewinne von 
10 und 5 RAM gezogen würden, ohne daß deren Zahl an⸗ 
gegeben ſei. Hierdurch wird jedoch dem Unternehmen des 
Angekl. nicht das Weſen einer Lotterie genommen. Weſentlich 
für die Veranſtaltung einer Lotterie iſt, daß die Beteiligung 
einer Mehrzahl unbeſtimmter Perſonen an einem nicht ſchon 
beſtehenden Unternehmen ermöglicht wird, durch das gegen 
einen Einſatz die Hoffnung auf einen Geldgewinn gewährt 
wird, der von einem ungewiſſen, allein oder weſentlich vom 
Zufall zu entſcheidenden Ereigniſſe abhängt (RGSt. 34, 447). 
Regelmäßig richten ſich bei einer Lotterie die Zahl und der 
Verkauf der Loſe, die Zahl und die Reihenfolge, ſowie die 
Höhe der Gewinne und die Ziehung der Loſe nach einem be⸗ 
ſtimmten, vorher vom Veranſtalter feſtgeſtellten und den Spie⸗ 
lern bekanntgegebenen Plane; dieſe letzteren Erſcheinungs⸗ 
formen ſind aber nicht derart weſentlich, daß der Begriff der 
Lotterie entfiele, wenn auch nur eine von ihnen nicht gegeben 
iſt. Jusbeſ. iſt es mit dem Begriff der Lotterie vereinbar, daß 
von vornherein nicht feſtſteht, wieviel Loſe ausgegeben und 
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wieviel Gewinne von jeder der bezeichneten Gewinnſorten 
neben dem Hauptgewinn gezogen werden ſollen, wenn vielmehr 
der Veranſtalter ſich z. B. vorbehält, die Zahl dieſer Gewinne 
nachträglich nach dem Umfang des Abſatzes der Loſe zu be⸗ 
ſtimmen, ſie dementſprechend herabzuſetzen oder zu erhöhen. 
Auch bei einer ſolchen, im voraus nicht zu berechnenden und 
der Beeinfluſſung durch die Spieler entrückten Willkür des 
Lotterieveranſtalters, von der die Gewinnmöglichkeit in ihrem 
Umfang abhängig gemacht wird, wird die Gewinnentſcheidung 
für die Spieler durch Zufall beſtimmt (RGSt. 25, 256; 27, 
94; 2 D 902/14). 

Den Begriff des Einſatzes hat das LG. nicht verkannt, 
indem es bei dem Vertrieb der Loſe unmittelbar an Privat⸗ 
perſonen die Liefergebühr und beim Vertrieb an Geſchäftsleute 
die Inſerentengebühr als verſteckten Einſatz anſah. Nach den 
Feſtſtellungen der Str. waren weder die Liefergebühren in 
vollem Umfang für die Zuſtellung der Loſe erforderlich, noch 
die Inſeratengebühren in Wahrheit als Gegenwert für die 
Freilaſſung der Rückſeite der Loſe gedacht und zu zahlen. 
Beide wurden vielmehr nach der Überzeugung der Strͤ. ganz 
oder teilweiſe als Leiſtungen der Spieler für ihre Beteiligung 
an der Lotterie verlangt und gegeben. Ob nicht auch der 
unverhältnismäßig hohe Preis der Ziehungsliſten, die die 
Spieler gleichzeitig mit den Loſen beſtellen mußten, zum Teil 
als Einſatz anzuſehen geweſen wäre, kann unerörtert bleiben. 

Darauf, ob der Veranſtalter Gewinn aus der Lotterie 
erſtrebt und erlangt hat, kommt es für den Begriff der Lotte⸗ 
rieveranſtaltung ebenſowenig an, wie darauf, was die Spieler, 
hier insbeſ. die Geſchäftsleute, mit den gekauften Loſen an⸗ 
fingen, ob ſie ſie ſelbſt behielten, weiterverkauften oder zu 
Reklame⸗ oder ſonſtigen Zwird der Gegenſtand der Abtretung nicht beſtimmt (ogl. auch 
OLG. Kiel: Bank Arch. 30, 344 und Matthieſſen: 3 R. 
1932, 40). 

Wie die Rechtslage zu beurteilen wäre, wenn die Firma 
M. im Rahmen des mit der Stadt Berlin abgeſchloſſenen 
Werklieferungsvertrages für die Lieferung des Wanderroſtes 
einen feſtbeſtimmten Preis vereinbart hätte, bedarf keiner 
Entſch., da ein ſolcher Sachverhalt nicht feſtgeſtellt worden iſt. 

(U. v. 19. Sept 1933; II 70/33. — Naumburg.) [Ku.] 


2. §8 248, 249, 289, 353, 767 BG B.; § 355 HGB.; 
865 AufwG. Bürgſchaft. Kontokorrent. Ungleich⸗ 
heit zwiſchen Hauptſchuld und verbürgter Schuld 
mag vorliegen, wenn von vornherein vereinbart 
wird, daß das zu gewährende Darlehen nicht 
alsbald zur Auszahlung gebracht, ſondern in 


dadurch ändern ſoll, daß der verarbeitende Unternehmer erſt ſpäter in 
Konkurs gerät, wenn er die Sache ſchon verkauft hat. 

Auf die Abtretung einer Kaufpreisforderung können zwar die 
Vorſchr. der 88 947 ff. BGB. nicht unmittelbar angewandt werden, da 
dieſe nur für das eigentliche Sachenrecht gelten. Die Abtretung einer 
Forderung iſt aber inſofern ein dingliches Rechtsgeſchäft, als ſie eine 
unmittelbare Rechtsänderung auch gegenüber dem Schuldner bewirkt. 
Nach ſtändiger Rſpr. des NG. muß eine Verfügung, die derart ding⸗ 
lichen Charakter trägt, beſtimmt oder beſtimmbar ſein. Da hier die 
Beſtimmbarkeit der abgetretenen Kaufpreisforderung direkt mit dem 
Schickſal des Eigentumsvorbehalts verknüpft iſt, erſcheint es allein 
ſachgemäß, wenn man die Rechtsgrundſätze der §§ 947 ff. BGB. auch 
auf die Abtretbarkeit der Kaufpreisforderungen an verbundenen, ver⸗ 
miſchten oder verarbeiteten Sachen zur Anwendung bringt. Dem⸗ 
jenigen, dem die verkaufte Sache gehörte, ſteht dann auch die Kauf⸗ 
preisforderung zu. Soweit das Geſetz nach den SS 947 ff. BGB. das 
vorbehaltene Eigentum aufrechterhält, läßt es auch die abgetretene 
Kaufpreisforderung genügend beſtimmen. In den Fällen, in denen der 
Geſetzgeber es für notwendig befunden hat, ſelbſt das abſolute ding⸗ 
liche Eigentumsrecht untergehen zu laſſen, kann auch eine Abtretung 
nicht gültig fein. Die SS 947 ff. BGB. enthalten die klare Anſicht des 
Geſetzgebers über die Beſtimmbarkeit der Anteile an einer ver⸗ 
bundenen, vermiſchten oder verarbeiteten Sache. Es würde zu unver⸗ 
ſtändlichen und unlöslichen Widerſprüchen führen, wenn man die Ab⸗ 
tretbarkeit der Kaufpreisforderung nicht ſtreng analog behandeln 
würde. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß es für den Schuldner in vielen 
Fällen unmöglich fein wird, den wahren Gläubiger feſtzuſtellen, wenn 
er eine verbundene, vermiſchte oder verarbeitete Sache gekauft hat. 
Dem Schuldner werden vielfach die tatſächlichen Umſtände völlig un⸗ 
bekannt ſein, deren Kenntnis erforderlich iſt, um den wahren Gläu⸗ 
biger zu ermitteln. Er wird alſo z. B. nicht wiſſen, zu welchem Bruch⸗ 
teil der oder jener Lieferant an der verarbeiteten Sache beteiligt iſt; 
er kann auch nicht beurteilen, ob ein Lieferant die Hauptſache bei⸗ 
getragen hat oder ob der Wert der Verarbeitung im Verhältnis zu 
dem Wert des gelieferten Rohſtoffes unweſentlich iſt oder nicht. Der 
Schuldner befindet ſich hier in ähnlicher Lage, in der etwa ein heraus⸗ 
gabepflichtiger bloßer Beſitzer der Sache vor der Veräußerung ſein 
würde. Es bleibt dem Schuldner in den meiſten derartigen Fallen 
daher nichts anderes zu tun übrig, als den Kaufpreis zu hinterlegen 
und den in Frage kommenden Prätendenten ihre interne Auseinander⸗ 
ſetzung zu überlaſſen. Beſondere Schwierigkeiten entſtehen alſo für den 
Schuldner nicht, da er ſich durch Hinterlegung befreien kann. 

Soweit das RG. gegen die Gültigkeit der Abtretung bei dem 
Verkauf mehrerer Sachen zu einem Geſamtpreis Bedenken äußert, 
möchte ich ihm nicht folgen. Dieſer Fall iſt ähnlich wie der Fall des 
8 947 BGB. zu behandeln. Das vorbehaltene Eigentum an den ein⸗ 
zelnen zuſammen verkauften Gegenſtänden geht im Augenblick des 
Verkaufs unter. An ſeine Stelle tritt die abgetretene Kaufpreisforde⸗ 
rung. Es ſteht nichts im Wege, auch hier ähnlich wie im Fall des 


ein zueröffnendes Kontokorrent eingeſtellt mer? 
den ſoll. Ein Kontokorrentverhältnis erfordert: 
Geldforderungen auf beiden Seiten, Wille gegen? 
ſeitiger Stundung bis zum Abſchluß der jewei? 
ligen Kontokorrentperiode, Wille der Tilgung 
der Einzelforderungen, der nicht vorliegen 
kann, wenn Poſten vor der nächſten Saldierung 
fällig fein ſollen. Für die Anwendung des 865 
AufwG. mag dagegen die bloße Art der Buchung 
genügen. Die uneigentliche laufende Rechnung 
ändert an der Natur von Einzel poſten nichts. 
§ 767 Abſ. 1 Satz 3 BGB. iſt entſprechend anwend⸗ 
bar, wenn das Rechtsgeſchäft vor der übernahme! 
der Bürgſchaft vorgenommen ift. Schon vor Ab- 
ſchluß des Bürgſchaftsvertrages liegt dem Gläu⸗ 
biger dem Bürgen gegenüber eine gewiſſe Auf- 
klärungspflicht ob. f) 

Durch Urkunde v. 7. März 1929 ſagte die klagende Bank 
einer Handelsgeſellſchaft, die in den Gründen kurz als die 
„Firma“ bezeichnet wird, ein Darlehen zu. Die beklagte Stadt 
übernahm für die Schuld der Firma die Bürgſchaft. Vor oder 
nach Zuſtandekommen des Bürgſchaftsvertrages ſchloß die Kl. 
mit der Firma noch ein Abkommen, durch welches die Laſten 
der Firma in Anſehung der Verzinſung und Rückzahlungs⸗ 
pflicht erſchwert wurden. Von dieſem Abkommen wurde der 
Bekl. keine Kenntnis gegeben. Sie ſtellte ſich dann auf den 
Standpunkt, daß ſie an ihre Bürgſchaft nicht gebunden ſei. 
Ihr Standpunkt wurde in allen drei Rechtszügen mißbilligt. 

Richtig iſt, daß eine Bürgſchaftserklärung dann unwirk⸗ 


§ 947 BGB. den Wert der einzelnen Sachen zu ermitteln und hier⸗ 
nach den Anteil des einzelnen Lieferanten an der Kaufpreisforderung 
zu errechnen. 

Daß ſich in allen dieſen Fällen Schwierigkeiten tatſächlicher Art 
ergeben können, trifft ſicher zu. Dieſe Schwierigkeiten zeigen ſich 
aber auch ſonſt in den Fällen der SS 947 ff. BGB. und müſſen in 
Kauf genommen werden. Wenn demjenigen, der einen Anteil an einer 
Kaufpreisforderung in Anſpruch nimmt, der Nachweis nicht gelingt, 
daß die von ihm gelieferte, ſpäter vermiſchte oder mit anderen Sachen 
zuſammen verkaufte Sache einen beſtimmten wertmäßigen Bruchteil 
ausmacht, ſo muß er auf die Geltendmachung ſeines Rechtes verzichten 
oder ſich damit abfinden, wenn er mit einer von ihm erhobenen Klage 
abgewieſen wird. Die Abweiſung erfolgt dann nicht aus rechtlichen, 
ſondern aus tatſächlichen Gründen. 

RA. Dr. Wilhelm Ritter, Berlin. 


Zu 2. Die ſehr ſorgfältig begründete Entſch. berührt eine Fülle 
von Fragen und enthält dabei eine Sichtung und Zuſammenfaſſung 
von Sätzen, wie ſie in ſteter Präjudizienarbeit zum Bürgſchafts⸗ und 
Kontokorrentrecht entwickelt wurden. Dabei glaube ich, den Aus⸗ 
führungen zum Bürgſchaftsrecht voll, denen zum Kontokorrentrecht 
wenigſtens im Ergebnis zuſtimmen zu können. 

1. Der Streit der Parteien geht u. a. darum, daß die Bedingun⸗ 
gen, zu denen das Darlehen der kreditſuchenden Firma gegeben wurde, 
härtere waren, als die die Bürgſchaft übernehmende Stadtgemeinde 
annahm. Die Stadtgemeinde ging bei der Verbürgung entſprechend 
der ihr bekanntgemachten Vereinbarung zwiſchen Gläubiger und Haupt⸗ 
ſchuldner davon aus, daß das Darlehen von 350 000 GM. mit höch⸗ 
ſtens 12% jährlich zu verzinſen ſei. In Wahrheit wurde aber in 
einem ihr unbekannten Sonderabkommen der Firma die Verpflich⸗ 
tung auferlegt, diejenigen Zinſen und Proviſionen zu bezahlen, die 
die klagende Bank nach ihren allgemeinen Geſchäftsbedingungen ande⸗ 
ren Kunden in Rechnung ſtellt, falls der Geſamtbetrag dieſer Leiſtungen 
12% jährlich überſteigt. Zudem mußte ſich die Firma mit Rüchkſicht 
auf dieſe zuſätzliche Verpflichtung der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
in Höhe von 20000 GM. unterwerfen und ſich in dem Sonderab⸗ 
kommen weiterhin verpflichten, auf dem Konto, das für ſie bei der 
Kl. geführt wurde, ſtändig ein Guthaben von 20 000 AM zu unter⸗ 
halten. Auf die Frage, ob durch dieſe Mehrbelaſtung des Hauptſchuld⸗ 
ners die Bürgſchaft hinfällig werde, geht das RG. gegen Ende des 
Urt. ein. Es nimmt dabei — von den aus tatſächlichen Gründen ab⸗ 
gelehnten Anfechtungsmöglichkeiten wegen Irrtums und argliſtiger 
Täuſchung abgeſehen — zwei Fäden in die Hand: Es knüpft einmal 
an den $ 767 Abſ. 1 Satz 3 BGB. an, wonach infolge der Mehr⸗ 
belaſtung durch ein Rechtsgeſchäft, das der Hauptſchuldner nach der 
Übernahme der Bürgſchaft vornimmt, die Bürgſchaft nicht erweitert 
wird, wohl aber in der urſprünglichen Höhe der Hauptſchuld beſtehen 
bleibt. Es nimmt mit Recht an, daß dieſer geſetzliche Gedanke auf 
den Fall einer Erweiterung der Hauptſchuld durch ein dem Bürgen 
unbekanntes Sonderabkommen vor Übernahme der Bürgſchaft ent⸗ 
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ſam iſt, wenn es an der Gleichheit zwiſchen der Hauptſchuld 
und der verbürgten Schuld fehlt und daß an dieſem Grundſatz 
dadurch nichts geändert wird, daß die Hauptſchuld denſelben 
wirtſchaftlichen Zwecken dienen ſoll wie die verbürgte Schuld 
(Recht 1919 Nr. 1960, hierzu aber auch Recht 1914 Nr. 913; 
ferner RGWarn. 1922 Nr. 97; LZ. 1919, 1231 Nr. 11). Es 
mag ſein, daß dies auch dann zu gelten hat, wenn der Gläu⸗ 
biger und der Schuldner von vornherein vereinbaren, daß das 
dem letzteren zu gewährende und vom Bürgen verbürgte Dar⸗ 
lehen nicht alsbald zur Auszahlung gebracht, ſondern als 
Habenpoſten des Schuldners in ein ihm zu eröffnendes Konto⸗ 
korrent verbucht werden ſoll. Aber eine dahingehende Ver⸗ 
einbarung haben die Kl. und die Firma nach der rechtlich 
nicht zu beanſtandenden Annahme des BG. nicht getroffen. 

Auch die Ausführungen des BG. daß die Kl. und die 
Firma nicht nachträglich ſtillſchweigend bezüglich des Dar⸗ 
lehens ein Kontokorrentverhältnis vereinbart haben, laſſen 
keinen Rechtsirrtum erkennen. Nach der Begriffsbeſt. des 
§ 355 Abſ. 1 HGB. erfordert das Kontokorrent (ngl. im all- 
gemeinen R.: ZW. 1905, 53725; auch RG. 105, 234) zu⸗ 
nächſt, daß nach der Abſicht der Vertragsparteien auf beiden 
Seiten Geldforderungen entſtehen ſollen; daß nur für den 
einen Teil Forderungen erwachſen ſollen, der andere Teil 
aber nur Zahlungen leiſten ſoll, widerſtreitet dem Weſen des 
Kontokorrents (RG. 95, 19; Staub⸗Gadow, HGB., 
Anm. 8 zu 8 355 nebſt Nachweiſen; abweichend anſcheinend 
RG. 88, 375 1)). Ein Fall letzterer Art liegt hier nach dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt vor. Denn außer dem Darlehenskonto 
führte die Kl. noch ein zweites Konto der Firma, auf dem ſich 
der geſamte in Ausſicht genommene Geſchäftsverkehr der Kl. 
mit der Firma mit Ausnahme der das Darlehen betr. Ge⸗ 
ſchäfte abſpielen ſollte; das Darlehenskonto dagegen war nur 
dazu beſtimmt, die Forderungen der Kl. einerſeits und die 
Leiſtungen der Firma andererſeits, ſoweit ſie das Darlehen 
betrafen, nachzuweiſen. Dem Kontokorrent iſt ferner eigentüm⸗ 
lich, daß die Parteien einander bis zum Abſchluß der jewei⸗ 
ligen Kontokorrentperiode Stundung gewähren (RG. 82, 404). 


ſprechend anzuwenden iſt, und kommt daher zu dem Schluß, daß 
dieſes Sonderabkommen die Gültigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung 
nur dann in Frage ſtellen könnte, wenn der Bürge dem Gläubiger 
zweifelsfrei als Bedingung der Bürgſchaftsübernahme zu erkennen 
gegeben hätte, daß keine weitergehende als die ihm bekannte Be⸗ 
laſtung des Hauptſchuldners mehr erfolgen dürfe. Gleichzeitig läßt 
aber das RG. den weiteren Gedanken anklingen, daß möglicherweiſe 
„mit Rückſicht auf die außergewöhnliche Schwere der dem Hauptſchuld⸗ 
ner auferlegten, dem Bürgen unbekannten Bedingungen“ angenom⸗ 
men werden muſſe, der Bürge wäre, auch wenn er ſeine Verpflichtung 
nicht von einer Bedingung abhängig gemacht habe, bei Kenntnis dieſer 
Belaſtung die Bürgſchaft nicht eingegangen. Im vorl. Fall — jo 
meint das RG. — könne dieſe Erwägung den Beſtand der Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung nicht berühren: denn die Mehrbelaſtung ſei relativ 
gering und verändere jedenfalls das Geſamtbild der Lage des Schuld⸗ 
ners nicht weſentlich. Das ſcheint mir richtig. Aber es ſcheint mir 
ebenſo von Bedeutung, daß das RG. dieſer Erwägung wenigſtens 
Raum gegeben hat, auch wenn es vorſichtshalber noch hinzuſügte, die 
Berechtigung der Erwägung könne dahingeſtellt bleiben. Ich möchte 
meinerſeits glauben, daß gegen ihre Berechtigung keine begründeten 
Zweifel geltend gemacht werden können: es handelt ſich im Gegenſatz 
zu der einfachen Form der Vertragsauslegung, die bei der Beurteilung 
des erſten Geſichtspunkts gewählt war, um die ergänzende Vertrags⸗ 
auslegung nach Treu und Glauben. Wenn eine Stadtgemeinde einem 
bedrängten Unternehmen ihre Hilfe durch Übernahme einer Bürgſchaft 
zur Verfügung ſtellt, jo iſt erſichtlich, daß fie damit das Fortbeſtehen 
des Unternehmens im Gemeindeintereſſe zu ſichern beabſichtigt. Und 
es muß im Rahmen einer Vertragsauslegung nach 8.157 BGB. mög⸗ 
lich ſein, daß ſie ſich auf dieſen erkennbaren Zweck ihrer Verbürgung 
beruft und die Erfüllung der Bürgſchaft verweigert, wenn dem Unter⸗ 
nehmen ihr unbekannte, drückende, den Fortbeſtand des Unterneh⸗ 
mens gefährdende Belaſtungen bei Hingabe des Darlehns, für das 
die Verbürgung erfolgte, auferlegt werden. — Jedenfalls hat demnach 
die Rſpr., wenn fie die beiden vom RG. gewieſenen Wege im Auge 
behält, ausreichende Möglichkeiten, um in Streitfällen, wie dem vor⸗ 
liegenden, zu angemeſſenen und lebenswahren Entſcheidungen zu 
kommen. 8 

2. Mit den Erwägungen zum Kontokorrentrecht wird dagegen 
der Boden des Formalen betreten. Die Dinge liegen hier ſo, daß in 
der urſprünglichen Schuldurkunde die Firma den Empfang eines 


1) JW. 1916, 1477. 


grundſätzlich bis 1. Jan. 1934 unkündbaren Darlehns von 350 000 GM. 
beſtätigte und neben der Zinszahlung vom 1. April 1929 ab eine jähr⸗ 
liche Tilgung mit 5% zuzüglich der durch die Tilgung erſparten Zin⸗ 
ſen verſprach. Die Stadtgemeinde wandte nun ein, es habe ſich, da 
in dem Zuſatzab kommen auf die allgemeinen Geſchäftsbedingungen 
der klagenden Bank verwieſen worden ſei, und da ferner die Bank 
eine vierteljährliche Saldierung des Kontos vorgenommen habe, in 
Wahrheit gar nicht um die Gewährung eines Darlehns, ſondern um 
ein Kontokorrentſchuldverhältnis gehandelt. Auf dieſen Geſichtspunkt 
geht das RG. im Hauptteil der Entſch. in aller Ausführlichkeit ein. 
Es verweiſt auf den ſchon in ſeiner früheren Rſpr. anerkannten Satz, 
daß eine Bürgſchaftserklärung dann unwirkſam ſei, wenn es an der 
Gleichheit zwiſchen der Hauptſchuld und der verbürgten Schuld fehle. 
Es räumt ein, daß dies möglicherweiſe auch dann zu gelten habe, 
„wenn der Gläubiger und Schuldner von vornherein vereinbaren, daß 
das dem letzteren zu gewährende und vom Bürgen verbürgte Darlehn 
nicht alsbald zur Auszahlung gebracht, ſondern als Habenpoſten des 
Schuldners in ein ihm zu eröffnendes Konto verbucht werden ſoll“. 
Und es legt nun unter Verwertung der bekannten Begriffsbeſtimmung 
des Kontokorrents und der reichen Rſpr. zum Kontokorrentrecht dar, 
daß und warum trotz der Bezugnahme auf die Geſchäftsbedingungen 
und trotz der Saldierung kein Kontokorrentverhältnis anzunehmen 
ſei. Die Ablehnung eines Kontokorrenkverhältniſſes halte ich für 
richtig: insbeſ. deshalb, weil nach dem Parteiwillen nicht die dem 
Kontokorrentverhältnis eigentümliche Verrechnung der Zahlungen ge- 
wollt war, dieſe vielmehr entſprechend der urſprünglichen Verein⸗ 
barung auf Zinſen und Tilgungsraten anzurechnen waren. Aber ich 
kann nicht zugeben, daß der Frage, ob ein Kontokorrentverhältnig 
vorliegt oder nicht, für die Entſcheidung des Falls maßgebende Be⸗ 
deutung beizulegen iſt: der Kontokorrentvertrag iſt ein Rahmen⸗ 
vertrag, der die verſchiedenartigſten Geſchäfte zum Zwecke gemeinſamer 
Verrechnung der Forderungen und Zahlungen umſchließen kann. Es 
iſt ſehr wohl möglich, daß die Parteien ein echtes Darlehn vereinbaren 
und hingeben, und ſodann die Darlehnsforderung und die Rückzah⸗ 
lung im beiderſeitigen Einverſtändnis kontokorrentmäßig verbuchen 
und behandeln. Es werden dabei möglicherweiſe in bezug auf die Ver⸗ 
rechnung, in bezug auf die vereinbarte Zinshöhe uſw. die urſprüng⸗ 
lichen Vereinbarungen geändert werden. Aber der Bürge wird des⸗ 
halb nicht frei. Das HGB. ſieht ja gerade in $ 356 die Möglichkeit 
vor, daß eine durch Bürgſchaft geſicherte Forderung in die laufende 


3) JW. 1933, 50. 
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Aber dieſer Satz kann nach anerkannter Rſpr. (Staub⸗ 
Gadow, Anm. 15 e nebſt Nachweiſen) dann keine Geltung be⸗ 
anſpruchen, wenn das Konto aus Poſten beſteht, die ſchon vor 
oder erſt nach der nächſten Saldierung fällig werden. Erſteres 
trifft hier auf die Nebenforderungen und die Tilgungsraten, 
letzteres auf die Kapitalforderung zu; das Darlehenskonto der 
Firma weiſt lediglich Poſten auf, deren Aufnahme in ein 
Kontokorrent einem ſolchen Vertrage weſensfremd iſt. 

Auch die weitere Frage, ob die Kl. das Darlehnskonto 
der Firma als jog. uneigentliche laufende Rechnung in beider⸗ 
ſeitigem Einverſtändnis geführt hat, hat das BG. offen ge⸗ 
laſſen. Das iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Denn wenn auch 
der Begriff der uneigentlichen laufenden Rechnung keineswegs 
eindeutig iſt, ſo iſt doch ſoviel außer Streit, daß durch ein 
ſolches Rechtsverhältnis an der rechtlichen Natur der Einzel⸗ 
poſten nichts geändert wird (Staub-Gadom, Anhang zu 
§ 357 Anm. 4 nebſt Nachw.). 

Zu dem Einwand der Bekl., ſie ſei die Bürgſchaft nur 
unter der Bedingung eingegangen, daß der Firma in An⸗ 
ſehung der Höhe des Zinsſatzes nicht drückendere Pflichten 
auferlegt würden, als ſolche ſich aus der ihr bekannten Schuld⸗ 
urkunde v. 7. März 1929 ergeben hätten, erwägt das angef. 
Urt.: Der Bürge könne die Eingehung der Bürgſchaft von der 
Bedingung abhängig machen, daß der Gläubiger dem Schuld⸗ 
ner keine weiteren Laſten auferlege als die dem Bürgen zur 
Zeit der Bürgſchaftsübernahme bekannten. Aber er müſſe 
den Willen, hiervon den Beſtand der Bürgſchaft abhängig zu 
machen, wenn auch nicht ausdrücklich, ſo doch ſo zweifelsfrei 
dem Gläubiger zu erkennen geben, daß dieſer den Willen des 
Bürgen erkennen könne. Sonſt greife der Grundſatz des § 767 
Abſ. 1 Satz 3 BGB. ein, wonach die Mehrbelaſtung des 
Schuldners den Bürgen nicht verpflichten könne, während die 
übernommene Bürgſchafts verpflichtung beſtehen bleibe (RG⸗ 
Warn. 1913 Nr. 52). Einen auf eine Bedingung gerichteten 
Willen habe die Bekl. nicht erkennbar zum Ausdruck gebracht. 
Es kann freilich zweifelhaft fein, ob die Vorſchr. des § 767 
Abſ. 1 Satz 3 BGB. unmittelbar eingreift. Denn ſie ſetzt ein 
Rechtsgeſchäft voraus, das der Hauptſchuldner nach der Über⸗ 
nahme der Bürgſchaft vornimmt. Ob dies hier zutrifft, iſt 
vom Vorderrichter nicht feſtgeſtellt. Es kommt aber hierauf 
nicht an. Denn ſollte das Sonderabkommen getroffen worden 
ſein, bevor der Bürgſchaftsvertrag geſchloſſen wurde, ſo würde 
ſich die entſprechende Anwendung des in $ 767 Abf. 1 Satz 3 
BGB. — im Gegenſatz zu Satz 2 daſ. (23. 1917 Sp. 802 
Nr. 6) — ausgeſprochenen Rechtsgedankens aus der Erwägung 
ergeben, daß es für die Haftung des Bürgen nicht wohl einen 
Unterſchied machen kann, ob das die Schuld des Hauptſchuld⸗ 
ners ändernde, zwiſchen ihm und dem Gläubiger vereinbarte 
Rechtsgeſchäft ſchon vor dem Abſchluß des Bürgſchaftsvertrags 
zuſtandegekommen iſt; denn wenn der Hauptſchuldner nach der 
Übernahme der Bürgſchaft ein Rechtsgeſchäft mit der Wirkung 
vornehmen kann, daß dadurch die Verpflichtung des Bürgen 
nicht erweitert wird, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb er mit 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts bis nach dem Abſchluß des 


Rechnung aufgenommen wird, und verordnet, daß auch nach der Sal- 
dierung und der Anerkennung des Rechnungsabſchluſſes der Bürge 
für den Saldo in der Grenze der alten Forderung weiter haftbar 
bleibt. Es geht alſo nicht un, mit der Rev. einen Gegenſatz zwiſchen 
einem Darlehn und einem Kontohorrentſchuldverhältnis zu konſtru⸗ 
ieren. Das RG. iſt ja auch vorſichtig genug, um in dem oben wört⸗ 
lich angeführten Satz das Gewicht nicht ſowohl auf das Vorliegen 
eines Kontokorrents als vielmehr auf die Frage: Auszahlung oder 
bloße Gutſchrift als Habenpoſten zu legen. Aber es ſcheint dann doch 
im weiteren Verlauf des Urt. wieder die Frageſtellung der Rev. auf⸗ 
zunehmen, indem es mit aller Ausführlichkeit das Vorliegen von 
Kontokorrentbeziehungen unterſucht. In Wahrheit iſt aber die bloße 
Gutſchrift als Habenpoſten im Gegenſatz zur Barauszahlung auch 
außerhalb eines Kontokorrentverhältniſſes denkbar. Juriſtiſch handelt 
es ſich bei Bankverträgen dieſer Art dann um die Frage, ob ein 
Darlehn, ein Darlehnsvorvertrag oder ein Krediteröffnungsvertrag 
vorliegt (ſiehe dazu Klauſing, Der Krediteröffnungsvertrag in 
„Deutſche Landesreferate zum internationalen Kongreß für Rechts⸗ 
vergleichung im Haag 1932“, S. 77 ff.). Es wäre aber nun wiederum 
falſch, hier am Wortlaut haften zu wollen und einen Bürgen für frei 
zu erklären, weil er ſich für ein Darlehn verbürgte, während in Wahr⸗ 
heit zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner ein Krediteröffnungsver⸗ 
trag vorlag. Man muß vielmehr auf die Sache ſehen: es iſt möglich, 


Bürgſchaftsvertrages warten müßte. Dieſe Anſchauung liegt 
bereits dem Urt. des erk. Sen. v. 30. Okt. 1912, VI 299/12, 
das teilweiſe in RGWarn. 1913 Nr. 52 abgedruckt iſt, zu⸗ 
grunde, wo ausgeführt iſt, es könne für die Frage der Half 
tung des Bürgen keinen Unterſchied machen, ob der Abſchluß 
des Vertrags, für deſſen Erfüllung die Bürgſchaft übernom⸗ 
men werde, bereits erfolgt ſei oder erſt erfolgen ſolle. Dana 

ergibt ſich, daß die in dem angeführten Urt. ausgeſprochenen 
Grundſätze, an denen feſtzuhalten iſt (vgl. auch RG. 126, 289 
nebſt Nachw.; RGRKomm., Erl. 3 zu 8767; Staub- 
Gadow, Anm. 11 und 13 zu $ 349), im vorl. Fall anzu“ 
wenden ſind. Hiernach wäre es Sache der Bekl. geweſen, der 
Kl. gegenüber zum zweifelsfreien Ausdruck zu bringen, da 
ſie die Bürgſchaft nur für den Fall übernehme, daß die Kl 
es auch der Firma gegenüber bei dem in der Urkunde v. 
7. März 1929 feſtgeſetzten Zinsfuß belaſſe, widrigenfalls dil 
Bekl. ihrer Bürgſchaft ledig ſein wolle. So aber iſt die Bekl. 
nach der Feſtſtellung des Vorderrichters nicht verfahren. 

Eine andere, in dem Urt. RGWarn. 1913 Nr. 52 bereits 
berührte Frage iſt es, ob anzunehmen iſt, daß der Bürge, 
wenn er auch es verabſäumt hat, die Bürgſchaftsübernahme 
von einer Bedingung abhängig zu machen, mit Rückſicht auf 
die außergewöhnliche Schwere der dem Hauptſchuldner auf⸗ 
erlegten, dem Bürgen unbekannten Bedingungen vernünftiger⸗ 
weiſe bei deren Kenntnis die Bürgſchaft nicht eingegangen 
wäre. Ob mit Rückſicht auf eine ſolche allgemeine Erwägung 
— im Gegenſatz zu den beſonderen Umſtänden des Einzel⸗ 
falls — die Auslegung des Bürgſchaftsvertrags (vgl. RG. 
76, 1954); RGWarn. 1910 Nr. 115; 1914 Nr. 15; 23. 1921 
Sp. 141 Nr. 4; JW. 1912, 4551) zu der Annahme der Un⸗ 
wirkſamkeit der Bürgſchaft führen könnte oder ob es ſolchen⸗ 
falls einer Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums bedarf, 
kann dahinſtehen. Denn das BG. hat in anderem Zuſammen⸗ 
hange, bei der Prüfung der Irrtumsanfechtung, die Fell 
ſtellung getroffen, daß nicht anzunehmen ſei, die Bekl. würde 
von der übernahme der Bürgſchaft abgeſtanden haben, wenn 
ſie um das Sonderabkommen gewußt hätte. 

Endlich verlangt die Bekl. auf Grund des 8 249 Satz 1 
BGB. deshalb Herſtellung des vor dem Abſchluß des Bürg⸗ 
ſchaftsvertrages beſtehenden Zuſtandes, alſo Befreiung von 
der Bürgſchafts verpflichtung und im Wege der Widerklage 
Erſatz eines Teilbetrages ihres negativen Vertragsintereſſes 
(vgl. RG. 103, 159), weil der Kl. infolge der Geheimhal⸗ 
tung des Sonderabkommens Verſchulden beim Vertragsſchluß 
zur Laſt falle. Zutreffend iſt das BG. davon ausgegangen, 
daß das Verhältnis des Gläubigers zum Bürgen auch ſchon 
vor dem Abſchluß des Bürgſchaftsvertrags von Treu und 
Glauben beherrſcht wird (Seuff Arch. 84, 295; Recht 1928 
Nr. 1833) und daß daher dem Gläubiger dem Bürgen gegen⸗ 
über — wie bei allen übrigen Verträgen — eine Aufklärungs⸗ 
pflicht — wenn er es auch dem Bürgen der Regel nach über⸗ 
laſſen darf, ſich über die wirtſchaftliche Lage des Haupt⸗ 
ſchuldners die erforderlichen Unterlagen ſelber zu beſchaffen 
— bzgl. ſolcher Tatſachen obliegt, die für die Entſchließung 


daß der Bürge von dem Gedanken ausgeht, dem Hauptſchuldner müſſe 
die Darlehnsvaluta hingegeben werden, weil er ſich hiervon eine Sa⸗ 
nierung des Hauptſchuldners verſpricht. Und es mag dann ſein, daß 
die bloße Gutſchrift auf dem Konto des Hauptſchuldners — inner⸗ 
oder außerhalb eines Kontokorrentverhältniſſes — zum Zwecke der 
Verrechnung mit anderweitigen Schulden die Bürgſchaftsverpflichtung 
nicht zur Entſtehung bringt. So war die Lage in RG.: LZ. 1919, 
Sp. 1231 Nr. 11. Im vorl. Fall aber iſt die Darlehnsvaluta im 
weſentlichen zur Auszahlung gekommen. Es ſind nur zwei kleinere 
Poſten von 23500 AM bzw. 20000 RM zur Verrechnung verwandt 
worden. Das aber kann der Gültigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung 
nicht im Wege ſtehen. (So auch RG. im Recht 1914 Nr. 913.) 

So ſtimme ich dem Ergebnis der Entſch. zu. Daß unſer Konto⸗ 
Rorrentrecht noch gelegentlich zu ſcholaſtiſchem Denken verführt, iſt 
wohl in der wenig glücklichen Geſchichte bedingt, die dieſes Rechts⸗ 
inſtitut im kontinentalen Europa gehabt hat (ſiehe darüber meinen 
Artikel Kontokorrent im rechtsvergleichenden Handwörterbuch). Die 
deutſche Rſpr. hat ſich dabei im ganzen glücklicher über dieſe Gefahren 
hinweggeſetzt als etwa die Judikatur in den romaniſchen Ländern 
Europas. Aber gewiſſe Reſte find auch heute noch bei uns ſpürbar⸗ 

Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 
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des Bürgen erkennbar von Bedeutung fein können (vgl. RG. 
120, 252 5)); unterläßt er dies, wenn auch nur aus Fahr⸗ 
läſſigkeit, ſo macht er ſich nach den Grundſätzen des Ver⸗ 
ſchuldens beim Vertragsſchluß dem Bürgen ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig (Recht 1929 Nr. 2347; Staub⸗Gadow, Anm. 21 
zu § 349). Aber der Ber. verneint ein Verſchulden der Kl. 
bei Vertragsſchluß und begründet dies durch rein tatſächliche 
Feſtſtellungen. Ye 

(U. v. 25. Sept. 1933; VI 206/33. — Königsberg.) [H.] 


3. § 276 BGB. Rechtsanwaltshaftung. Der 
Rechtsanwalt, der als Berater zugezogen wird, 
wird ſich imallgemeinen mit der Benennung von 
Zeugen durch die Partei begnügen müſſen. Ihm 
kann nicht angeſonnen werden, die Zeugen noch 
unmittelbar durch Befragung auf ihre Glaub⸗ 
würdigkeit zu prüfen. Eine ſolche Befragung 
müßte ſogar für den Regelfall als durchaus be⸗ 
denklich bezeichnet werden (vgl. dazu das RG. 
140, 397/398 0). ) 

(U. v. 23. Juni 1933; III 427/32. — Düſſeldorf.) [Sch.] 
Abgedr. ZW. 1933, 27016. 


5) JW. 1928, 1286. 
1) JW. 1932, 2858. 


Zu 3. Dem Urt. iſt beizupflichten. Zwiſchen RA und Auf⸗ 
traggeber beſteht ein Vertragsverhältnis. Seine Stellung iſt aber zu⸗ 
gleich die eines Organs der Rechtspflege. So hat denn der Anwalt 
bei aller Pflichttreue gegen den Auftraggeber die auf dem Boden der 
Objektivität liegende Verpflichtung einzuhalten und die Feſtſtellung 
deſſen, was ein Zeuge weiß oder nicht weiß, dem Gericht zu über⸗ 
laſſen. Die Aufgabe des Anwalts, der ſeinen Mandanten berät, er⸗ 
ſchöpft ſich in der Entgegennahme ſachlicher Information i. Verb. m. 
dem Vorhandenſein von Beweismaterial, insbeſ. Beweisantritt durch 
Zeugenbenennung. Die Beratung des Anwalts geſchieht ſtets unter 
dem Vorbehalt, daß die vom Auftraggeber benannten Zeugen auch 
wirklich vor dem Gericht den vom Auftraggeber behaupteten Tat⸗ 
beſtand glaubhaft beſtätigen. Bei ſeiner Prozeßbehandlung hat ſich der 
Anwalt auf den Boden der Behauptungen ſeines Mandanten in der 
Erwartung zu ſtellen, daß deren tatſächlicher Inhalt erwieſen wird. 
Die Prüfung darüber hat er lediglich dem Gericht zu überlaſſen. Der 
Anwalt, der in dieſem Punkte vorgreifen wollte, könnte eher ſeinem 
Mandanten ſchaden, weil darin der Vorwurf unzuläſſiger, wenn auch 
ungewollter Beeinfluſſung gefunden werden könnte. In der Tat liegt 
hierin ein gerade in der neueren Rſpr., und zwar insbes. in Schadens⸗ 
prozeſſen ſich wiederholt ſchädlich auswirbendes Moment. Ter Zeuge, 
der ſich — ohne Rechtspflicht — aus Gefälligkeit für eine ihn darum 
erſuchende Partei, zum Anwalt zwecks Äußerung über das Beweis⸗ 
thema begibt, gerät nicht ſelten in eine der Objektivität abholde 
Atmoſphäre. Wird er dann ſpäter vom Gericht vernommen, dann 
kann er ſich von dieſer fo im voraus feſtgelegten Einftellung — dies 
iſt ein in dieſem Zuſammenhauge oft gemachter Eindruck — oft dann 
nicht mehr freimachen. Es iſt der Weg verlegt, offen und frei die 
Wahrheit zu jagen. Gewiß gibt es Ausnahmefälle, jo z. B. wenn der 
künftige Zeuge informationsweiſe Aufklärung geben ſoll. Es wird 
von dem Anwalt aber ſtets die größte Zurückhaltung verlangt. Ich 
verweiſe insbeſ. auf die Entſch. des E69. 18, 55 und 137. 7 

Beſonders gefährlich geſtaltet ſich das Bild, wenn, ohne daß 
hierzu aus Arreſtzwecken od dgl. eine Notwendigkeit beſteht, Zeugen 
im voraus eine eidesſtattliche Verſicherung abgeben. Ein Verfahren, 
vor welchem bereits vom Vorſtand der Anwaltskammer in Berlin 
in einer Bekanntgabe gewarnt wurde: 

„Es iſt in der letzten Zeit wiederholt beobachtet worden, daß 
die ProzBevoll. eidesſtattliche Verſicherungen noch nicht ver⸗ 
nommener Zeugen aufnehmen, deren Vernehmung aber zu erwarten 
iſt. Die Folge ſolcher Maßnahmen ift, daß die Zeugen bei gericht⸗ 
licher Vernehmung bereits auf gewiſſe Fragen feſtgelegt ſind.“ 

Wenn auch nicht ſo ſtark, ſo tritt eine gleiche Gefahr hervor, 
wenn der Parteianwalt von einem wichtigen Zeugen im voraus eine 
Ausſage entgegennimmt. Es erſcheint daher im Intereſſe der objek⸗ 
tiven Wahrheitsermittlung grundſätzlich verfehlt, von einem Anwalt 
etwas Derartiges zu verlangen. u 0 

In RG. 140, 397 — ZW. 1932, 2858 weiſt das RO. darauf 
hin, es könne keine Rede davon ſein, daß der Anwalt ſelbſt „vorher 
eingehende Nachforſchungen anſtellen müſſe“ und betont, daß das BG. 
überſehen habe, „daß es ſelbſt bei anderen Fällen die vorherige Be⸗ 
fragung der als Zeugen in Betracht kommenden Perjonen für die Be⸗ 
weisführung — mit Recht — als bedenklich bezeichnet hat und ge⸗ 
eignet, den Beweiswert eines Zeugen herabzumindern. Dieſe Er⸗ 
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4. § 423 BGB. Wann wirkt ein Vergleich und 
ein in ihm ſteckender Erlaß geſamtzerſtörlich auch 
für die übrigen an dem Vergleiche nicht betei⸗ 
ligten Schuldner? f) 


Die Annahme des B., daß der von dem Kl. mit der 
ReichsbGeſ. abgeſchloſſene Vergleich und der in ihm enthaltene 
Erlaß künftiger, über die Vergleichsſumme hinausgehender 
Anſprüche auch gegenüber dem jetzigen Bekl. wirke, wird mit 
Recht von der Rev. beanſtandet. Grundſätzlich wirkt ein ſolcher 
Vergleich nur zwiſchen den Parteien, die ihn abgeſchloſſen 
haben. Geſamtzerſtörliche Wirkung hat alſo der in einem Ver⸗ 
gleich vereinbarte Erlaß nur dann, wenn die Vertragſchließen⸗ 
den das ganze Schuldverhältnis aufheben wollten (8423 
BGB.). Daß der Erlaß auch anderen, am Vergleichsabichluß 
unbeteiligten Schuldnern zugute kommen ſolle, iſt alſo nicht 
zu vermuten; dieſer Wille muß vielmehr aus dem Wortlaut 
des Vergleichs oder den Umſtänden erhellen (Urt. des RG. 
VII 474/09 v. 10. Mai 1910). Demgemäß hat RG. 59, 319 
ausgeſprochen, daß der Regreßauſpruch eines Wechſelaus⸗ 
ſtellers gegen den Akzeptanten dadurch nicht berührt wird, daß 
der Wechſelinhaber dieſen und ſeinen Vormann aus der Ver⸗ 
pflichtung entläßt. Umgekehrt wirkt der zwiſchen dem Wechſel⸗ 


wägung muß aber dazu führen, die Pflicht zur vorherigen Erkundi⸗ 
gung für ProzBev. zu verneinen“. 
RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Zu 4. Die im Ergebnis zu billigende Entſch. gibt zu einigen 
grundſätzlichen Bemerkungen Anlaß. Nach 8423 BEL. kommt es 
für die Frage, ob der mit einem der Mitſchuldner vereinbarte 
Erlaß auch für den oder die übrigen Mitſchuldner wirkt, darauf 
an, ob die Vertragſchließenden ſolche Geſamtwirkung wollten. 
Wie auch ſonſt nach dem Sprachgebrauch des Geſetzes kann es auch 
hier nicht lediglich auf den „inneren“ Willen, ſondern nur auf den 
erklärten Willen ankommen; es iſt aljo der im Wege der 
Auslegung zu ermittelnde Vertragsinhalt maßgebend. Deshalb iſt 
es nicht unbedenklich, ſtatt von dem „Willen“ von der „Abſicht“ 
der Parteien zu ſprechen, denn unter der Abſicht verſtehen wir in 
der Regel etwas rein Subjektives, unter dem Willen dagegen den 
erklärten Willen, alſo etwas vorwiegend Objektives. Das wird vor 
allem wichtig, wenn, wie im vorl. Fall, der Gläubiger bei Ab⸗ 
ſchluß des Vergleiches überhaupt noch nicht daran gedacht hatte, 
daß ihm noch ein weiterer, in dem Vergleich nicht erwähnter 
Schuldner haftet. Der Kl. hatte wegen eines erlittenen ſchweren 
Unfalls am unbewachten Bahnübergang zunächſt die Reichsbahn⸗ 
geſellſchaft in Anſpruch genommen und ſich mit ihr dahin ver⸗ 
glichen, daß ihm die Reichsbahn ohne Rückſicht auf die Beſchrän⸗ 
kung ihrer Haftung durch S 7a RHaftpflG. eine in ihrer Höhe durch 
Schiedsſpruch feſtgeſtellte Abfindungsſumme für den erlittenen 
und den etwa noch künftig entſtehenden Schaden zahlte. Erſt ſpäter, 
als ſehr erheblicher weiterer Schaden entſtanden war, nahm er 
den jetzigen Bekl., den Sächſiſchen Staat, wegen Verſchuldens der 
für den Zuſtand der Straße verantwortlichen Beamten auf Er⸗ 
ſatz des Mehrſchadens in Anſpruch. Nach Feſtſtellung des BG. 
haben die Parteien bei dem Abſchluß des Vergleichs überhaupt 
nicht daxan gedacht, daß dem Kl. auch noch der Sächſiſche Staat 
haftet. Käme es alſo nach § 423 auf die innere Abſicht der Par⸗ 
teien an, ſo köunte ſich dieſe niemals auf das Rechtsverhältnis 
des Gläubigers zu einem Schuldner miterſtrecken, von dem die 
Parteien überhaupt nichts wußten. Da es aber nicht auf die Ab⸗ 
ſicht, ſondern auf den als den Willen der Parteien erklärten Ver⸗ 
tragsinhalt ankommt, jo iſt zunächſt im Wege der ergänzen 
den Vertragsanslegung feſtzuſtellen, ob nur gerade der 
Anſpruch gegen den beteiligten Schuldner oder, wie das Geſetz ſich 
ausdrückt, das ganze Schuldverhältnis aufgehoben iſt. Dabei iſt 
darauf abzuſtellen, welche Regelung der von den Parteien nicht 
bedachten Frage (Einzelwirkung oder Geſamtwirkung) dem Ver⸗ 
tragszweck entſpricht und deshalb nach Treu und Glauben von den 
Parteien gewollt wäre, wenn ſie die Frage bedacht hätten, ihnen 
alſo in dieſem Sinne zurechenbar iſt. Das ſo gewonnene Ergebnis 
der ergänzenden Vertragsauslegung gehört noch zum Vertragsin⸗ 
halt (vgl. meine „Methode der Auslegung des Rechtsgeſchäfts“, 
S. 92 ff.). Erſt wenn die ergänzende Vertragsauslegung nicht zum 
Ziele führt, etwa weil der Vertragszweck weder die eine noch die 
andere Regelung notwendig erfordert, iſt Raum für die Anwen⸗ 
dung der dispoſitiven Geſetzesvorſchr., nach der im Zweifel nur 
Einzelwirkung anzunehmen iſt. 

Bei der Frage nach dem Zweck des Erlafjes läßt es ſich nicht 
umgehen, auf den Zweck des Vergleiches einzugehen. Dem ſteht 
nicht etwa die abſtrakte Natur des Erlaſſes entgegen, denn dieſe 
iſt nur für ſeine Gültigkeit, nicht für die Auslegung von Bedeu⸗ 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


gläubiger und dem Akzeptanten geſchloſſene Vergleich nicht 
notwendig zugunſten des Wechſelausſtellers (Urt. des RG. 
J 536/04 v. 5. April 1905). Selbſt bei einer Schuldforderung, 
die ſich gegen eine OHG. und deren perſönlich haftende Geſell⸗ 
ſchafter richtet, beſeitigt der mit einem der Geſellſchafter ver⸗ 
einbarte vergleichsweiſe Erlaß die Schuld der Geſellſchaft und 
der anderen Geſellſchafter nur, wenn die Aufhebung des 
ganzen zwiſchen dem Gläubiger und ſeinen Schuldnern be⸗ 
ſtehenden Schuldverhältniſſes beabſichtigt geweſen iſt (RG. 
VIII 193/32 v. 7. Juli 1932). Demgemäß führt auch 
Planck, 4. Aufl., in der Bem. 2 zum § 423 BB. zu der 
Frage der Anwendbarkeit des in einem Vergleich enthaltenen 
Erlaßvertrages auf Geſamtſchuldner aus: „Es kommt alſo 
darauf an, ob nur Befreiung des Geſamtſchuldners, mit dem 
der Vergleich abgeſchloſſen iſt, oder auch die der übrigen 
Schuldner beabſichtigt iſt.“ Das übrige Schrifttum weiſt vor⸗ 
wiegend darauf hin, daß regelmäßig eine Befreiung der 
übrigen Geſamtſchuldner nur beabſichtigt fein wird, wenn dieſe 
dem Vergleich beitreten oder doch zu ſeiner Erfüllung beitragen 
wollen. Es müſſen alſo beſtimmte Anhaltspunkte vorliegen, 
aus denen die Abſicht, die übrigen Schuldner an der Be⸗ 
freiung von weiteren Anſprüchen teilnehmen zu laſſen, hervor⸗ 
geht. Den Beweis für dieſe Abſicht hat der zu führen, der die 
Wirkung des Vergleichs über die Perſonen der Vertrag⸗ 
ſchließenden hinaus für feine Perſon in Anfpruch nimmt. Im 
vorl. Falle fehlt jeder Anhalt dafür, daß der vom Kl. mit 
der ReichsbGeſ. geſchloſſene Vergleich dem Bekl. zugute kom⸗ 
men ſollte. Nach § 5 des Vergleichs hat der Kl. ausdrücklich 
und unbedingt verzichtet auf alle weiteren Anſprüche an die 
DReih3bGef. oder gegen irgendeinen Bedienſteten der Reichs⸗ 
bahnverwaltung, die aus dem Unfalle auf Grund des 
RHaftpflG. v. 7. Juni 1871 oder anderer geſetzlicher Beſt. 
etwa hergeleitet werden können. Der Erlaßvertrag bezieht ſich 
alſo nach dieſem ausdrücklichen Wortlaut nur auf weitere 


tung. Der Zweck eines abſtrakten Geſchäftes ergibt ſich ja gerade 
aus dem ihm zugrunde liegenden Kauſalgeſchaͤft, und es hieße 
alſo die Auslegung nach dem Vertragszweck unmöglich machen, 
wenn hier der Rückgang auf das Kauſalgeſchäft nicht möglich 
wäre. Der Zweck des Vergleiches dürfte hier der geweſen ein, 
an Stelle eines wegen der Ungewißheit über die weitere Entwick⸗ 
lung der Folgen des Unfalls in ſeiner Höhe vorläufig noch un⸗ 
beſtimmten Anſpruchs einen fofort realiſierbaren, dafür aber feſt 
begrenzten Anſpruch zu ſetzen, alſo die Rechtsfolgen des Unfalls 
ein für alle Male abſchließend zu regeln. Dieſer Vertragszweck 
ſpricht außerordentlich für die Annahme einer Geſamtwirkung. 
Denn es ſollte doch dem Kl. gerade das Riſiko etwaiger weiterer 
Schadensfolgen überlaſſen werden, und er hatte dieſes Riſiko über⸗ 
nommen, um dafür ſofort die Abfindungsſumme zu erhalten. 
Auch das OLG. München hat früher in einem Fall, in dem 
dem Gläubiger für einen ſeiner Begr. und Höhe nach zweifelhaf⸗ 
ten Anſpruch eine Abfindung gewährt war, Geſamtwirkung an⸗ 
genommen (Entſch. der OG. 40, 291). Anders wäre es, wenn 
der Vergleich den Zweck hätte, die vielleicht zweifelhafte Leiſtungs⸗ 
pflicht gerade dieſes Schuldners zu klären und zu begrenzen 
oder eine ſich aus ſeiner Perſon ergebende Unſicherheit der 
Verwirklichung des Anſpruchs zu beheben. Hter wäre aus dem 
Vertragszweck wohl auf Einzelwirkung zu ſchließen. Eine Ge⸗ 
ſamtwirkung wird im erſten Fall vor allem dann durch den Ver⸗ 
tragszweck gefordert, wenn der an dem Vergleich beteiligte Schuld⸗ 
ner andernfalls Regreßanſprüche des durch den Erlaß nicht mit⸗ 
betroffenen Mitſchuldners zu befürchten hätte; denn dann würde 
auch durch den Vergleich die Höhe der von ihm endgültig aufzu⸗ 
bringenden Beträge noch nicht abſchließend geklärt ſein. Es würde 
alſo für ihn die Unſicherheit noch fortbeſtehen, um deren Beſei⸗ 
tigung willen er gerade den Vergleich abgeſchloſſen hat. Mit 
Recht wird daher in der Literatur darauf hingewieſen, daß es für 
die Auslegung des Erlaßvertrages auch auf die Geſtaltung des 
Innenverhältmiſſes zwiſchen den beteiligten Geſamtſchuldnern an⸗ 
kommt (Planck zu § 423 Ziff. 1 und Siber, Grundriß des 
Schuldrechts S. 159). 

Im vorl. Fall führt das RG. aus, die Reichsbahngeſellſchaft 
habe überhaupt keine Veranlaſſung gehabt, die Befreiung anderer 
Schuldner von weitergehenden Schadensforderungen herbeizufüh⸗ 
ren. Es nimmt alſo wohl an, daß der Sächſiſche Staat wegen 
des Verſchuldens ſeiner Organe im Innenverhältnis den Scha⸗ 
den allein zu tragen habe. Die Richtigkeit dieſer Annahme unter⸗ 
ſtellt, läßt ſich aus ihr allerdings ein Argument gegen die Geſamt⸗ 
wirkung gewinnen. Es wäre anders, wenn der Kl. umgekehrt den 
Vergleich mit dem Sächſiſchen Staat abgeſchloſſen und dabei noch 


Anſprüche gegen die DReichsbceſ. oder gegen irgendeinen 
Bedienſteten der Reichsbahnverwaltung. Die Reichsbcheſ. hatte 
auch gar keine Veranlaſſung, eine Befreiung etwaiger anderer 
Schuldner, hier des bekl. Staates, für weitergehende Scha⸗ 
denshaftungen herbeizuführen. Das BG. ſtellt aber auch aus⸗ 
drücklich feſt, daß beim Abſchluß des Vergleichs weder der 
Kl. noch die ReichsbGeſ. daran gedacht oder mit der Möglich” 
keit gerechnet haben, daß dem Kl. auf Grund des Unfalles 
auch gegen den Staat Anſprüche zuſtehen könnten. Es kommt 
hinzu, daß die Anſprüche aus 88 1, 3a HaftpflG. nicht fu weit 
reichen, als die Anſprüche, die etwa aus 8 839 BGB. i. Verb. 
mit Art. 131 RVerf. gegen den Bekl. geltend gemacht werden 


können. 
(U. v. 16. Juni 1933; 248/32 III. — Dresden.) [Sch.] 

5. 1. 81 GBBerein G. v. 18. Juli 1930 bezieht 
ſich nicht auf Fälle, wo der Antrag auf Eintra⸗ 
gung der Aufwertung im Grund buch [dom recht- 
zeitig geſtellt und nur die richtige Eintragung 
nicht erfolgt iſt. 

2.818 GBBerein G. Rechtliche Bedeutung der 
Vormerkung von Amts wegen. 

3. § 19 GBBereinG. beſeitigt die Vorſchrift 
des § 22 Abi. 2 Aufw G. nicht rückwirkend, ſteht nur 
der Berufung auf § 22 Abſ. 2 bei Rechtserwerb, 
der nach Ende 1931 liegt, entgegen. 

4. § 22 A b ſ. 2 Aufw G. verſteht unter dem Zeit⸗ 
punkt des Erwerbes eines Rechtes an dem Grund⸗ 
ſtück vor dem 1. Juli 1925 nicht den Tag des Eine 
tragungsantrages, ſondern den des vom Grund⸗ 
buchgläubiger darzutuenden vollen Rechtserwer⸗ 
bes; bei einer Hypothek muß alſo die Entſtehung 
der zugrunde liegenden Forderung vordem 1. Juli 
1925 bewieſen werden. 


nicht an die Haftung der Reichsbahn gedacht hätte. Dann würde 
der Erlaß dem Sächſiſchen Staat wegen ſeiner Regreßpflicht nur im 
Falle der Geſamtwirkung etwas nützen. Aber wenn ſelbſt die 
Reichsbahn hier an einer Befreiung des Sächſiſchen Staates kein 
Intereſſe hatte, ſo könnte man immer noch zweifeln, ob nicht doch 
nach Treu und Glauben Geſamtwirkung einzutreten habe, da der 
Kl. das Riſiko des weiteren Schadens übernommen hatte und die 
Reichsbahn ihm nur wegen dieſer Riſikoübernahme entgegengekom⸗ 
men war. Es entſpricht kaum Treu und Glauben, wenn man dieſen 
Begriff, wie es der heutigen Auffaſſung entſpricht, objektiv, vom 
Standpunkt der Volksgemeinſchaft aus, auffaßt, wenn der Kl. die⸗ 
ſes von ihm übernommene Riſiko hinterher doch wieder auf einen 
Dritten abwälzt. Aber gegen dieſe Erwägung ſpricht m. E. enk⸗ 
ſcheidend, daß die Reichsbahngeſellſchaft nach dem RHaftpfl®. nur 
in beſchränkter Höhe, der Bekl. dagegen ohne ſolche Beſchränkung 
haftete. Denn es iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß der Ver⸗ 
gleich mit der Reichsbahn gerade hinſichtlich der Höhe des An⸗ 
ſpruchs durch die Rückſicht auf die Haftungsbeſchränkung beeinflußt 
wurde, eine Rückſicht, die für das Verhältnis des Kl. zum Bekl. 
nicht in Betracht kommt. Es kann nicht angenommen werden, daß 
der Kl. mit dem unbeſchränkt haftenden Schuldner ohne weiteres 
denſelben Vergleich abgeſchloſſen hätte wie mit dem beſchränkt 
Haftenden. Unter diefen Umſtänden kann hier nur eine Wirkung 
unter den Beteiligten als Inhalt der Vereinbarung angeſehen 
werden. Die Entſch. iſt daher m. E. zwar noch nicht durch 
den anfänglichen Hinweis auf die Parteiabſicht, wohl aber durch 
die dann angeführten, mehr objektiven Geſichtspunkte gerechtfertigt. 
Im allgemeinen möchte ich jagen: der in einem Vergleich ent⸗ 
haltene Erlaß hat dann Geſamtwirkung, wenn ſich dieſe im Wege 
der gewöhnlichen oder der ergänzenden Vertragsauslegung, insbeſ. 
aus dem Vertragszweck, als Inhalt des Vertrages ergibt. Sie er⸗ 
fordert keine darauf gerichtete Abſicht der Parteien und iſt auch 
dann möglich, wenn ſich die Parteien mangels Kenntnis von der 
Mithaftung eines Dritten über die Frage der Geſamtwirkung über⸗ 
haupt keine Gedanken gemacht hatten. Geſamtwirkung iſt als durch 
den Vertragszweck gefordert in der Regel anzunehmen, wenn ohne 
ie der befreite Schuldner noch weitergehenden Regreßanſprüchen 
I weiterhaftenden Mitſchuldner ausgeſetzt bliebe, dagegen ab⸗ 
zulehnen, wenn für den Abſchluß des Vergleichs und die Höhe des 
Erlaſſes tatſächliche oder rechtliche Umſtände mitbeſtimmend waren, 
die nur für die Leiſtungspflicht gerade dieſes Schuldners in 
Betracht kommen. 


Prof. Dr. Karl Larenz, Kiel. 


62. Jahrg. 1933 Heft 50] 
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5. Keine Verwirkung für das Gebiet der ge⸗ 
bundenen Aufwertung nach dem AufwG. 5) 

Für die Kl. ſind aufgewertete Vorkriegshypotheken ſeit 
2. Dez. 1926 wiedereingetragen. Für dieſe Hypotheken nimmt 
fie auf Grund des 8 22 Abſ. 2 AufwG. den Vorrang in 
Anſpruch vor der ebendort ſeit dem 20. Nov. 1926 eingetra⸗ 
genen Darlehnshypothek der Bekl. Dieſe beſtreiten der Kl. den 
Vorrang, weil die Eintragung ihrer Hypothek für die ur⸗ 
ſprüngliche Gläubigerin ſchon am 28. April 1925 beantragt 
geweſen, auch ſchon am 24. Juni 1925 durch eine Vormer⸗ 
kung von Amts wegen geſichert geweſen ſei, und weil ſowohl 
dieſer wie ihren Zeſſionaren der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs zur Seite ſtehe. 

Die Bekl. wurden zur beantragten Grundbuchberichtigung 
verurteilt. Ihre Rev. hatte keinen Erfolg. 

Die Rev. wiederholt den Verſuch, die vorliegende, erſt im 
Frühjahr 1932 erhobene Klage als verſpätet nachzuweiſen, 
indem ſie den §1 GBBerein®. v. 18. Juli 1930 nicht nur 
auf den erſten Antrag auf Eintragung einer Hyp Aufw. in 
das Grundbuch, ſondern auch auf Klagen, wie die hier ge⸗ 
gebene angewandt wiſſen will, welche die Berichtigung einer 
urſprünglichen ſachlich unrichtigen Eintragung der Aufw. 
zum Ziele haben. Hierbei hat die Rev. allerdings die Erläute⸗ 
rungen Mügels zu der genannten Vorſchr. für ſich, der in 
Anm. 2 über die Ausſchlußfriſt des § 1 ausführt, dieſe gelte 
auch dann, wenn bereits eine Aufw. eingetragen, das Grund⸗ 
buch aber hierdurch unrichtig geworden ſei und der richtige 
AufwBetrag im Wege der Berichtigung des Grundbuchs ein⸗ 
getragen werden ſolle. Iſt hier zwar zunächſt nur von einer 
Unrichtigkeit des eingetragenen Aufw Betrags die Rede, ſo 
muß für die Ausführung doch ein weiterer Sinn, der aufwer⸗ 
tungsrechtliche Unrichtigkeiten jeder Art umfaßt, in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Denn es heißt a. a. O. weiter: 
„Der Sinn des Geſetzes iſt der, daß nach fruchtloſem Ablauf 
der Ausſchlußfriſt jeder AufwAnſpruch erledigt fein ſoll, in⸗ 
ſoweit es ſich um die Eintragung an der ſich aus dem Aufiv®. 
oder dem Gef. v. 9. Juli 1927 ergebenden Rangſtelle handelt.“ 
Sollte nun die Mügelſche Auffaſſung in der Tat in dem 
weiten Sinne verſtanden werden müſſen, daß er aus dem 


Zu 5. Die Bedeutung dieſer in die amtliche Sammlung 
(RG. 141, 379 ff.) aufgenommenen und auch in der Tagespreſſe 
abgedruckten Entſch. geht über den Einzelfall weit hinaus. 

1. Die erſte in der Entſch. behandelte Frage iſt die, ob es 
des in 8 1 6 BVereinGG. vorgeſchriebenen Antrags auch dann bedarf, 
wenn der Aufwertungsbetrag der aufgewerteten Hypothek zwar im 
Grundbuch eingetragen, die Eintragung aber unrichtig iſt (zu 
niedriger Aufwertungsbetrag oder zu ungünſtiger Rang). Dieſe 
Frage wird in der Entſch. verneint (mit Schlegelberger⸗ 
Harmening und OQuaſſowski gegen Mügel). M. E. zu 
Unrecht. Schon der Wortlaut des § 1 G BBereinG., wo von der Ein- 
tragung „der Aufwertung der Hypothek“ und an „der ſich aus 
dem Aufiw®. ergebenden Rangſtelle“ die Rede iſt, ſcheint mir gegen 
die von dem Rö. vertretene Auffaſſung zu ſprechen. Denn wenn 
die Hypothek zu niedrig eingetragen iſt, iſt eben die Aufwertung, 
d. h. der Aufwertungsbetrag der Hypothek, nicht vollſtändig im 
Grundbuch eingetragen, und wenn die Hypothek an zu ungünſtiger 
Rangſtelle vermerkt iſt, jo tt fie eben nicht an der ſich aus dem 
AufwGG. ergebenden Rangſtelle eingetragen. Ferner ſcheint mir 
auch der geſetzgeberiſche Gedanke des GBBereinch. nicht für die 
von dem NG. vertretene Auffaſſung zu ſprechen. Der Zweck des 
Geſetzes iſt, das Grundbuch zu „bereinigen“. Dies wird in der 
Begr. zu dem Entwurf des GBBereinG im einzelnen ausgeführt. 
Deshalb ſcheint es mir nicht berechtigt zu ſein, wenn das RG. den 
Geſetzeszweck nur darin ſieht, „einen möglichſt baldigen Abſchluß 
der aufwertungsrechtlichen Neu eintragungen im Grundbuch her⸗ 
beizuführen“. Schließlich ſcheint mir die von dem RG, vertretene 
Auffaſſung auch unpraktiſch zu ſein. Dies gilt insbeſ für Fälle, in 
denen die zu niedrige Eintragung materiell der Nichteintragung 
näher kommt als der richtigen Eintragung. Beiſpiel. Eine Alt⸗ 
markhypothek von 100 000 M., die in der Zeit vom 1. bis 10. Juni 
1922 den Gläubiger gewechſelt hat, iſt auf Grund einer Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Schuldners wieder im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden. Der Goldmarkbetrag betrug über den 1. bis 
10. Juni 1922 gerechnet 1520 GM. (100 PM. = 1,52 GM.), der 
im Grundbuch eingetragene Aufwertungsbetrag demgemäß 25 % 
von 1520 GM. gleich 380 GM. Nach dem 31. März 1931 tritt der 
Gläubiger der Aufwertungshypothek unvermittelt mit der Behaup⸗ 
tung hervor, die Hypothek ſei ihm geſchenkt worden, deshalb habe 


GBLereind. die Einführung eines neuen, friſtgebundenen 
Antragserforderniſſes auch für ſolche Fälle herausleſen wollte, 
wo auf Grund rechtzeitiger Anmeldung gem. $ 16 AufwG. und 
angeſchloſſenen Wiedereintragungsantrags eine Eintragung der 
aufgewerteten Hypothek im Grundbuch erfolgt war und nur 
die Richtigkeit der Eintragung beanſtandet wird, ſo würde ihr 
nicht beigetreten werden können. Dem Antrags erfordernis 
in dieſem Sinne würde auch eine bis zum Ablauf des 31. März 
1931 erhobene Klage nicht genügt haben; denn nach 8 3 
Abſ. 1 G©BBerein®. hätte dann ein an die zuſtändige Stelle, 
nämlich das GBA, gerichteter Antrag auf Berichtigung der 
beanſtandeten Eintragung für erforderlich erachtet werden 
müſſen, eine Vorausſetzung, an deren Erfüllung es im vorl. 
Falle nach dem bisherigen Parteivortrage offenſichtlich man⸗ 
gelt. Die Mügel ſche Anſicht in dem hier unterſtellten weiten 
Sinne findet aber in der Begründung und Entſtehungs⸗ 
geſchichte des GBBerein®. keine Stütze. Wenn zwar der all⸗ 
gemeine Zweck des Geſetzes darin geſehen werden muß, einen 
möglichſt baldigen Abſchluß der aufwertungsrechtlichen Neu⸗ 
eintragungen im Grundbuch herbeizuführen und damit die 
Rückkehr von Klarheit, Überſichtlichkeit und Zuverläſſigkeit des 
Grundbuchſtandes zu beſchleunigen, ſo kann doch die Einfüh⸗ 
rung der Ausſchlußfriſt des § 1 für Eintragungsanträge ohne 
ausdrückliche Ermächtigung im Geſetz nicht auf Fälle ausge⸗ 
dehnt werden, wo der Antrag auf Eintragung der Aufw. im 
Grundbuch und damit ſelbſtverſtändlich der Antrag auf die 
aufwertungsrechtlich richtige Eintragung ſchon längſt ge⸗ 
ſtellt und nur die richtige Eintragung am Mißverſtändnis des 
Geſetzes oder anderen Unzulänglichkeiten geſcheitert war. Bei 
unrichtiger Eintragung bedurfte es zur Berichtigung eines 
neuen Antrags nicht. Daß das GBBereinG. beim Vorliegen 
von Eintragungsfehlern das Erfordernis eines ſolchen neuen 
Antrags Hätte aufſtellen wollen, läßt ſich ohne ausdrücklichen 
Ausſpruch nicht annehmen. Der Autrag, von dem es im 8 1 
ſpricht, iſt offenbar ein ſchon nach den bisherigen Geſetzen er⸗ 
ſorderter. Es wird dabei in erſter Linie an Fälle gedacht ſein, 
wo der Anmeldung nach § 16 AufwG. kein Antrag zum 
Grundbuch gefolgt, oder wo der Antrag zwar vom gegenwär⸗ 
tigen, aber nicht auch vom früheren Gläubiger geſtellt, oder 


der Aufwertungsbetrag nach § 3 Abſ. 1 Ziff. 11 AufivG. nicht 
1520 GM., ſondern 100 000 GM. und der Aufwertungsbetrag 
nicht 380 GM., ſondern 25 000 GM. betragen. Soll der Gläubiger 
in einem ſolchen Falle tatſächlich damit gehört werden, es habe 
eines Antrages auf Grund des GBBerein®. nicht bedurft, weil 
dieſes nur einen Schutz gegen Neu eintragungen bezwecke? 

2. Von der zu 1 erörterten Frage iſt eine zweite zu 
trennen, nämlich die: Wenn der Aufwertungsbetrag der Hypothek 
auf Antrag des Gläubigers eingetragen wurde, wirkt 
dann der unzureichend erledigte Antrag über die falſche Eintragung 
im Grundbuch hinaus fort, dergeſtalt, daß er nach wie vor als 
Antrag auf Eintragung der vollſtändigen Aufwertung im Grund⸗ 
buch gilt und demgemäß dem Erfordernis des 81 GBBereinG. 
entſpricht? Dieſe Frage wird von dem RG. bejaht: Der Schuldner, 
der früher die Eintragung der Aufwertung im Grundbuch bean⸗ 
tragt habe, habe damit ſelbſtverſtändlich den Antrag auf die auf⸗ 
wertungsrechtliche richtige Eintragung längſt geſtellt, und es 
fehle in dem GBBerein®. jeder Anhalt dafür, daß beim Vor⸗ 
liegen von Eintragungsfehlern ein neuer Antrag geſtellt werden 
müſſe. So „ſelbſtverſtändlich“ ſcheint mir dies nicht zu fein. Eine 
gewiſſe Parallele findet ſich in der früheren AufwertungsRſpr. 
zu § 22 Abſ. 2 AufwG. Nach dieſer Bet. iſt der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs zugunſten der Eintragung des Aufwertungs⸗ 
betrages an der bisherigen Rangſtelle bis auf weiteres geſperrt. In 
Literatur und Rſpr. wurde damals allgemein angenommen, daß 
die Sperre in dem Augenblick aufhöre, in dem der Aufwertungs⸗ 
betrag einmal mit einem beſtimmten Betrag und an einer be⸗ 
ſtimmten Rangſtelle eingetragen iſt, auch dann, wenn die Ein⸗ 
tragung zu niedrig oder die Rangſtelle zu ungünſtig ift (vgl. insbeſ. 
KG.: AufwRſpr. 26, Sonderheft 1 S. 15). Nun läuft die Sperre 
des guten Glaubens gegenüber der Eintragung des Aufwertungs⸗ 
betrages nach § 19 GBBereind. am 31. Dez. 1931 ab, alſo 
/ Jahre nach der Friſt vom 31. März 1931, bis zu dem der 
Antrag gem. §1 &VVBerein®. geſtellt werden muß. Unter dieſen 
Umſtänden liegt es nicht ſehr fern, zu ſagen, daß der Gläubiger, 
der ſchon vor dem GBBerein®. den Schutz einer an und für ſich 
erſt am 31. Dez. 1931 ablaufenden Sperre verloren hat, ſich nun 
wenigſtens gem. § 1 GBBerein®. bis zum 31. März 1931 melden 
muß, wenn er ſeine im Grundbuch nicht verlautbarken Rechte, die 
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wo eine Anmeldung überhaupt nicht erforderlich geweſen war. 
Bloße Anregungen auf Berichtigung aufwertungsrechtlicher 
Unrichtigkeiten unterfallen dagegen dem 81 GBBereinG. 
nicht. Damit würden ſich auch die Vorſchr. des S 2 GBBe⸗ 
reinG. nicht vereinigen laſſen, indem fie Folgen der Friſtver⸗ 
ſäumnis nur für den Fall ausſprechen, daß ein Antrag auf 
Eintragung der Aufw. überhaupt nicht rechtzeitig geitellt 
wurde. Die Mügelſche Auffaſſung wird denn auch von 
Schlegelberger⸗Harmening (Anm. 7 zu § 2 GBBe⸗ 
rein., 3. Aufl., 1931) und Quaſſowski (Anm. II Abſ. 1 
zu 82 GBBereinG., Anm. zu § 37 daſ.) nicht geteilt. Hier⸗ 
nach ſteht eine Friſtverſäumnis i. S. des § 1 GBBereinG. 
dem Klageanſpruche nicht entgegen. 

In zweiter Linie wendet ſich die Rev. erneut gegen die 
Anwendung der Vorſchr. des § 22 Abſ. 2 Satz 1 AufwG. auf 
den vorl. Fall. Wenn ſie hierfür zunächſt die Außerkraftſetzung 
dieſer Vorſchr. ſeit Ende 1931 durch § 19 GBBerein®. gel⸗ 
tend macht, ſo verkennt ſie, daß die Vorſchr. des § 22 Abſ. 2 
AufwG. nicht rückwirkend beſeitigt iſt, jo als ob fie niemals 
beſtanden hätte, daß ſie vielmehr nur gegen Rechtserwerbe, 
die nach Ende 1931 liegen, nicht mehr angerufen werden kann, 
während ihre Anwendbarkeit auf ältere Tatbeſtände keine Ein⸗ 
ſchränkung erleidet. 

Die Rev. will ferner als für den Erwerb der Hyp. durch 
die urſprüngliche Gläubigerin maßgebenden Zeitpunkt wie⸗ 
derum den Tag des Eintragungsantrags, d. i. den 28. April 
1925, deshalb angeſehen wiſſen, weil damals bereits die Hyp⸗ 
Forderung begründet geweſen ſei; wenn nicht ſchon durch bare 
Hingabe des Darlehns, ſo doch durch Vereinbarungen, wonach 
der eine Teil die Verpflichtung übernehme, ſich ſchon in einem 
früheren Zeitpunkt als Darlehnsſchuldner behandeln zu laſſen. 
So liege die Sache hier. Mindeſtens ſei in einem ſolchen Falle 


ſchon gegenüber Neueintragungen nicht mehr geſchützt ſind, gegen⸗ 
über bereits beſtehenden Eintragungen gewahrt wiſſen will. Man 
ſtelle einmal beide Fälle gegenüber: Wird zunächſt die Auſwer⸗ 
tungshypothek mit einem zu niedrigen Betrag und alsdann eine 
zweite Hypothek eingetragen, ſo hat die zweite Hypothek den Vor⸗ 
rang vor dem noch nicht eingetragenen Teil der Aufwertungshypo⸗ 
thek gutgläubig erworben. Wird dagegen zunächſt die neue Hypo⸗ 
thek und ſpäter mit Vorrang vor dieſer die Aufwertungshypothek 
mit einem zu niedrigen Betrag eingetragen, ſo ſoll nach dem Urt. 
des RG. der Gläubiger der zweiten Hypothek auf ewige Zeiten 
dulden müſſen, daß die ihm vorgehende Aufwertungshypothek mit 
einem höheren Betrag eingetragen wird. Theoretiſch kann man 
natürlich ſagen, der Gläubiger, deſſen Hypothek zeitlich vor der 
Aufwertungshypothek eingetragen worden ſei, habe immer damit 
rechnen müſſen, daß die Aufwertungshypothek mit dem richtigen 
Betrage eingetragen werde, während der neue Gläubiger, deſſen 
Hypothek zeitlich nach der Eintragung des Aufwertungsbetrages 
eingetragen wurde, nur mit dem eingetragenen Aufwertungsbetrag 
habe rechnen müſſen. Indeſſen fragt ſich doch, ob man mit dieſer 
unterſchiedlichen Denkweiſe dem Gedanken des GBBerein®. ge- 
recht wird. Wenn ich trotzdem dazu neige, der Auffaſſung des 
RG. zu folgen, jo geſchieht dies lediglich deshalb, weil ich praktiſch 
keine Möglichkeit ſehe, eine Grenze in der Richtung zu ziehen, in 
welchen Fällen und innerhalb welcher Friſt der Aufwertungsgläu⸗ 
biger, der den Eintrag der Aufwertungshypothek beantragt hat 
und deſſen Antrag von dem GBA. falſch behandelt worden iſt, ſich 
gem. §1 GBBerein®. beſchwert melden muß. Es iſt insbeſ. denk⸗ 
bar, daß der falſche Eintrag erſt kurz vor dem Ablauf der Friſt vom 
31. März 1931 erfolgt und dem Gläubiger erſt nach Ablauf der 
Friſt bekannt wird. Dann wäre es in der Tat nicht zu rechtfertigen, 
wenn der Gläubiger darunter leiden ſollte, daß ſein Antrag auf 
richtige Eintragung des Aufwertungsbetrages von dem GBA. 
falſch behandelt worden iſt. 

3. Wenn man aber ſchon in dieſem Punkte dem RG. folgt, 
ſo ſollte man m. E. den Verwirkungsgeſichtspunkt nicht grundſätz⸗ 
lich ablehnen. Das RG. verweiſt auf ſeine Rſpr., die für das Gebiet 
der ſog. „gebundenen Aufwertung“ nach dem AufwG. dem Rechts⸗ 
gedanken der Verwirkung die Anwendung verſagt. Dieſer Begr. 
vermag ich nicht zu folgen. Mit Recht hat das RG. den Verwir⸗ 
kungsgeſichtspunkt da abgelehnt, wo beſtimmte Friſten vorgeſehen 
ſind. Im vorl. Falle ſind nun aber, gerade wenn man einen alten, 
nicht vollſtändig erledigten Antrag als fortbeſtehend anſieht, keiner⸗ 
lei Friſten vorgeſehen, und zwar im Gegenſatz zu der normalen 
Verwirkung nicht einmal Verjährungsfriſten. Zu irgendeinem 
Zeitpunkt muß einmal Schluß ſein mit nicht eingetragenen Auf⸗ 
wertungsrechten, und es kann m. E. nicht angehen, daß wegen 
einer Aufwertungshypothek, deren Aufwertungsbetrag zu niedrig 
Arı an zu ungünſtiger Rangſtelle eingetragen war, noch nach 
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der Gläubiger von der Beweislaſt, daß und wann er das Dar⸗ 
lehn gegeben habe, befreit. Nur inſoweit aber iſt nach 8 22 
Abſ. 2 AufwG. gegenüber Eintragungen des Aufw Betrags an 
der bisherigen Rangſtelle dem öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs ſeine ſchützende Kraft belaſſen worden, als der zu 
ſchützende Rechtserwerb oder der im $ 892 Abſ. 2 BGB. ber 
ſtimmte Zeitpunkt vor dem 1. Juli 1925 liegen. Für das 
Vorliegen dieſer Ausnahme trifft hiernach den Grundbuch⸗ 
gläubiger, der ſie behauptet, gegenüber der Aufw. die Dar⸗ 
legungs⸗ und Beweislaſt. Er hat für feinen geſchützten Rechts⸗ 
erwerb alle Vorausſetzungen darzutun und demgemäß, wenn 
es ſich um eine Hyp. handelt, auch nachzuweiſen, daß die For⸗ 
derung, deren Begründung ihre Entſtehung als Hypothek be⸗ 
dingt (8 1163 Abſ. 1 Satz 1 BGB.), ſchon vor dem 1. Juli 
1925 entſtanden war (ohne daß ihm in Anſehung dieſes Ent⸗ 
ſtehungszeitpunktes eine Vermutung zuſtatten kommt (vgl. 
Urt. v. 26. Jan. 1929, y 138 28 = Seuff Arch. 83 Nr. 85). 
Denn nur gegen die Zufälligkeiten der Erledigung des Ein⸗ 
tragungsantrags ſchützt ihn die Beſt., daß auch hier an Stelle 
des Zeitpunkts der wirklichen Eintragung der des Eingangs 
ſeines Antrags beim GBA. maßgebend ſein ſoll. Dagegen 
wird er durch ſie des Nachweiſes der neben der Eintragung 
beſtehenden Erforderniſſe ſeines Rechtserwerbs nicht über⸗ 
hoben. An ſchlüſſiger Darlegung einer Begründung der Hyp⸗ 
Forderung vor dem 1. Juli 1925 läßt es aber die Verteidi⸗ 
gung der Bekl. fehlen. Für den Fall, daß an Stelle der wirk⸗ 
lichen Hingabe des Darlehns zunächſt nur Vereinbarungen 
darüber getroffen ſind, gilt nichts Beſonderes. Der Nachweis 
ſolcher Vereinbarungen würde den Nachweis der baren Aus⸗ 
zahlung des Darlehns in Anſehung der Begründung der Dar⸗ 
lehnsforderung zu erſetzen nur dann geeignet ſein, wenn ſchon 
durch dieſe Vereinbarungen eine als Unterlage der Hyp. ge⸗ 


Jahrzehnten Anſprüche wegen der verkürzt eingetragenen Aufwer⸗ 
tung erhoben werden konnen. 

4. Die beklagte Hypothekengläubigerin hatte ſich zur Begr. 
ihres Vorranges auf § 22 Abſ. 2 Aufw ch., § 892 Abſ. 2 BGB. be 
rufen, weil ihr Eintragungsantrag bereits am 28. April 1925 bei 
Gericht eingegangen war. Bekanntlich vertritt das RG. mit der 
h. M. bei § 892 Abſ. 2 BGB. den Standpunkt, daß der Zeitpunkt 
des Eintragungsantrags für die Anwendung des Gut⸗Glaubens⸗ 
Schutzes nur dann maßgebend ſei, wenn zur Vollendung des 
Rechtserwerbs lediglich noch die beantragte Eintragung fehle. $ 892 
Abſ. 2 BGB. ſoll mithin nicht zur Anwendung kommen, wenn 
außer der Eintragung noch andere Tatbeſtandsmerkmale für die 
Vollendung des Rechtserwerbs (bei Hypotheken z. B. Zahlung 
der Darlehnsvaluta, Übergabe des Hypothekenbriefes) erforderlich 
find (vgl. RG. 89, 160). Dies wird damit begründet, daß 8892 
Abſ. 2 BGB. nur vor den Zufälligkeiten der Eintragung ſchützen 
ſolle. Dieſe Begr. vermag nicht reſtlos zu überzeugen. Es iſt 
heute allgemein üblich, daß die Zahlung der Hypothekenvaluta 
erſt erfolgt, wenn die Hypothek im Grundbuch eingetragen iſt. 
Damit iſt aber die Zahlung der Darlehnsvaluta von der Ein⸗ 
tragung abhängig und ebenfalls eine Zufälligkeit der Eintragung 
geworden, die nach dem geſetzgeberiſchen Gedanken des § 892 
Abſ. 2 BGB. keine Rolle ſpielen ſoll. Darin, daß eine interne 
Vereinbarung zwiſchen den beiden Parteien, wonach der Zeit⸗ 
punkt der Einreichung des Antrages als Begründungsakt der Hy⸗ 
pothek gelten ſolle, die Anwendung des § 892 Abſ. 2 BGB. nicht 
rechtfertigt und auch nicht die Beweislaſt verſchiebt, iſt dem RG. 
ſicherlich zuzuſtimmen. 

Zum Schluß zwei grundſätzliche Bemerkungen, zu denen 
die Entſch. Anlaß gibt: Befriedigend iſt die Art Rechtswiſſenſchaft, 
die hier getrieben werden muß, nicht. Sie läßt ſich aber nicht ver⸗ 
meiden. Die Trümmer, die aus der Durchführung der Aufwer⸗ 
tungsgeſetzgebung übriggeblieben find, müſſen aufgeräumt mer? 
den. In dieſem Aufräumungsſtadium kann man nicht plötzlich mit 
neuen Methoden beginnen wollen, die von denen grundſätzlich ver⸗ 
ſchieden ſind, auf denen die Durchführung der Aufwertung beruhte. 
Und ein zweites: Bei Streitfragen, die auf Grund eines Über⸗ 
gangsgeſetzes (wie das Aufm®. eines iſt) entſtehen, iſt im all⸗ 
gemeinen die Hauptſache, daß eine Frage baldmöglichſt durch das 
höchſte Gericht entſchieden wird. Wie fie entſchieden wird, it 
weniger wichtig. Deshalb hat es im allgemeinen wenig Sinn, 
aufwertungsrechtliche Entſch. des höchſten Gerichts zu bekämpfen. 
Im vorl. Falle ſcheint mir die Sachlage aber inſoſern anders 
zu fein, als es ſich hier um Fragen handelt, die auf viele Jahre 
n auf die Sicherheit des grundbuchrechtlichen Verkehrs fort⸗ 
wirken. 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
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eignete Schuld des Darlehnsnehmers zur Entſtehung gelangt 
wäre. Aus der von den Bekl. behaupteten verpflichtenden 
Kreditzuſage der Gläubigerin ließ ſich eine Forderung gegen 
die Grundſtückseigentümerin, die der Hyp. als Grundlage 
dienen konnte, nicht entnehmen. Dagegen würde ein abſtraktes 
Schuldverſprechen der Eigentümerin eine der hypothekariſchen 
Sicherung zugängliche Schuld allerdings auch vor der wirk⸗ 
lichen Darlehnshingabe haben begründen können. Für ein 
ſolches Schuldverſprechen der Grundſtückseigentümerin fehlt 
aber die ſchlüſſige Behauptung. n 

Die Rev. will weiter daran feithalten, daß die Vormer⸗ 
kung von Amts wegen nach § 18 GBBerein. nicht mit einer 
Vormerkung gem. §83 BGB. auf eine Stufe geſtellt werden 
dürfe. Sie will damit für die Vormerkung von Amts wegen 
die Rſpr. des RG. (RG. 116, 2381); 120, 132)) ablehnen, 
wonach i. S. des § 22 Abſ. 2 AufwGG. dem endgültigen Rechts⸗ 
erwerb deſſen Sicherung durch Vormerkung nicht gleichſteht. 
Näheren Eingehen hierauf bedarf es jedoch nicht. Denn die 
als Erledigung des Antrags 1. S. des § 17 GB BereinG. gel- 
tende Vormerkung wahrte dem Antrage zwar gegenüber ſpä⸗ 
teren Anträgen ſeinen zeitlichen Rang, konnte aber nicht auch 
weiteren Erforderniſſen des HypErwerbs, die erſt nach dem 
30. Juni 1925 erfüllt wurden, Rückwirkung beilegen. 

In Anſehung der Ausſchaltung des öffentlichen Glaubens 
unterſcheidet endlich die Vorſchr. des § 22 Abſ. 2 Aufm®. 
nicht zwiſchen dem erſten Erwerber eines Rechts am Grund⸗ 
ſtück und ſpäteren Rechtsnachfolgern. Von ihrer Anwendung 
abzuſehen zugunſten der Bekl. als Zeſſionare der erſten Hypo⸗ 
thekenerwerberin, haben daher die Vorinſtanzen mil Recht ab- 
gelehnt (RG. 133, 3573)). 

Gegenüber dem Einwande der Verwirkung des Klage⸗ 
anſpruchs genügt es, auf die feſtſtehende Rſpr. des RG. zu 
verweiſen, welche für das Gebiet der gebundenen Aufw. nach 
dem Aufw®. dem Rechtsgedanken der Verwirkung die Anwen⸗ 
dung verſagt (RG. 129, 222; 139, 82f). 

(U. v. 20. Sept. 1933; V 106/33. — Berlin.) 
= NE. 141, 379.) 
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6. §§ 17 Abſ. 2, 15 Abſ. 2 GmbHG. 

1. Neben der Genehmigungserklärung des 
alleinigen Geſellſchafters iſt nicht noch eine 
ſolche des Geſchäfsführers erforderlich. 

2. Der Grundſatz der Auslegung der Geſetze 
nach Sinn und Zweck führt dazu, die Vorſchr. 
815 Abſ. 2 GmbHG. dann nicht als zwingendes 
Recht anzuſehen, wenn die Stammeinlagen voll 
eingezahlt ſind und eine Nachſchußpflicht nicht 
beſteht. 5) 

Die Bekl. iſt Teſtamentsvollſtreckerin des verſtorbenen 
M. Zu ſeinem Nachlaß gehörten auch die beiden einzigen 
Geſchäftsanteile der J.⸗Gmbh. in Berlin, die auf 450 000 und 
50000 PM. lauteten. In notarieller Verhandlung v. 21. Sept. 
1923 erklärte die Bekl., daß ſie von den Geſchäftsanteilen in 
der Geſamthöhe von 500000 % folgende Geſchäftsanteile 
abtrete: 

130 000 % an die jetzige Kl.; 

je 70000 % an vier andere Perſonen; 

je 35 000 % an zwei weitere Perſonen und 

10000 % an ©. 

Die Erwerber erklärten die Annahme der Abtretung. Für 
die Erbengemeinſchaft ſollte danach noch ein Teilgeſchäfts⸗ 
anteil von 10000 % zurückbleiben. In der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung v. 29. Jan. 1925 wurde das Stammkapital von 
500 000 PM. auf 200 000 RA umgeſtellt, und die Geſchäfts⸗ 
anteile im Umſtellungsverhältnis 2,5: 1 näher beſtimmt. Eine 
entſprechende Anderung des Geſellſchaftsvertrages wurde gleich⸗ 
zeitig beſchloſſen, die Eintragung dieſes Beſchl. im Handels⸗ 
regiſter iſt erfolgt. N 

Die Bekl. halten die Abtretung v. 21. Sept. 1923 für 
unwirkſam wegen Unbeſtimmtheit des Gegenſtandes der Ab⸗ 
tretung. 


2) JW. 1927, 1828. 2) JW. 1928, 1366. 
Zu 6. Vgl. Aufſatz Scholz oben S. 2804. 
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Das RG. hat der in den Vorinſtanzen abgewieſenen 
Klage dahin ſtattgegeben, daß feſtgeſtellt wird, daß die Kl. 
Inhaberin des Geſchäftsanteils iſt. 

tit der Klage begehrt die Kl. in erſter Linie gegenüber 
beiden Bekl. die Feſtſtellung, daß ſie Inhaberin eines Ge⸗ 
ſchäftsanteiles von früher 130 000 PM., jetzt 52 000 AM der 
J.⸗Gmbh. ſei. Hilfsweiſe verlangt fie die Verurteilung des 
Zweitbekl., ihr den bezeichneten Geſchäftsanteil zu verſchaffen, 
und in dritter Reihe bittet ſie um Feſtſtellung, daß der Bekl. 
zu 2 verpflichtet ſei, ihr den Schaden zu erſetzen, der ihr aus 
einer etwaigen Unwirkſamkeit der Geſchäftsanteilsübertragung 
entſtehe. Die Kl. ſieht die Abtretung v. 21. Sept. 1923 für 
wirkſam an. In Wahrheit habe entſprechend vorheriger Ver⸗ 
abredung mit dem Bekl. zu 2 ein unter Führung des Kauf⸗ 
manns A. ſtehendes Konſortium die geſamten Geſchäftsanteile 
erworben und dieſe unter ſich verteilt, wobei der Form halber 
zunächſt ein Teil in Höhe von 10000 PM. der M. ſchen 
Erbengemeinſchaft belaſſen ſei. Auf alle Fälle ſei aber die 
Abtretung durch die Verhandlung v. 29. Jan. 1925 wirkſam 
beſtätigt worden. 

Wie in RG. 130, 45 ausgeführt, würde es eine Über⸗ 
ſpannung des dem § 17 Abſ. 2 GmbHG. zugrunde liegenden 
Gedankens bedeuten, wollte man neben der Erklärung des 
alleinigen Geſellſchafters noch eine beſondere Genehmigungs⸗ 
erklärung des Geſchäftsführers verlangen. 

Dagegen ſieht der BR. die Abtretungserklärungen des⸗ 
halb für unwirkſam au, weil ſie der Beſtimmtheit des Gegen⸗ 
ſtandes ermangelten. Aus der Urkunde ergebe ſich nichts über 
die Aufteilung der vorhandenen Geſchäftsanteile von 450 000 
und 50000 . Rechneriſch ſei keine Zuſammenſtellung der 
neuen Geſchäftsanteile derart denkbar, daß eine Gruppe aus 
dem größeren, eine andere aus dem kleineren reſtlos gebildet 
würde, ſo daß auch im Wege der Auslegung die Aufteilung 
nicht zu ermitteln ſei. Eine Zuſammenlegung von Geſchäfts⸗ 
anteilen ſieht das BG. für unzuläſſig an. Da das KG. auch 
eine Heilung der für unwirkſam erachteten Abtretungserklä⸗ 
rungen durch die gelegentlich der Goldmarkumſtellung ab⸗ 
gegebenen Erklärungen nicht annimmt, da es ferner auch die 
Anſicht der Kl. ablehnt, die Bekl. verſtießen durch die von 
ihnen erhobenen Anſprüche gegen Treu und Glauben, oder 
dieſe Anſprüche ſeien verwirkt, ſo gelangt es zur Abweiſung 
des Feſtſtellungsbegehrens der Kl. 

Dieſes Ergebnis iſt außerordentlich unbefriedigend. Es 
ſetzt ſich auch in Gegenſatz zu den Erforderniſſen der Billig⸗ 
leit und zu dem übereinſtimmenden Willen der Parteien, der 
die Erreichung wirtſchaftlich vernünftiger Zwecke zum Ziele 
hatte. Es beſteht auch keine rechtliche Notwendigkeit, die Ab⸗ 
tretungen für nichtig anzuſehen. Vielmehr iſt es im vorl. Falle 
möglich und zuläſſig, die notarielle Verhandlung dahin auf⸗ 
zufaſſen, daß die in einer Hand (der M.jchen Erbengemein⸗ 
ſchaft) vereinigten beiden Geſchäftsanteile zu einem Anteil 
zuſammengelegt wurden, und daß dieſer dann durch Ab⸗ 
tretung von Teilen neu geſtückelt wurde. Der Standpunkt des 
BG., eine derartige Zuſammenlegung und Neuſtückelung ſei 
allgemein und für alle Fälle als unzuläſſig anzuſehen, er⸗ 
ſcheint rechtlich nicht zutreffend. 

Allerdings beſtimmt § 15 Abſ. 2 GmbH., daß die Ge⸗ 
ſchäftsanteile auch dann ihre Selbſtändigkeit behalten, wenn 
ein Geſellſchafter zu ſeinem urſprünglichen Geſchäftsanteile 
weitere Geſchäftsanteile erwirbt. Zweifellos tritt alſo eine Ver⸗ 
ſchmelzung der in einer Hand zuſammentreffenden Geſchäfts⸗ 
anteile zu einer neuen Einheit von Geſetzes wegen nicht 
ein. Als einzigen Grund dafür, daß in dem deutſchen Ge⸗ 
ſetz eine ſolche Verſchmelzung nicht vorgeſehen iſt, führt 
die Begr. zum Entw. eines GmbHG. v. 1891 (amtl. Ausgabe 
S. 60/61) an, daß bei noch nicht vollbezahlter Stammeinlage 
der Rückgriff an die etwaigen Vormänner möglich bleiben 
müſſe; dieſer ſetze aber die Fortexiſtenz der alten Geſchäfts⸗ 
anteile voraus, da die letzteren evtl. den Vormännern zurück⸗ 
zugewähren ſeien. Wenn die EntwBegr. hier unter Hinweis 
auf § 22 Abſ. 4 von dem Fall nicht vollbezahlter Stamm⸗ 
einlage ſpricht, ſo trifft dieſelbe Erwägung naturgemäß auch 
auf den Fall verzögerter Einzahlung von Nachſchüſſen zu, 
in dem nach 8 28 des Gef. der § 22 entſprechende Anwendung 
findet. Im einen wie im anderen Falle iſt es jedenfalls die 
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Rückſicht auf die dem Gläubigerintereſſe dienenden Vorſchr., 
die auch die Grundlage für die Beſt. in § 15 Abſ. 2 abgibt. 
Durch eine Zuſammenlegung von Geſchäftsanteilen könnte 
unter Umſtänden das Gläubigerintereſſe gefährdet werden, 
inſofern als bei nicht voll geleiſteter Einzahlung der Stamm⸗ 
einlage oder des Nachſchuſſes der Rückgriff gegen die Vor⸗ 
männer oder die Mithaft der Geſellſchafter erſchwert wird. 
Auf dieſe Begr. für die Vorſchr. des § 15 Abſ. 2 weiſen auch 
bereits die Urt.: RG. 82, 1191) und 130, 442) oben hin. 
Im vorl. Falle ſind nun aber die Stammeinlagen unſtreitig 
voll eingezahlt, und eine Nachſchußpflicht iſt im Geſellſchafts⸗ 
vertrage nicht angeordnet. Gläubigerintereſſen würden hier 
alſo durch die Annahme, daß die Selbſtändigkeit der urſprüng⸗ 
lichen Anteile aufgehoben und eine Neuſtückelung erfolgt ſei, 
nicht berührt. Will man aber neben dem Intereſſe der Gläu⸗ 
biger auch noch ein ſolches des berechtigten Geſellſchafters 
daran erkennen, daß er die verſchiedenen Anteile getrennt 
beſitze, ſo würde ſich daraus nur das Erfordernis der Zuſtim⸗ 
mung dieſes Geſellſchafters zu der Zuſammenlegung und 
Neuſtückelung ergeben. Auch dieſes Erfordernis iſt hier er⸗ 
füllt, da die Alleingeſellſchafterin, die Miſche Erbengemein⸗ 
ſchaft, ſelbſt die Zuſammenlegung und Neuſtückelung vorge⸗ 
nommen hat. Denn einen ſolchen Beſchl. ergibt die Ab⸗ 
tretungsurkunde, wie im Gegenſatz zu der Auffaſſung des 
BG. feſtgeſtellt werden muß. Die Alleingeſellſchafterin M., 
die damit beide, in derſelben Hand vereinigte Anteile ver⸗ 
trat, hat in der Geſellſchafterverſammlung v. 21. Sept. 1923, 
indem ſie ihre beiden Geſellſchaftsanteile aufteilte, zunächſt 
deren Zuſammenlegung in einen Anteil beſchloſſen und zu⸗ 
gleich über die Anderung der Zahl und Größe der Anteile 
Beſchl. gefaßt. Dazu bedurfte es nicht der ausdrücklichen Er⸗ 
klärung des M. in der notariellen Urkunde, daß er die Zu⸗ 
ſammenlegung der beiden bisherigen Geſchäftsanteile beſchließe 
und dann abtrete, ſondern es genügte die Erklärung der Ab⸗ 
tretung. Denn auch der Inhalt einer notariellen Urkunde iſt 
frei auszulegen. Die vorherige Eintragung des Beſchl. über 
die Zuſammenlegung der Anteile in das Handelsregiſter war 
nicht erforderlich. Wenn die Bekl. einwenden, ein ſolcher 
Beſchl. könne doch nicht „im Wege einer gedanklichen Kon⸗ 
ſtruktion hervorgezaubert werden“, ſo iſt das verfehlt. Die 
oberſte Pflicht des Richters, bei der Auslegung von Rechts⸗ 
geſchäften Treu und Glauben walten zu laſſen, iſt unerfüllbar, 
wenn er nicht logiſche Zwiſchenglieder der Erklärung, die im 
Leben als ſelbſtverſtändlich angeſehen und daher überſprungen 
werden, ergänzen darf. 


Dennoch würden die von M. ausgeſprochenen Abtretun⸗ 
gen als unwirkſam anzuſehen ſein, wenn die Vorſchr. des 
§ 15 Abſ. 2 GmbHG. derart zwingenden Rechtes wäre, daß 
ſie nicht nur eine Verſchmelzung der in einer Hand zuſammen⸗ 
treffenden Geſchäftsanteile von Geſetzes wegen ausſchlöſſe, 
ſondern daß ſie darüber hinaus auch einer gewollten Zu⸗ 
ſammenlegung durch Geſellſchafterbeſchl. unbedingt und für 
alle Fälle entgegenſtehen würde. Dem iſt jedoch nicht ſo. 
Scheidet, wie oben gezeigt, der vom Geſfetz verfolgte einzige 
Zweck der Vorſchr. des § 15 Abſ. 2, der Schutz der Gläubiger⸗ 
intereſſen, hier nach Lage des beſonderen Falles aus, ſo 
beſteht kein Anlaß, einem Beſchl. auf Zuſammenlegung der 
Geſchäftsanteile die Wirkſamkeit zu verſagen und jene Vorſchr. 
als zwingende geſetzliche Regelung anzuſehen mit der Folge, 
daß durch ſtarres Feſthalten an dieſer Regel eine allein dem 
Rechtsgefühl entſprechende Löſung verhindert würde. Denn 
das Geſetz iſt nicht ſeiner ſelbſt wegen geſchaffen, ſondern dazu 
beſtimmt, die Verhältniſſe der jeweilig beteiligten Perſön⸗ 
lichkeiten in billiger und verſtändiger Weiſe unter Berück⸗ 
ſichtigung ihres in erſter Linie zu ermittelnden und zum Aus⸗ 
druck gebrachten übereinſtimmenden Vertragswillens zu regeln. 
Höher als der Wortlaut des Geſetzes ſteht ſein Zweck und 
Sinn. Dieſen im Einzelfalle der Praxis nutzbar zu machen 
und danach unter Berückſichtigung von Treu und Glauben 
als dem oberſten Satz bei Auslegung von Rechtsgeſchäften 
den jeweiligen Streitfall einer billigen und vernünftigen Lb⸗ 
fung zuzuführen, iſt die Aufgabe des Richters. Dieſe Er⸗ 
wägungen müſſen vorliegend zu dem Ergebnis führen, daß 
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die Vorſchr. des § 15 Abſ. 2 GmbHG. in dem Falle einem 
auf Zuſammenlegung von Geſchäftsanteilen gerichteten Beſchl. 
der Geſellſchafterverſammlung nicht entgegenſtehen kann, wenn 
die Stammeinlagen voll eingezahlt ſind und eine Nachſchuß⸗ 
pflicht nicht beſteht. 

In RG. 130, 43 iſt allerdings unten ausgeſprochen, daß 
einer Zuſammenlegung von Geſchäftsanteilen „die zwingende 
Vorſchr. des § 15 Abſ. 2 GmbHG.“ entgegenſtehe. Allein dleſer 
Satz iſt dort aufgeſtellt für einen Fall, in dem zunächſt be⸗ 
ſchränkte, ſpäter unbeſchränkte Nachſchußpflicht galt, er ſteht 
deshalb einer anderen Auffaſſung bei der hier zu entſcheiden⸗ 
den, anders gearteten Sachlage nicht entgegen. Auch das Urt. 
des erk. Sen. v. 4. Febr. 1930, IT 222/29 — JW. 1930, 
2680 1s —, das ſich mit der Frage der Neueinteilung und 
Abtretung von Geſchäftsanteilen befaßt, betrifft einen an⸗ 
deren, viel verwickelteren Sachverhalt, bei dem ſchon wegen 
der auch ſonſt ganz unklaren Bezeichnung der abgetretenen 
Anteile die Abtretung und Teilung mangels ausreichender 
Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit derſelben als ungültig an⸗ 
geſehen iſt. Wenn ſchließlich in der Entſch. v. 9. Dez. 1932, 
II 158/32, deren hier in Betracht kommender Teil in RG. 
139, 97ff. s) nicht mit abgedruckt iſt, ausgeſprochen wird, daß 
gegen die Rechtsgültigkeit des dinglichen Abtretungsgeſchäfts 
deshalb Bedenken beſtehen, weil es an der Beſtimmtheit und 
Beſtimmbarkeit desjenigen Geſchäftsanteils fehlen würde, den 
der eine und den der andere Bekl. erwerben ſollte, ſo iſt 
dabei doch zu der hier behandelnden Frage nicht näher Stel⸗ 
lung genommen. Im Schrifttum wird die oben niedergelegte 
Anſicht geteilt von Feine in ſeiner Darſtellung des Rechts 
der GmbH. in Ehrenbergs Handb. d. gef. Handelsrechts Bd. 3 
Abt. III S. 396; ferner von Liebmann⸗Saenger, Komm. 
3. GmbH., 7. Aufl., Anm. 2 zu 815; von Neukamp⸗ 
Becker, Komm. z. Gmb G., 5./7. Aufl., Anm. 2a zu 858; 
ferner von Becker: Roſch. f. GmbH. 1925, 447 ff. und im 
ZentrBlR. 1927, 92 ff. Auf dem eutgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt, der die Vorſchr. des 815 Abſ. 2 ausnahmslos für 
zwingendes Recht anſieht und deshalb die Möglichkeit einer 
Zuſammenlegung mehrerer Geſchäftsanteile zu einem Ge⸗ 
ſchäftsanteil verneint, ſtehen Brodmann, Komm. z. Gm⸗ 
96., 2. Aufl., Anm. 10 zu 815; ſowie Hachenburg, 
Komm. z. GmbH., 5. Aufl., Anm. 69 zu 815 und Anm. 16 
zu 8 58. 

Es iſt auch nicht notwendig, daß die Zuläſſigkeit der 
Zuſammenlegung von Geſchäftsanteilen, um einen entſprechen⸗ 
den Beſchl. vor Nichtigkeit zu ſchützen, in der Satzung vor⸗ 
geſehen iſt. Wenn Feine a. a. O., S. 396, ausſpricht, einer 
Zuſammenlegung von Geſchäftsanteilen ſtehe bei Vollein⸗ 
zahlung der Stammeinlagen und Fehlen einer beſchränkten 
Nachſchußpflicht nichts im Wege, „wenn die Satzung ſie vor⸗ 
ſieht oder dementſprechend geändert wird“, ſo iſt das richtig 
dahin zu verſtehen, daß es, da die geſetzliche Regel das Selb⸗ 
ſtändigbleiben der mehreren Geſchäftsanteile vorſchreibt, einer 
abweichenden Satzungsbeſt. bedarf, damit ein Zuſammen⸗ 
legungsbeſchl. dem Geſetze entſpricht. Daraus folgt aber für 
den Fall, daß ein derartiger Beſchl. gefaßt wird, ohne daß 
eine ihn geſtattende Satzungsbeſt. vorliegt, nicht die unheilbare 
Nichtigkeit des Beſchl., eben deshalb nicht, weil, wie dargelegt, 
815 Abſ. 2 GmbHG. nachgiebigen Rechtes iſt. Möglich wäre 
allein eine Anfechtung des Beſchl. innerhalb angemeſſener 
Zeit, und auch dieſe entfällt, wenn der Veſchl. wie im vorl. 
Falle einſtimmig gefaßt worden iſt. 

Nach alledem iſt die Zuſammenlegung der urſprünglichen 
und die Abtretung der neu feſtgeſetzten Geſchäftsanteile durch 
den notariellen Vertrag rechtswirkſam erfolgt. 

Sch. 


(U. v. 17. Okt. 1933; II 108/33. — Berlin.) 


7. §§ 21, 225 ff. Arb VermG. v. 16. Juli 1927 
und 12. Okt. 1929; 8151 RBG. Geſetzliche Ver- 
tretung der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenverſicherung im allge⸗ 
meinen und insbeſ. gegenüber Anſprüchen der 
Beamten der Reichs anſtalt. Beamtenrechtliche 
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Stellung der Reichsanſtaltsbe amten, nament⸗ 
lich der nach 8 225 ArbVermGG. übernommenen. f) 


§ 21 Arb VermG. beſtimmt: 


1. Der Vorſtand führt die Geſchäfte der Reichsanſtalt und 
vertritt die Reichsanſtalt gerichtlich und außergerichtlich. Er 
hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 


der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter und die Scellver⸗ 
treter dieſer Perſonen die Geſchäfte der Reichsanſtalt führen 
und die Anftalt vertreten können. 

Auf dieſem Abſ. 3 des § 21 Arb VermG. beruht Art. 6 
der Satzung der Reichsanſtalt v. 15. Nov. 1929 (RArbBl. , 
285), der in Abſ. 1 vorſchreibt: 

„Der Präſident der Reichsanſtalt, die Präſidenten der 
Landesarbeitsämter und die Vorſitzenden der Arbeitsämter 
vertreten innerhalb ihres Geſchäftskreiſes den Vorſtand und 
die Reichsanſtalt bei der Führung der Geſchäfte, ſoweit nicht 
der Vorſtand etwas anderes angeordnet hat. Dritten gegenüber 
iſt eine Beſchränkung der Vertretungsbefugnis durch den Vor⸗ 
ſtand unwirkſam (Satz 3 betrifft nur die Vorſitzenden der 
Arbeitsämter).“ 

Die Befugnis, die Reichsanſtalt vor Gericht zu vertreten, 
ſteht nach dieſen Beſt. zunächſt dem Vorſtand zu, dem außer 
dem Präſidenten als Vorſitzenden noch Vertreter der Arbeit⸗ 
geber, der Arbeitnehmer und öffentlichen Körperſchaften als 
Beiſitzer angehören (S 12 Abſ. 1 ArhBerm®.). Der Präſident 
iſt aber nach Art. 6 Abſ. 1 Satz 1 der Satzung innerhalb 
ſeines Geſchäftskreiſes ebenfalls vertretungsberechtigt. Zu der 
ihm übertragenen Vertretung des Vorſtandes und der Reichs⸗ 
anſtalt bei Führung der Geſchäfte gehört nach dem unein⸗ 
geſchränkten Wortlaut der genannten Vorſchr. auch die Ver⸗ 
tretung vor Gericht. Sie kann als Vertretung Dritten gegen⸗ 
über nicht einmal durch den Vorſtand beſchränkt werden 
(Satz 2 daf.). Der Geſchäftskreis des Präſidenten umfaßt die 
ganze Reichsanſtalt im Gegenſatz zu dem Geſchäftskreis der 
Präſidenten der Landesarbeitsämter und Vorſitzenden der 
Arbeitsämter, der ſich auf das von ihnen geleitete Landes⸗ 
arbeitsamt (Arbeitsamt) beſchränkt. Somit iſt nicht bloß der 
Vorſtand, ſondern auch der Präſident der Reichsanſtalt be⸗ 
rufen, ſie in allen ihren Rechtsſtreitigkeiten zu vertreten. 


Dieſer Grundſatz erleidet indeſſen eine Einſchränkung für 
die Anſprüche, die von Beamten der Reichsanſtalt gegen ſie 
gerichtlich geltend gemacht werden. Und um einen derartigen 
Anſpruch handelt es ſich gerade im vorl. Rechtsſtreit. 


Wie die in 835 Arb VermG. genannten leitenden Be⸗ 
amten der Reichsanſtalt die Rechte und Pflichten von Reichs⸗ 
beamten haben (Abf. 1) oder erhalten können (Abſ. 2), fo 
haben auch die von der Reichsanſtalt nach 8 225 Arb VermG. 
übernommenen Beamten der bisherigen Arbeitsnachweisämter 
— zu ihnen gehört der Kl. — die Rechte und Pflichten eines 
Reichsbeamten (8226 Abſ. 2 daſ.; vgl. auch § 227 Abſ. 1). 


Zu 7. Dem Urt. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. Der Wortlaut 
des 8226 Abſ. 2 ArbVermG. „vom Tage der Übernahme ab hat der 
Beamte die Rechte und Pflichten eines Reichsbeamten“ läßt allerdings 
auch die Auslegung zu, daß damit nur die materiellen Rechte und 
Pflichten der Beamten gemeint ſein ſollen. Eine derartige Auslegung 
würde aber dem Sinn der Vorſchr. nicht gerecht. Mit der Formel 
„Rechte und Pflichten eines Reichsbeamten“ wird vielmehr, wie das 
NG. zutreffend ausführt, die geſamte Rechtsſtellung des Beamten um 
ſchrieben, nicht nur in materiellrechtlicher, ſondern auch in formell⸗ 
rechtlicher, insbeſ. verfahrensrechtlicher Beziehung. Eine andere Frage 
dagegen, die vom NG. nicht in aller Klarheit aufgeworfen wird, iſt 
es, ob der 8 21 Arb VermG. i. Verb. m. Art. 6 der Satzung der 
Reichsanſtalt, wo die Vertretung der Reichsanſtalt nach außen geregelt 
iſt, nicht, unbeſchadet der Verfahrensvorſchriften im übrigen, als Son⸗ 
geſetz dem 8 151 RBG. vorgeht, etwa weil die Reichsanſtalt eine 
ſelbſtändige juriſtiſche Perſon mit beſonders geregelter Vertretung ſei, 
die die allgemeinen Vertretungsvorſchriften des Beamtenrechts aus⸗ 
ſchließe. Dieſe Frage iſt indeſſen zu verneinen. Das ergibt ſich zwar 
nicht ohne weiteres aus Art. 2 der Satzung der Reichsanſtalt, der nur 
allgemein beſtimmt, wer als höhere Reichsbehörde im Sinne der be⸗ 
amtenrechtlichen Vorſchr. anzuſehen iſt, aber die Möglichkeit nicht aus⸗ 
ſchließt, daß einzelne beamtenrechtliche Vorſchr. durch Sonderregelung 


Ob ſie danach wirklich als Reichsbeamte, ſei es unmittelbare, 
ſei es mittelbare, anzuſehen ſind, kann dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls iſt es nicht angängig, die Worte „Rechte und 
Pflichten“ der Reichsbeamten eng aufzufaſſen und ſie dahin 
zu deuten, daß nur die ſubjektiven Rechte und Pflichten der 
Reichsbeamten den Beamten der Reichsanſtalt eingeräumt und 
auferlegt werden ſollten. Der Sinn des § 226 Abſ. 2 (und 
des § 227 Abſ. 1 Arb VermG.) iſt vielmehr der, den Beamten 
der Reichsanſtalt die Rechtsſtellung von Reichsbeamten zu 
geben, ſie den geſamten, für letztere erlaſſenen Vorſchr. zu 
unterſtellen. Insbeſ. gilt daher auch das RBG. für die Be⸗ 
amten der Reichsanſtalt, und zwar nicht bloß in ſeinen ſach⸗ 
lich⸗v echtlichen, ſondern auch in ſeinen verfahrensrechtlichen 
Teilen. So unterliegen die Beamten der Reichsanſtalt dem 
Diſziplinarvoerfahren nach dem RBG., wie es in den 88 80f. 
geregelt iſt. Über Verſtöße, die ſie gegen ihre Dienſtpflichten 
begehen, urteilen die Reichsdiſziplinarbehörden (vgl. Urt. des 
RDiſz . v. 21. April 1921, F 72/31, teilweiſe abgedr.: 
3 BR. 4, 223). Entſprechendes gilt für die verfahrensrecht⸗ 
liche Durchſetzung ihrer Rechte. Die in dem ArbVermG. aus⸗ 
geſprochene Übertragung der Rechte und Pflichten der Reichs⸗ 
beamten auf die Beamten der Reichsanſtalt zwingt mithin 
dazu, auf die Verfolgung ihrer vermögensrechtlichen Anſprüche 
die 88 149 f. RBG. anzuwenden. 

Mit Recht hat alſo der Vorderrichter im vorl. Fall ſeiner 
Eutſch. den § 151 Abſ. 1 RBG. zugrunde gelegt. Danach 
wird der Reichsfiskus in Rechtsſtreitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Beamtenanſprüche vertreten durch die höhere Reichs⸗ 
beh., unter welcher der Reichsbeamte ſteht oder geſtanden hat; 
falls er direkt unter der oberſten Reichsbeh. ſteht oder ge⸗ 
ſtanden hat, durch die oberſte Reichsbeh. Die für die Beamten 
der Reichsanſtalt zuſtändigen Beh. ergeben ſich zwar nicht aus 
der auf Grund von § 159 RBG. erlaffenen RPräſVO. über 
die Zuſtändigkeit der Reichsbeh. zur Ausführung des RBG. 
v. 19. Febr. 1931 (RGBl. I, 25), wohl aber aus Art. 2 der 
Satzung der Reichsanſtalt v. 15. Nov. 1929. Danach ſind 
gegenüber den Beamten der Reichsanſtalt zuſtändig zur Aus⸗ 
übung der Befugniſſe als oberſte Reichsbeh. der Präſident der 
Reichsanſtalt, als höhere, der oberſten Reichsbeh. unmittelbar 
unterſtellte Reichsbeh. die Präſidenten der Landesarbeitsämter. 
Der Kl., der nicht unmittelbar unter dem Präſidenten der 
Reichsanſtalt ſteht, muß daher Gehaltsanſprüche dem Präſi⸗ 
denten ſeines Landesarbeitsamts gegenüber geltend machen. 

Die Rechtslage iſt auch nicht etwa ſo zu beurteilen, daß 
neben der allgemeinen Vertretungsbefugnis des Vorſtands 
und des Präſidenten der Reichsanſtalt eine beſondere der 
Präſidenten der Landesarbeitsämter ſtände, ſoweit von Be⸗ 
amten der Reichsanſtalt vermögensrechtliche Anſprüche gel⸗ 
tend gemacht werden. Vielmehr enthält § 226 Abſ. 2 (und 
8227 Abſ. 1) ArbVermG. i. Verb. m. 8151 RBG. eine 
eigene Regelung, die dem Behördenaufbau und der ſich daran 
anſchließenden Gliederung der Beamtenſchaft Rechnung trägt. 
Sie ſchränkt die in 8 21 ArbVermG. i. Verb. m. Art. 6 der 
Satzung getroffene allgemeine Regelung der Vertretung der 
Reichsanſtalt inſoweit ein und geht ihr vor. 

(U. v. 11. April 1933; III 21/33. — Berlin.) [Sch.] 
des ArbVermG. erſetzt werden. Die Frage iſt vielmehr zu verneinen 
aus Gründen, die in anderem Zuſammenhang in dem Urt. ebenfalls 
geſtreift werden. Die Vertretung in vermögensrechtlichen Prop eſſen von 
Reichsbeamten iſt abweichend von den fonftigen Vorſchr. geregelt wor⸗ 
den, weil derartige Prozeſſe eine Auswirkung der Beamtenſtellung 
ſind und weil demgemäß auch die Vertretung des beklagten Reiches 
der Beamtenhierarchie entſprechen und durch die dem Kl. unmittelbar 
vorgeſetzte Behörde erfolgen muß. Dieſer beſondere beamtenrechtliche 
Grundſatz trifft bei den Beamten der Reichsanſtalt, die die Stellung 
von Reichsbeamten haben, in gleicher Weiſe zu wie bei gewöhnlichen 
Reichsbeamten. Demgegenüber iſt die Vorſchr. des § 21 Arb Vermcg. 
i. Verb. m. Art. 6 der Satzung der Reichsanſtalt, der allgemein für 
die gewöhnlichen Fälle der Vertretung gilt, die generelle und nicht die 
ſpezielle Regelung, muß alfo hinter 8 151 RBG. zurücktreten. Die 
beſonderen beamtenrechtlichen Geſichtspunkte, die hier entſcheidend ſind, 
ſchließen auch, wie das RG. mit Recht hervorgehoben hat, die An⸗ 
nahme einer konkurrierenden Vertretungszuſtändigkeit nach 8 151 
RBG. und 821 ArbVermG. aus. Dem beamtenrechtlichen Sonder» 
tatbeſtand, der hier vorliegt, iſt das NG. in vollem Umfange ge⸗ 


recht geworden. 
Prof. Dr. Ernſt Rudolf Huber, Kiel. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


8. Erklären die Allg VerſBed. den, der den 
Tod vorſätzlich uſw. verurſacht hat, ſeiner An⸗ 
fprüde für verluſtig, fo verliert er feine An⸗ 
ſprüche mit der Maßgabe, daß der nächſte An- 
ſpruchsberechtigte zum Zuge kommt, nicht die 
Verſicherungsgeſellſchaft von ihrer Leiſtungs⸗ 
pflicht frei wird. f) 


Am 30. Okt. 1931 ſchoß die Frau des Joſef S., des 
Sohnes des Kl., ihrem ſchlafenden Mann eine Kugel in den 
Kopf. Darauf ſchoß fie ſich ſelbſt in die Bruſt. Sie ſtarb noch 
am ſelben Tage. Ihr Mann ſtarb am 31. Okt. 1931. Kin⸗ 
der aus der Ehe waren nicht am Leben. Joſef S. war als 
Bezieher einer Zeitſchrift bei der Bekl. gegen Unfall und 
Tod verſichert. 

Die Bekl. hat an die Eltern des Joſef S., nämlich den. 
Kl. und deſſen Ehefrau, das Sterbegeld bezahlt, verweigert 
aber die Zahlung der reſtlichen Verſicherungsſumme. 

Die Bekl. wurde in drei Inſtanzen zu ſolcher Zahlung 
verurteilt. 

Der Kl. ſtützt den Klageanſpruch auf §s 9 bzw. 10 
Abſ. 3 Allg VerſBed., wonach im Todesfalle anſpruchsberech⸗ 
tigt ſind: in erſter Linie der Ehegatte, falls dieſer nicht 
mehr am Leben iſt, die ehelichen Kinder, und für den Fall, 
daß weder ein Ehegatte noch Kinder vorhanden ſind, die 
Eltern des Verletzten. Die Bekl. beruft ſich zur Begr. ihrer 
Zahlungsweigerung auf 88 9 bzw. 10 Abſ. 4 Allg VerſBed., 
wonach Perſonen, welche den Tod oder die Invalidität des 
Verletzten in vorſätzlicher oder grob fahrläſſiger Weiſe ver⸗ 
ſchuldet haben, dadurch ihre ſämtlichen etwaigen Anſprüche 
verlieren ſollen. 

Das BG. erachtet als maßgebend für die Belt. der An⸗ 
ſpruchsberechtigten und damit für die Entſtehung des Ver⸗ 
ſicherungsanſpruchs im Todesfalle nicht den Zeitpunkt des 
Unfallereigniſſes, ſondern den Zeitpunkt des Todes des Ver⸗ 
fiherten. Da im Augeublick des Todes des erſchoſſenen Joſef 
S. ſeine Frau nicht mehr am Leben war, ſo ſind, wie das 
BG. annimmt, in ihrer Perſon überhaupt keine Anſprüche 
entſtanden, ſondern die Eltern des Getöteten allein anſpruchs⸗ 
berechtigt. 

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Rev. können 
keinen Erfolg haben, vielmehr iſt der Entſch. des Ber R., 
wenn auch mit abweichender Begr., beizutreten. 

Die Beſt. in Abſ. 4 der §s 9 bzw. 10 der reviſiblen 
Allg VerſBed. iſt dahin auszulegen, daß zwar der nach Abſ. 3 
daſ. Anſpruchsberechtigte bei vorſätzlicher oder grob fahr⸗ 


Zu 8. Das Urt. iſt im Ergebnis richtig. Seiner Begründung 
kann ich mich nicht anſchließen. Nach dem Inhalt der Allg VerſBed., 
ſoweit er aus der Begründung erſichtlich iſt, muß man unterſcheiden 
zwiſchen den Fällen, in denen die Geſellſchaft überhaupt von der 
Leiſtung frei wird, und denen, wo die Befreiung nur beſtimmten Per⸗ 
ſonen gegenüber eintritt. Ein Fall der erſteren Art lag hier nicht vor. 
In den Fällen der zweiten Art kaun nun ſehr wohl ein Zweifel 
darüber, ob an Stelle eines „unwürdigen“ und deshalb vom Bezuge 
der Verſicherungsleiſtung ausgeſchloſſenen Berechtigten eine andere 
Perſon tritt, beſtehen, nämlich dann, wenn die ausgeſchloſſene Perſon 
noch lebt. Denn an Stelle des Ehegatten treten die Kinder nach 89 
bzw. § 10 Abſ. 3 Allg VerſBed. nur dann, wenn er nicht mehr lebt, 
und die Eltern nur, wenn weder Gatte noch Kinder vorhanden ſind. 
Die vom RG. vorgenommene Gleichſtellung dieſer Vorſchr. mit der 
Regelung des § 2344 BGB. erſcheint mir daher nicht zutreffend. In 
82344 BGB. handelt es ſich um eine Fiktion, hier um wirkliche 
Tatſachen. Würde im vorl. Falle die Ehefrau des Verſicherten noch 
gelebt haben, ſo wäre mindeſtens zweifelhaft, ob an ihrer Statt ohne 
weiteres die Eltern des Verſtorbenen zum Zuge kämen. Da die Ehe⸗ 
frau aber vor ihrem Mann verſtorben iſt, war ſie, wie das BG. 
m. E. richtig angenommen hat, nie anſpruchsberechtigt. Das waren 
vielmehr, da Kinder des Ehepaares nicht vorhanden waren, von vorn⸗ 
herein die Eltern des Mannes. Das entſpricht auch der Regelung in 
8181 Abſ. 2 VVG., wonach es jo angeſehen wird, als ob der „un⸗ 
würdige“ Bezugsberechtigte nie als ſolcher bezeichnet wäre. Ein Ver⸗ 
luſt des Anſpruchs in der Perſon der Ehefrau kam daher im vorl. 
Fall gar nicht in Frage. Die Auslegung der Allg VerſBed. durch das 
RG. hängt zu ſehr am Wortlaut des § 9 bzw. 8 10 Abſ. 4 („ihre 
ſämtlichen Anſprüche“), berückſichtigt aber nicht die Regelung der 
Reihenfolge der Berechtigten, die allein auf das Vorhandenſein der 
einzelnen Perſonen, nicht aber auf ihre „Würdigkeit“ abgeſtellt iſt. 

LG Dir. Dr. Kerſting, Berlin. 


läſſiger Herbeiführung des Unfalls ſeine ſämtlichen Anſprüche 
verliert, daß aber dadurch nicht die Verſicherungsgeſellſchaft 
von ihrer Leiſtungspflicht frei wird, ſondern beim Wegfall 
des zunächſt in Betracht kommenden Anſpruchsberechtigten der 
oder die nächſten in Abſ. 3 aufgeführten Anſpruchsberechtigten 
zum Zuge kommen. In Abſ. 4 wird geſagt, daß Perſonen, 
welche den Tod uſw. verſchuldet haben, „ihre ſämtlichen 
etwaigen Anſprüche“ verlieren, während es in Abſ. 5 
heißt, daß abſichtlich falſche Angaben uſw. jeden Anſpruch 
auf Entſchädigung ausſchließen. Dieſe Beſt. unter⸗ 
ſcheiden alſo klar und deutlich zwiſchen einem Wegfall von 
Verſicherungsanſprüchen überhaupt und einem nur gewiſſe 
Perſonen betreffenden Verluſt von Anſprüchen. In letzterem 
Falle treten die nächſten der in Abſ. 3 a. a. O. bezeichneten 
Anſpruchsberechtigten an die Stelle der wegfallenden. Die 
Beit. entſpricht der Regelung im § 2344 BGB., wonach die 
Erbunwürdigkeit des zunächſt berufenen Erben zur Folge hat, 
daß die Erbſchaft nicht an ihn fällt, ſondern derjenige zum 
Zuge kommt, der berufen ſein würde, wenn der Erbunwürdige 
zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. Der Wegfall des zu⸗ 
nächſt als Anſpruchsberechtigter in Frage Kommenden hat im 
vorl. Fall die Befreiung der Verſicherungsgeſellſchaft von je⸗ 
der Leiſtungspflicht ebenſowenig zur Folge, wie der Wegfall 
des Bezugsberechtigten im Falle des § 181 Abſ. 2 VVG. 

Da hiernach die Eltern des getöteten Joſef S. als An⸗ 
ſpruchsberechtigte i. S. des Abſ. 3 in §§ 9 bzw. 10 Allg⸗ 
VerſBed. anzuſehen find, war die Rev. zurückzuweiſen. 

(U. v. 24. Okt. 1933; VII 163/33. — München.) [H.] 


9. 892 Abſ. 2 3 PO. ergibt auch die Möglich⸗ 
keit, der Partei, die nur mit einem verhält⸗ 
nismäßig geringfügigen Teil ihrer Forderung 
durchdringt, die geſamten Prozeßkoſten zur Laſt 
zu legen. 7) 

Der Kl. hat im zweiten Rechtszuge teilweiſe obgejiegt; 
denn während ihn das LG. abgewieſen hat, ſind ihm durch das 
BU. 319,85 RM von den geforderten 113000 AM zugeſpro⸗ 
chen worden. Das BG. hat dem Kl. die ganzen Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits auferlegt, weil ſein Obſiegen gegenüber ſeinem Unter⸗ 
liegen ganz unbedeutend ſei und, ſoweit der Kl. obgeſiegt habe, 
keine beſonderen Koſten entſtanden ſeien. Dieſe Koſtenentſchei⸗ 
dung muß gebilligt werden. Es iſt allerdings zuzugeben, daß 
bei wortwörtlicher Auslegung die Beſt. des § 92 Abſ. 2 ZPO. 
nicht zutrifft, weil fie nur von einer — verhältnismäßig ge⸗ 
ringfügigen — „Zuvielforderung der anderen Partei“ ſpricht, 
alſo unmittelbar nur eine Forderung des Kl. ins Auge faßt. 
Indeſſen kann doch unbedenklich davon ausgegangen werden, 
daß in der Vorſchr. ein allgemeiner Rechtsgedanke zum Aus⸗ 
druck gelangt: wenn eine Partei nur teilweiſe obſiegt, im 
übrigen aber unterliegt, jo ſoll ein verhältnismäßig gering⸗ 
fügiges Abweichen von ihrem Begehren im Koſtenpunkte ihr 
nicht zum Nachteil gereichen, ſofern der Streit über das Mehr 
keine beſonderen Koſten veranlaßt hat. Es iſt nicht einzuſehen, 
welches ſachliches Intereſſe daran obwalten ſollte, den mit 
einem kleinen Betrage unterliegenden Kl. in dieſer Hinſicht 
günſtiger zu behandeln als den Gegner, der in der BerInſt. 
das Rechtsmittel des anderen im vollen Umfange bekämpft hat, 
aber ſchließlich mit einem verhältnismäßig geringfügigen Be⸗ 


Zu 9. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. Das Erfreuliche an ihm iſt, 
daß das RG. nicht an dem Wortlaut der Belt. des § 92 Abſ. 2 
haftet, ſondern den Sinn der Vorſchr. deutlich herausſtellt. In der 
Tat wäre es kaum zu verſtehen, daß zwar der Kl., der eine Kleinig⸗ 
keit mehr gefordert hat, als ihm zuſteht, ſollte von Koſten befreit 
werden können, während der Bekl., der eine Kleinigkeit mehr be⸗ 
ſtritten hat, als er beſtreiten durfte, auf alle Fälle mit einem Teil 
der Koſten belaſtet werden muß. Eine derart verſchiedene Behandlung 
der beiden Prozeßparteien würde der inneren Berechtigung entbehren. 
Dabei iſt nur erſtaunlich, daß das KG. früher einmal in einem ein⸗ 
gehenden Urt. (OLGRſpr. 20, 303) das Gegenteil zu beweiſen ver⸗ 
ſucht hat, mit einer Begründung, die juriſtiſch natürlich ſo haltbar iſt 
wie manche juriſtiſchen Begründungen, die aber die geſunde Rechts⸗ 
auffaſſung vermiſſen läßt. Mit Recht hebt denigegenüber das RG. 
den der Vorſchr. innewohnenden allgemeinen Rechtsgedanken heraus. 
Eine derartige Rechtsprechung wird beim Volke beſſer verſtanden 
werden, als eine noch ſo gute juriſtiſche Begründung, die im Er⸗ 
gebnis dem Volke unverſtändlich bleibt. 

RA. Dr. Walther Brandis, Hamburg. 
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trag unterliegt. In dieſem Falle iſt das richterliche Ermeſſen 
gewiß desſelben Spielraums würdig wie — unter den ſonſt 
gleichen Vorausſetzungen — bei einer Mehrforderung des Kl. 
Ohne Zwang kann auch das Verlangen des BerBekl., der die 
Zurückweiſung der Ber. erſtrebt und mit ſeinem darauf gerich⸗ 
teten Antrag bis auf eine geringfügige, keine Koſten verur⸗ 
ſachende Abänderung zugunſten des Kl. obſiegt, als eine 
„Mehrforderung“ bezeichnet werden. Die Entſch. des Sen. v. 
21. April 1913, VII 49/13: WarnRſpr. 1913 Nr. 315 ſteht 
nicht entgegen; ſie betrifft einen anderen Sachverhalt. Soweit 
ihr eine weitergehende Bedeutung beizumeſſen wäre, hält der 
Sen. an dieſem Ausſpruch nicht feſt. 
(U. v. 20. Okt. 1933; VII 107/33. — Düſſeldorf.) [H.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 

10. 88 110, 111 StGB. Unterſchied beider Ver⸗ 
gehen. f) 

Von Rechtsirrtum beeinflußt iſt die Verurteilung des 
Angekl. aus 8110 StGB. Nach dem Tatbeſtande dieſer 
Vorſchr., ſoweit er hier in Betracht kommt, wird beſtraft, wer 
öffentlich vor einer Menſchenmenge zum Ungehorſam gegen 
Geſetze uſw. auffordert. Das Schwchz. hat dieſen Tatbeſtand 
darin verwirklicht gefunden, daß der Angekl. als Angehöriger 
des Reichsbanners, als die Schlägerei mit Nationalſozialiſten 
eben begonnen hatte, in der von Menſchen erfüllten Straße 
ſeinen Geſinnungsgenoſſen zurief: „Jungens, Meſſer raus!“ 
und dieſem Zuruf noch die ungefähren Worte beifügte: „Drauf 
auf die Hunde.“ Es legt dieſen Zuruf dahin aus, der Angell. 
habe damit zur Begehung ſtrafbarer Handlungen, nämlich von 
Körperverletzungen mittels eines Meſſers und zum Ver⸗ 
brechen des Totſchlags aufgefordert. Die Feſtſtellung der 
geſetzlichen Merkmale einer „ö fentlich“ und „vor einer Men⸗ 
ſchenmenge“ erfolgten „Aufforderung“ gibt vom Rechtsſtand⸗ 
punkte zu einer Beanſtandung keinen Anlaß. Insbeſ. kann an 
der Offentlichkeit der Aufforderung kein Zweifel ſein, wenn⸗ 
gleich die Aufforderung nur an die Geſinnungsgenoſſen des 


Zu 10. Die Entſch. iſt zur Klarſtellung zweier Tatbeſtands⸗ 
merkmale in den §8 110, 111 StGB. von Bedeutung. 

1. Was zunächſt den Tatbeſtand der Aufforderung zum Un⸗ 
gehorſam gegen die Geſetze (§ 110) betrifft, jo bemerkt das RG. 
mit Recht, daß ſich die in 8 110 unter Strafe geſtellte Aufforde⸗ 
rung auf eine ſolche zur Auflehnung gegen das Strafgeſetz über⸗ 
haupt bezieht, zur grundſätzlichen Mißachtung des Strafgeſetzes 
ſchlechthin in allen ſeinen Erſcheinungsformen. Dieſen Standpunkt 
bat das RG. in ſtändiger Rſpr. eingenommen (vgl. 3. B. RG. 5, 72; 
10, 299; 20, 68; 21, 196, 299, 304, 357; 22, 185; 24, 189; 
50, 150; 54, 264; 58, 362), zuletzt in RG. 65, 262, wo erneut 
hervorgehoben wird, daß ſich die Strafbeſt. nur auf ſolche Auf⸗ 
forderungen beziehen kann, „die ſich gegen die verbindliche Kraf! 
des betreffenden Geſetzes an ſich richten, zum Ungehorſam gegen 
dieſes überhaupt aufſtacheln“ (ogl. die weitere Judikatur bei 
Olshauſen zu § 110 N. 16, 17). Es wird alſo eine grund- 
ſätzliche Auflehnung gegen die „unperſönlichen Grundlagen der 
Rechtsordnung“ verlangt, gegen „das Geſetz an ſich“, deſſen Auto⸗ 
rität gegen Erſchütterung durch die öffentliche Aufforderung zur 
Mißachtung geſchützt werden ſoll, ſo daß die Aufforderung zu 
einer beſtimmten Einzelhandlung nur dann ausreicht, wenn da⸗ 
durch gegen das Geſetz als ſolches vorgegangen werden ſoll. 
überfehen wird dies lediglich in RG. 20, 151 (bedenklich auch 
RG. 59, 149; dazu Frank zu § 110 I Abſ. 1). Auf dieſem Stand⸗ 
punkt ſteht auch durchaus die herrſchende Lehre. Nur Binding 
(Lehrbuch II 851) hält eine Abgrenzung des § 110 von dem Tat⸗ 
beſtand des 8 111 inſofern für undurchführbar, als ſich der Un⸗ 
gehorſam gegen das Geſetz nur durch eine geſetzwidrige Handlung 
betätigen könne. Demgegenüber hat aber ſchon M. E. Mayer mit 
Recht darauf hingewieſen (Vergl. Darſt. B. Tl. I 369 ff.), daß die 
Unterſcheidung im Vorſatz liegt, der im Falle des § 110 auf Er⸗ 
weckung des Entſchluſſes gerichtet ſein muß, den Widerſpruch gegen 
das Geſetz als ſolches durch geſetzwidriges Verhalten zum Aus⸗ 
druck zu bringen (vgl. hierzu auch Endemann, Die Hetze, 1924, 
S. 74). Klarer als im geltenden Recht tritt dieſer Gegenſatz be⸗ 


Angekl. gerichtet war. Denn nach der Sachlage konnte und 
mußte ſie ohne weiteres von einem über den Kreis der an⸗ 
weſenden Reichsbannerleute hinausgehenden unbeſchränkten 
und unbeſtimmten anweſenden Perſonenkreis wahrgenommen 
werden. Dagegen reicht die Urteilsbegründung nicht hin, um 
das Tatbeſtandsmerkmal der Aufforderung „zum Ungehorſam 
gegen Geſetze uſw.“ darzutun. Das Schw$. ſieht dieſes Merk⸗ 
mal darin, daß der Angekl. zur Begehung der oben wieder⸗ 
gegebenen ſtrafbaren Handlungen aufgefordert hat. Nun be⸗ 
zieht ſich 8 110 StGB. zwar zweifellos auch auf Ungehorſam 
gegen Strafgeſetze. Allein zum Unterſchiede von § 111 StGB., 
der ausdrücklich die Aufforderung zur Begehung beſtimmter 
ſtrafbarer Handlungen unter Strafe ſtellt, ſetzt die Anwendung 
des § 110 StGB. notwendig voraus, daß zur Auflehnung 
gegen das Strafgeſetz überhaupt, zur grundſätzlichen Miß⸗ 
achtung des Strafgeſetzes ſchlechthin in allen ſeinen Erſchei⸗ 
nungsformen aufgefordert wird. Dieſen Nachweis iſt das 
Schw. ſchuldig geblieben. Im Gegenteil, nach dem feſtge⸗ 
ſtellten Sachverhalt kann ſich die Aufforderung des Angekl. 
nur auf die bereits im Gange befindliche Schlägerei, alſo 
nur auf die Begehung nach Ort und Zeit und auch nach dem 
betroffenen Perſonenkreis beſtimmter ſtrafbarer Handlungen 
gerichtet haben. Daß der Angekl. ſchlechthin mit Wirkung über 
die augenblicklich gegebene Sachlage hinaus zur Mißachtung 
des Strafgeſetzes an ſich aufgefordert hat oder auffordern 
wollte, iſt in keiner Weiſe erſichtlich. Es kann ſich nur fragen, 
ob dem feſtgeſtellten Sachverhalt bereits eine ausreichende 
tatſächliche Grundlage für die Verurteilung aus § 111 StGB. 
zu entnehmen iſt. Das SchwG. hat die Anwendung dieſer 
Vorſchr. abgelehnt, weil ſich nicht habe feſtſtellen laſſen, daß 
die Aufforderung des Angekl. eine ſtrafbare Handlung oder 
einen ſtrafbaren Verſuch zur Folge hatte. Es ſcheint anzu⸗ 
nehmen, daß der Tatbeſtand des § 111 StGB. nur dann als 
verwirklicht angeſehen werden kann, wenn nachgewieſen iſt, 
daß die im Verlaufe der Schlägerei den Nationalſozialiſten 
zugefügten Verletzungen durch die Aufforderung des Angekl. 
veranlaßt wurden, keinesfalls aber dann, wenn die Möglich⸗ 
keit beſteht, daß ſie auch ohne dieſe Aufforderung zugefügt 
worden ſind. Dieſe Annahme iſt rechtsirrig. Die Frage, ob 
ein — unmittelbarer oder mittelbarer — Zuſammenhang 
zwiſchen der Aufforderung zu einer ſtrafbaren Handlung und 
der wirklich begangenen ſtrafbaren Handlung beſteht, iſt ledig⸗ 
lich von Bedeutung für die Entſch., ob die Aufforderung nach 


ſonders im Entwurf 27 58 169, 171 zutage (Aufforderung zur 
Auflehnung gegen ein Geſetz — zu einer ſtrafbaren Handlung, ins⸗ 
bei. zu Gewalttaten gegen Perſonen oder Sachen). Jedenfalls 
ſteht aber auch nach der noch geltenden Faſſung des § 110 feit, 
daß die Strafnorm nicht die Aufforderung zur Begehung einzelner 
ſtrafbarer Handlungen umfaßt, ſondern nur die zur grundſätzlichen 
Auflehnung gegen die unperſönlichen Grundlagen der Rechtsord⸗ 
nung (ogl. Lpz Komm. zu § 110 N. 2). Beſonders klar hat der 
1. StrSen. in einer Entſch. v. 22. Okt. 1914 (23.1915, 58) den 
Unzerjchied zwiſchen 88 110 und 111 dahingehend beſtimmt, daß 
§ 111 die Aufforderung zu einer einzelnen beſtimmten Straftat 
bedrohe, § 110 dagegen die Aufforderung zum Ungehorſam gegen 
das Geſetz im allgemeinen, zur grundſätzlichen Auflehnung gegen 
die im Geſetz enthaltenen Grundlagen der Rechtsordnung. „Dabei 
muß, um aus § 111 ſtrafen zu können, die Handlung fo beſtimmt 
bezeichnet ſein, daß der Auffordernde als Anſtifter beſtraft werden 
kann, wenn ſie begangen oder verſucht wird, oder daß, wenn die 
Aufforderung ohne Erfolg blieb, ermittelt werden kann, mit 
welcher Strafe die Tat bedroht iſt, zu der aufgefordert wurde“ (vgl. 
auch RG. 36, 417, 422; 39, 387; 58, 360; 63, 328; 65, 202). 
Fehlt es an dieſer Beſtimmtheit, jo kann u. U. § 130 zur Anwen⸗ 
dung kommen (vgl. KG.: Goltd Arch. 69, 414). Angewandt auf den 
vorl. Sachverhalt hat das RG. ſonach mit Recht feſtgeſtellt, daß 
ſich die Aufforderung des Angekl. nur auf die im Gange befindliche 
Schlägerei bezogen haben kann, d. h. auf eine Vielheit nach Ort, 
Zeit und Perſonenkreis beſtimmter ſtrafbarer Handlungen, während 
eine Aufforderung zur Auflehnung gegen das Strafgeſetz als ſolches 
aus den Zurufen des Angekl. nicht entnommen werden kann. 
2. Die zweite Frage von grundſätzlicher Bedeutung iſt die, 
ob der Tatbeſtand des 8 111 nur dann gegeben iſt, wenn die 
Aufforderung eine ſtrafbare Handlung oder einen ſtrafbaren Ver⸗ 
ſuch zur Folge hatte, d. h. die Aufforderung für die Begehung 
der ſtrafbaren Handlung nachweisbar kaufal geweſen iſt, oder auch 
dann, wenn die Möglichkeit beſteht, daß die letztere auch ohne die 
Aufforderung begangen worden wäre. Mit Recht weiſt das RG. 
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Abſ. 1 oder Abſ. 2 des § 111 StGB. zu beſtrafen iſt. Abge⸗ 
ſehen davon kommt es aber für die Anwendung der Vorſchr. 
nur darauf an, ob eine Aufforderung vorliegt, die auf die 
Herbeiführung einer beſtimmten einzelnen oder beſtimmter 
einzelner Geſetzesübertretungen gerichtet iſt. Trifft das zu und 
iſt auch der erforderliche innere Tatbeſtand gegeben, ſo iſt 
nach § 111 StGB. zu verurteilen, auch wenn die Auf⸗ 
forderung ohne Erfolg geblieben iſt. Nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt kann kein Zweifel darüber ſein, daß der Zuruf 
des Angekl. jedenfalls die Aufforderung enthielt, die Gegner 
mit dem Meſſer körperlich zu verletzen. Es iſt aber auch 
rechtlich nicht zu beauftanden, wenn das Schwß. den Zuruf 
des Angekl. auch noch in dem Sinne ausgelegt hat, daß der 
Angekl. damit zur Tötung der Gegner aufgefordert hat. Eine 
Rechtsverletzung tritt dabei um ſo weniger zutage, als der 
Angekl. zur Benutzung des Meſſers bei der Ausführung der 
Tat aufgefordert hat und tödliche Stichverletzungen im Ver⸗ 
lauf einer ſolchen Schlägerei erfahrungsgemäß nicht ſelten 
ſind, ferner aber der Zuſammenhang zwiſchen dem Zuruf des 
Angekl. mit ſeinem weiteren Verhalten, das zu ſeiner Ver⸗ 
urteilung wegen verſuchten Totſchlags geführt hat, dieſe Aus⸗ 
legung unmittelbar nahelegt. 
(2. Sen. v. 19. Okt. 1933; 2 D 1066/33.) 


11. 5 218 StGB.; 857 Ziff. 3 StPO. Wer ſich 
von einer anderen Perſon die Leibes frucht ab⸗ 
treiben läßt, darf in deren Strafverfahren als 
Zeugin nicht beeidigt werden. Wird die — irri⸗ 
gerweiſe beeidigte — Ausſage einer ſolchen Zeu⸗ 
gin vom Gericht als eine unbeeidigte gewür⸗ 
digt, fo kann der Verſtoß gegen 857 Ziff. 3 StPO. 
nicht die Rev. begründen. 

Die Beſchw§. M. war beſchuldigt, die Leibesfrucht der 
V. mit deren Einwilligung getötet zu haben (§ 218 Abſ. 2 
StGB.). Obwohl das Verhalten der V. in Abſ. 1 daſ. beſon⸗ 
ders unter Strafe geſtellt iſt, beſtand unter den gegebenen 
Umſtänden der Verdacht, daß ſie an der den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildenden Tat der Angekl. M. teilgenommen 
habe (RGSt. 57, 157; 59, 423; Urt. 3 D 136/30). Trotzdem 
iſt ſie — nachdem fie gem. §8 55 StPO. belehrt worden war 
— entgegen 8 57 Ziff. 3 StPO. zeugeneidlich vernommen 
worden; das Schw. hat jedoch ihre Ausſage als eine un⸗ 
eidliche gewürdigt. Die Urteilsgründe ſagen hierzu: 

„Die Zeugin V. iſt beeidigt worden, während ſie gem. 
857 Ziff. 3 StPO. hätte unbeeidigt bleiben müſſen, da die 
Begriffe „Tat“ und ‚Teilnehmer‘ in weiteſtem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen ſind. Die Ausſage der Zeugin iſt aber als unbeeidigte 
Ausſage gewürdigt worden.“ 

Das Schw. iſt ſich hiernach ſchon bei der Beratung 
bewußt geweſen, daß die Zeugin nicht hätte beeidigt werden 
dürfen, und hat deshalb ihre Ausſage bei der Urteilsfindung 
nicht anders gewertet als wenn ſie unbeeidigt geblieben wäre; 
dies ergibt ſich ſchon aus der Ausdrucksweiſe, die Ausſage ſei 
als eine unbeeidigte „gewürdigt“ worden. Die Rev. macht 
hiergegen geltend, der Verſtoß gegen § 57 Ziff. 3 StPO. 


darauf hin, daß dieſe Unterſcheidung für die tatbeſtandliche An⸗ 
wendung des 8 111 an ſich irrelevant iſt, vielmehr nur für die 
Heranziehung des Abſ. 1 oder 2 in Frage kommt. Iſt die Be⸗ 
gehung der ſtrafbaren Handlung als Folge der Aufforderung an⸗ 
zuſehen, ſo ſtellt dieſe Tatſache einen ſtraferhöhenden Umſtand 
i. S. der 88 263, 265, 267 StPO. dar (ſo Finger: Goltd Arch. 
50, 48; Olshauſen zu 8111 N. 5; a. M. Oetker: Gers. 64, 
164), während ſonſt allein Abſ. 2 zur Anwendung kommen kann. 
Da das letztere wegen der Schwierigkeit des Nachweiſes der kau⸗ 
ſalen Verknüpfung zwiſchen Aufforderung und Begehung der ſtraf⸗ 
baren Handlung das Regelmäßige ſein wird, wäre es geſetzes⸗ 
techniſch richtiger geweſen, den Abſ. 2 dem Abſ. 1 voranzuſtellen, 
wie das in zahlreichen anderen Beſt. des StGB. geſchehen iſt. Daß 
es gleichgültig iſt, ob der in Abſ. 1 geforderte Kauſalzuſammen⸗ 
hang ein unmittelbarer oder nur mittelbarer geweſen iſt, iſt herr⸗ 
ſchende Anſicht; es genügt, „wenn die Tat eine Folge der durch 
die Aufforderung hervorgerufenen allgemeinen Aufregung iſt“ (ſo 
Binding, Lehrbuch II 855; ferner Olshauſen a. a. O. und 
pz Komm. zu § 111 A. 4 im Anſchluß an RG. 57, 285; vgl. auch 


München: Goltd Arch. 22, 282). 
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„werde nicht dadurch geheilt, daß ex post und zur Be⸗ 
ſeitigung des Mangels in den Gründen geſagt ſei, die be⸗ 
eidigte Ausſage ſei als eine unbeeidigte gewürdigt worden“. 

Damit wollte der Verteidiger erſichtlich nur geltend 
machen, eine beeidigte Ausſage könne grundſätzlich nur als 
eine ſolche, nicht aber als eine unbeeidigte gewertet werden. 
Dieſe Anſicht iſt irrig; fie widerſpricht der ſtändigen Rſpr. 
des RG. 

Da eine nach anderer Richtung zielende Rüge — 3. B. 
dahin, daß die Prozeßbeteiliglen vor der Urteilsverkündung 
auf die veränderte Auffaſſung des Gerichts hätten hingewieſen 
werden müſſen — nicht erhoben iſt, können die hieran an⸗ 
knüpfenden Streitfragen auf ſich beruhen (vgl. ZW. 1925, 
7955; 1927, 39123; 1931, 159955; RGSt. 6, 155; 28, 111; 
56, 94; Urt. 3D 71/28; 3 D 609/32; 1 D 327/26). 

(8. Sen. v. 26. Okt. 1933; 3 D 966/33.) W.] 

12. § 222 StGB. Fahrläſſige Tötung. Fahr⸗ 
läſſigkeit liegt dann vor, wenn feſtſteht, daß 
der Täter die Sorgfalt, zu der er nach den Um⸗ 
ſtänden und nach feinen perſönlichen Fähig- 
keiten und Kenntniſſen verpflichtet und im⸗ 
ſtande war, außer acht gelaſſen und daß er in- 
folgedeſſen entweder den Erfolg, den er bei An⸗ 
wendung pflichtgemäßer Sorgfalt hätte vorher- 
ſehen können, nicht vorhergefehen hat, oder den 
Erfolg zwar für möglich gehalten, aber darauf 
vertraut hat, er werde nicht eintreten (RGSt. 
56, 343 [349]; 57, 148 [150]; 61, 318 (3200. 5) 

Die Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils reichen für 
das Rev. nicht zur Nachprüfung aus, ob die Strͤ. dieſen 
Rechtsgrundſatz richtig angewandt hat. Sie trifft nach Erörte⸗ 
rung des Sachverhalts und des Sachverſtändigengutachtens 
lediglich die Feſtſtellung, daß der Angekl. nicht ſo gehandelt 
habe, wie ein vorſichtiger Schütze in dieſem Falle hätte han⸗ 
deln müſſen. Darin iſt, und auch das nicht ausdrücklich, ledig⸗ 
lich die Feſtſtellung enthalten, daß ein vorſichtiger Schütze 
bei Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt den Eintritt des 
Erfolges, nämlich den Tod des Jagdgaſtes Z., hätte voraus⸗ 
ſehen können. Die Str. verkennt hierbei aber offenbar, daß 
bei der Prüfung des Maßes der erforderlichen Sorgfalt nicht, 
wie ſie es rechtsirrtümlich tut, nur ein objektiver Maßſtab 
angelegt werden darf, ſondern daß es auch darauf ankommt, 
inwieweit gerade dem Angekl. nach ſeinen perſönlichen Fähig⸗ 
keiten und Kenntniſſen die Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt zuzumuten war, d. h. daß bei Prüfung der Sorg⸗ 
faltspflicht ein ſubjektiver Maßſtab anzulegen iſt. Bei dieſer 
nunmehr vorzunehmenden Prüfung wird insbeſondere von 
Bedeutung ſein, daß der Angekl. nach den Urteilsgründen 
einerſeits zwar gelernter Förſter iſt, daß er aber andererſeits 
noch nicht genügend jagdliche Erfahrung beſitzt. 

Nicht bedenkenfrei iſt ferner die Erwägung, daß es dahin⸗ 
geſtellt bleiben könne, ob der Angekl. trotz der Erklärung des 
Getöteten „ich bleibe hier ſtehen“, mit einer Bewegung des⸗ 


Zu 12. Schon in früheren Entſch. (RGSt. 56, 349, 61, 320) 
folgte das RG. dem von den Entw. 1913 (1919) aufgeſtellten und 
vom Entw. 1927 (5 19) wörtlich übernommenen Begriff der Fahr⸗ 
läſſigkeit im Strafrecht, der dort dahin ausgedrückt wird, daß 
„fahrläſſig handelt, wer die Sorgfalt außer acht läßt, zu der er 
nach den Umſtänden und nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen 
verpflichtet und imſtande iſt und infolgedeſſen entweder nicht vor⸗ 
ausſieht, daß ſich der Tatbeſtand der ſtrafbaren Handlung verwirk⸗ 
lichen könne oder, abwohl er dies für möglich hielt, darauf ver⸗ 
traut, daß dies nicht geſchehen werde“. 

Die auch hier wieder gemachte Unterſcheidung in bewußte und 
unbewußte Fahrläſſigkeit iſt heute allgemein anerkannt. Die be⸗ 
wußte Fahrläſſigkeit bildet das Grenzgebiet zum dolus eventualis. 
Beiden gemeinſam iſt das Vorausſehen des eingetretenen Erfolges 
als möglich. Während aber beim bedingten Vorſatz der Täter ſein 
Ziel auch um den Preis des rechtswidrigen Erfolges erreichen will, 
vertraut er bei der bewußten Fahrläſſigkeit darauf, daß er nicht 
eintreten werde. Die Abgrenzung zwiſchen unbewußter Fahrläſſig⸗ 
keit und Zufall ergibt ſich daraus, daß die Fahrläſſigkeit eine 
1, 8590 Verſchuldens iſt (ſo v. Hippel, Deutſches Strafrecht 

h * 
Als Weſen der Fahrläſſigkeit erſcheint die pflichtwidrig un⸗ 
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ſelben auf den Hohlweg in der Nähe ſeines Standorts hätten 
rechnen müſſen. Falls feſtzuſtellen wäre, daß der Getötete 
dieſe Erklärung abgegeben und der Angekl. auf deren Ein⸗ 
haltung vertraut hat, ſo hätte es, um dem Angekl. Fahr⸗ 
läſſigkeit nachzuweiſen, der weiteren Feſtſtellung bedurft, daß 
der Angekl. bei Anwendung der gerade ihm zuzumutenden 
Sorgfalt auf dieſe Erklärung nicht vertrauen durfte, oder dieſe 
Erklärung dahin auslegen mußte, daß der Getötete damit eine 
in gewiſſen Grenzen ſich haltende, auf Jagden übliche Ent⸗ 
fernung von dieſem Standpunkt nicht ausſchließen wollte. 

Endlich hat die Strͤ. die Prüfung der Anwendbarkeit 
des § 27 b StGB. verabſäumt. Deſſen Vorausſetzungen lagen 
inſoweit vor, als für ein Vergehen, für das an ſich eine Geld⸗ 
ſtrafe überhaupt nicht zuläſſig iſt, eine Freiheitsſtrafe von 
weniger als drei Monaten verwirkt war. Die Urteilsgründe 
mußten daher erkennen laſſen, ob die Stra. die Frage der 
Erreichbarkeit des Strafzwecks durch eine Geldſtrafe geprüft 
hat. Darin, daß dies nicht geſchehen iſt, liegt eine Verletzung 
des Geſetzes, auf der das angefochtene Urteil beruht (RGSt. 
58, 106; 60, 111 [115]). 

Die Abgabe des tödlichen Schuffes, durch die der Tat- 
beſtand des § 222 StGB. verwirklicht wurde, bildet zugleich 
einen Teil der Verwirklichung des Tatbeſtands der Jagdaus⸗ 
übung ohne Jagdſchein. Hiernach war das geſamte Tun des 
Angekl. unter dem Geſichtspunkt der Tateinheit zu beurteilen 
(RGSt. 59, 318 ff.). Hierbei mag noch darauf hingewieſen 
werden, daß die Mindeſtſtrafe des § 73 PrJagd O. 15 % be- 
trägt und daß nach § 79 derſelben an Stelle einer uneinbriug⸗ 
lichen Geldſtrafe Haftſtrafe, nicht Gefängnisſtrafe, hätte treten 
müſſen. 

(2. StrSen. v. 25. Sept. 1933; 2 D 868/33.) [Hn.] 


vorſichtige Verwirklichung des ſtrafrechtlichen Tatbeſtandes (RGSt. 
30, 25). Dieſe pflichtwidrige Unvorſichtigkeit iſt, wie das NG. 
auch hier wieder mit erfreulicher Klarheit im Anſchluß an frühere 
Entſch. zum Ausdruck bringt, nach einem objektiven und — ein⸗ 
ſchränkend — weiterhin nach einem ſubjektiven Maßſtabe zu be⸗ 
ſtimmen. 

Einerſeits kommt es darauf an, ob der Täter die mit Rück⸗ 
ſicht auf die Lage des Falles gebotene, alſo die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt zur Vermeidung des Erfolges aufgewendet hat 
(„die durch Verkehrsrückſichten gebotene Sorgfalt“: RGSt. 39, 
3 ff.; „die im Verkehr erforderliche Sorgfalt und Aufmerkſam⸗ 
keit“: RGSt. 59, 342; fo auch unter Hinweis auf § 276 BGB. 
Allfeld S. 180; Frank 859 VIII; v. Liſzt⸗Schmidt S. 261). 
Mangelt es bereits an einem, in dieſer Hinſicht alſo objektiv 
pflichtwidrigen Verhalten des Täters, jo iſt ſchon aus dieſem 
Grunde freizuſprechen. Liegt jedoch ein Nichtbeobachten der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt vor, wie es hier bezüglich des 
Förſters der Vorderrichter feſtgeſtellt hat, ſo iſt andererſeits aus 
den den Täter rein perſönlich betreffenden Umſtänden ein Maß⸗ 
ſtab für die Zurechenbarkeit ſeines Tuns zu entnehmen. Gegen 
dieſe nun zur ſtändigen Rſpr. gewordene und auch im Schrifttum 
einhellig vertretene Auffaſſung, haben ſich früher Liepmann, 
Einleitung in das Strafrecht 1900, S. 141 ff. und v. Bar, Ge⸗ 
ſetz und Schuld im Strafrecht 1906/1909, S. 446 ff. gewandt. Ihre 
Befürchtung, daß damit für einen intelligenten Menſchen der Um⸗ 
fang der Strafbarkeit erweitert würde, ijt jedoch nicht zutreffend, 
da gerade der ſubjektive Maßſtab der Einſchränkung des objek⸗ 
tiven gilt. 

Durch den aufgeſtellten Grundſatz wird in doppelter Hinſicht 
eine Ausgleichung für die Strenge der Anwendung der Bedingungs⸗ 
theorie geſchaffen, da grundſätzlich das Dazwiſchentreten eines 
vorſätzlichen oder fahrläſſigen Tuns eines Dritten ja den Kauſal⸗ 
zuſammenhang nicht unterbricht (vgl. dazu NGSt. 61, 320, wo 
allerdings das NG. im Gegenſatz zu der vorl. Entſch. in der Zu⸗ 
rechuung außerordentlich weit geht). Jedenfalls iſt es in Verfolg 
dieſes Leitſatzes möglich, ſtets zu einem billigen Ergebnis zu kom⸗ 
men, da immer eine angemeſſene Berüchſichtigung der den Täter 
bei ſeinem Handeln naturgemäß in erſter Linie weſentlich beſtim⸗ 
menden perſönlichen Kennkniſſe und Fähigkeiten ſtattfinden wird. 
Die Bezugnahme auf RGSt. 56, 350 iſt inſofern von Bedeutung, 
als danach — im Anſchluß an ſchon frühere Entſch. — für den 
Täter „ſich auch die unbekannten Einzelheiten des vorliegenden 
ursächlichen Verlaufs innerhalb des Rahmens der gewöhnlichen 
Erfahrung halten müſſen“ (ſ. auch RGSt. 61, 320/321). Damit 
nähert ſich wohl das RG., obwohl es annimmt, daß es ſich hier⸗ 
bei um eine Frage der Schuld handele, der Anwendung der Theorie 


der adäquaten Verurſachung. 
RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


13. 8 244 StGB. Die Rückfallsvorausſetzun⸗ 
gen ſind mit der Feſtſtellung nicht dargelegt, 
daß der Angekl. innerhalb der letzten zehn Jahre 
vor der neuen Straftat wegen Rückfalldiebſtahls 
rechtskräftig verurteilt worden ſei. 


Begründet iſt die Rev. des Angekl. inſoweit, als er wegen 
Diebſtahls im Rückfalle verurteilt worden iſt. Mit Recht 
beanſtandet die Rev., daß die Vorausſetzungen des ſtraf⸗ 
ſchärfenden Rückfalls nicht ausreichend feſtgeſtellt worden 
ſeien. Das angef. Urt. führt in dieſer Hinſicht lediglich aus, 
daß die Vorausſetzungen des ſtraſſchärfenden Rückfalls vor⸗ 
lägen, weil der Angekl. bereits wegen Rückfalldiebſtahls, be⸗ 
gangen vier Tage vor der zur Aburteilung ſtehenden Straftat, 
rechtskräftig verurteilt worden ſei. Die Str. hat damit 
offenſichtlich auf das in dieſem Verfahren gegen den Angell. 
bereits ergangene Urt. v. 21. Febr. 1933 Bezug nehmen 
wollen, durch das er wegen Diebſtahls im Rückfalle zu einer 
Zuchthausſtrafe von einem Jahr verurteilt worden it. Dieje 
Feſtſtellung in einem früheren Urt. enthob die Str. jedoch 
nicht der Verpflichtung, die Vorausſetzungen des Räckfalls in 
einer der Nachprüfung des Rev. zugänglichen Weiſe in der 
dem jetzigen Urt. zugrunde liegenden Hauptverhandlung ſelb⸗ 
ſtändig zu prüfen und im Urt. feſtzuſtellen. Die bloße Be⸗ 
zugnahme auf die Rückfallfeſtſtellung in einem früheren Urt. 
genügt nicht (RG.: LZ. 1926, 178). 

(1. Sen. v. 17. Okt. 1933; 1 D 1024/33.) W.] 

14, 8263 StG B. Wer mit öffentlichen Mit⸗ 
teln einen Neubau errichtet, darf für die Be⸗ 
nutzung der neugeſchaffenen Wohnungen ein 
höheres Entgelt, als amtlich feſtgeſetzt, nicht 
fordern. ) 

Das LG. verkennt die Tragweite der zwiſchen der Stadt 
München und dem Angekl. getroffenen Vereinbarung und ihre 
Rückwirkung auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Angekl. 
und den Mietern in den mit öffentlichen Mitteln erbauten 
Häuſern. Für dieſes Rechtsverhältnis gilt dasſelbe, was in 
RGSt. 66, 281 dargelegt iſt, daß nämlich der Mieter einer 
mit öffentlichen Mitteln erbauten Wohnung Anſpruch auf 
ſtaatlichen Schutz der Fürſorge hat, die ihm durch öffentliche 
Feſtſetzung des Mietentgelts zugedacht iſt. 

Danach war der Angekl. nicht berechtigt, für die Be⸗ 


Zu 14. Die Begründung enthält im weſentlichen nur einen 
Hinweis auf die maßgebende Entſch.: NG. 66, 281 ff., die zum Ver⸗ 
ſtändnis des Ganzen zu vergleichen iſt (vgl. dazu auch den Aufſatz von 
Bergmann: JW. 1933, 884 ff. „Finanzierungshilfe des Neubau⸗ 
mieters“). 

I. Es iſt eine ſchwierige mietrechtliche Frage, ob der Mieter 
irgendwelche Rechte aus dem Darlehensvertrag des Bauherrn und Ver⸗ 
mieters mit der öffentlichen Hand erwirbt, wenn dieſer Vertrag nicht 


ausdrücklich dem Mieter Rechte einräumt ($ 328 f. BGB.). Erwirbt 


der Mieter aber aus einem ſolchen nicht ausdrücklich zu ſeinen Gun⸗ 
ſten errichteten Vertrag kein Recht, ſo kann natürlich der Vermieter 
in der Regel keinen Betrug begehen. Denn eine andere als die an 
ſich wirtſchaftlich angemeſſene Miete wird er vom Mieter ohnedies 
nicht bekommen. Er ſchädigt ihn alſo auch dann nicht am Ver⸗ 
mögen, wenn er ihm die im Baudarlehensvertrag ihm gemachte Auf⸗ 
lage, zu beſtimmten Höchſtmieten zu vermieten, argliſtig verſchweigt. 

Anders aber dann, wenn der Mieter aus dem Baudarlehensver⸗ 
trag ſelbſt eine Rechtsſtellung irgendwelcher Art erlangt. Answeislich 
des Aufſatzes von Bergmann, hat ſich nun die Rſpr. überwiegend 
für dieſe Annahme entſchieden. Geht man mit unſerer Entſch. und 
RGSk. 66, 281 davon aus, daß der Mieter Anſpruch auf ſtaatlichen 
Schutz der ihm zugedachten Wohnungsfürſorge hat, fo fehlt ihm zwar 
ein Anſpruch auf Abſchluß eines Mietvertrages, da ja der Vermieter 
frei an jeden vermieten kann. Aber man wird annehmen müſſen, 
daß der Mieter im Falle des Abſchluſſes ein Recht hat, ſo behandelt 
zu werden, wie wenn er einen normgemäßen Mietvertrag gültig ab⸗ 
geſchloſſen. hätte. Die zivilrechtlichen Bedenken dieſer ganzen Rſpr. 
hat der Kriminaliſt nicht zu erörtern. Nur ſo viel ſei geſagt, daß man 
das Ergebnis nur mit dem Gedanken der culpa in contrahendo, nie⸗ 
mals aber mit unerlaubter Handlung über § 823 Abſ. 2 BGB., 
8263 StGB. begründen darf. Denn die Anwendung des $ 263 würde 
vorausſetzen, daß an ſich ſchon ein ziviliſtiſcher Auſpruch vorhanden 
iſt (ſo wohl auch Bergmann a. a. O. S. 885 Sp. 2 Abſ. 5). 

Man muß aber jedenfalls mit Reichel: Archgivpr. 132, 74 
daran feſthalten, daß der Baudarlehensvertrag kritiſch zu prüfen iſt, 
ob er nicht als unſittlicher Knebelvertrag nichtig iſt. Das kann ſehr 
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nutzung der neuerbauten Wohnung Sondervergütungen zu 
fordern. Sie wurden demnach ohne Rechtsgrund gezahlt. Ihre 
Rückzahlung ſchuldete der Angekl. auf Grund der Beſt. über 
ungerechtfertigte Bereicherung. Da der Angekl. die Berechtigten 
getäuſcht hat und auf Grund der Täuſchung die Erklärung 
des Verzichts auf Rückzahlung der zu Unrecht gezahlten Be⸗ 
träge erreicht hat oder erreichen wollte, liegt der äußere Tat⸗ 
beſtand des Betrugs und des Betrugsverſuchs vor. 

Das LG. ſpricht den Angekl. frei, weil er geglaubt haben 
könne, die Zahlung oder die Einbehaltung dieſer Beträge ſei 
ein gerechter oder auch nur billiger Ausgleich für ſeine Mehr⸗ 
aufwendungen bei den Wohnungsbauten oder ſei durch die 
Ausſtattung der Häuſer und der Wohnungen berechtigt. Ge⸗ 
rade auf dieſen Glauben kommt es aber in den Fällen der 
vorl. Art nicht an. Sind dem Angekl. die öffentlichen Mittel 
gegeben worden, um Angehörigen einer beſtimmten Bevölke⸗ 
rungsſchicht (dem Mittelſtande) Wohnungen zu einem be⸗ 
ſtimmten Mietpreis zu verſchaffen und hat der Angekl. dies 
gewußt, jo muß er auch den Umfang der dieſer Bevölkerungs- 
ſchicht gewährten öffentlichen Fürſorge gekannt haben und ſich 
darüber klar geweſen ſein, daß er hiergegen verſtieß, wenn 
er für die Benutzung der Wohnungen ein höheres Entgelt 
forderte, als amtlich feſtgeſetzt war. 

(1. Sen. v. 1. Nov. 1933; 1 D 306/33.) W.] 

15. 8350 StGB. Zuſammenhang dienſtlicher 
Obliegenheiten mit karitativer Tätigkeit. 

Soweit die Winterhilfe in Betracht kommt, wird das 
Vorliegen einer Amtsunterſchlagung mit der Begründung ver⸗ 
neint, daß die Winterhilfe eine rein karitative Einrichtung ge⸗ 
weſen ſei. Dieſe Begründung reicht nicht aus, um die An⸗ 
nahme einer Amtsunterſchlagung auszuſchließen. Entſcheidend 
iſt, ob zwiſchen den dienſtlichen Obliegenheiten des Angekl. als 
Leiters der dem Wohlfahrtsamt unterſtehenden Beſchaffungs⸗ 
ſtelle und ſeiner Tätigkeit für die Winterhilfe ein unmittel⸗ 
barer Zuſammenhang beſtand (RGSt. 50, 251; RGUrt.: JW. 
1926, 820 ). Auch wenn die Winterhilfe als eine karitative 
Einrichtung in die Erſcheinung trat, ſo liegt doch, ſoweit 
Wohlfahrtsbehörden zuſammen mit ihr tätig wurden, die An⸗ 
nahme nahe, daß dieſe Behörden damit zugleich in Erfüllung 
ihrer öffentlich⸗rechtlichen Pflicht zur Fürſorge für die hilfs 
bedürftige Bevölkerung handeln wollten. Das LG. wird hier⸗ 
nach noch zu erörtern haben, wie es kam, daß der Angekl. 
mit ſeiner Tätigkeit für die Winterhilfe betraut wurde, und 
in welchem Verhältnis dieſe Tätigkeit zu ſeinen dienſtlichen 
Obliegenheiten ſtand. 


wohl vorkommen. Nicht immer laſſen ſich die Wohnungen zu dem ge⸗ 
wünſchten Mietſatz von höchſtens 40, oder wie in RGSt. 66, 281 gar 
27 RAM Monatsmiete auch wirklich erſtellen. Für die Außenbehörde, 
welche ja die Bautätigkeit beleben ſoll, iſt dann die Verſuchung ſehr 
groß, dennoch den Baudarlehensvertrag formulargerecht aufzuſetzen, 
um ſo mehr, als eine ſpätere Kontrolle ſchwierig iſt und nicht ſelten 
unterlaſſen wird. Verlangt dann der formulargerechte Vertrag unter 
Berückſichtigung der mit Wiſſen der Behörde gemachten Aufwendungen 
Unbilliges, fo iſt er nichtig. Dann hat der Mieter keinerlei Anſpruch 
und Betrug ihm gegenüber iſt unmöglich. 

II. Strafrechtlich iſt nur wenig noch zu ſagen. 

Täuſchte der Bauherr den Mieter über ſeine aus dem Darlehens⸗ 
vertrag entſpringenden Rechte und erzielt ſo einen verbotenen Miet⸗ 
vertrag, ſo fehlt zum Betrug noch der Vermögensſchaden, da ja der 
Mieter erſt durch den Abſchluß überhaupt Rechte erhält. Der Ver⸗ 
mögensſchaden tritt aber natürlich durch Zahlung auf Grund des 
Vertrages ein. In unſerem Fall nimmt das NG. an, daß bei der 
Zahlung des Mietzuſchuſſes noch kein Betrug vorlag. Man wird an 
Mangel des dolus, des Darlehensvertrages, oder der Täuſchung in 
dieſem Augenblick zu denken haben. Jedenfalls erwirbt aber der 
Mieter — die Prämiſſen zugegeben — durch die Zahlung einen Rück⸗ 
forderungsanſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung. Bewirkt der 
Vermieter durch Täuſchung des Mieters, daß dieſer auf dieſen An⸗ 
ſpruch verzichtet, fo liegt natürlich der Tatbeſtand des § 263 vor. 

Auch hinſichtlich der ſubjektiven Seite ſehe ich keine Bedenken 
(ſo irrtümlich Bergmann a. a. O.). Vielleicht fehlt dem Vermieter 
eine klare Vorſtellung über die vom RG. angenommenen Anſprüche 
des Mieters. Aber er weiß doch, daß er dem Mieter nicht gewährt, 
worauf dieſer nach dem Willen der Behörden und des Geſetzgebers 
ein irgendwie geartetes Recht hat. So iſt mindeſtens dolus eventualis 
anzunehmen, der nur ausgeſchloſſen würde durch die wohl ſelten in 


Den Verkauf dem Pflegeamt M. gehöriger Sachen 
hatte der Angekl. nach den Feſtſtellungen der Strͤ. im Auf⸗ 
trage des Bürgermeiſters vorgenommen. Gleichwohl wird das 
Vorliegen einer Amtsunterſchlagung verneint, weil das Pflege⸗ 
amt dem Angekl. amtlich nicht unterſtanden habe. Auch dieſe 
Stellungnahme iſt durch Rechtsirrtum beeinflußt. Für die An⸗ 
nahme des Erforderniſſes des Empfangs von Geldern „in 
amtlicher Eigenſchaft“ ($ 350 StGB.) iſt es nicht geboten, 
daß der Verkauf der Sachen und die Vereinnahmung des Er⸗ 
löſes zu dem dem Angekl. unmittelbar zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreiſe gehörte (RGSt. 1, 124; RGurt.: ZW. 1926, 590 11). 
Vielmehr genügt auch hier, daß zwiſchen dieſer Tätigkeit und 
den dienſtlichen Obliegenheiten des Angekl. ein unmittelbarer 
Zufammenhang beſtand. Ein ſolcher Zuſammenhang wäre aber 
dann gegeben, wenn der Angekl. mit ſeiner Zuſtimmung 
dienſtlich von ſeinem Vorgeſetzten mit dem Verkauf der Sachen 
und der Empfangnahme des Erlöſes beauftragt worden war 
(RGurt.: Goltd Arch. 41, 410). 


(1. Sen. v. 6. Okt. 1933; D 1016/33.) W.] 


16. § 239 Abſ. 1 Ziff. 2 KO. Für den Tat⸗ 
beſtand des „Aufſtellens erdichteter Rechts⸗ 
geſchäfte“ iſt nicht erforderlich, daß auf Grund 
dieſer erdichteten Rechtsgeſchäfte Anſprüche 
gegen den Konkursverwalter erhoben worden 
ſind. 

Der BeſchwF. hat in der Abſicht, feine Gläubiger zu 
benachteiligen, dem Konkursverwalter Rechnungen vorgelegt, 
durch die er dieſem gegenüber den Anſchein erwecken wollte, 
daß gewiſſe, ihm und damit zur Konkursmaſſe gehorige 
Mengen Wein nicht, wie es tatſächlich der Fall war, von 
ihm, ſondern von ſeiner Ehefrau gekauft und zu Eigentum 
erworben ſeien, während in Wirklichkeit ſolche Rechtsgeſchäfte 
nicht geſchloſſen waren. Damit iſt der Tatbeſtand des § 239 
Abſatz 1 Ziff. 2 KO. in der Begehungsform des Aufſtellens 
erdichteter Rechtsgeſchäfte gegeben (RGSt. 64, 42, 43 und 
138, 139). Daß auf Grund dieſer erdichteten Rechtsgeſchäfte 
Anſprüche, ſei es des Gemeinſchuldners, ſei es dritter Per⸗ 
ſonen gegen den Konkursverwalter erhoben worden ſind, iſt 
nicht erforderlich. Vgl. für die zweite — gleichwertige — 
Begehungsform des Anerkennens erdichteter Rechtsgeſchäfte 
die Entſch. des erſten StrSen. v. 12. Okt. 1928, 1 D 867/28: 
RGSt. 62, 287 (unter Aufgabe des in 1 D 1021/27 vom 
29. Nov. 1927: DIZ. 1928 Sp. 665 eingenommenen Stand⸗ 
punktes) und v. 23. Nov. 1928, 1 D 658/28 ſowie des erk. 
Sen. v. 25. Febr. 1929, 3 D 1138/28 (gleichfalls unter Ab⸗ 


Betracht kommende Überzeugung des Vermieters, daß der Mieter 
ſelbſt keinerlei Rechte in dieſer Sache beſitze. 

Bedenklicher iſt dagegen die Frage der Täuſchungshandlung. In 
dem bloßen Schweigen über den Baudarlehensvertrag könnte ich keine 
Täuſchungshandlung erblicken. 

Vor allem aber iſt Grundvorausſetzung, daß der Baudarlehens⸗ 
vertrag ſelbſt gültig iſt, ſonſt entfällt natürlich 8 263. Denn aus 
einem nichtigen Vertrag erwirbt der Mieter keinerlei Rechte und die 
Miete wird ja im allgemeinen rein wirtſchaftlich angemeſſen ſein. Ein 
Irrtum des Vermieters über die Gültigkeit des Vertrags iſt aber 
ſehr wohl möglich, namentlich wenn der Vermieter aus wirtſchaftlicher 
Bedrängnis heraus Grund hat, dieſen für ſehr unbillig zu halten. 
Auch könnte der Vermieter irrtümlich annehmen, daß durch unvorher⸗ 
geſehene Baukoſtenſteigerung der Darlehensvertrag nicht mehr maß⸗ 
gebend ſei. Beide Irrtümer wären i. S. der Rſpr. „außerſtrafrechtlich“. 
Inſofern bedarf die Entſch. unbedingt einer Einſchränkung. 

Eine. übertriebene Strenge in dieſen Dingen 
dürfte dem heute doch wohl überragenden ſozialen 
Zweck der Arbeitsſchaffung auch nicht förderlich ſein. 

III. RGSt. 66, 281 (288) verweiſt auf 53, 327 ff. und meint, 
dort läge ein anderer Tatbeſtand vor. Dort handelte es ſich um 
Verkauf von Schuhwaren unter argliſtiger Verſchweigung des Höchſt⸗ 
preiſes. Rein tatſächlich ſehe ich keinen Unterſchied. Ein ſolcher liegt 
aber natürlich vor, wenn man im Fall des Baudarlehensvertrages 
annimmt, daß der Mieter eigene Rechte erwirbt. und im Fall des 
Verkaufes über den Höchſtpreis ein Recht des Käufers auf den Höchſt⸗ 
preis verneint. Warum man aber im einen Fall ſo, im anderen 
anders entſcheidet, das wird in RGSt. 66, 288 nicht geſagt, es wird 
ſich eine unterſchiedliche Behandlung auch kaum begründen laſſen. Es 
ſtehen alſo die beiden Entſch. in Wahrheit in Widerſpruch zueinander. 

Prof. Dr. Hellmuth Mayer, Roſtockt. 
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gehen von ſeiner früheren Entſch. v. 29. Sept. 1880, 3 D 
1997/80: RGSt. 2, 337, 343). 
(3. Sen. v. 2. Nov. 1933; 3 D 1107/33.) 


[9m] 


II. Straffreiheitsgeſetz. 


17. 55 Straffreiheits G. v. 20. Dez. 1932. Wie 
die Verjährung und die Strafantragsfriſt für die 
ganze fortgeſetzte Handlung einheitlich läuft, 
ſo iſt auch die Frage, ob die Vorausſetzungen für 
die Niederſchlagung vorliegen, bei einer fort- 
geſetzten Tat nur einheitlich zu beurteilen. f) 

Der Erörterung bedarf, ob die Anwendung des Straffrei⸗ 
heitsG. 1932 mit Recht deshalb abgelehnt worden iſt, weil 
der Angekl. mindeſtens im erſten Teile der fortgeſetzten Hand⸗ 
lung nicht infolge wirtſchaftlicher Not gehandelt habe, Straf⸗ 
freiheit aber nur dann in Frage kommen würde, wenn den 
Angekl. während der ganzen Begehung Not zur Tat ge⸗ 
trieben hätte. 

Die Rev. wendet hiergegen ein, mindeſtens von Pfingſten 
1931 ab ſeien die Vorausſetzungen des § 5 StraffreiheitsG. 
gegeben geweſen, von da ab liege deshalb zufolge Nieder⸗ 
ſchlagung keine ſtrafbare Handlung vor; die Verfolgung der 
vor Pfingſten 1931 liegenden Tat, die nur übrigbleibe, ſei 
aber verjährt. 

Unrichtig iſt hieran zunächſt, daß bei der von der Rev. 
behaupteten Sachlage ab Pfingſten 1931 keine ſtrafbare Hand⸗ 
lung mehr vorliegen würde, denn die Niederſchlagung läßt 
die ſtrafbare Handlung unberührt, ſie ſchafft nur ein Ver⸗ 
fahrenshindernis und bringt den bereits entſtandenen ſtaat⸗ 
lichen Strafanſpruch nachträglich zum Erlöſchen (RGSt. 59, 
54). Über das Beſtehen eines ſolchen Verfahrenshinderniſſes 
kann bei einer fortgeſetzten Handlung nur einheitlich für die 
ganze Tat entſchieden werden. Denn ſie iſt als eine rechtliche 
Einheit zu betrachten und zu behandeln, dergeſtalt, daß die 
Einzelhandlungen, aus denen ſie ſich zuſammenſetzt, in ihr als 
untrennbarem Ganzen aufgehen und damit der rechtlichen 
Selbſtändigkeit entkleidet werden (RGSt. 54, 318). — So 
bleibt die fortgeſetzte Handlung, deren erſte Einzelhandlungen 
— für ſich genommen — der Verjährung verfallen ſen wür⸗ 
den, in ihrem ganzen Umfang verfolgbar, wenn ſie nur bis 
in die Verjährungsfriſt hinein fortgeſetzt worden iſt (RGSt. 
46, 16). Auch die Strafantragsfriſt läuft nur einheitlich für 
die ganze fortgeſetzte Tat, und es iſt nicht einmal erforderlich, 
daß für ein Antragsdelikt Strafantrag geſtellt wird, das feine 
Selbſtändigkeit in einer im übrigen durch Strafantrag ge⸗ 
deckten oder dem Autragszwang nicht unterworfenen fort⸗ 
geſetzten Handlung verloren hat (RSS. 57, 81). — Nach 
ſtändiger Rſpr. kann, wenn Einzelhandlungen teils vor, teils 
nach einem für die Niederſchlagung feſtgeſetzten Stichtage be⸗ 
gangen ſind, nicht jener Teil der fortgeſetzten Handlung als 
niedergeſchlagen und dieſer als nicht niedergeſchlagen ange⸗ 
ſehen werden (RGSt. 54, 318). — Und ebenſowenig darf 
eine fortgeſetzte Handlung in Anſehung des StraffreiheitsG. 
1932 in Einzelhandlungen, die aus Not — und ſolche, die 
nicht aus Not begangen ſind, zerlegt und hiernach jene für 
ſtraffrei und dieſe für nicht ſtraffrei erklärt werden. Es iſt 


Zu 17. Der einheitlichen fortgeſetzten Straftat 
entſpricht die Einheitlichkeit ihrer Strafverfolgung, Aburteilung, Be⸗ 
ſtrafung, Verjährung, die Einheitlichkeit der Strafantragsfriſt uſw.; 
eine fortgeſetzte Straftat kann alſo nicht ſtückweiſe verjähren oder 
in Abſchnitten verfolgt und abgeurteilt werden u. dgl. (Näheres 
hierüber in meinem Fortgeſ. Delikt uſw., Stuttgart 1908). Der 
Einheitlichkeit der fortgeſetzten Tat entſpricht auch die Einheitlich⸗ 
keit der Niederſchlagung, einer Unterart der Begnadigung i. w. S. 
An ſich könnte allerdings die Gnadeninſtanz, bei Amneſtien der 
Geſetzgeber, die fortgeſetzte Straftat auch anders behandeln, z. B. 
eine Niederſchlagung bezüglich aller Einzelhandlungen anordnen, 
die vor einem beſtimmten Zeitpunkte liegen; dann würden ſolche 
Einzelhandlungen aus der fortgeſetzten Tat ohne weiteres aus» 
ſcheiden. Das iſt aber nicht geſchehen. Infolgedeſſen hat es bei der 
Einheitlichkeit der Niederſchlagung ſein Bewenden. Die vorl. Entſch. 
iſt deshalb im Ergebnis zu billigen. 

Widerſpruchsvoll iſt aber in der EntſchBegr. die Behauptung, 
die Niederſchlagung ſchaffe nur (dieſes „nur“ ſehlt zutreffender⸗ 


vielmehr einheitlich für die ganze fortgeſetzte Tat zu prüfen, 
ob ſie infolge wirtſchaftlicher Not begangen worden iſt. 

Eine weitere Frage iſt hier aber, ob für die ganze Tat 
maßgebend iſt, daß bei einem Teil die Vorausſetzungen für 
die Niederſchlagung beſtanden, oder aber, daß ſie bei einem 
Teil nicht vorlagen. Sie iſt in letzterem Sinne zu beantworten. 
Der ſtaatliche Strafanſpruch ſoll und kann wegen einer Tat, 
die der Täter zunächſt ohne jede Not begangen hat, nicht um 
deswillen nachträglich erlöſchen, weil ſie dann noch infolge 
von Not fortgeſetzt worden iſt. 

Im Sinne des 8 5 Straffreiheits. 1932 wird eine fort⸗ 
geſetzte Handlung einheitlich in ihrer ganzen Ausdehnung von 
der erſten bis zur letzten Einzelhandlung „begangen“. Daß 
als Zeitpunkt der Begehung einer fortgeſetzten Handlung 
derjenige anzuſehen iſt, in dem die Tat zum Abſchluß gelangt, 
gilt u. a. bei der Frage nach dem Beginn der Verjährungs⸗ 
und Antragsfriſt, nach dem Einfluß der Geſetzesänderung, 
kommt aber nicht in Betracht bei der Prüfung, ob eine fort⸗ 
geſetzte Tat infolge wirtſchaftlicher Not begangen iſt. 

Dieſe, wie geſagt, einheitlich für die ganze Tat zu be⸗ 
antwortende Frage iſt zu verneinen, wenn auch nur ein Teil 
der Fortſetzungstat nicht durch Not veranlaßt war. Auf dieſem 
Standpunkt ſteht auch der 3. StrSen. nach feinem Urt. 
3 D 272/33. Soweit der erk. Sen. im Urt. 2 D 628/33 eine 
abweichende Auffafſung vertreten hat, wird an ihr nicht feſt⸗ 
gehalten. 

Da hier auch nach Überzeugung des Rev. höchſtens für 
den letzten Teil der fortgeſetzten Handlung ein Handeln infolge 
wirtſchaftlicher Not in Frage kommen könnte, fällt die ganze 
Tat nicht unter 8 5 StraffreiheitsG. 1932. 


(2. Sen. v. 30. Okt. 1933; 27 763/33.) W.] 


III. Verfahren. 


18. 8 153 StPO. Eine nach 8 153 Abſ. 2 ge⸗ 
troffene Einſtellungsverfügung des Staats- 
anwalts bewirkt nicht den Verbrauch der Straf— 
klage. ) 

Der Grundſatz ne bis in idem iſt nicht verletzt. Hinſicht⸗ 
lich des dem Angekl. jetzt zur Laſt gelegten Vergehens der 
verſuchten Erpreſſung hatte die StA., nachdem ſie die im 
8 153 Abſ. 2 StPO. vorgeſehene Zuſtimmung des zuſtändigen 
AG. herbeigeführt hatte, zunächſt von der Erhebung der 
öffentlichen Klage abgeſehen und dem Angekl. die Einftellung 
bekanntgegeben. Sie hat dann aber unter Einbeziehung ande⸗ 
rer dem Angekl. vorgeworfener Verfehlungen die Verfolgung 
des Angekl. wegen der verſuchten Erpreſſung wieder aufgenom⸗ 
men und auch inſoweit Anklage erhoben. Die Frage, ob eine 
nach 8153 Abſ. 2 StPO. ergangene Einſtellungsverfügung 
den Verbrauch der Strafklage bewirke, iſt zu verneinen. Im 
Strafverfahren kann dieſe Wirkung nur rechtskräftigen, ſtraf⸗ 
richterlichen Entſch., und zwar nur ſolchen beigelegt werden, 
die das Verfahren ſachlich beenden. Die Zuſtimmung des AR., 
von der in 8 153 Abſ. 2 StPO. bei Vergehen ein Abſehen 
von der Erhebung der öffentlichen Klage abhängig gemacht 
wird, bildet keine eigene, das Verfahren ſachlich beendende 
Entſch. des Gerichts, ſondern ihre Bedeutung erſchöpft ſich 


weiſe in RGSSt. 59, 56) ein Verfahrenshindernis (habe alſo bloß 
prozeſſuale Bedeutung) und bringe den bereits entſtandenen ſtaat⸗ 
lichen Strafanſpruch nachträglich zum Erlöſchen (habe ſomit nicht 
bloß prozeſſuale Bedeutung, ſondern ſei auch ein materiellrecht⸗ 
licher Strafaufhebungsgrund). 

Ob Strafaufhebungsgründe, wie Verjährung, Begnadigung, 
insbeſ. Niederſchlagung, dem fachlichen Recht oder dem Prozeß⸗ 
recht oder — wie das RG. regelmäßig annimmt — beiden Rechts⸗ 
gebieten angehören und damit eine Zwitterſtellung einnehmen, iſt 
beſtritten; ebenſo, ob eine ſolche Zwitterſtellung überhaupt mög⸗ 
lich ſei. Doch iſt der Streit praktiſch nicht von großer Tragweite 
(gl. mein Dtſch. Strafrecht I, 2. Aufl. 1930, S. 130 ff., insbeſ. 


8183, 0). 
Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 


Zu 18. Das ne bis in idem, das Verbot der doppelten Straf⸗ 
verfolgung, hat im Strafverfahren eine zweifache Bedeutung. Im 
w. S. enthält es die Einrede der Rechtshängigkeit im Strafverfahren, 
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darin, daß durch fie für die StA. die Möglichkeit geſchaffen 
wird, auch bei Vergehen unter gewiſſen Vorausſetzungen ent⸗ 
gegen dem allgemeinen Grundſatze des § 152 Abſ. 2 SED. 
eine Strafverfolgung zu unterlaſſen. Die Zuſtimmung hat 
keine bindende Wirkung für die Entſchließung der StA. Viel⸗ 
mehr bleibt dieſe trotzdem berechtigt, Anklage zu erheben. Ver⸗ 
fügt fie die Einſtellung, jo trifft fie eine Entſch. nach ihrem 
Ermeſſen. Eine ſolche Einſtellungsverfügung der StA. hat 
ebenſowenig Rechtskraftwirkung, wie die ſonſtigen ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Einſtellungsverfügungen nach $ 171 SPD. 
Die Sache liegt hier anders als in $ 153 Abſ. 3 StPO. bei 
bereits erhobener Klage; hier führt das Gericht durch ſeine 
Entſch. die Einſtellung herbei (RGSt. 65, 291). 
Ben; eee eee ee eee W.] 


19. 88 391, 397, 402 StPO. Der Nebenkl. kann 
feine Anſchlußerklärung noch in der Rev Inſt. 
widerrufen. Mit dem Widerruf wird die Zus 
erkennung einer Buße hinfällig. Dies iſt auch 
in der RevInſt., und zwar von Amts wegen zu 
beachten. ) 

Die Nebenkl., die Firma B., hat ihre Anſchlußerklärung 
widerrufen. Ein ſolcher Widerruf muß auch noch in der Rev⸗ 
Inſt. als zuläſſig angeſehen werden. Dem ſteht nicht entgegen 
die Beſt., daß der Nebenkl. die Rechte des Privatkl. hat 
(8 397 StpO.) i. Verb. m. der Vorſchr., daß der Privatkl. 
ſeine Klage nur bis zur Verkündung des letzten Urt. in den 
Tatſacheninſtanzen zurücknehmen kann (§ 391 Abſ. 1 StPO.), 
denn die erſterwähnte Beſt. gibt dem Nebenkl. gewiſſe Rechte, 
ſagt aber nicht, wann dieſe beginnen und wann ſie aufhören 
ſollen. Auch die Anlehnung der Regelung der Nebenklage an 
die der Privatklage führt nicht zu einer Anwendung des 
§ 391 Abſ. 1 StPO. Einmal iſt es in der Rſpr. des RG. 
anerkannt, daß § 391 Abf. 2 StPO. auf die Nebenklage nicht 


die ihre Wirkung einem noch anhängigen Strafprozeßverhältniſſe ent⸗ 
nimmt. Über dieſe Einrede der Rechtshängigkeit im Strafprozeſſe habe 
ich mich vor Jahren in den längſt eingegangenen Seuff Bl. 1903, 
129 ff. ausführlich verbreitet. In dem gebräuchlicheren und engeren 
Sinne entnimmt das ne bis in idem, die Einrede der rechtskräftigen 
Aburteilung, einem durch rechtskräftige Aburteilung beendigten Pro⸗ 
zeßverhaltnis ihre Kraft. Die rechtskräftige Aburteilung verbrauchl die 
Strafklage. Weder der Grundſatz des eigentlichen ne bis in idem der 
Rechtskraft, noch der Rechtshängigkeit ſind im Geſetze ſelbſt zum Aus⸗ 
druck gelangt, ſind aber in der Wiſſenſchaft und Rſpr. in anerkannter 
Geltung. Die Entſch. v. 9. Okt. 1933 iſt m. E. richtig und entſpricht 
den geltenden Rechtsgrundſätzen, legt aber für die anſtehende Reform 
des Strafverfahrens, welche unter allen Umſtänden eine Beſchleu⸗ 
uigung der Strafverfahren, insbeſ. der großen politiſchen 
Prozeſſe bringen ſollte, weil die Sühne der Straftat raſch zu folgen 
hat, einen Wunſch offen. Wir haben jetzt ſchon in der Durchbrechung 
des Legalitätsprinzips (88 152, 153 SPD.) eine neue fachgemäße 
Prozeßbeendigung, das Abſehen von Strafe unter Einſtellung des 
Verfahrens, erhalten. Für dieſe beiden Einſtellungsmöglichkeiten, durch 
die Staatsanwaltſchaft und das Gericht, ſollte im Geſetz eine Regelung 
getroffen werden, die Zweifelsfragen ausſchließt. Die Einſtellung durch 
den Staatsanwalt iſt lediglich eine prozeßleitende und augenblicklich 
beendigende Verfügung im Strafverfahren ohne Rechtskraftwirkung. 
Was die jetzt raſch geförderte Strafrechtsreform, die eine geſetzgeberiſche 
Tragödie, über 30 Jahre vergeblich anſtand, an prozeſſualer Erledi⸗ 
gungsformen noch bringt, wiſſen wir nicht. Allein bei den Aufgaben, 
die dem autoritären Strafrecht im Dritten Reich zugewieſen ſind, 
kann eine Rückwirkung in mehrfacher Hinſicht, auch bzgl. des ne bis 
in idem, auf das Strafverfahren und ſeine Beendigung eintreten. 
Und darum kann es ſich empfehlen, die Grenzen und Wirkungen 
dieſes Rechtsgrundſatzes im Strafverfahren im Geſetze ſelbſt feſtzulegen. 
OLG Präf. i. R. Staatsrat Dr. K. Meyer, München. 


Zu 19. I. Der vorſtehenden Entſch. iſt vollinhaltlich zuzuſtimmen. 
Abgeſehen von den praktiſchen Erwägungen, die das RG. mit Recht 
geltend gemacht hat, tft durchſchlagend der Hinweis, daß 8 402 StPO. 
die Beendigung der Nebenklägerfchaft ſelbſtändig regelt. Würde 8 402 
fehlen, jo müßte § 391 Abſ. 1 StPO. zur Anwendung kommen. Denn 
daß die Möglichkeit des Privatkl., die Privatklage zurückzunehmen, 
ein Recht darſtellt, kann nicht bezweifelt werden. Daß aber dann dieſes 
Recht des Privatkl. dem Nebenkl. nur in der Beſchränkung zugebilligt 
werden könnte, in der es eben dem Privatkl. zuſteht, iſt auch ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Soll mithin 8391 StPO. zur Anwendung kommen, ſo iſt 
nicht einzuſehen, was § 402 StPO. überhaupt ſoll. So ift der Schluß 
des RG. zwingend, daß § 402 StPO. die Widerrufsmöglichkeit der 
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anwendbar iſt (RGSt. 7, 376; 9, 223; 32, 346; 63, 53; 
64, 60, über die Anwendbarkeit von § 391 Abſ. 3 f. RES. 
60, 283 und 63, 53), und weiter regeln die 88 395, 396, 403 
StPO. die Anſchließung als Nebenkl., § 402 StPO. die 
Beendigung der Nebenklägerſchaft unabhängig von den 
entſprechenden Beſt. der Privatklage, alſo vollkommen ſelb⸗ 
ſtändig. Bei der Zurücknahme der Privatklage fallen alle Urt., 
die etwa ſchon ergangen ſind, zuſammen, dies ſoll nach Be⸗ 
endigung der Tatſacheninſtanzen verhindert werden; im Falle 
des Widerrufs der Anſchlußerklärung eines Nebenkl. in der 
Rev Inſt. bleiben die einmal ergangenen Urt. beſtehen (RGSt. 
64, 60). Es liegt alſo kein Grund vor, den Nebenkl. ebenſo 
feſt an dem Verfahren zu halten wie den Privatkl. Nach 
§ 402 StPO. verliert die Anſchlußerklärung des Nebenfl. 
durch Widerruf und den Tod des Nebenkl. ihre Wirkung. Eine 
zeitliche Beſchränkung iſt in beiden Fällen gleichmäßig nicht 
geſetzt. Daß der Tod des Nebenkl., auch wenn er in der Rev⸗ 
Saft. eintritt, das Ende der Nebenklage herbeiführt, kann 
nicht bezweifelt werden. Da § 402 für den Widerruf ebenfalls 
keine zeitliche Grenze ſetzt, ſpricht der Wortlaut des § 402 
StPO. dafür, daß auch der Widerruf noch in der RerInſt. 
zuläſſig iſt. Es muß dies alſo als Wille des Geſetzes an⸗ 
geſehen werden (RGSt. 64, 60). 

Durch den Widerruf iſt, ebenſo wie im Falle des Todes, 
die Zuerkennung einer Buße hinfällig geworden. Dies iſt auch 
in der RevInſt. zu berückſichtigen. Durch die Zurücknahme 
der Nebenklage fällt eine für die Zuerkennung der Buße 
weſentliche Prozeßvorausſetzung weg. Der Mangel einer Ver⸗ 
fahrensvorausſetzung iſt aber in jeder Verfahrenslage zu be⸗ 
rückſichtigen (RG St. 67, 53). Das Hinfälligwerden des An⸗ 
trags auf Zuerkennung einer Buße war im Urt. klarzuſtellen 
(RGSt. 64, 348). 

Das Ergebnis befriedigt um ſo mehr, als die Buße ein 
privatrechtlicher Anſpruch iſt (RGSt. 31, 334), und weil es 


Nebenklage ſelbſtändig regelt, und daß, da 8402 StPO. keinerlei 
zeitliche Schranken ſetzt, der Widerruf bis zum Beginn der Verkündung 
des letztinſtanzlichen Urteils (a. A. Feiſenberger, StPO. 8402 
Anm. 2; jo Löwe⸗Roſenberg 8 403 Anm. 2), d. h. alſo auch 
noch in der Rev nſt. erfolgen kann. 

II. Intereſſante Komplikationen ergeben ſich, wenn der Nebenkl. 
ein Rechtsmittel ſelbſtändig, alſo ohne Mitwirkung der St., viel⸗ 
leicht ſogar gegen ihren ausdrücklichen Willen eingelegt hat. Zweifellos 
iſt die Zurücknahme der Nebenklage in dieſem Fall auch eine Zurück⸗ 
nahme des Rechtsmittels gem. SS 302, 303 StPO. Es entſteht fo die 
Frage, ob an einen derartigen Widerruf die StA. gebunden iſt, oder 
ob ſie, obwohl der Angekl. nach $ 303 StPO. der Zurücknahme des 
Rechtsmittels zugeſtimmt hat, ihrerſeits nunmehr das Verfahren weiter 
zu betreiben berechtigt, ja, ſogar verpflichtet iſt. Die Beantwortung 
der Frage hängt davon ab, wie man die Prozeßſtellung der StA. 
auffaßt, wenn der Nebenkl. ſein Rechtsmittel ſelbſtändig, evtl. im 
Widerſpruch mit der StA. eingelegt hat. Bekanntlich gehen die An⸗ 
ſichten hierüber auseinander. Der 1. StrSen. des RG. nimmt an, daß 
die StA. mit der Erklärung, ſie wolle kein Rechtsmittel einlegen, 
nicht aus dem Verfahren ausgeſchieden ſei, falls der Nebenkl. ſelbſtändig 
ein Rechtsmittel eingelegt habe (RGSt. 63, 53). Die StA. muß nach 
dieſer Auffaſſung dann in der höheren Inſtanz, ohne indeſſen an das 
Rechtsmittel des Nebenkl. irgendwie gebunden zu ſein, mitwirken. 
Daß dieſe Auffaſſung in ſich nicht konſequdnt iſt, ſcheint mir ſicher. 
Schließlich kommt es doch darauf an, ob der Nebenkl. bei der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels die StA. vertritt oder nicht. Andere nehmen 
an, die StA. könne ſich, wenn ſie wolle, am Verfahren beteiligen, fie 
müſſe es aber nicht. Tue ſie es nicht, fo ſei der Nebenkl. als alleiniges 
Prozeßſubjekt zu behandeln (Gerland, Strafprozeß S. 457). Dieſe 
Auffaſſung führt zu der Konſequenz, daß die StA. ſich in das Ver⸗ 
fahren erſt wieder einſchalten muß, ehe ſie wieder mithandeln kann. — 
Ohne zu dieſem Problem ſelbſt Stellung nehmen zu wollen (es kam 
mir hier nur darauf an, auf eine Frage hinzuweiſen, die mir noch 
reichlich ungeklärt zu ſein ſcheint), mag noch hervorgehoben werden, 
daß der Widerruf der Nebenklage weitergeht wie die Zurück⸗ 
nahme eines Rechtsmittels. Er entzieht der Rechtsmittelerklärung des 
Nebenkl. ihren Boden, und es kann fraglich erſcheinen, ob mit dem 
Widerruf nicht die Rechtsmittelerklärung als ſolche ihre rechtliche 
Wirkſamkeit verliert, ſo daß ſie auch ohne Zuſtimmung des Angehl. 
als erledigt zu behandeln wäre. So ergeben ſich auch hinſichtlich der 
Frage nach den Rechtswirkungen des Widerrufes einer Nebenklage 
Schwierigkeiten, auf die ich, wie geſagt, hinweiſen wollte, ohne auf 
ſie an dieſer Stelle eingehen zu können. 

Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 
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befremden müßte, wenn in einem gerichtlichen Verfahren 
durch eine Entſch., gleichviel welchen Rechtszugs, dem Be⸗ 
rechtigten ein privatrechtlicher Anſpruch gewährleiſtet würde, 
den er ſelbſt nicht zu erhalten wünſcht. 

Die Rev. der Angekl. war alſo mit der Maßgabe, daß 
die Zuerkennung der Buße wegfällt, zu verwerfen. 


(3. Sen. v. 25. Sept. 1933; 3 D 496/33.) W.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 8 4 GBBereinG.; 8 7 Abſ. 1 Nr. 7a und b Krone. 
Die auf Grund von 84 GB BereinG. auf Antrag des Gläu⸗ 
bigers erfolgende Eintragung der neuen Hypothek im 
Grundbuch ift nicht nach 87 Abſ. 1 Nr. 7a und b PrGͤKG. 
gebührenfrei. 

Das LG. nimmt mit Recht an, daß die gem. $4 GB Berein®, 
erfolgte Eintragung neuer Hypotheken nach 856 Pr GKG. ge⸗ 
bührenpflichtig iſt. Das GB Berein®. ſelbſt gewährt für dieſe Art 
von Eintragungen Gebührenfreiheit nicht; in § 33 find Eintra⸗ 
gungen auf Grund des §4 nicht erwähnt. Aber auch 87 Abf. 1 
Nr. 7 PrK., auf den ſich der BeſchwF. ſtützt, trifft nicht zu. 
Nach dieſer Beſt., ſoweit ſie hier in Betracht kommt, find ge⸗ 
bührenfrei Eintragungen im Grundbuch, wenn fie betreffen: 

a) die Eintragung des geſetzlichen Aufwerkungsbetrags von 
Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten, 

b) die Wiedereintragung gelöſchter Hypotheken, Grundſchul⸗ 
den, Rentenſchulden und Reallaſten in Höhe des gefetzlichen Auf⸗ 
wertungsbetrages. 

Für die Beurteilung der Tragweite dieſer Beit. iſt es von 
Bedeutung, daß dieſe Beſt. durch VO. v. 31. Aug. 1925 (GS. 111), 
alſo alsbald nach dem Erlaß des Aufw®. v. 16. Juli 1925 dem 
PERS. eingefügt iſt. Sie konnte ſich demnach, jedenfalls zunächſt 
nur auf Grundbucheintragungen erſtrecken, die auf Grund des 
Aufwlcz erfolgten. Sie unterſcheidet zwiſchen der Eintragung des 
geſetzlichen Aufwertungsbetrags bei noch nicht gelöſchten Hyvo⸗ 
theken uſw. (S 6 Abſ. 1 Satz 2, §s 17, 21 Auftv®.) und zwiſchen 
der Wiedereintragung aufgewerteter gelöſchter Hypotheken in 
Höhe des geſetzlichen Aufwertungsbetrags (88 20 ff. AufwG.). Da 
hier die Hypotheken bereits gelöſcht waren, kann Nr. 7 à keine 
Anwendung finden. Aber auch Nr. 7b iſt nicht anwendbar. Die 
Erſatzhypothek, die gem. § 4 GBBerein®. auf Antrag des Gläu⸗ 
bigers eingetragen wird, wenn infolge Verſäumung der im 81 
des Geſetzes vorgeſchriebenen Friſt die Aufwertung einer Hypo⸗ 
thek an der ſich aus dem Aufw ß. und dem Gef. v. 9. Juli 1927 
(RGBl. I, 171) ergebenden Rangſtelle nicht mehr eingetragen 
werden kann, iſt, wie mit Recht angenommen wird, eine neue 
Hypothek (vgl. Schlegelberger⸗Harmening', Die Auf⸗ 
wertungsſchlußgeſetze, 5. Aufl., S. 134, 135; Mügel, Die neuen 
AufwG., S. 130; KG. in 1 X 559/32 = ZW. 1933, 613). Wenn 
ihre Eintragung auch nach dem im Auf. und dem Geſ. v. 
9. Juli 1927 ſowie in den dazu erlaſſenen DurchfVO. für die Ein- 
tragung des Aufwertungsbetrages vorgeſebenen Vorſchr. erfolgt 
(84 Abſ. 2 Satz 2 6B8BereinG.), jo iſt dieſe Eintragung der 
neuen Hypothek doch nicht die Wieder eintragung der ge⸗ 
löſchten Hypothek in Höhe des geſetzlichen Aufwertungsbetrages. 
Bei Schaffung des §7 Abſ. 1 Nr. 7b PrGͤcG. konnte man die 
Eintragung der Erſatzhypothek nicht im Auge haben, da das GB⸗ 
Berein c. erſt mehrere Jahre ſpäter erlaſſen wurde, ſondern nur 
die Wiedereintragung gelöſchter Hypotheken uſw. auf Grund des 
Aufw G. ſelbſt. Tiefe Koſtenvorſchr. jetzt auch auf die Eintragung 
der Erſatzhypothek ausdehnend auszulegen, begegnet ſchon inſofern 
grundſätzlichen Bedenken, als es ſich um eine Ausnahmebeſtim⸗ 
mung handelt, die ausdehnender Auslegung nicht fähig iſt. Dazu 
kommt folgendes: 

Der Geſetzgeber hat davon abgeſehen, die auf Antrag des 
Gläubigers erfolgende Eintragung der Erſatzhppotbek wie die auf 
Grund der 88 2, 6, 10, 21 GBBerein®. von Amts wegen erfol⸗ 
genden Löſchungen in § 33 GBBerein®. für gebührenfrei zu er⸗ 
klären. Statt deſſen hat der Reichstag nur eine Entſchließung an⸗ 
genommen, bei den Ländern darauf hinzuwirken, daß bei Eintra⸗ 
gungen auf Grund des GBBerein®. auch abgeſehen von dem 
Falle des § 33 Gebühren nicht oder nur in mäßigerem Umfange 
erhoben werden (Mügel a. a. O. ©. 166). Trotzdem iſt in Preu⸗ 
ßen eine koſtenrechtliche Beſt. für die Eintragung der Erſatzhypo⸗ 
theken nicht erlaſſen worden. 

Nach alledem kann die Eintragung der Erſatzhypotheken eut⸗ 
gegen der bei Bartſcher⸗Drinnenberg⸗Wenz, Pr⸗ 
GG., 7. Aufl., Anm. II 6 vertretenen Auffaſſung nicht als ge⸗ 
bührenfrei angeſehen werden. 

(KG., 1a BivSen., Beſchl. v. 27. Okt. 1933, 1a X 809/33.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
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Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Berichtet von Oberſtlandesgerichtsrat Dr. Hölldorfer und Rechts⸗ 
anwalt Pr. Wilhelm Dieß, München. 


1. Vorfahrtsrecht. 
§ 24 KraftfVerl VO. das 
auch die Fahrräder. 

Eine Radfahrerin iſt an einer Straßenkreuzung mit einem Per⸗ 
ſonenkraftwagen zuſammengeſtoßen. Der Erſtrichter hat rechtsirrtüm⸗ 
lich gegen die Radfahrerin §8 13 StraßVerkGG. v. 8. Mai 1926 für 
die Regelung des Vorfahrtsrechtes angewendet. Maßgebend iſt 8 24 
KraftfVerkVoO. v. 10. Mai 1932, der ſich auf 86 Satz 2 KraftfG. 
ſtützt, und das Vorfahrtsrecht für alle Fahrzeuge regelt, wozu auch 
die Fahrräder gehören. Die für letztere einſchlägige Strafvorſchrift 
bleibt bei einer Verletzung des 8 24 KraftfVerkVO. aber § 366 Nr. 10 
StGB., welche Strafvorſchrift für die Zuwiderhandlungen gegen die 
nach § 6 Kraftf®. erlaſſenen Anordnungen inſoweit zutrifft, als dieſe 
Anordnungen den allgemeinen Fahrverkehr mit Rückſicht auf den 
Kraftfahrzeugverkehr regeln. 

8 21 KraftfG. gilt nur für Verkehrsverſtöße mit Kraftfahrzeugen. 

(Bay Obs, 1. StrSen., Urt. v. 17. Okt. 1933, Revgeg. I 
Nr. 238/33.) D.] 


Zu den Fahrzeugen, für die 
Vorfahrtsrecht regelt, gehören 


a1. 

2. Art. 23, 14 Jagd. Jagdausübung. 

H. iſt vom Erſtrichter wegen einer Übertretung der Anſtiftung 
zu einer Jagdpolizeiübertretung verurteilt worden, weil er feinen 
Neffen, den Dienſtknecht H., aufgefordert hat, in der Gemeindejagd N., 
deren Mietpächter er iſt, nach den Rehen Ausſchau zu halten. Der 
Neffe H. hat daraufhin mit einem Gewehr in der Hand die Gemeinde⸗ 
jagd N. an ihrer Grenze begangen. 

Auf Rev. iſt das Urt. aufgehoben worden, da Jagdausübung 
i. S. des Art. 23 mit Art. 14 JagdG. nur dann vorliege, wenn der 
Wille des Jagenden auf eigene Erlegung von Wild oder darauf 
gerichtet iſt, daß das Wild von anderen für ihn erlegt werde. Andere 
Betätigungen, auch ſoweit ſie mit einer Jagdausübung zuſammen⸗ 
hängen, ſind nicht Jagdausübung im Sinne der genannten Beſtimmungen. 

Namentlich kann eine Gehilfentätigkeit jeder Art nicht als Jagd⸗ 
ausübung in dieſem Sinne aufgefaßt werden. Nach der Vorſtellung 
des H. ſollte der Neffe H. ſeine eigene Jagdausubung vorbereiten. 
Eine Tätigkeit des Neffen H. in dieſem Rahmen kann als Jagd⸗ 
ausübung nicht angeſprochen werden (Bay Obst. 27, 181; Urt. des 
BayObsG. v. 25. Nov. 1924, Revgteg. 1803/24 und v. 19. Juli 1932, 
Revgteg. I 447/32). Daß H. von der Abſicht feines Neffen, ein Ge⸗ 
wehr mitzunehmen, Kenntnis hatte, iſt nicht feſtgeſtellt. 

(Baydb eG., 1. StrSen., Urt. v. 24. Okt. 1933, RevReg. 1 
Nr. 268/33.) D.] 
* 

3. 8 261 StpO. Zum Begriff der richterlichen Über- 
zeugung. 

Die Erlangung der richterlichen Überzeugung erfordert eine innere 
Stellungnahme zu den für den Schuldausſpruch maßgebenden tatſäch⸗ 
lichen Fragen, bei der alle, auch die leiſeſten Zweifel ausgeräumt fein 
muͤſſen (ogl. Löwe⸗Roſenberg, EtBD., 19. Aufl., Bem. 2 Abf. 2 
zu § 261; RG. 66, 165). Das darf aber nicht dahin verſtanden werden, 
daß die richterliche Überzeugung von dem Gegebenſein einer ſchuld⸗ 
begründenden Tatſache eine „abſolute“ Gewißheit verlange, der gegen⸗ 
über das Vorliegen anderer Möglichkeiten „abſolut“ ausgeſchloſſen ſei. 
Ein durchaus ſicheres Wiſſen iſt der menſchlichen Erkenntnis bei ihrer 
Unvollkommenheit überhaupt verſagt. Das Gericht darf ſonach einen 
Angekl. nicht mit der Begründung freiſprechen, es habe ſich die volle 
Überzeugung von deſſen Schuld um deswillen nicht verſchaffen 
können, weil im Hinblick auf dieſe Unvollkommenheit menſchlicher 
Erkenntnis die Möglichkeit, daß der eingetretene rechtswidrige Erfolg 
auch auf einer anderen Urſache beruhen könne, nicht mit abſoluter 
Sicherheit auszuſchließen ſei (vgl. die angeführte Entſch. ſowie RG. 61, 
202/06). Trotz dieſer Möglichkeit kann vielmehr der Richter auf Grund 
feiner freien Beweiswürdigung (8 261 SPD.) ſehr wohl die volle 
Überzeugung von der Schuld des Angekl. gewinnen. Ein mit 
der angegebenen Begründung freiſprechendes Urt. würde daher wegen 
Verletzung dieſes Grundſatzes auf entſprechende Rüge der Aufhebung 
unterliegen. 


(BayobdG., 1. StrSen., Urt. v. 24. Okt. 


1933, NevReg. I 
Nr. 272,33.) [3.] 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 

1. §7 Vergl. Auch wenn die Vereinbarung eines 
Vergleichs und ſeine Veſtätigung durch das Vergleichs⸗ 
gericht an demſelben Tage erfolgt, kommt der Schuldner 


356* 


2344 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 
ET 


ohne Mahnung nicht in Verzug und wird daher der teil⸗ 
weiſe Erlaß der Mietforderung nicht ohne Mahnung hin⸗ 
fällig, wenn der Schuldner die Zahlung binnen einer nach 
der Beſtätigung zu berechnenden Friſt nicht leiſtet. f) 

Es kommt darauf an, ob der Bekl. ſich gegenüber dem Kl., der 
mit der Klage einen Mietrückſtand geltend macht, auf das Vergleichs⸗ 
verfahren berufen kann, und ob die Beſt. des 87 VerglO. im vor⸗ 
liegenden Falle zur Anwendung kommt oder nicht. Auszugehen iſt 
davon, daß der Kl. am Vergleich beteiligt iſt. Der Umſtand, daß der 
Kl. im Vergleichsverfahren in der Liſte der nicht beteiligten Gläubiger 
aufgeführt iſt, iſt unerheblich (vgl. Hieſow, VerglO., Anm. 117 zu 
82). Die Anſicht des VerglGer. darüber, ob der Kl. vom Vergleich 
betroffen iſt oder nicht, iſt für das WrozGer. nicht bindend. Nach 8 73 
VerglO. iſt der beſtätigte Vergleich wirkſam für und gegen alle an 
dem Verfahren beteiligten Gläubiger, auch wenn ſie an dem Verfahren 
nicht teilgenommen haben. Die Bet. des § 4 VerglO., die den Fall 
behandelt, daß ein zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens beiderſeits 
noch nicht erfüllter Vertrag vorliege, iſt nicht anwendbar. Der Miet⸗ 
vertrag lief am 31. März 1932 ab, während das Vergleichsverfahren 
erſt am 26. April 1932 eröffnet worden iſt. Im Zeitpunkt der Eröffnung 
des Verfahrens war der Vertrag alſo auf ſeiten des Kl. vollſtändig er⸗ 
füllt. Nach 8 2 VerglO. gehört aber der Kl. zu den am Verfahren 
beteiligten Gläubigern. Ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung iſt 
nicht geltend gemacht, kommt im übrigen ſchon deshalb nicht in 
Frage, weil der Geſchäftsbetrieb des Bek. ſchon Ende Februar 1931 
eingeſtellt und der Laden geräumt worden iſt. 

Die Parteien ſind darüber einig, daß die nach dem Vergleich 
fällig gewordenen Raten inzwiſchen gezahlt worden ſind. Die Zahlung 
iſt allerdings zunächſt nicht innerhalb der im Vergleich vorgeſehenen 
Friſten erfolgt. Im Hinblick auf $7 VerglO. kommt es daher darauf 
an, ob der Bekl. mit der Zahlung der Vergleichsraten in Verzug 
gekommen iſt, denn in 8 7 iſt folgendes beſtimmt: „Enthält der Ver⸗ 
gleich einen teilweiſen Erlaß der Forderung, ſo iſt im Zweifel anzu⸗ 
nehmen, daß der Erlaß hinfällig wird, wenn der Schuldner mit der 
Erfüllung des Vergleichs in Verzug kommt.“ 

Nach § 284 BGB. kommt der Schuldner in Verzug, wenn er 
auf eine Mahnung des Gläubigers nicht leiſtet. Eine derartige Mah⸗ 
nung iſt nicht erfolgt. Nach 8 284 Abſ. 2 iſt aber eine Mahnung ent⸗ 
behrlich, wenn „für die Leiſtung eine Zeit nach dem Kalender be⸗ 
ſtimmt iſt“. 

Mit der Frage, ob bei einem gerichtlichen Vergleiche eine Mah⸗ 


Zu 1. I. Die Abrede des Wiederauflebens der teilweiſe er⸗ 
laſſenen Forderungen, die nach 87 VO. jeder Teilerlaßvergleich „im 
Zweifel“ enthält, iſt für den Schuldner eine Gefahr, inſofern das 
Wiederaufleben an den „Verzug mit der Erfüllung“ des Vergleichs 
geknüpft iſt. Denn ein einziger Fall des „Wiederauflebens“ kann zum 
endgültigen Zuſammenbruch des Schuldners führen. Der Schuldner 
wird daher nach Möglichkeit verſuchen, den Geſetzeswortlaut und den 
Sachverhalt im Sinne eines Nichtwiederauflebens zu deuten, d. h. den 
Verzug in Abrede zu ſtellen. Man ſollte ihn in dieſem Streben nicht 
unterſtützen. Das Vergleichsverfahren verführt den Schuldner ohnehin 
leicht dazu, Verſprechungen zu machen, von denen er ſich bei gewiſſen⸗ 
hafter Überlegung von vornherein ſagen ſollte, daß er ſie nicht halten 
kann. Erkennt der Vergleichsrichter dies, jo muß er die Eröffnung 
nach 822 Nr. 5 VO. ablehnen und den Konkurs eröffnen. Der Richter 
wird aber den Sachverhalt nicht immer durchſchauen. Dann fordert 
die Rückſicht auf die Gläubiger, daß der Schuldner wenigſtens dann 
nicht weiter geſchont wird, wenn die Grundloſigkeit ſeiner roſigen 
Zukunftshoffnungen offenbar wird. Der $7 iſt wie andere Vorſchr. 
der VerglO. als ein „Erziehungsmittel“ für den Schuldner gedacht; 
er wird mit wirtſchaftlichen Nachteilen bedroht, damit er nicht mehr 
verſpricht, als er halten kann, und damit er ſich auf das äußerſte an⸗ 
ſtrengt, das Verſprechen zu halten. Dieſem Gedanken wird z. B. das 
OLG. Dresden (Urt. v. 15. Juni 1931: KonkTrW. 1931, 159) nicht 
gerecht, wenn es den $? nur bei einem Verſchulden anwenden will, 
das über das für den Schuldnerverzug notwendige hinausgeht. Daß 
Verzug im Sinne des § 7 VO. eben Verzug im Sinne der 88 284ff. 
BGB. iſt, ſollte nicht zweifelhaft ſein, und das KG. ſtellt ſich mit 
Recht auf dieſen Boden. 

Wie die Abrede im gegebenen Falle gelautet hat, läßt die Entſch. 
nicht klar erkennen. Offenbar jollten die Vergleichsraten eine be⸗ 
ſtimmte Zeit nach dem Abſchluß des Vergleichs gezahlt werden: Mit 
Recht nimmt das KG. an, daß in dieſem Falle nicht eine Zeit „nach 
dem Kalender“ beſtimmt iſt (8284 Abſ. 2 Satz 1), daß es ſich viel⸗ 
mehr um eine Zeit handelt, die ſich von einem künftigen unge⸗ 
wiſſen Ereignis ab „nach dem Kalender berechnen“ läßt (§ 284 Abſ. 2 
Satz 2), und daß das Erfordernis der Mahnung nur in dem erſten, 
nicht aber in dem zweiten Falle vom Geſetze allgemein für entbehrlich 
erklärt wird. Für die Entſch. darüber, ob das friſtbeginnende Er⸗ 
eignis ungewiß iſt, kommt es, wie das KG. mit Recht annimmt, auf 
den Zeitpunkt an, in dem das Ereignis als Friſtbeginn verabredet 
wird. Das hatte die Kl. überſehen. Zur Zeit der Klage ſtand natür⸗ 
lich Eintritt und Zeit des friſtbeginnenden Ereigniſſes feſt; jetzt konnte 


nung erforderlich iſt, wenn die Vergleichsraten nicht gezahlt werden, 
hat ſich das RG. v. 8. Febr. 1932, VIII 546/31 (Warn. 1932, 138) 
beſchäftigt. Den dortigen Ausführungen des NG. iſt beizupflichten. 
Zu unterſcheiden iſt zwiſchen den kalendermäßig „beſtimmten“ und 
nach dem Kalender „zu berechnenden“ Zeitfeſtſetzungen (vgl. auch RG. 
103, 34). Nur für kalendermäßig beſtimmte Zeitfeſtſetzungen gilt die 
Vorſchrift des § 284 Abſ. 2 BGB., die eine Mahnung entbehrlich 
macht. Eine kalendermäßig beſtimmte Friſt iſt aber bei einem Ver⸗ 
gleich auf Grund der VerglO. grundſätzlich deshalb zu verneinen, weil 
die Parteiabreden vom Standpunkt des Abſchluſſes des Vergleichs aus 
zu beurteilen ſind. In dieſem Zeitpunkte iſt aber noch ungewiß, ob 
und wann der Vergleich die Beſtätigung des Gerichts finden und da⸗ 
durch in Kraft treten wird. Um eine kalendermäßig feſt beſtimmte 
Friſt handelt es ſich daher bei den Zahlungszeiten des Vergleichs 
nicht, ſondern lediglich um nach dem Kalender zu berechnende Friſten. 

Wenn der Kl. darauf verweiſt, daß die Entſch. des RG. auf den 
vorliegenden Fall nicht anwendbar iſt, ſo iſt ihm lediglich zuzugeben, 
daß das RG. ausgeführt hat, wie zu entſcheiden ſei, wenn eine Ver⸗ 
gleichsvereinbarung und »beſtätigung an ein und demſelben Tage er⸗ 
folge, könne dahingeſtellt bleiben. Ein hinreichender Grund, dieſen 
Fall, der hier gegeben iſt, anders zu beurteilen, als oben erörtert iſt, 
liegt aber nicht vor. Es iſt daher davon auszugehen, daß ein Verzug 
des Bekl. nur eingetreten wäre, wenn eine Mahnung an ihn ergangen 
wäre. Da dies nicht geſchehen iſt, iſt die Beſt. des 87 nicht an⸗ 
wendbar. 

Da die Vergleichsſumme inzwiſchen gezahlt iſt, ein weiterer An⸗ 
ſpruch des Kl. aber nicht beſteht, iſt die Klage abzuweiſen. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v 9. Febr. 1933, 17 U 8160/32.) 
Ber. von KGR. Dahmann, Berlin. 
* 


2. S1 Arm AnwG. Gebührenanſpruch des als Ge⸗ 
ſchäftsführer ohne Auftrag handelnden Armenanwalts an 
Pa Staatskaſſe. Verſagung der Gebühr trotz Auftrags der 

ar tei. 


RA. S. ift der Kl. als Pflichtanwalt beigeordnet worden und 
hat demnächſt ohne Vollmacht der Partei die Klage eingereicht und 
zuſtellen laſſen, ſie dann aber auf ausdrückliche Weiſung der Partei 
zurückgenommen, da die Parteien ſich inzwiſchen außergerichtlich ver⸗ 
glichen hatten. Der Urk B. hat die Feſtſetzung einer Gebühr ab⸗ 
gelehnt, weil die Kl. dem Armenanwalt einen Auftrag zur Ein⸗ 


über den Zeitpunkt der Leiſtung kein Zweifel mehr obwalten. Anders 
war es bei der Verabredung des Ereigniſſes, dem Vergleichsſchluſſe. Es 
ſcheint zwar ſo, als ſtände hier im Augenblicke der Verabredung des 
Ereigniſſes auch ſein Eintritt feſt und als ſei daher die jetzt laufende 
Friſt, z. B. ein Monat, nach dem Kalender beſtimmt. Dieſe An⸗ 
nahme iſt aber nicht richtig. Der Vergleichsabſchluß wird erſt ver⸗ 
bindlich mit der Beſtätigung, und zwar auch für die Gläubiger, die 
ihm zugeſtimmt haben. Erſt jetzt liegt eine bindende Abrede über das 
maßgebliche Ereignis vor, und erſt jetzt ergibt ſich — nachträglich —, 
daß der Vergleichsſchluß das für den Friſtbeginn maßgebende Er⸗ 
eignis war. Ob aber der Vergleich beſtätigt wird und wann dies ge⸗ 
ſchehen wird, iſt hei dem Vergleichsſchluſſe ſelbſt ungewiß, auch dann, 
wenn die Beſtätigung nachher dem Vergleichsſchluſſe auf dem Fuße 
folgt. Zur Zeit des Vergleichsſchluſſes war alſo die Leiſtungszeit in 
keinem Falle „nach dem Kalender beſtimmt“, ja ſie konnte nicht ein⸗ 
mal „nach dem Kalender berechnet“ werden, weil noch nicht feſtſtand, 
ob überhaupt und wann die Monatsfriſt beginnen werde. 

2. Noch zu einer anderen vergleichsrechtlichen Betrachtung regt 
die Entſch. an, nämlich dazu, welche Bedeutung Beteiligungsſtreitig⸗ 
keiten haben. Der Vergleichsrichter muß häufig darüber entſcheiden, 
ob ein Gläubiger am Verfahren beteiligt iſt oder nicht. Heute iſt wohl 
allgemein anerkannt, daß dieſe Entjch. den Prozeſ richter nicht binden. Mit 
Recht weiſt deshalb das KG. die Meinung der Kl. zurück, daß ſich der 
Bekl. ihr gegenüber ſchon deshalb nicht auf den Vergleich berufen 
könne, weil ſie nicht in dem Verzeichnis der beteiligten Glaubiger 
ſtehe. Der Vergleich wirkt gegen die Kl., nicht weil ſie in dem Ver⸗ 
zeichnis der beteiligten Gläubiger ſteht, ſondern weil ſie bei richtiger 
Beurteilung der Rechtslage darin hatte ſtehen müſſen. Eine — nach⸗ 
teilige — Bedeutung hat die Sachbehandlung des Vergleichsrichters 
für die Kl. allerdings gehabt. Weil ihre Forderung nicht in dem Ver⸗ 
zeichnis der beteiliglen Gläubiger ſtand, konnte fie nicht „anerkannt“ 
und darum nicht vollſtreckbar nach § 75 VerglO. werden. Denn die 
Vollſtreckbarkeit der beteiligten Forderungen iſt an formale Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft, die nur im Vergleichsverfahren ſelbſt erfüllt mer⸗ 
den können: die Eintragung in das Verzeichnis der beteiligten Gläu⸗ 
biger und die Anerkennung der Forderung. Zweifelhaft iſt, ob der 
Kl., wenn ſie in Wahrheit nicht beteiligt geweſen, aber doch in das 
Verzeichnis der beteiligten Gläubiger eingetragen worden wäre, aus 
dieſer Eintragung und einer etwaigen Anerkennung Vorteile erwachſen 
wären. Die Erörterung dieſer Frage würde aber zu weit führen; ich 
darf deshalb auf §S 75 Anm. 6 meines Kommentars verweiſen. 

Sen Präs. Dr. Kieſow, Leipzig. 
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reichung der Klage nicht erteilt habe. Das LG. hat eine halbe Pro⸗ 
zeßgebühr feſtgeſetzt, eine weitergehende Feſtſetzung abgelehnt. Die da⸗ 
gegen gerichteten Beſchw. der Staatskaſſe und des Armenanwalts 
konnten keinen Erfolg haben. 

Das LG. hat ſeine Entſch. damit begründet, daß es neben der 
Beiordnung zwar nicht noch der Erteilung einer Prozeßvollmacht 
bedürfe, daß aber andererſeits der Anwalt vor Vollmachtserteilung 
nur die notwendigen Handlungen vornehmen dürfe, zu denen in der 
Regel alsbaldiges Studium der Gerichtsakten gehöre. Dafür ſtehe ihm 
die halbe Prozeßgebühr zu, während die Einreichung der Klage als 
objektiv nicht erforderlich keinen Gebührenanſpruch gegen die Staats⸗ 
kaſſe begründe. 

Damit hat das LG. in der Tat den entſcheidenden Geſichtspunkt 
getroffen. Zwar iſt es nicht richtig, daß allein ſchon die Beiordnung 
ohne Hinzutreten des Auftrages der Partei die Grundlage für den 
Erſatzauſpruch an die Staatskaſſe bilde. Grundſätzlich muß vielmehr 
beides zuſammentreffen (jo grundſ. Entſch. 20 W 5719/31 v. 8. Juni 
1931 bei Gaedeke, KoflRſpr Nr. 173, in Übereinſtimmung mit 
Nipr. und Rechtslehre), doch find Ausnahmen zuzulaſſen. Eine 
ſolche liegt hier vor. . 

Die Prozeßgebühr iſt zur Abgeltung jeglicher auf den Betrieb des 
Prozeſſes gerichteten Tätigkeit des Anwalts beſtimmt, insbeſ. fällt alfo 
darunter, ohne daß es bereits der Vornahme irgendwelcher Prozeß⸗ 
handlungen bedarf, die Einſicht der Gerichtsakten. Auch dieſe kann 
allerdings regelmäßig aus der Staatskaſſe nicht vergütet werden, 
wenn nicht bereits ein Auftragsverhältnis zwiſchen der Partei und 
dem Armenanwalt begründet iſt. Doch greift hier der vom LG. er⸗ 
örterte Geſichtspunkt Platz, daß der Anwalt, der ſich völlig untätig 
verhält und den Eingang des Auftrages der Partei abwartet, ſich 
der Gefahr eines Regreſſes ausſetzt und daß ihm aus dieſer Er⸗ 
wägung heraus zuzugeſtehen iſt, daß er notwendige Handlungen 
zwecks Prüfung, ob etwa eilbedürftige Handlungen vor⸗ 
zunehmen find, bereits unternehmen darf (fo auch W.⸗J.⸗Fried⸗ 
laender 1932 Anm. 16 Anhg. II zum 1. Abſchn.; Baumbach, 
ReichskGeſ. Anm. 28 zu 81 Arm Anw.; Gelinſky⸗ Meyer, 
Arm AnwͤKoſten 2A S. 52 zu c). Solche Ausnahmen liegen z. B. 
dann vor, wenn der Ablauf irgendwelcher Friſt (prozeſſualer oder 
materiell⸗rechtlicher Art, z. B. Berufungsfriſt, Reviſionsfriſt, Ein⸗ 
ſpruchsfriſt, Verjährungsfriſt) droht. Hier darf und muß der An⸗ 
walt bereits als Geſchäftsführer ohne Auftrag für die Partei, der 
er beigeordnet iſt, tätig werden, andernfalls er ſich der Gefahr aus⸗ 
ſetzt, der Partei ſchadenserſatzpflichtig zu werden (vgl. RG. 115, 
60 ff.)). In ſolchem Falle handelt der Armenanwalt in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem mutmaßlichen Willen der Partei, der auch bereits 
durch das Geſuch der Partei um Bewilligung des Armenrechts und 
Beiordnung eines Anwalts zum Ausdruck kommt. Dieſer Pflicht, 
auch ſchon ohne Auftrag der Partei für dieſe tätig zu werden, ent⸗ 
ſpricht aber der Gebührenanſpruch gegenüber der Staatskaſſe. Hier 
ſchafft alſo allein ſchon die Beiordnung in Verbindung mit der Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag die Grundlage für den Erſtattungs⸗ 
anſpruch an die Staatskaſſe. 

Die Kenntnis, ob eilbedürftige Handlungen vorzunehmen ſind, 
muß der Armenanwalt ſich unter Umſtänden erſt durch eine ent⸗ 
ſprechende Tätigkeit verſchaffen. Daraus folgt zwangsläufig, daß auch 
dieſe Tätigkeit des Armenanwalts bereits von der notwen⸗ 
digen Geſchäftsführung ohne Auftrag umfaßt wird und demgemäß 
durch entſprechende Gebühren abzugelten iſt. 

Dieſer Grundſatz bedeutet nun keineswegs, daß jeder Armen⸗ 
anwalt, bevor er die Vollmacht der armen Partei erhalten hat, ohne 
weiteres unter dem Geſichtspunkt tätig werden darf, daß er feſt⸗ 
ſtellen müſſe, ob irgend etwas in der Sache zu veranlaffen ſei. Ein 
ſolches Vorgehen des Anwalts wird vielmehr grundſätzlich und regel⸗ 
mäßig nur dann gerechtfertigt ſein, wenn bereits gewiſſe An⸗ 
haltspunkte dafür vorhanden ſind, daß ein ſofortiges Eingreifen ohne 
Abwarten des Auftrages der Partei in Frage kommen könnte. Dieſe 
Anhaltspunkte werden dem Armenanwalt häufig aus der Armen⸗ 
rechtsbewilligung ſelbſt entgegentreten, können ſich aber auch aus 
ſonſtigen Umſtänden ergeben. Muß er nach dem Inhalt des Armen⸗ 
rechtsbeſchl. mit der Möglichkeit rechnen, daß unaufſchiebbare Hand⸗ 
lungen zugunſten der armen Partei in Frage kommen können, dann 
hat er die Pflicht und das Recht, ſich durch entſprechende Maß⸗ 
nahmen die Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob derartige eil⸗ 
bedürftige Handlungen vorzunehmen ſind. Für dieſe Tätigkeit ſteht 
ihm mithin die Prozeßgebühr aus der Staatskaſſe, wenn auch mit 
Rückſicht auf 8 14 RAGebD. nur zu 5/10, zu. 

Ob im einzelnen Falle der Armenanwalt mit einer ſolchen Mög⸗ 
lichkeit rechnen durfte und mußte, iſt Tatfrage. Dieſe kann indes 
nicht ſo beantwortet werden, daß eine Haftung des Staates für 
Koſten des Armenanwalts, der wegen Dringlichkeit als Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag gehandelt hat, praktiſch ſchon immer dann zu 
bejahen iſt, wenn dies der Billigkeit entſpricht (wie W.⸗J.⸗Fried⸗ 
Jaender a. a. O. will). Vielmehr find ſtets die Umſtände des ein⸗ 
zelnen Falles nach objektiven Geſichtspunkten zu prüfen. 
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Im vorl. Falle iſt dieſe Frage zu bejahen. Der Armenrechts⸗ 
beſchl. führt die Lebensverſicherungsbank als Antragsgegnerin, die 
Witwe Sch. als Antragſtellerin auf. Es lag für den Armenanwalt 
nahe, an einen Anſpruch auf Verſicherungsleiſtungen zu denken, deſſen 
Geltendmachung nach den beſtehenden Geſetzen und den im allgemeinen 
übereinjtimmend geltenden Verſicherungsbedingungen an den Ablauf 
von Friſten gebunden iſt. Er konnte und durfte alſo mit einer Ge⸗ 
faͤhrdung des Rechts feiner Partei bei einer abwartenden Haltung 
rechnen und handelte mithin im Intereſſe und dem mutmaßlichen 
Willen der Kl. entſprechend, wenn er zunächſt die Gerichtsakten ein⸗ 
ſah, um feſtzuſtellen, ob nicht etwa zur Wahrung einer Friſt die 
ſofortige Klageerhebung geboten ſei. Mithin ſteht ihm die halbe 
Prozeßgebühr aus der Staatskaſſe zu. 

Sein Anſpruch auf die volle Gebühr iſt indes nicht begründet. 

Zwar hat die Kl. ihm Vollmacht erteilt, die Klage zurück⸗ 
zunehmen, die er dann auch durch Zuſtellung des Rücknahmeſchrift⸗ 
ſatzes zurückgenommen hat. Damit wäre an ſich die volle Prozeß⸗ 
gebühr entſtanden (vgl. 20 Wa 223/31 v. 13. Juli 1931: Kartei zu 
§ 14 RAGebO.). 

Hier liegt aber der Sachverhalt anders. RA. S. hatte die Klage 
ohne Auftrag der Partei erhoben. Seine Partei hat auch nicht nach⸗ 
träglich die Klagerhebung genehmigt, vor allem nicht durch den 
ſpäteren Auftrag an den Anwalt, die Klage zurückzunehmen. Denn 
dieſer Auftrag iſt erſt auf die Vorſtellungen des Armenanwalts hin 
und nur zu dem Zwecke erteilt worden, um die formell auf den 
Namen der Kl. lautende, ſie indes in Wahrheit nicht berührende Klage 
zu beſeitigen. Dieſe Wirkung hätte aber RA. S. auch auf andere 
Weiſe, ohne von der Kl. bevollmächtigt zu werden, herbeiführen 
können und nach Auffaſſung des Senats ſogar herbeiführen 
müſſen. Ihm war ſchon vorher eröffnet worden, daß die Kl. feine 
Vertretung nicht wünſche und ihm keinen Auftrag und keine Voll⸗ 
macht erteilt habe. Wenn er auch bis zu dieſem Augenblick mangels 
einer ausdrücklichen Außerung der Kl. aus Gründen der Verant⸗ 
wortlichkeit die einmal erhobene Klage nicht ohne ausdrückliches Ein⸗ 
verſtändnis der Kl. zurücknehmen Konnte, fo entfiel doch dieſer 
Hinderungsgrund mit dem genannten Schreiben. Wenn er nunmehr 
trotzdem noch auf Vollmacht für die Klagerücknahme, d. h. darauf 
beſtand, für die Kl. tätig zu werden, ſo hat er damit nicht mehr 
im Rahmen der Beiordnung gehandelt. Dieſe deckt zwar, ſofern der 
Auftrag der Parteien hinzutritt, regelmäßig alle Prozeßhandlungen, 
die der Armenanwalt zur Wahrnehmung der Rechte der armen Partei 
vornimmt. Auch hat das Gericht für die Frage des Gebühren⸗ 
anſpruchs an die Staatskaſſe grundſätzlich nicht die Zweckmäßigkeit 
und Notwendigkeit der vom Armenanwalt vorgenommenen Hand⸗ 
lungen zu prüfen, da der Anwalt auf eigene Verantwortung handelt 
(vgl. grundſ. Entſch. 20 W 1312/30 v. 13. Febr. 1930: Gaedeke, 
KoſtRſpr. Nr. 183). Prozeß handlungen dagegen, die der Armenanwalt 
in Wahrheit nicht für die Partei, ſondern im eigenen Intereſſe 
vornimmt, werden nicht von der Beiordnung gedeckt und vermögen 
einen Gebührenanſpruch gegenüber der Staatskaſſe nicht auszulöſen. 
Wenn RA. S. — nach der objektiven Sachlage ohne genügenden 
Grund — die Klage für die arme Partei ohne deren Auftrag und 
ohne deren ſpätere Genehmigung erhoben hatte, war die Beſeitigung 
dieſer Klage nicht eine Angelegenheit der Partei, ſondern eine 
eigene Angelegenheit des Armenanwalts. Beſchaffte er ſich 
dazu gleichwohl die Vollmacht der Partei, ſo hat er damit nicht nur 
eine überflüſſige (vgl. grundſ. Entſch. 20 W 12736/32 vom 
10. Dez. 1932 2): Zuſtellung der Klagerücknahme bei nicht zugeſtell⸗ 
ter Klage iſt eine überflüſſige Prozeßhandlung und läßt nicht die 
volle Prozeßgebühr entſtehen), ſondern ſogar eine nicht mehr durch 
die Beiordnung gedeckte Handlung vorgenommen. Durch dieſe konnte 
mithin ein Gebührenanſpruch an die Staatshkaſſe überhaupt nicht ent⸗ 
ſtehen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 4. Nov. 1933, 20 W 9323/3.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
E 3 


3 81 Arm Anw. Erſcheinen des Armenanwalts im 
Verhandlungstermin, um Erlaß eines Verſäumnisurteils 
zu verhindern, iſt regelmäßig als unaufſchiebbare Tätig⸗ 
keit anzuſehen und laßt auch ohne Auftrag der Partei Ge⸗ 
bührenanſpruch an die Staatskaſſe entſtehen. 

Es liegt hier ein Hauptanwendungsfall des vom Sen. in feiner 
Entſch. 20 W 9163/33 v. 4. Nov. 1933 aufgeſtellten Grundſatzes 
vor, daß der Armenanwalt auch ohne entſprechenden Auftrag der 
Partei tätig werden darf, wenn er mit der Möglichkeit eiliger, un⸗ 
aufſchiebbarer Handlungen rechnen muß, daß er darüber hinaus ſogar 
bereits unauſſchiebbare Prozeßhandlungen zugunſten ſeiner Partei vor⸗ 
nehmen darf, um drohende Rechtsnachteile von ihr abzuwenden. Dieſe 
Vorausſetzungen treffen hier zu. RA. B. iſt durch Beſchl. v. 24. Juni 
1933 dem Bekl. als Armenanwalt beigeordnet worden. Dieſer Beſchl. 
iſt dem RA. B. am 27. Juni 1933 zugeſtellt worden. Im Verhand⸗ 
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lungstermin am 8. Juli 1933 iſt außer dem Anwalt der Gegenpartei 
RA. B. erſchienen und hat erklärt, er trage Bedenken, für die Partei 
aufzutreten, da dieſe ihm keine Vollmacht erteilen wolle. RA. B. hat 
dann im Erinnerungsverfahren zur Begründung ſeines Erſcheinens 
ausgeführt, daß der Gegner Verſäumnisurteil in Ausſicht geſtellt und 
davon nur deshalb abgeſehen habe, weil er, RA. B., ihm erklärt 
habe, er würde dann auf jeden Fall auch ohne Vollmacht für den 
Bekl. auftreten. 

Hier beſtand für den Armenauwalt in der Tat nach der objek⸗ 
tiven Sachlage nicht nur das Recht, ſondern ſogar die Pflicht, auch 
ohne Vollmacht von der Partei erhalten zu haben, im Termin zu er⸗ 
ſcheinen und zu verhindern, daß etwa Verſäumnisurteil gegen ſeine 
Partei ergehe. Andernfalls mußte er als Armenanwalt mit Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen der Partei rechnen (zu vgl. RG. 115, 60 1)). 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob RA. B. in der Zeit bis zum 
Termin die Möglichkeit gehabt hätte, ſich die Vollmacht der Partei 
zu beſchaffen, oder ob dieſe die Möglichkeit gehabt hätte, dem Armen⸗ 
anwalt rechtzeitig den Auftrag zur Vertretung zu erteilen. Entſchei⸗ 
dend iſt vielmehr, daß bis zum Termin eine Außerung der Partei 
nach nicht vorlag, daß Verhandlungstermin anſtand und daß es bei 
dieſer Sachlage dem mutmaßlichen Willen der Partei entſprach, daß 
der RA. auftrat und den Erlaß eines Verſäumnisurteils verhinderte. 

Selbſt ohne ausdrückliche Androhung eines Verſäumnisurtells 
wird in derartig gelagerten Fällen regelmäßig davon ausgegangen 
werden dürfen, daß der beigeordnete Armenanwalt auch ohne Vollmacht 
der Partei zunächſt zu erſcheinen und ſich wenigſtens zum Eingreifen 
für die Partei und zur Abwendung eines Verſäumnisurteils bereit zu 
halten hat. Er konnte und durfte nicht, wie die Staatskaſſe meint, 
mit Sicherheit damit rechnen, daß einem — ſchriftlich von anderer 
Seite geſtellten — Vertagungsantrag entſprochen werden würde. Auf eine 
Vertagung konnte er höchſtens dann rechnen, wenn er ſelbſt im Ter⸗ 
min einen derartigen Antrag ſtellte. Auch Erwägungen, ob unter den 
obwaltenden beſonderen Umſtänden das Gericht vielleicht einem Antrag 
auf Verſäumnisurteil nicht entſprechen würde, nutzten dem Arm A. 
nichts. Unter Berückſichtigung der von ihm zu tragenden Verantwor⸗ 
tung handelt bei ſolcher Sachlage der ArmA. ſachgemäß, wenn er auch 
ohne beſondere Androhung der Gegenpartei der durchaus nicht ent⸗ 
fernt liegenden Gefahr eines Verſäumnisurteils mit all ſeinen ſchwer⸗ 
wiegenden Folgen für die Partei — vollſtreckbarer Titel, Einſtellung 
nur gegen Sicherheitsleiſtung, Belaſtung der Partei mit Koſten — 
Rechnung trägt. 

Dieſer Gefahr vorzubeugen war das Erſcheinen im Termin, wie 
das LG. zutreffend anerkannt hat, der gebotene Weg. Der Anſpruch 
auf 5/10 Prozeßgebühr an die Staatskaſſe iſt daher begründet. 

(KG., Beſchl. v. 15. Nov. 1933, 20 W 9544/33.) 
Ber. von LEN. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Köln. 

4. 8 19 VO. v. 26. Mai 1933; § 903 ZPO. Von Amts 
wegen iſt die anderweitige Abgabe der Verſicherung nicht 
zu berückſichtigen. Die Berufung der Schuldner auf die 
bereits abgegebene Verſicherung muß in dem zur Eides⸗ 
leiſtung beſtimmten Termin vor dem Erlaß eines Haft⸗ 
befehls erfolgen. 

Da der Schuldner im Termin zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides v. 3. Aug. 1933 nicht erſchien, erging auf Antrag des Gläu⸗ 
bigers Haftbefehl. Auf die Beſchwerde hat das LG. den Haftbefehl 
aufgehoben, da der Schuldner vor Erlaß des Haftbefehls in einer von 
einem anderen Gläubiger betriebenen Offenbarungseidsſache eine dem 
8 19d BD. über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung v. 26. Mai 1933 entſprechende Verſicherung abgegeben habe 
und daher zur Leiſtung des Offenbarungseides nicht mehr verpflichtet. 
ſei. Die weitere Beſchwerde des Gläubigers iſt begründet. 

Richtig iſt zwar, daß der Schuldner in der anderen Offen⸗ 
barungseidsſache am 28. Juni 1933 eine der vorgenannten Geſetzes⸗ 
beſtimmung entſprechende Verſicherung abgegeben hat, und daß auch in 
§ 19 d VO. v. 26. Mai 1933 eine entſprechende Anwendung des 8 903 
ZPO. vorgeſehen it. Eine ſolche entſprechende Anwendung des 8 903 
PO. ſetzt aber nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 19d Abſ. 5 
Satz 2 voraus, daß ſich der Schuldner dem die Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides verlangenden Gläubiger gegenüber darauf beruft, daß er 
in einem anderen Falle eine Verſicherung über ſein Vermögen bereits 
abgegeben habe. Eine Berückſichtigung der anderweitigen Abgabe der 
Verſicherung von Amts wegen findet alſo nicht ſtatt, und die Be⸗ 
rufung des Schuldners auf die bereits abgegebene Verſicherung muß 
nach dem Sinne der Beit. des § 19d VO. v. 26. Mai 1933 in dem 
zur Eidesleiſtung beſtimmten Termin vor dem Erlaß eines Haft⸗ 
befehls erfolgen. Wer erſt Haftbefehl gegen ſich ergehen läßt, dem ſoll 
die Rechtswohltat des Vollſtreckungsſchutzes nicht zugute kommen. 
Eine Ausnahme gilt nur nach der den vorliegenden Fall aber nicht 
treffenden Übergangsbeſtimmung des Art. 7 Abſ. 3 des Gef. über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
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26. Mai 1933 dann, wenn ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes Gef. 
(30. Mai 1933) die Haft angeordnet war. Der nachträgliche, in der 
Beſchwerdeſchrift v. 29. Sept. 1933 enthaltene Hinweis des Schuldners 
auf die ſchon früher abgegebene Verſicherung kann daher die Feſt⸗ 
ſtellung, der Schuldner ſei in dem gegenwärtigen Verfahren am 
3. Aug. 1933 zur Leiſtung des Offenbarungseides nicht verpflichtet ge⸗ 
weſen, nicht rechtfertigen. Dabei ſei noch darauf hingewieſen, daß 
gerade das Nichterſcheinen des Schuldners im Termin v. 3. Aug. 1933 
als ein Umſtand erachtet werden könnte, der trotz der bereits ab⸗ 
gegebenen Verſicherung die Anordnung der Eidesleiſtung, wie es in 
Abſ. 2 und 4 des 8 19d VO. v. 26. Mai 1933 vorgeſehen ift, recht⸗ 
fertigen könnte. 
(OLG. Kölu, Beſchl. v. 4. Nov. 1933, 6 W 345/33.) 
Eingeſ. von LER. Dr. Wilhelm Bendiek, Köln. 
* 
Stuttgart. 


5. 5 61a Abſ. 1 RA Geb. Gebühr für Vertretung 
bei außergerichtlicher Schuldenregelung. f) 

In der Gläubigerverſammlung zur außergerichtlichen Be⸗ 
gleichung der Schulden des Grafen E. vertrat der Kl., der RA. 
iſt, den Bekl. Eine Vergütung dafür ift weder in der deutſchen RA⸗ 
Geb. noch in einem Landesgeſetz vorgeſehen. Die Tätigkeit kommt 
am nächſten der im §61 a Abſ. 1 RAcGebO. behandelten 2690 


im Vergleichsverfahren. Dafür bekommt der RA. eine Gebühr 


Zu 5. Die Entſch. iſt unzutreffend. Sie zeigt, wie fremd die 
Gerichte ſelbſt elementaren Grundſätzen des Anwaltsgebühren⸗ 
rechts gegenüberſtehen. 

Das DES. ſucht unmittelbar nach einer entſprechend 
anwendbaren Beſt. der deutſchen RAGebO., während deren Beſt. 
zunächſt einmal analog nur dann angewendet werden kön⸗ 
nen, wenn die von dem RA. entwickelte Tätigkeit überhaupt dem 
Gebiet angehört, auf das ſich dieſes Geſetz bezieht; gem. 8 1 alfo 
auf das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten ſowie auf die⸗ 
jenige beratende Berufstätigkeit, die den Beginn oder die Fort⸗ 
ſetzung eines ſolchen Verfahrens betrifft. Darüber, daß dies allein 
der Sinn des § 89 NAGEGD. iſt, der die analoge Anwendbarkeit 
der Reichsgebührenbeſtimmungen normiert, herrſcht nur eine 
Meinung. Da es ſich aber bei der außergerichtlichen Schulden⸗ 
regelung um eine Tätigkeit handelt, die die Fernhaltung gericht⸗ 
lichen Eingreifens gerade zum Ziele hat, kann für die Honorierung 
des RA. nur die LGebO. in Betracht kommen (vgl. Walter- 
Joachim⸗Friedlaender, Vorbem. II 3 vor § 53 RAGEO. 
mit weiteren Nachweiſungen; außer den dort genannten noch: 
Emmerich, Die Sanierung I S. 189; bei Sydow⸗Buſch⸗ 
Krieg, Erl. 1 zu 8 89 handelt es ſich hinſichtlich EH. 6 S. 224 
um ein Fehlzitat, in E GH. 10 S. 58 um einen außergerichtlichen 
Vergleich während ſchwebenden Konkursverfahrens). 

Die Wirt RAGED. und die PrRAcgebO. find einander 
weitgehend angeglichen. In den hier in Betracht kommenden 
Punkten ſtimmen fie völlig überein. In beiden LGebO. beſteht 
eine beſondere Beſt. über die Vergütung der Tätigkeit des RA. 
in einem Verfahren betr. außergerichtliche Schuldenregelung nicht. 
Es kommen daher die Art. 8, 9, 12, 13 und 16 der WürttRAGebD. 
bzw. die Art. 8— 42, 13, 14 PrRAcGeb O. in Frage. Da die Tätig- 
keit des RA. bei einer umfaſſenden Sanierung der Aufteilung in 
Einzelhandlungen, wie die Art. 8, 9, 12, 13 WürttgAGeb O. und 
die Art. 8—12, auch 13 Pra AGebO. fie vorausſetzen, in aller 
Regel nicht zugänglich iſt, ſo iſt die Vergütung nunmehr nach 
Art. 16 WürttRAGebO. bzw. Art. 14 PrRAcebO. unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchr. der deutſchen RAGebO. zu 
ermitteln (vol. Friedlaender⸗Krämer, PrꝗAGebO., 
Erl. 13 zu Art. 14). 

Und hier ſtößt man nun allerdings auf 861 à Abſ. 1, der 
dem RA. eine volle Gebühr nach 89 für die Tätigkeit im Ver⸗ 
gleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes zuſpricht. Für die 
entſprechende Anwendung von S. 2, nach welchem ſich bei Er⸗ 
ledigung der Vertretung vor dem Vergleichstermin die Gebühr 
um die Hälfte verringert, iſt jedoch wiederum kein Raum. Dieſe 
Beſt. iſt ausſchließlich auf den Beſtand eines gerichtlichen Verfah⸗ 
rens zugeſchnitten und widerſtrebt daher ſchon aus dieſem Grunde 
entſprechender Anwendung auf private Schuldenregelungen. Das 
OLG. ſcheint anzunehmen, daß S. 2 dann zur (unmittelbaren) 
Anwendung kommt, wenn es in einem Vergleichsverfahren zu 
einem gerichtlichen Termin nicht kommt. Der Regelfall, den S. 2 
im Auge hat, iſt jedoch der, daß der Termin zwar ſtattfindet, der 
Auftrag des RA. jedoch vor dem Termin ſeine Erledigung (ihr 
Grund ſpielt keine Rolle) findet. Sodann aber iſt doch — ſobeit 
man überhaupt von Analogie reden kann — das Zuſtandebringen 
der Sanierung zumindeſt der Vertretung des RA. im Vergleichs⸗ 
termin gleichzuſetzen. Hier war alſo unter allen Umſtänden ſtatt 
510 die volle Gebühr zuzuſprechen. 

RA. Günter Legart, Berlin. 


62. Jahrg. 1933 Heft 50] 


nach § 9, die ſich um die Hälfte ermäßigt, wenn ſich die Vertre⸗ 
tung vor dem Vergleichstermin erledigt. Dieſe fünf Zehntel ſind 
bier voll berechtigt, weil die Zuſtimmung der Gläubiger zur Still⸗ 
haltung für das Zuſtandekommen der Sanierung maßgebend war. 

(OG. Stuttgart, 1. Ziv Sen., Urt. v. 14. Juli 1933, U 562/33.) 


b) Straſſachen. 


6. 88 242 ff. StGB. Entgegen einer im Schrifttum 
vertretenen Auffaſſung iſt die aus Not erfolgte Ent⸗ 
wendung einer vom Täter für wertvoll gehaltenen wert⸗ 
loſen Sache weder als Notdiebſtahl noch als Verſuch des 
gemeinen Diebſtahls, ſondern als vollendeter Diebſtahl 
anzuſehen. 

In der Nacht vom 11./12. Aug. 1933 ſtieg der Angekl. von 
einem Balkon des Nebengebäudes des Hotels aus, in dem er näch⸗ 
tigen wollte, durch ein offenſtehendes Fenſter in ein Fremdenzimmer 
ein, um Geld und Lebensmittel zu ſtehlen. Er fand am Waſchtiſch 
des Fremdenzimmers einen Gegenſtand, den er für eine (wertvolle) 
Brieftaſche hielt, und nahm ihn mit; es war tatſächlich nur ein 
wertloſes Notizbuch. Eine im Zimmer hängende Hoſe durchſuchte er 
vergeblich nach Geld. Der Angelkl. befand fi zur Zeit der Tat in 
Not; Not war auch der Beweggrund ſeines Handelns. Sein Vorſatz 
ging nicht nur auf die Entwendung eines geringwertigen Gegenſtandes. 

Der Tatbeſtand des 8 248 a SGB. iſt nicht gegeben. Der 
Angekl. hat zwar einen geringwertigen Gegenſtand (das Notizbuch) 
entwendet und „aus Not“ gehandelt, aber ſein Vorſatz ging nicht, wie 
8 248 à erfordert, auf Entwendung eines geringwertigen Gegenſtandes 
(vgl. RGSt. 46, 265 [267]). Der Anſicht des Lpzͤgomm. (4. Aufl., 
N. 2 zu 82483 StGB. S. 798), wonach auch in Fällen, in denen 
der Täter einen geringwertigen Gegenſtand für wertvoll hält, der Tat⸗ 
beſtand des § 248 a vorliegen ſoll, kann nicht beigetreten werden. 
Auch wenn ſelbſtverſtändlich der Irrtum „die geringfügigen Gegen⸗ 
ſtände nicht zu wertvollen umzuwandeln“ vermag (Lpz Komm. a. a. O.), 
fehlt es doch an dem zum Tatbeſtand des § 248 a StGB. gehörenden 
ſubjektiven Erfordernis. 

Es bleibt dauach zu prüfen, ob vollendeter, ſchwerer Dieb⸗ 
ſtahl oder im Hinblick auf den Irrtum des Angehl. über den mitgenont⸗ 
menen Gegenſtand, nur Verſuch des ſchweren Diebſtahls vorliegt. 

Der Tatbeſtand des § 248 a StGB. enthält ein ſelbſtändiges 
Vergehen des Notdiebſtahls und der Notunterſchlagung; dies ergibt 
ſich ſowohl aus dem beſonderen Ausdrucke „Entwendung“ als auch 
aus Abſ. 3 des 8 248 a, der angeſichts des Abſ. 2 des 8 247 ſich er⸗ 
übrigt hätte, wenn § 248 a nur privilegierte Fälle des Diebſtahls 
(und der Unterſchlagung) hätte aufſtellen wollen (vgl. Olshauſen, 
Komm. z. RStGB., 11. Aufl., Note 1 zu § 248 a S. 1230 oben und 
Frank, 18. Aufl., Note 1 zu § 248 a). Wie jedoch RGSt. 46, 265 
(267) ausdrücklich hervorhebt, ſetzt die Anwendung des § 248 à immer 
voraus, daß der Vorſatz des Täters auf Entwendung eines gering⸗ 
wertigen Gegenſtands gerichtet iſt. Liegt, wie im vorl. Fall, nach der 
ausdrücklichen und rechtsirrtumsfreien Feſtſtellung des Shöff®., dieſer 
Vorſatz nicht vor, jo muß § 248 a für die weitere Beurteilung des 
Sachverhalts völlig ausſcheiden. Auch der Charakter des § 248 à als 
ſtrafrechtlicher Sondertatbeſtand kann, da es vorliegendenfalls teil⸗ 
weiſe an ſeinen Tatbeſtandsmerkmalen fehlt, an dieſem Ergebnis nichts 
ändern. Hierfür ſpricht auch, daß die diebiſche Abſicht bei einer Ent⸗ 
wendung nach § 248 a und beim gemeinen Diebſtahl, wie das RG. 
für den rechtlich gleichgelagerten Fall des § 370 Ziff. 5 im Verhältnis 
zu § 242 StGB. ausgeführt hat (RGSt. 14, 312), grundſätzlich recht⸗ 
lich die gleiche iſt. Die Tat des Angekl. muß daher unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der 88 242, 243, 244 StGB. beurteilt werden. Die Weg⸗ 
nahme einer fremden beweglichen Sache i. S. des gemeinen Diebſtahls 
(8 242) liegt auch dann vor, wenn die vom Täter entwendete Sache 
nur geringen Wert hat, da in dieſer Hinſicht 8 242 keine Unter⸗ 
ſcheidung vornimmt, es mithin i. S. dieſer Beſtimmung tatbeſtandlich 
belanglos erſcheint, ob die geſtohlene Sache wertvoll iſt oder nicht. 
Hiernach hindert der Irrtum des Angel., der ein faſt wertloſes 
Notizbuch für eine wertvolle Brieftaſche gehalten hat, nicht die Voll⸗ 
endung des Diebſtahlstatbeſtandes, der im übrigen nach den getroffenen 
erſtinſtanzlichen Feſtſtellungen auch bzgl. des erſchwerenden Umſtandes 
des Einſteigens und der Rückfallsvorausſetzungen gegeben iſt. Dieſe 
Auffaſſung entſpricht auch einer natürlichen Betrachtung der Dinge. 
Olshauſen (a. a. O. Note 6 a. E.) und Schwarz (2. Aufl., Note 4 
zu 8 248 a StB.) nehmen bei dem hier vorliegenden Irrtum des 
Angekl. lediglich verſuchten Diebſtahl an, geben aber für ihre Anſicht 
keine Begründung. Frank (a. a. O. Note IV) läßt dahingeſtellt, ob 
vom Standpunkt der vom RG. vertretenen ſubjektiven Theorie voll⸗ 
endeter oder verſuchter gemeiner Diebſtahl anzunehmen wäre. 


(OLG. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 9. Nov. 1933, 8 M 77/33.) 
Ber. von OSR. Dr. Deitigsmann, Karlsruhe. 


Karlsruhe. 
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Lanoͤgerichte. 


Altona. Zivilſachen. 


1. 88157, 657 ff. BGB. Auch der Fiskus muß bei 
Auslobungen feine Erklärungen ſo gegen ſich gelten 
ln wie fie nach der Verfehrsanffafjung zu verſtehen 
ind. +) 

Aus Aulaß eines Mordfalls erließ der Polizeipräſident in X. 
eine Preſſenotiz, in der es nach Schilderung des Sachverhalts 
wörtlich hieß: „Auf die Ermittlung des Täters find 1000 7 
Belohnung, nur für das Publikum beſtimmt, in Ausſicht geſtellt.“ 
Zwei Perſonen, die zur Ermittlung dienliche Angaben machten, 
wurde die beanſpruchte Belohnung verſagt mit der Begr., daß 
sel ns nicht ausgeſetzt, ſondern nur in Ausſicht ge⸗ 
tellt fer. 

Die Notiz entſpricht inſofern nicht dem Wortlaut der im 
§ 657 BGB. für die Auslobung gegebenen Begriffsbeſtimmung, 
als an Stelle des Wortes „ausſetzt“ die Worte „in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt“ gebraucht ſind. Es mag ferner dem bekl. Fiskus zugegeben 
werden, daß der PolPräſ. ſich bei der Veröffentlichung der Notiz 
noch zu keiner Belohnung verpflichten, ſondern ſie eben nur in 
Ausſicht ſtellen wollte. Gem. § 157 BGB. ſind aber Verträge, zu 
denen auch Auslobungen gehören, ſo auszulegen, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Bei 
einer ſolchen Auslegung iſt nicht nur die Meinung des rechts⸗ 
kundigen Publikums in Betracht zu ziehen. Dieſes würde in der 
Notiz keine Auslobung erblickt haben, durfte es auch nicht, weil 


Zu 1. Dem Urt. iſt im Ergebnis, nicht jedoch in der Begr. 
zuzuſtimmen. 

1. Auslobung iſt die Ausſetzung einer Belohnung für ein 
beſtimmtes Verhalten oder einen beſtimmten Erfolg durch öffent⸗ 
liche Bekanntmachung (8657 BGB.). Ob eine Belohnung aus⸗ 
geſetzt, d. h. verſprochen iſt, iſt im Einzelfalle Frage der Aus⸗ 
legung. Niemals kann es darauf ankommen, ob die Worte „eine 
Belohnung ausſetzen“ gerade gewählt worden ſind, wenn 
die Belohnung nur nach dem Sinn der Erklärung als ver⸗ 
ſprochen anzuſehen iſt. Dieſen Sinn hat das LG. durch Aus le⸗ 
gung zu gewinnen verſucht. Dabei hat es ohne jede nähere 
Begr. die Auslobung als Vertrag angeſehen, während ſie nach 
herrſchender Auffaſſung als einſeitige Willenserklärung an⸗ 
zuſehen iſt (vgl. RGRKomm. § 657 Vorbem.; Enneccerus⸗ 
Lehmann $156, I und weiteres Schrifttum in Note 3). 

2. Infolgedeſſen mußte bei dieſer Auslegung nach 8 133 
BGB., nicht nach § 157, der nur auf Verträge Anwendung findet, 
verfahren werden. Zu erforſchen war der wirkliche und er⸗ 
klärte Wille des PolPräſ. Aber dieſer Grundſatz gilt nicht ohne 
eine wichtige Einſchränkung bei Erklärungen, die für einen an⸗ 
dern beſtimmt ſind und für ihn beſtimmend ſein ſollten: 
„Der erklärte Wille iſt ... jo zu ermitteln, wie die Beteilig⸗ 
ten ihre Erklärungen nach allgemeinen, im Verkehr zwi⸗ 
ſchen billig denkenden Menſchen herrſchenden Anſchauungen zu 
berſtehen berechtigt waren“ (RG.: JW. 1928, 166). Noch 
deutlicher iſt die Schranke für den vorl. Fall RG. 101, 247 auf⸗ 
gezeigt: „Zur Auslegung einer Willenserklärung können Um⸗ 
ſtände nicht herangezogen werden, die für den Empfänger 
der Erklärung nicht erkennbar waren“ (vgl. grundſätzlich auch 
Enneccerus⸗Nipperdep, 8 192, J). Da die Erklärung des 
PolPräſ. an eine unbeſtimmte Vielzahl von Empfängern gerichtet 
war, iſt im Ergebnis die Annahme des LG. richtig, daß es darauf 
ankommt, wie die Erklärung von billig denkenden Menſchen ver⸗ 
ſtanden werden mußte. 

3. Die für die Auslegung berückſichtigten Momente ſind im 
allgemeinen richtig und rechtfertigen das Ergebnis. Nicht zuzu⸗ 
ſtimmen wäre allerdings der Unterſcheidung für den Fall, daß 
ein Rechtskundiger den Anſpruch erheben würde. Auch für 
dieſen würde entſcheidend die Auffaſſung ſein, daß ſeine Mit⸗ 
wirkung durch eine Belohnung angeſpornt werden ſolle, er würde 
die Verwendung der Worte „in Ausſicht ſtellen“ für eine ſprach⸗ 
liche Ungenauigkeit halten und auch dafür halten dürfen. 

4. Denn die Auslegung ſteht unter dem Grundſatz von 
Treu und Glauben, der ein allgemeiner, das geſamte 
Rechtsleben beherrſchender Grundſatz iſt. Das RG. hat ſich zwar 
in früheren Entſch. dahin ausgeſprochen, daß im öffentlichen 
Recht dieſer Grundſatz nur uuter Umſtänden Anwendung 
finden könne (zuletzt RG. 125, 298 = IW. 1929, 3375 u. 125, 318 
= 5%. 1929, 3377) in anderen Entſch. jedoch ſich für die Geltung 
von Treu und Glauben auch im öffentlichen Recht uneinge⸗ 
ſchränkt ausgeſprochen. Für die Auslegung findet ſich ein 
ſchönes Beiſpiel: RG. 110, 387: „Hätte fie (die Gemeinde) alſo ihre 
Zuſagen nach den erwähnten Richtungen hin beſchränken wollen, ſo 
hätte fie dies nach dem auch für die Auslegung öffentlich⸗ rechtlicher 
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die Bekanntmachung ſich weder mit dem Wortlaut der Geſetzes⸗ 
vorſchr. des 5657 BGB. noch mit der bei der Polizei für Aus⸗ 
lobungen üblichen Form deckt. Da die Form der Bekanntmachung 
jedoch eine große Ahnlichkeit mit dem geſetzlichen Auslobungs⸗ 
text und mit den üblichen polizeilichen Auslobungen aufweiſt, jo 
durfte das nicht rechtskundige Publikum, zu dem auch die Kl. ge⸗ 
hören, nach den Erfahrungen des Lebens in der Notiz ein Beloh⸗ 
nungsverſprechen ſehen, ohne daß dieſe objektiv unzutreffende 
Auffaſſung als leichtfertig oder unüberlegt angeſehen werden kann. 
Die Faſſung der Bekanntmachung mußte nämlich das Durch⸗ 
ſchnittspublikum, das an keine ſcharfe Scheidung der Begriffe ge⸗ 
wöhnt iſt, zu dem Mißverſtändnis verleiten. Auf Grund der No⸗ 
tiz mußte das Publikum annehmen, daß es zur Mitarbeit an⸗ 
geſpornt und daß der Eifer durch das Verſprechen einer geldlichen 
Zuwendung geſteigert werden ſollte. Mit dieſem Zwecke läßt ſich 
die bloße Ankündigung einer unverbindlichen Inausſichtſtellung 
einer Belohnung nicht recht vereinbaren; eine derartige Maß⸗ 
nahme, die, ſoweit dem Gericht bekannt iſt, auch nicht üblich iſt, 
konnte als Anſporn nur eine ſehr geringe Bedeutung haben. 
Daher muß der bekl. Fiskus, wenn die im § 157 BGB. nieder⸗ 
gelegten Grundſätze zu der gebotenen Anwendung gelangen ſollen, 
ſeine Preſſenotiz den Kl. gegenüber als Auslobung i. S. des 
8 657 BGB. gelten laſſen. 
(LG. Altona, 6. ZR., Urt. v. 18. Okt. 1933, 6 8 250/33.) 
Ber. von LER. Schumacher, Altona. 
* 

Berlin. 

2. 88 2, 3 Geſ. über das Kündigungsrecht der durch 
das Geſ. zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
betroffenen Perſonen v. 7. April 1933. Das AG. hat im 
Widerſpruchsverfahren nur zu prüfen, ob die Fortſetzung 
des Mietverhältniſſes dem Mieter zuzumuten iſt. Im 
übrigen hat das AG. von dem Sachvortrag des Vermie⸗ 
ters auszugehen, der ſich — wenigſtens — für das Wider⸗ 
ſpruchsverfahren auf den Standpunkt zu ſtellen hat, daß 
der Mieter zu dem nach den Vorſchriften des Geſ. zur 
Wiederherſtellung des Berufs beamtentums betroffenen 
Perſonenkreis gehört. 

Der Antragsgegner iſt Mieter einer Wohnung im Hauſe des 
Antragſtellers. Er hat mit Schreiben v. 14. Sept. 1933 unter Bezug⸗ 
nahme auf das Geſetz über das Kündigungsrecht der durch das Geſetz 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonen 
b. 7. April 1933 (RGBl. I, 187) (Künd Sch.) das Mitverhältnis 
zum 31. Dez. 1933 gekündigt, da er als Jude durch die Gleich⸗ 
ſchaltung ſeine Stellung verloren habe. 

Der Antragſteller hat gegen dieſe Kündigung Widerſpruch er⸗ 
hoben. Er hat den Widerſpruch damit begründet, daß der Antrags⸗ 
gegner in ſeiner Eigenſchaft als kaufmänniſcher Angeſtellter, der über⸗ 
dies Kriegsbeſchädigter ſei, nicht zu dem Perſonenkreis gehöre, der 
durch das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums be⸗ 


Erklärungen maßgebenden Grundſatz von Treu und Glauben dem 
Kl. in unzweideutiger Weiſe kundgeben müſſen.“ Weitere 
Entſch. finden ſich RG. 124, 232 und 126, 96 = JW. 1931, 309 
und 244 JW. 1930, 1188. Dabei iſt RG. 124, 233 = JW. 
1929, 2334 mit Recht hervorgehoben, daß die Erforderniſſe 
von Treu und Glauben völlig verſchieden ſein können, je 
nachdem es ſich um bürgerlich⸗ rechtliche oder öffentlich⸗recht⸗ 
liche Anſprüche und Rechtsbeziehungen handelt. Auch im 
öffentlichen Recht beſtehen für die Anwendunng des Grundſatzes 
große Unterſchiede. Ich glaube, daß man mit den angeführten 
Entſch. für die uneingeſchränkte Geltung des Grundſatzes 
von Treu und Glauben im öffentlichen Recht eintreten muß. Ich 
halte es daher nicht für zutreffend, von den Grenzen der An⸗ 
wendung dieſes Grundſatzes zu ſprechen, etwa dort, wo das Inter⸗ 
eſſe an der 9 einer feſten Form oder das Gemeinwohl 
überwiege (fo Poetzſch⸗Heffter, „Treu und Glauben“ und 
„gute Sitten“ im öffentlichen Recht: 53. 1933, 739 ff., insbeſ. 
741 f.). Wenn, wie auch Poetzſch⸗Heffter a. a. O. aner⸗ 
kennt, die allgemeine Geltung des Grundſatzes von Treu und 
Glauben eine Forderung des Gemeinwohles iſt, dann kann m. E. 
dieſer Grundſatz nicht gerade da ſeine Wirkſamkeit verlieren, wo 
ſeine Bewährung erfolgen müßte, nämlich im Gebiete der „Span⸗ 
nungen“ und „Zuſammenſtöße“ mit anderen Grundſätzen. Die 
praktiſche Anwendung des Grundſatzes von Treu und Glauben 
bedingt gerade die Abwägung der beiderſeitigen Belange, die 
BerückſichtigQung allgemeiner Geſichtspunkte, des Gemein⸗ 
wohls und eventuell auch politiſcher Notwendigkeiten verſtößt nicht 
gegen Treu und Glauben, ſondern wird — in Zukunft mehr als 
bisher — gefordert. Wenn der heutige Staat, der dem Grundſatz 
von Treu und Glauben eine weſentlich wertbeſtimmtere ſittliche 
und rechtliche Bedeutung geben will, deſſen Beachtung als oberſte 
Richtſchnur für das Handeln ſeiner Bürger und für die Erfüllung 
ihrer Verträge anſieht, ſo kann er nicht die Bedeutungsloſigkeit 
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troffen worden und daher auch nicht zur außerordentlichen Kündigung 
berechtigt ſei. 

Durch die angef. Entſch. hat das AG. den Antrag des Antrag⸗ 
ſtellers Roftenpflichtig zurückgewieſen. Zur Begründung iſt ausgeführt, 
daß das AG. nicht zuſtändig ſei. Die beſondere Zuſtändigkeit des 
AG. als Schiedsſtelle nach dem Künd Sch. ſei nicht gegeben. Voraus⸗ 
ſetzung dafür, daß das AG. in dieſer beſonderen Funktion tätig werde, 
fei das Vorliegen eines Beamtenverhältniſſes im Sinne des Geſetzes zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums v. 7. April 1933 und eine 
Kündigung des Beamten, der Mieter ſei, auf Grund dieſes Geſetzes. 
Dieſe Vorausſetzungen müßten von demjenigen, der den Widerſpru 
einlege, mindeſtens behauptet ſein. Hier behauptet der Antragſteller 
aber, daß der Antragsgegner nicht Beamter ſei, eine Behauptung, 
die zweifellos richtig jei. Dann aber könne das Gericht nicht tätig 
werden. Sonſt könnte man das AG. auf die einfachſte Weiſe in 
zahlreichen Fällen zu einer Kündigungsſchiedsſtelle machen, indem man 
ſich als Mieter auf das genannte Rdef. berufe, und indem dann 
der Vermieter Widerſpruch erhebe. 

Der Antragſteller hat gegen dieſe Entſch. ſofortige Beſchwerde 
eingelegt. Er führt aus, daß die Zuſtändigkeit des US. ſich daraus 
ergebe, daß der Antragsgegner feine Kündigung auf das KündSchG. 
geſtützt habe. Wenn das AG. die Vorausſetzungen für die Kündigung 
nach dieſem Geſetz verneint habe, ſo habe es eben gerade die Kündi⸗ 
gung für unwirkſam erklären müſſen. 

Das AUG. hat mit Recht ſeine Zuſtändigkeit in dem vorliegenden 
Fall verneint. Der Ausſpruch, daß deshalb der Antrag des Antrag⸗ 
ſtellers zurückgewieſen werden müjje, mußte deshalb in entſprechender 
Anwendung der Verfahrensvorſchriften des 83 KüindShG. durch Be⸗ 
ſchluß erfolgen. Als ſolcher ſtellt ſich auch trotz gewiſſer Abweichungen 
von der üblichen Beſchlußform die angef. Entſch. dar. Gegen dieſe 
ſteht auch in entſprechender Anwendung der Verfahrensvorſchriften 
des $3 dem Antragſteller das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde 
zu. Dieſe iſt aber unbegründet. 

§1 KündSchcz. beſtimmt, daß Perſonen, die nach den Vorſchr. 
des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums ihre Be⸗ 
züge ganz oder teilweiſe verlieren, ein Mietverhältnis über Räume, 
die ſie für ſich oder ihre Familie gemietet haben, unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt kündigen können. 

§2 Künd Sch. ſieht vor, daß der Vermieter gegen die Kündigung 
Widerſpruch erheben kann, daß über den Widerſpruch das AG. zu 
entſcheiden hat, und daß die Kündigung für unwirkſam zu erklären 
it, wenn dem Mieter unter Berückſichtigung der Verhältniſſe beider 
Teile die Fortſetzung des Mietverhältniſſes zugemutet werden kann. 

Es liegt auf der Hand, daß die Kündigungsbefugnis eines Mie⸗ 
ters auf Grund des KündschG nach vielfachen Richtungen hin recht⸗ 
lichen Bedenken unterliegen kann. Wenn demgegenüber 8 2 ſich 
darauf beſchränkt, zu beſtimmen, daß die Kündigung für unwirkſam 
zu erklären iſt, wenn dem Mieter unter Berückſichtigung der Ver⸗ 
hällniſſe beider Teile die Fortſetzung des Mietverhältniſſes zu⸗ 
gemutet werden kann, jo folgt daraus, daß das ſachliche Prüfungs⸗ 
gebiet des Verfahrens vor dem AG. allein auf die Frage der Zu⸗ 


dieſes Grundſatzes für den Fall erklären, daß es ſelbſt in die Er⸗ 
ſcheinung als Beteiligter tritt. 

. Der Grundſatz von Treu und Glauben gilt alſo auch im 
öffentlichen Recht uneingeſchränkt. Selbſtverſtändlich verlangt ſeine 
Anwendung aber hier andere Geſichtspunkte als etwa bei der Aus⸗ 
legung von Rechtsbeziehungen zwiſchen Käufer und Verkäufer, 
zwiſchen Gläubiger und Schuldner. Dieſe Abweichung iſt durch 
den Unterſchied des Stoffes bedingt, ſchränkt den Grundſatz aber 
in ſeiner Geltung nicht ein. 

Neben den bereits angeführten Entſch. des RG. vertritt dieſen 
Standpunkt beſonders deutlich die Entſch. RG. 140, 156 ff. (162) 
JW. 1933, 2213. Dort heißt es: „Wohl aber muß als oberſtes 
Geſetz anerkant werden, daß die Erfüllungshandlung nicht gegen 
Treu und Glauben verſtoßen darf. Dieſer das ganze Rechtsleben 
beherrſchende Grundgedanke, der für gegenſeitige Verträge in 8 320 
Abſ. 2 BEL. eine beſondere Ausprägung erfahren hat, liegt auch 
dem 817 KO. zugrunde.“ 

Ebenſo uneingeſchränkt hat ſich neuerdings auch das Pr OVG. 
für die Geltung des Grundſatzes von Treu und Glauben im 
öffentlichen Recht ausgeſprochen (OVG. 87, 136 ff. 140), während 
in einem etwas früheren Urteil zum Ausdruck gebracht wurde, 
daß „der Grundſatz von Treu und Glauben dem öffentlichen Recht 
nicht fremd ſei“ (OVG. 83, 150). 

Am deutlichſten verfolgbar iſt die Entwicklung von vorſich⸗ 
tiger, ausnahmsweiſer Anwendung zu grundſätzlicher, all- 
gemeiner Anerkennung im Steuerrecht. Auf die Entſch. im 
einzelnen kann hier nicht eingegangen werden, es ſei aber auf die 
gute Zuſammenſtellung von Schrifttum und Entſch. dieſes Gebiets 
in dem Urt. RF H.: JW. 1933, 2178 f. verwieſen. 

5. Dieſe Geſichtspunkte laſſen die Entſch. des LG. als richtig 
erſcheinen, wenn ich ihr auch eine andere Begr. gewünſcht hätte. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
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mutbarkeit der Fortſetzung des Mietverhältniſſes für den Mieter 
beſchränkt iſt. Daraus folgt des weiteren, daß die Entſch. aller 
Zweifelsfragen im übrigen, insbeſ. derjenigen, welche die Wirkſam⸗ 
Reit der Kündigung betreffen, nicht Sache des AG. in dem Ver⸗ 
fahren des 82 KündSchGG., ſondern vielmehr des ProzGer. ift. 
Demgemäß hat das AG. in dem genannten Verfahren ſeine Prüfung 
lediglich auf die Frage der Zumutbarkeit der Fortſetzung des Miet⸗ 
verhältniſſes für den Mieter zu beſchränken, im übrigen aber ſich der 
Entſch. zweifelhafter Fragen zu enthalten. In der Sache muß das 
zur Folge haben, daß das AG. — ſoweit nicht die Zumutbarkeit der 
Fortſetzung des Mietverhältniſſes in Frage ſteht — von dem Sach⸗ 
vortrag des Vermieters auszugehen hat, der ſich — wenigſtens — 
für das Widerſpruchsverfahren auf den Standpunkt zu ſtellen hat, 
daß der Mieter zu dem nach den Vorſchr. des Geſetzes zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonenkreis ge- 
höre und auf Grund des KindShb. eine Kündigung ausgeſprochen 
habe. Denn nur in dieſem Fall ſind die Vorausſetzungen für eine 
ſachliche Entſch. des AG. über die Frage der Zumutbarkeit der 
Fortſetzung des Mietverhältniſſes für den Mieter gegeben. 

Zu einem Eingehen auf weitere Einzelheiten bietet der vor⸗ 
liegende Fall keine Veranlaſſung. Denn der Antragſteller behauptet 
ja gerade, daß der Antragsgegner nicht zu dem von den Vorſchr. des 
Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen 
Perſonenkreis gehöre und deshalb zur Kündigung nach dem Künd⸗ 
Sch. nicht berechtigt ſei. Dies zu prüfen, iſt das AGG. aber nicht be⸗ 
fugt und deshalb auch nicht in der Lage, die Kündigung aus dem 
von dem Antragſteller angegebenen Grund für unwirkſam zu er⸗ 
klären. Der Antrag des Antragſtellers, der im übrigen gar nicht 
geltend macht, daß die Fortſetzung des Mietverhältniſſes dem An⸗ 
tragsgegner zugemutet werden könne — eine Frage, über die bei 
Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen das AG. allein abſchließend 
zu befinden gehabt hätte —, iſt daher durch den angef. Veſchluß mit 
Recht als unzuläſſig zurückgewieſen worden. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 17. Nov. 1933, 247 T 16812/33. 
Ber. v. GerAſſ. Dr. Stamm, Berlin. 
* 


3. 8 900 BGB. Bucherſitzung findet auch ſtatt, wenn 
das Eigentum falſch gebucht war. 

Das AG. hat zwar zutreffend ausgeführt, daß die damaligen 
Erben zu Unrecht zu gleichen Rechten und Anteilen eingetragen ſeien; 
daß ſie vielmehr in ungeteilter Erbengemeinſchaft hätten eingetragen 
werden müſſen. Das GBA. hat aber die Frage der Erſitzung nicht 
berückſichtigt. Die Eintragung v. 4. Aug. 1891 iſt nicht als Ein⸗ 
tragung einer ungeteillen Erbengemeinſchaft aufzufaſſen. Das könnte 
man vielleicht dann, wenn die Bezeichnung „in ungeteilter Erben⸗ 
gemeinſchaft“ in der Spalte 1 der I. Abteilung vermerkt worden 
wäre. In dieſem Falle hätte der Zuſatz „zu gleichen Rechten und 
Anteilen“ keine rechtliche Bedeutung. Hier iſt aber das Eigentum der 
vier Erben ausdrücklich und ſchlechthin als Bruchteilseigentum be⸗ 
zeichnet worden. Die Ausdrucksweiſe „zu gleichen Rechten und An⸗ 
teilen“ iſt eine zuläſſige Bruchteilsangabe (RG. 76, 413 1)). Dem Um⸗ 
ſtande, daß in der Spalte „Titulus possessionis“ als Grund des Er⸗ 
werbs teſtamentariſche Erbfolge angegeben iſt, ſteht der Bedeutung der 
Eintragung in Spalte 1, d. h. der Angabe einer Bruchteilsgemein⸗ 
ſchaft nicht entgegen. Denn die Angabe der Bruchteile bzw. des Ge⸗ 
meinſchaftsverhaltuiſſes gehörte bei mehreren Eigentümern in Spalte 1. 
Aus dem in der anderen Spalte angegebenen Grunde des Erwerbs 
der Geſamtheit können daher keine Rückſchlüſſe auf das Beteiligungs⸗ 
verhältnis des einzelnen Gemeinſchafters und die Art ſeines Eigen⸗ 
tums gezogen werden. 

Es iſt alſo im Grundbuch eine Bruchteilsgemeinſchaft eingetragen 
worden, obwohl ſie in Wirklichkeit nicht beſtand. Nach § 900 BGB. 
(i. Verb. m. Art. 189 Abſ 2, 169 Ech BGB.) erwirkt derjenige, der 


als Eigentümer eines Grundſtücks im Grundbuch eingetragen iſt, ohne 


das Eigentum erlangt zu haben, dieſes Eigentum, wenn die Eintra⸗ 


gung 30 Jahre beſtanden und er während dieſer Zeit das Grundſtück 


im Eigenbeſi gehabt hat. Dieſe Grundſätze galten auch für das Mit- 
eigentum nach Bruchteilen entſprechend (vgl. RGR Komm., Anm. 1 
zu 81008 BCB. Plauck⸗Brodmann, 5. Aufl., Anm. 24 und 
5 900). Die Rechtsvorgängerin der Beſchw§. war feit dem 4. Aug. 
1891 als Bruchteilseigentümerin eingetragen, ohne dieſes Eigentum 
erlangt zu haben. Denn in Wirklichkeit war ſie nur Geſamthands⸗ 


eigenkümerin. Der Eigenbeſitz iſt nach der — auch für den Grundbuch⸗ 


richter geltenden — Lebenserfahrung (JFG. 1, 482; KG. IX 154/31) 
zu vermuten. Auch an Bruchteilen iſt Eigenbeſitz möglich (vgl. den 
Hinweis in RGRKomm., Anm. 1 zu 8 1008 auf 8 927 BGB.). Die 
Vorgängerin der BeſchwF. hat daher durch Bucherſitzung ein Viertel 
Anteil erworben, ohne daß noch einer Auflaſſung bedürfte. 
(26. Berlin, Beſchl. v. 12. Okt. 1933, 201 T 1317133.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
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Dresden. 
4. 85 900, 766, 732, 572, 767 BED. 


1. Abmachungen über die Vollſtreckung können im 
Vollſtreckungs⸗, im beſonderen im Offenbarungseid ver⸗ 
fahren, außerhalb der Tatbeſtände des § 775 3PO., keine 
Beachtung finden, im beſonderen nicht zu einſtweiliger 
Einſtellung nach $ 732 Abſ. 2 ZPO. oder 8 572 ZPO. und 
zu Beweiserhebungen führen. Solche Behauptungen ſind 
unter entſprechender Anwendung von 8 767 ARD. geltend 
zu machen. 


2. Eine „ein für allemal“ erklärte Antragsrücknahme 
ſteht erneuter Antragsſtellung nur bei entſprechendem Ver⸗ 
tragsſchluß entgegen. f) 

Wegen der gleichen Forderung iſt bereits das hieſige Ac Verfahren 
8 Sk 644/32 anhängig geweſen. In dieſen Akten befindet ſich ein 
Schreiben der Gläubigerin v. 12. Okt. 1932, wonach ſie den Offen⸗ 
barungseidantrag „ein für allemal“ zurückzieht und die Antragſtellung 
gegen ihren Willen erfolgt ſein ſoll. Mit Hinweis hierauf hat die 
BeſchwF. in dem erneut angeſtrengten Offenbarungseidverfahren ihrer 
Eidesleiſtungspflicht widerſprochen. Das AG. hat den Widerſpruch 
zurückgewieſen, da nicht erſichtlich ſei, daß jenes Schreiben eine über 
das damalige Verfahren hinausgehende Bedeutung haben ſollte. In 
der Beſchw. iſt Beweis dafür angeboten, daß ſich das Schreiben auf 
den geſamten Anſpruch der Gläubigerin bezogen habe. Dieſer beläuft 
ſich ſchon dem Stamme nach auf gegen 600 N. Im vergangenen 
und jetzt anhängigen Offenbarungseidverfahren iſt nur geltend ge⸗ 
macht eine Teilforderung von 100 RM. 

Das BeſchwGG. hält die Nachprüfung einer Behauptung über eine 
die Vollſtreckung betreffende Abmachung im Wege ordentlicher Be⸗ 
weiserhebung, wie fie im Anſchluß an eine nach § 766 ZPO. erhobene 
Erinnerung möglich iſt, nicht für zuläſſig. Denn mit einer ſolchen Be⸗ 
hauptung wird nicht ein Mangel des Offenbarungseidverfahrens gel⸗ 


Zu 4. 1. Dem LG. Dresden iſt darin zuzuſtimmen, daß der 
Zuſatz „ein für allemal“ bei der Zurücknahme eines Offenbarungseid⸗ 
antrages keine unmittelbare prozeſſuale Bedeutung hat. Es könnte 
zwar zweifelhaft fein, ob dieſer Zufa nicht einen Verzicht auf das 
Recht, den Schuldner zum Offenbarungseid zu laden, enthält. Jedoch 
it ein ſolcher Verzicht als einſeitige prozeſſuale Erklärung im Gejek 
nicht vorgeſehen, im Gegenſatz zu dem Verzicht auf den Klageanſpruch 
(8 306 ZPO.) und auf das Rechtsmittel der Berufung (8514 ZRO.), 
und es beſteht m. E. auch kein ausreichender Grund, einen ſolchen 
Verzicht über das Geſetz hinaus zuzulaſſen. Dagegen bietet der Ver⸗ 
merk „ein für allemal“ einen Anhaltspunkt dafür, daß eine Ver⸗ 
einbarung zwiſchen den Parteien getroffen iſt, nach der der Gläubiger 
den Schuldner nicht zum Offenbarungseid laden ſollte. Eine ſolche 
Vereinbarung wäre freilich im einzelnen noch zu beweiſen. Sie wäre 
aber, wie das LG. m. R. ſagt, grundſätzlich beachtlich. Denn es iſt 
allgemeine Meinung, daß Vereinbarungen, durch die das Recht des 
Gläubigers zur Zwangsvollſtreckung beſchränkt wird, zuläſſig find 
(ogl. Baumbach vor 8704 Bem. 7D; Stein⸗Jonas vor 8 704 
Bem. VI 6; Seuffert⸗Walsmann vor 8 704 Bem. 1 Abſ. VI). 

2. In welcher Weiſe könnte nun eine ſolche Vereinbarung gel⸗ 
tend gemacht werden? Das LG. Dresden hält ihre Geltendmachung 
nicht auf dem Wege der S$ 766 oder 900 Abſ. 3 ZPO., ſondern nur 
nach § 767, alſo mit der Vollſtreckungsgegenklage, für zuläſſig. Über 
dieſe Frage iſt in dieſem Jahre in der IW. bereits einmal ein Beſchl. 
veröffentlicht worden, und zwar der Beſchl. des LG. Bielefeld v. 
26. Jan. 1933: JW. 1933, 1904 mit einer Anm. von Blomeyer. 
Auch das OG. Bielefeld ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß eine Ver⸗ 
einbarung, nach der der Schuldner nicht zum Offenbarungseid geladen 
werden darf, im Offenbarungseidverfahren ſelbſt nicht berückſichtigt 
werden kann. Ich möchte in Übereinſtimmung mit Blomeyer das 
Gegenteil annehmen. Gewiß iſt es richtig, daß der Geſetzgeber bei Ab⸗ 
faſſung der ZPO. das Beſtreben gehabt hat, andere als unmittelbar 
aus dem Verfahrensrecht herzuleitende Einwendungen dem ordent⸗ 
lichen Klageverfahren vorzubehalten. Andererſeits iſt aber gerade das 
Offenbarungseidverfahren mit dem beſonderen Rechtsbehelf des Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides 
ausgeſtattet, und ein beſſeres Beiſpiel für einen ſolchen Widerspruch 
gibt es m. E. nicht, als die Behauptung, der Schuldner ſei nicht ver⸗ 
pflichtet, den Offenbarungseid zu leiſten, weil der Gläubiger darauf 
verzichtet habe. Der Grund für die Einführung dieſes beſonderen 
Rechtsbehelfs des Widerſpruchs iſt in der einſchneidenden Bedeutung 
der Leiſtung des Offenbarungseides zu ſehen. Es kann auch nicht 
maßgebend ſein, daß die Prüfung einer ſolchen Vereinbarung unter 
Umſtänden die Erhebung von Beweiſen nötig macht. Denn Beweis⸗ 
erhebungen können im Offenbarungseidverfahren auch ſonſt notwendig 
werden, ſo z. B. zur Feſtſtellung, ob der Schuldner bereits vor einem 
anderen Gericht den Offenbarungseid in den letzten fünf Jahren ge⸗ 
leiſtet hat, oder nach §S 19d ZwvVollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. 
Endlich ſcheint es mir unpraktiſch zu ſein, den Schuldner auf den um⸗ 
ſtändlichen und viel koſtſpieligeren Weg der Vollſtreckungsgegenklage 
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tend gemacht. Daß aber der nach § 900 Abſ. 3 ZPO. zu erhebende 
Widerſpruch andere als formelle Verſahrensmängel im Wege einer 
Beweiserhebung zur Geltung bringen könnte, ergibt ſich ebenfalls nicht 
aus dem Geſetz. Die Tatbeftände, die der Vollſtreckung unmittelbar 
entgegenſtehen, find in 8 775 ZPO. erſchöpfend aufgezählt. Es er⸗ 
ſcheint dem Beſchwc. mit dem Weſen des Vollſtreckungsverfahrens 
nicht vereinbar, ohne eine ſolche Nachweiſung eine angebliche Ab⸗ 
machung über die Vollſtreckung zu beachten, im beſonderen zum Gegen⸗ 
ſtande einer Beweisaufnahme zu machen und etwa inzwiſchen das Ver⸗ 
fahren nach 88 900 Abſ. 3, 766, 732 Abſ. 2 BRD. oder nach $ 572 
RD. einſtweilen einzuſtellen. 

Dem BeſchwGh. erſcheint es vielmehr eher möglich, auch nur die 
Vollſtreckung betreffende Abmachungen unter entſprechender Anwendung 
des 8767 3PO., alſo eines auf Beweiserhebung zugeſchnittenen Klage⸗ 
verfahrens, zu verfolgen, als in der Vollſtreckhung ein im Geſetze 
nicht vorgeſehenes Beweisverfahren zuzulaſſen. Das Beſtreben des 
Geſetzgebers, andere als unmittelbar aus dem Verfahrensrecht her⸗ 
zuleitende Einwendungen dem ordentlichen Klageverfahren vorzubehalten, 
zeigt die Vergleichung von 8 741 und § 774 3PO., ferner von $ 732 
und § 768 3 PO. 

Das in den Vorakten befindliche Schreiben der Gläubigerin zeigt 
nicht einen Vertrag beider Parteien, der zum Verluſt des pro⸗ 
zeſſualen Anſpruchs auf Betreibung des Offenbarungseidverfahrens ge⸗ 
führt hatte. Es liegt nur eine einſeitige Erklärung der Gläubigerin 
vor, von deren Inhalt wieder abzugehen das Geſetz ihr nicht verbietet. 

Auf den in der Beſchw. angebotenen Beweis andererſeits iſt nach 
dem oben Ausgeführten nicht zuzukommen. 

Soweit die BeſchwF. eine den Anſpruch betreffende Abmachung 
behaupten will, mag ſie die Erhebung einer Vollſtreckungsgegenklage 
nach 8 767 ZPO. erwägen. 


(LG. Dresden, Beſchl. v. 11. Sept. 1933, 12 BC 1443/33.) 
Ber. von LER. Dr. Rudolf Scheld, Dresden. 
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zu verweiſen, wenn das Verfahren aus 8 900 Abſ. 3 ZPO. zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Die gleiche Anſicht vertreten denn auch Baumbach 
8900 Bem. 40 b und Stein⸗Jonas 8 900 Bem. II 2. 

3. Will man aber dem LG. Dresden hinſichtlich des 8 900 Abſ. 3 
folgen, fo iſt ihm ſicherlich auch darin zuzuſtimmen, daß der 8 766 
ZPO. im vorl. Falle keine Anwendung finden kann. Die Vorſchriften 
der ZPO. über Zwangsvollſtreckung find zwingender Natur. Sie 
können nicht durch Parteivereinbarungen mit unmittelbarer prozeſſualer 
Wirkung abgeändert werden, vielmehr hat eine ſolche Vereinbarung 
über die Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung nur ſchuldrechtliche 
Bedeutung: Sie macht die trotzdem unbeſchränkt erfolgte Vollſtreckung 
nicht ordnungswidrig. Nur bei formell ordnungswidriger Zwangs⸗ 
vollſtrechung iſt aber die Erinnerung aus $ 766 ZPO. gegeben. Wenn 
Stein⸗Jonas (8 767 3PO. zu Fußnote 46) meint, ſolche Ver⸗ 
einbarungen über die Art der Vollſtreckung könnten, ſoweit ſie keine 
Stundung enthalten, nur nach SS 766 oder 900 Abſ. 3 geltend ge⸗ 
macht werden, ſo iſt ihm hinſichtlich des § 766 nicht zuzuſtimmen. 

4. Es bleibt dann alſo nur die Frage offen, ob der vertragliche 
Ausſchluß des Offenbarungseides zur Vollſtreckungsgegenklage aus 
8767 3 O. berechtigt. Ich möchte dieſe Frage verneinen. § 767 hat 
unzweifelhaft zunächſt nur materiellrechtliche Einwendungen im Auge. 
Um eine ſolche handelt es ſich hier nicht. Blomeyer will aber in 
der obenerwähnten Anmerkung den 8 767 auch auf ſolche Fälle an⸗ 
wenden, in denen der Glaubiger ſich ſeines Rechts auf Vollſtreckung 
begeben hat. Das iſt m. E. zu unbeſtimmt. In dem Verzicht auf die 
Vollſtreckung überhaupt kann eine Stundung liegen. Das wird ſogar 
meiſtens der Fall ſein. Dann iſt die Vollſtreckungsgegenklage ſchon 
nach dem Wortlaut des 8 767 ohne weiteres gegeben. Für den Ver⸗ 
zicht auf einzelne Vollſtreckungsarten gibt 8 785 ZPO. einen brauch 
baren Maßſtab an die Hand. Er läßt erkennen, daß die Geltend⸗ 
machung einer gegenſtändlich beſchränkten Haftung im Wege der 
Vollſtreckungsgegenklage zu erfolgen hat. Was für geſetzliche Haftungs⸗ 
beſchränkungen gilt, muß auch für vertraglich vereinbarte Haftungs⸗ 
beſchränkungen möglich ſein, ſoweit ſie ſich auf beſtimmte Vermögens⸗ 
werte oder Vermögensmaſſen beziehen. Dagegen iſt die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nicht für andere Vereinbarungen über die Beſchränkung 
der Vollſtreckung gegeben, Vereinbarungen, deren Inhalt ſich auf den 
Ausſchluß prozeſſualer Vorſchriften beſchränkt und im Gegenſatz zu 
den gegenſtändlichen Haftungsbeſchränkungen keinerlei materiellrecht⸗ 
liche Bedeutung hat, wie insbeſ. der Ausſchluß des Offenbarungseides. 
Zudem würde in dem Bielefelder Fall, in dem die Vereinbarung 
offenbar ſchon vor der Klagerhebung im Vorprozeß getroffen war, 
eine Vollſtreckungsgegenklage ſchon mit Rückſicht auf die zeitliche Be⸗ 
ſchränkung des § 767 Abſ. 2 nicht mehr zuläfiig fein. Denn ich ver⸗ 
mag der Anſicht nicht zuzuſtimmen, daß ſolche Abreden über den 
Ausſchluß der Zwangsvollſtreckung in beſtimmter Hinſicht auch ohne 
Vorbehalt im Urt. ſtets noch in der Vollſtreckungsinſtanz vorgebracht 
werden könnten, weil ſie ſich nur gegen die Vollſtreckung als ſolche 
richteten (vgl. Stein⸗Jonas 8 767 zu Fußnote 57; Seuffert⸗ 
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5. 8 66 Gen G.; 88 829, 835 ZPO. Im Hinblick auf 
886 Gen. iſt für denſelben G ed derſelben 
Forderung eine wiederholte Pfändung und Überweiſung 
in das Auseinanderſetzungsguthaben zuläſſig, ohne daß 
ein Verzicht auf die Rechte aus der früheren Vollſtreckung 
erforderlich wäre. }) 

Die Beim. will vollſtrecken in das für den Schuldner ſich 
bei der Auseinanderſetzung mit der Baugenoſſenſchaft D.⸗H. er⸗ 
gebende Guthaben. Sie hat demgemäß den Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß 48 SR 910/33 v. 22. Mat 1933 erwirkt, der ſich 
auf das bei der Auseinanderſetzung ergebende Guthaben bezieht; 
dieſer Pfandungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß iſt wirkſam gewor⸗ 
den durch Zuſtellung an die Drittſchuldnerin am 30. Mai 1933. 
Die BeſchwF. erſtrebt die gleiche Vollſtreckung erneut: Am 14. Nov. 
1932 jet die erfolgloſe Pfändung beim Schuldner erfolgt. Gemäß 
§ 66 Genc. könne fie daher auf Grund des bereits wirkſam ge 
wordenen Vollſtreckungsbeſchluſſes nicht an Stelle des Schuldners 
das Kündigungsrecht ausüben. Das Ach. hat den Antrag zurück⸗ 
gewieſen, Ben Kl nicht auf die Rechte aus dem er⸗ 
gangenen Vollſtreckungsbeſchluß verzichtet hat (vgl. den Zwiſchen⸗ 
beſchl. v. 25. Aug. 1933). 8 Sn 

Der ergangene Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß iſt 
wirkſam. Nur das Kündigungsrecht hat die BeihwF. nicht, wenn 
eine Vollſtreckungshandlung beim Schuldner, gleichgültig von wel⸗ 
chem Glaubiger, weiter als 6 Monate zurückliegt. Damit ſie dieſes 
Kündigungsrecht erlangt, iſt alſo eine erneute Vollſtreckungshand⸗ 
lung erforderlich. Im Kommentar zum Gen. von Pariſius 
(1928, Anm. 5 zu § 66) wird zwar die bloße nochmalige Vornahme 
der Überweiſung für genügend erachtet. Jedoch iſt dieſe Meinung 
nach dem Wortlaut des § 66 GenG. nicht zwingend, und es be- 
ſteht die Möglichkeit, daß ein Gericht bei der Frage der wirkſamen 
Kündigung auch die erneute Pfändung für erforderlich erachtet. 
Deshalb fehlt dem Antrag nicht das Rechtsſchutzbedürfnis. 

Mit Recht iſt im Zwiſchenbeſchluß des Rechtspflegers auf die 
Bedenken in der Richtung hingewieſen, daß ohne vorherigen Ver⸗ 


Wals mann 8 767 Ben. 3a). Das iſt in den Fällen geſetzlicher 
Haftungsbeſchrankungen ebenſo: Auch fie können erſt in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung berückſichtigt werden, und trotzdem ſchreibt § 780 3PO. 
vor, daß ſie — wenigſtens in allgemeiner Form — dem Schuldner 
im Urt. vorbehalten werden müſſen. Wenn der Schuldner geſetzliche 
Haftungsbeſchränkungen im Prozeß ſelbſt vorbringen muß, ſo mag er 
auch vertragliche Beſchränkungen vor dem Urt. einwenden. Es beſteht 
kein Grund, ihn in dem einen Fall ſtärker zu ſchützen als in dem 
anderen (vgl. auch Baumbach vor 8704 Ben. 7 D und Stein⸗ 
Jonas 8767 zu Fußnote 45 a). 
RA. Dr. Bartels, Bochum. 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Es iſt in der Rſpr. und im Schrifttum anerkannt, daß der 
Genoſſe über das bei ſeinem Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft 
entſtehende Auseinanderſetzungsguthaben jederzeit verfügen kann. 
Dieſe künftige Forderung kann von dem Genoſſen jederzeit abge⸗ 
treten und verpfändet, mithin auch gepfändet werden (vgl. Pa⸗ 
riſius⸗Crüger Anm. 9 zu § 7). Die Beſt. des § 66 Gen®. 
regelt nicht die Vorausſetzungen, unter denen eine Pfändung und 
Überweiſung des Geſchäftsguthabens erfolgen kann, ſondern die 
Vorausſetzungen, unter denen das Ausſcheiden des Genoſſen und 
damit die Ausſchüttung des Auseinanderſetzungsguthabens durch 
den Gläubiger herbeigeführt werden kann. Dieſer Vorſchr. iſt nicht 
etwa zu entnehmen, daß mit der Pfändung und Überweiſung be⸗ 
griffsnotwendig die Kündigung verbunden fein muß; der Gläu⸗ 
1 pn die Pfändung vornehmen, ohne daß er die Kündigung 

etreibt. 

Für den Gläubiger iſt durch den Pfändungs⸗ und Überwei⸗ 
ſungsbeſchl. v. 22.30. Mai 1933 ein wirkſames Pfandrecht an 
dem Auseinanderſetzungsguthaben entſtanden; das Kündigungs⸗ 
recht hat der Gläubiger wegen des Ablaufs der Sechsmonatsfriſt 
nicht erlangt. Auch wenn der Gläubiger nach Erlaß des Pfän⸗ 
dungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes eine nachträgliche fruchtloſe 
Vollſtreckung verſucht, entſteht für ihn das Kündigungsrecht nicht 
(gl. Pariſius⸗Crüger Anm. 5 zu § 66). Der Gläubiger 
hat ein Intereſſe daran, daß ihm einmal das Pfandrecht wegen 
etwaiger Zwiſchenverfügungen durch den Genoſſen oder Vollſtrek⸗ 
kungsmaßnahmen anderer Gläubiger erhalten bleibt und daß er 
ferner das Kündigungsrecht erhält. Er kann das Kündigungsrecht 
wegen der zwingenden 15 des § 66 Gen. nur durch einen er- 
neuten Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß erlangen, nachdem 
entweder ein anderer Gläubiger erfolglos vollſtreckt oder er ſelbſt 
eine erneute Vollſtreckung erfolglos verſucht hat. Daß der er⸗ 
neute Vollſtrecungsverſuch von dem Gläubiger oder ein Voll⸗ 
ſtreckungsverſuch von einem Dritten gemacht worden iſt, ergibt 
die Entſch. nicht eindeutig, dürfte indeſſen zu unterſtellen fein, da 
für die Erlangung des Kündigungsrechts der erſte Pfändungs⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 50] 
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zicht der Beſchwff. auf die Rechte aus dem früheren Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß ein doppeltes Pfandrecht entſtehen 
könnte. Ein berechtigtes Intereſſe an ſolcher Gläubigerſtellung hat 
die BeſchwF. deshalb, weil das frühere Pfandrecht im Range den 
inzwiſchen etwa von anderen Gläubigern erworbenen Pfandrechten 
vorgeht und weil andererſeits erſt die erneute Vollſtreckung ihr 
die Kündigungsmöglichkeit gibt. Das BeſchwG. vermag nicht die 
Auffaſſung zu teilen, daß, ungeachtet dieſes Intereſſes, aus allge⸗ 
meinen materiellen und prozeſſualen Geſichtspunkten der erneute 
Vollſtreckungsantrag abzulehnen ſei. Es iſt in der Rſpr. anerkannt, 
daß an derſelben Sache wegen derſelben Forderung nebeneinander 
ein geſetzliches, ein vertragliches und ein Pfändungs⸗Pfaudrecht 
beſtehen können. Im Hinblick auf die weſentliche Inhaltsgleichheit 
dieſer Pfandrechte erſcheint es deshalb grundſätzlich nicht bedenk⸗ 
lich, ein doppeltes durch Pfändung erlangtes Pfandrecht am ſelben 
Gegenſtand wegen derſelben Forderung zuzulaſſen, jedenfalls dann 
nicht, wenn hierfür ein beſonderes Intereſſe gegeben iſt; die 
Unterſtellung eines Pfandrechts, trotz der an ſich nicht gegebenen 
Vorausſetzungen, nur eines beſonderen Intereſſes wegen, iſt dem 
Geſetz nicht grundſätzlich fremd, wie § 1256 Abj.1 und Abſ. 2 
BGB. zeigt. Uberdies genügt für den Erwerb des Kündigungs⸗ 
rechtes durch die BeſchwF. ein erneuter Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß, der nach prozeſſualen Vorſchr. wirkſam wird. Ob 
er in der Lage iſt, ein materielles Pfandrecht zu erzeugen, oder 
ob dem der frühere Beſchluß mit ſeinen materiellen Wirkungen 
entgegenſteht, kann dahingeſtellt bleiben. Gegen die Zuläſſigkeit des 
formellen Aktes des Erlaſſes des erneuten Beſchluſſes ergeben ſich 
jedenfalls unter dieſem Geſichtspunkte materieller Wirkſamkeit für 
den vorl. Fall keine nach der Auffaſſung des BeſchwG. durchſchla⸗ 
gende Bedenken. 
(LG. Dresden, Beſchl. v. 25. Sept. 1933, 12 BC 1505/33.) 
Ber. von LER. Dr. Rudolf Scheld, Dresden. 
* 

Mannheim. 

6. 8 18 VO. v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302, 306). Der 
Vollſtreckungsſchutz nach 8 18 VO. v. 26. Mai 1933 (RG Bl I, 
302, 306) iſt auch bei Pfändung eigener, zur Sicherung 
übereigneter Gegenſtände anwendbar. 

Mit dem angefochtenen Beſchl. hat das AG. der Schuldnerin 


und Überweiſungsbeſchluß auf keinen Fall die Grundlage bilden 
kann. 

Es fragt ſich, welche Rechte der Gläubiger aus dem zweiten 
Pfändungs⸗ und lberweiſungsbeſchluß erhält. Eines Eingehens 
auf die Frage, ob und inwieweit an demſelben Gegenſtand wegen 
einer Forderung eines Gläubigers ein geſetzliches und ein ver⸗ 
tragliches Pfandrecht beſtehen kann, bedarf es in dieſem Zuſam⸗ 
menhang nicht. Die Frage, ob ein Pändungspfandrecht 
neben dem vertraglichen Pfandrecht begrifflich möglich iſt, iſt 
ſtrittig. Die herrſchende Meinung vertritt die Anſicht, daß ein 
Pfändungspfandrecht an im Eigentum des Gläubigers ſtehenden 
Sachen nicht begründet werden kann (vgl. Stein⸗Jonas, 
Anm. II 4 zu 8 804 und die dort aufgeführte Rſpr. und Schrift⸗ 
tum). Im Sinne dieſer Anſicht dürfte es liegen, auch die Möglich⸗ 
keit eines Pfändungspfandrechts neben einem geſetzlichen oder ver⸗ 
traglichen Pfandrecht zu verneinen. Anderer Anſicht iſt 3. B. Em⸗ 
merich, Pfandrechtkonkurrenzen, 1909, S. 45, der die Möglich⸗ 
keit des Nebeneinanderbeſtehens beider Pfandrechte bejaht, weil das 
Pfändungspfandrecht ein Recht iſt, das formaler Natur iſt, wäh⸗ 
rend das Vertragspfandrecht auf Grund privatrechtlicher materiel⸗ 
ler Normen entſteht. rl 

Um den praktiſchen Bedürfniffen Rechnung zu tragen, wird 
vielfach die Anſicht vertreten, daß der Pfändungsgläubiger, der an 
dem Pfandgegenſtand ein materielles Recht hat, in irgendeiner 
Lage des Vollſtreckungsverfahrens auf das materielle Recht ver⸗ 
zichten muß; nach der Anſicht des RG. 79, 245 = JW. 1912, 690 
erſt bei der Verwertung. Zutreffend geht m. E. Stein⸗Jonas 
davon aus, daß es dieſer Konſtruktion nicht bedarf, weil die Pfän- 
dung eigener Sachen des Gläubigers auch ohne Pfandrecht zu⸗ 
läſſig und rechtmäßig iſt und mangels eines Widerſpruchs des 
Gläubigereigentümers ordnungsmäßig zu Ende geführt werden 
kann (vgl. Anm II 4 zu § 804; ebenſo RG. 79, 245 JW. 1912, 
690), ein Standpunkt, dem die Praxis gefolgt iſt. Dieſe Anſicht 
trägt insbeſ. dem Gedanken Rechnung, daß die Vollſtreckungs⸗ 
beſtimmungen Zweckmäßigkeitsvorſchr. find, die zur Anwendung 
zu bringen ſind, wenn nicht ausdrücklich eine Verbotsnorm ent⸗ 
1 eettebt. Mit Rückſicht darauf wird auch ein für eine Forde⸗ 
rung gepfändeter Gegenſtand mangels einer entgegenſtehenden 
Beſt. nochmals für dieſe Forderung gepfändet werden können. In⸗ 
haltlich wird ein derartiges zweites Pfandrecht im allgemeinen 
wirkungslos ſein, da der Gläubiger nicht mehr Recht erlangen 
kann, als er bereits hat, ſo daß der Gläubiger im allgemeinen an 
einer nochmaligen Pfändung kein Intereſſe haben dürfte. Kann 


gem. § 18 Abſ. 4 VO. v. 26. Mai 1933 Zahlungsfriſten bewilligt 
und die Zwangsvollſtreckung einſtweilen eingeſtellt. Gläubiger 
rügt die Anwendung der genannten Verordnung. Es handle 
fi) um Sachen, die unbeſtritten im Eigentum der Gläu⸗ 
biger ſtänden und jederzeit auf Grund dieſes Rechts von der 
Schuldnerin im Wege der Klage herausverlangt werden könnten. 
Wenn die Gläubiger den für fie billigeren Weg der Fahrnis⸗ 
pfändung wählten, ſo ſei die Schuldnerin nicht beſchwert. Da es 
ſich nicht um Gegenſtände ihres beweglichen Vermögens handle, 
könne ſie den Vollſtreckungsſchutz aus der VO. v. 26. Mai 1933 
nicht für ſich in Anſpruch nehmen. 

Dieſen Ausführungen der Beſchw. kann nicht beigetreten 
werden. Es iſt der Beſchw. zwar zuzugeben, daß die Gläubiger 
im Wege der Eigentumsklage die Herausgabe der ſtrittigen Sa⸗ 
chen verlangen dürfen, ohne daß Schuldnerin die Vorſchr. des 
Vollſtreckungsſchutzes hiergegen für ſich in Anſpruch nehmen 
könnten. Wählen die Gläubiger aber nicht dieſen Weg, ſondern 
laſſen ſie, was an und für ſich zuläſſig iſt, ihre eigenen Sachen 
bei der Schuldnerin pfänden, ſo müſſen ſie es auch hinnehmen, 
wenn der Schuldnerin der geſetzliche Vollſtreckungsſchutz zugute 
kommt. Dies iſt für § 811 36 O. (Kompetenzen) bereits ent⸗ 
ſchieden (vgl. Baum bach zu §811 ZPO., Anm. 1 B a. E. und 
JW. 1930, 177). Es beſteht kein Grund, dieſer Rechtsauffaſſung 
für das Anwendungsgebiet der VO. v. 26. Mai 1933 die Geltung 
zu verſagen. 

EG. Mannheim, Beſchl. v. 16. Okt. 1933, 3 Z B 8 110/883.) 
Ber. von LGR. Dr. Fromherz, Mannheim. 


* 


7. 8 18 VO. v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302, 306). J. S. 
der VO. v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302, 306) ift das Dienen 
der gepfändeten Öegenftände zu der Erwerbstätigkeit des 
Schuldners oder ihre Zugehörigkeit zu einem vom Schuldner 
betriebenen Unternehmen nicht im Sinne des formalen 
Eigentums des Schuldners, ſondern im Sinne der wirt⸗ 
ſchaftlichen Unterlage für den Lebensunterhalt des Schuld— 
ners zu verſtehen. 

Das AG. hat den Antrag der Schuldner nach Anhörung des 
Gläubigers und des GVollz. im weſentlichen deshalb zurückgewieſen, 


der Gläubiger durch die erneute Pfändung dem Schuldner gegen⸗ 
über eine verbeſſerte Rechtsſtellung — im vorl. Fall das Kündi⸗ 
gungsrecht — erwerben, ſo kann dem Gläubiger dieſe Möglichkeit 
nur abgeſchnitten werden, wenn zwingende Vollſtreckungsbeſtim⸗ 
mungen entgegenſtehen; im vorl. Fall find derartige Beſt. nicht 
erkennbar. Der zweite Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß iſt in⸗ 
ſofern lediglich ein formaler Akt, der erforderlich iſt, um dem Gläu⸗ 
biger das Kündigungsrecht zu verſchaffen; es dürfte ſich nicht um 
die Begr. eines zweiten Pfändungspfandrechtes handeln, ſondern um 
die Fortſetzung des Pfändungsverfahrens. In materieller Ae 
dürfte ſich ergeben, daß durch das erſte Pfändungs⸗ und liber⸗ 
weiſungsverfahren das Pfändungspfandrecht vollwirkſam begrün⸗ 
det wird und daß durch das zweite Verfahren lediglich das Kün⸗ 
digungsrecht erworben wird. 

Erblickt man in dem erneuten Pfändungs⸗ und Überwei⸗ 
ſungsverfahren einen formalen Akt, ſo kann der von Pariſius⸗ 
Crüger ohne nähere Begr. vertretenen Anſicht, daß es in dieſem 
Fall nur der Überweiſung bedarf, nicht beigetreten werden (vgl. 
Anm. 5 zu § 66). Inwiefern im Hinblick auf das Kündigungsrecht 
ein Unterſchied zwiſchen der Pfändung und der Überweiſung be⸗ 
ſtehen ſoll, 1 nicht erſichtlich. Die durch den erſten Beſchluß vor⸗ 
genommene Überweiſung dürfte ebenſo wirkſam ſein wie die Pfän⸗ 
dung; das ergibt ſich am deutlichſten daraus, daß die Überweiſung 
von der Genoſſenſchaft zu beachten wäre, wenn der Genoſſe in der 
Zwiſchenzeit ſelbſt gekündigt hätte. 

Die Entſch. wird der Rechts⸗ und Jutereſſenlage des Gläu⸗ 
bigers gerecht. Auf die oben entwickelte materielle Rechtslage im 
einzelnen einzugehen, hatte das LG. keinen Anlaß. Tem LG. a0 
auch inſofern beizutreten, als das Vollſtreckungsgericht den Erla 
des zweiten Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes nicht von 
dem vorherigen Verzicht des Gläubigers abhängig machen konnte. 
Sofern ein derartiger Verzicht überhaupt erforderlich wäre, hätte 
das Vollſtreckungsgericht es dem Gläubiger überlaſſen müſſen, in 
einer ſpäteren Lage des Verfahrens, etwa bei der Einziehung des 
Auseinanderſetzungsguthabens, auf das erſtbegründete Pfandrecht 
zu verzichten. Das LG. befindet ſich inſofern in Übereinſtimmung mit 
dem vom RG. in der Entſch. RG. 89, 241 = JW. 1917, 226 aufge⸗ 
ſtellten Grundſatz, daß im Vollſtreckungsverfahren in erſter Linie 
die Zuläſſigkeit des rein formalen Verfabrens zu prüfen iſt und 
daß demgegenüber die materiellen Rechtsbeziehungen der ſpäteren 
Auseinanderſetzung zwiſchen Gläubiger und Schuldner überlaſſen 


werden können. 
GerAſſ. Dr. Horwath, Berlin. 
357* 
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weil weder die Vorausſetzungen des § 811 Ziff. 1 ZPO. noch die⸗ 
jenigen des § 18 Abſ. 2 VO. v. 26. Mai 1933 gegeben ſeien, weil 
der Schuldner zwar Schreinermeiſter ſei, das Schreinergeſchäft aber 
nicht mehr auf deſſen Namen, ſondern auf denjenigen eines ſeiner 
Söhne betrieben werde, die Schuldner mithin ſelbſt durch den Verluſt 
der Gegenſtände keinen unverhältnismäßigen Nachteil erlitten, auch 
die Kompetenzeigenſchaft nicht gegeben ſei, es ſich vielmehr um Gegen⸗ 
ſtände handle, die zur Erhaltung eines angemeſſenen Hausſtandes 
nicht unentbehrlich ſeien. 

Dieſer Entſch. und ihrer Begr. kann nicht beigetreten werden. 
Im Sinne des § 18 Abſ. 2 VO. v. 26. Mai 1933, welche den Schutz 
eines nicht böswilligen Schuldners gegen — unverhältnismäßige Nach⸗ 
teile bringende — Fahrntsvollſtreckungen bezweckt, iſt ihr „Dienen 
zu der Erwerbstätigkeit des Schuldners“ ebenſowenig wie die „Zu⸗ 
gehörigkeit zu einem von dem Schuldner betriebenen Unternehmen“ 
im Sinne des formalen Eigentums des Schuldners, ſondern 
im Sinne der wirtſchaftlichen Unterlage für den Lebensunterhalt des 
Schuldners zu verſtehen. Dieſe Vorausſetzungen ſind aber auch dann 
gegeben, wenn der Schuldner im Betriebe eines Dritten, der das Ge⸗ 
ſchaft nunmehr auf feinen Namen betreibt, weil er es übernommen 
hat, eine Erwerbstätigkeit ausübt. 


(26. Mannheim, Beſchl. v. 20. Okt. 1933, 3 ZAV 112/33.) 
Eingef. von LR. Dr. Fromherz, Mannheim. 
* 


S8. VO. v. 14. Febr. 1933 u. 25. Okt. 1933 über den 
landwirtſchaftlichen Voltſtreckungsſchutz. Der bis 31. Okt. 
1933 wirkende, bis 31. Dez. 1933 ausgedehnte Vollſtrek⸗ 
kungsſchutz macht auch eine Terminsbeſtimmung zur Zwangs⸗ 
verſteigerung auf einen ſpäteren Zeitpunkt unzulaſſig. 

Die Zwangsverſteigerung, zu welcher Termin auf 19. Dez. 
1933 beſtimmt wurde, betrifft das Grundſtück Lgb. Nr. 2796, 
19 ar 49 qm Wieſe, Weinberg und Wald im Gewarm D., mithin 
ein landwirtſchaftliches Grundſtück. Laut Art. 1 VO. v. 14. Febr. 
1933 (RGBl. I, 63) dürfen Zwangsverſteigerungen landwirt⸗ 
ſchaftlicher Grundſtücke in der Zeit bis 31. Okt. 1933 nicht durch⸗ 
geführt werden. Der Ausführung des AG., es handle ſich bei 
dieſer Terminsbeſt. nicht um eine „Durchführung“ der Zwangs⸗ 
verſteigerung, ſondern um eine, das Intereſſe des Schuldners in 
keiner Weiſe berührende, vorbereitende Maßnahme, kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Laut § 1 AusfVO. v. 14. Febr. 1933 (RGBl. I, 
64) ſind ſämtliche Verfahren zur Zwangsverſteigerung land⸗ 
wirtſchaftlicher Grundſtücke bis zum 31. Okt. 1933 kraft Geſetzes 
einſtweilen eingeſtellt. Nach dieſer Auslegung der VO. des RPräf. 
v. 14. Febr. 1933 iſt inſolange auch eine neue Terminsbeſt. zur 
Verſteigerung nicht zuläſſig. Durch die neue Beſt. des Verſteige⸗ 
rungstermins mit folgender Bek. wird auch das Intereſſe des 
Schuldners erheblich berührt. 

(LG. Mannheim, Veſchl. v. 28. Okt. 1933, 3 2 BS 119/83.) 
Ber. von LGR. Dr. Fromherz, Mannheim. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 810 Teil 5 Kap. IV Not VO. des RPräſ. v. 8. Dez. 
1931 (RG Bl. L, 699/723); BD. des RA rb M. über die Berück⸗ 
ſichtigung der Renten aus der Sozialverſicherung bei an⸗ 
deren Leiſtungen v. 10. Okt. 1932 (RG Bl. I, 496). Iſt der 
Ruhegeldanſpruch eines Gemeindeangeſtellten ortsgeſetz⸗ 
lich ſo geregelt, daß die Bezüge aus der reichsgeſetzlichen 
Sozialverſicherung auf das Ruhegeld anzurechnen ſind, 
ſo erwächſt dem Ruhegeldempfänger daraus, daß ſeine Ver⸗ 
ſicherungsbezüge durch die VO. v. 8. Dez. 1931 zum Ruhen 
kommen, kein Auſpruch auf Gewährung des vollen orts⸗ 
geſetzlichen Ruhegelds, ſolange nicht die oberſte Verwal⸗ 
fungsbehörde von der Befugnis Gebrauch macht, eine ent⸗ 
ſprechende Ausnahme anzuordnen. 

Kl., ſeit 1908 Inſtallateur im Gaswerk der behl. Stadt⸗ 
gemeinde, im Auguſt 1923 in das Dauerangeſtelltenverhältnis über⸗ 
geführt, iſt zum 1. Jan. 1929 in den Ruheſtand getreten. Auf Grund 
Ortsgeſetzes der Bekl. v. 26. März 1929 bezieht er Ruhegeld. 

Nach 8 7 Ziff. 1 Orts. der Bekl. hatte er ſich auf fein Ruhe⸗ 
geld feine Bezüge aus der reichsrechtlichen Sozialverſicherung voll an⸗ 
rechnen zu laſſen, ausgenommen, ſoweit er die Bezüge auf Grund frei⸗ 
williger Verſicherung empfing (8 7 Ziff. 3 Drts®.). — Gemäß der 
BD. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 Teil 5 Kap. IV 810 (RGBl. I, 
699/723) hatten die Bezüge des Kl. aus der Invalidenverſicherung 
neben dem Ruhegeld bis zu deſſen Höhe zu ruhen (8 10 Abſ. 1); doch 
blieb der Teil der Verſicherungsrente von dem Ruhen ausgenommen, 
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der dem Verhältnis der vom Kl. freiwillig geleiſteten Beiträge zur 
geſamten Beitragsleiſtung entſprach ($ 10 Abſ. 3 daf.)- 1 

Der Kl. beanſprucht, daß die Bekl. ihm nunmehr, ſoweit ſeine 
Verſicherungsbezuge ruhen, wieder das volle ortsgeſetzliche Ruhegeld 
mit monatlich 168,32 AM bezahle. Dieſem Verlangen hält die Bell. 
die VO. des RArbM. v. 10. Okt. 1932, in Kraft getreten rück⸗ 
wirkend auf dem 1. Jan. 1932 (RGBL. I, 496), entgegen. Nach 8 1 
Abf. 1 und 2 dieſer VO. begründet der Umſtand, daß die Inpaliden⸗ 
verſicherungsrente des Kl. ruhte, keinen Anſpruch des Kl. auf Er⸗ 
höhung der Leiſtungen, die als Verſorgung aus öffentlichen Mitteln 
gewährt werden und bei deren Bemeſſung die Leiſtungen aus der 
Sozialverſicherung berückſichtigt werden. l 

Der BerR. hat dieſen Einwand der Bekl. im Einklang mit 
dem erſten Richter für durchgreifend erachtet. Darin tritt kein Rechts⸗ 
irrtum zutage. Der Ruhegeldanſpruch des Kl. diente ſeiner Verſor⸗ 
gung und richtete ſich gegen die bekl. Stadtgemeinde, war alſo aus 
öffentlichen Mitteln zu erfüllen. Bei ſeiner Bemeſſung waren die 
Leiſtungen aus der Sozialverſicherung zu berückſichtigen. Die Tat⸗ 
beſtandsmerkmale des 81 Abſ. 2 VO. v. 10. Okt. 1932 find. mithin 
gegeben. Zweck dieſer VO. war, wie der BerR. ohne Rechtsverſtoß 
darlegt, zu verhüten, daß nicht die Erleichterung, die die Träger der 
Sozialverſicherung durch 8 1 Vo. des RPräſ. erfuhren, mit einer 
entſprechend höheren Belaſtung anderer öffentlicher Körperſchaften er⸗ 
Kauft würde. , 

Für den Kl. mag das eine Härte bedeuten, und das Ergebnis 
iſt beiden Vorderrichtern als wenig befriedigend erſchienen. Indeſſen 
hat die Verwaltungsbehörde, wie der Ber. feſtſtellt, bisher davon 
Abſtand genommen, zugunſten des Kl. oder von Angeſtellten, die ſich 
in gleicher Lage wie der Kl. befinden, „Näheres zu beſtimmen oder 
Ausnahmen anzuordnen“ (§ 1 Abſ. 2 VO. v. 10. Okt. 1932). So⸗ 
lange dies nicht geſchehen iſt, hat der Richter die gegebene Rechtslage 
hinzunehmen und feiner Entſch. zugrunde zu legen. Ein gegenteilige 
Verhalten des Richters würde ein Abweichen vom Rechtsſtandpunkt 
aus und einen Eingriff in die Verwaltung bedeuten und muß ſich 
daher verbieten. Dem, wie die Vorderrichter mit Recht ausführen, 
höchſt unbefriedigenden Ergebnis zu begegnen, wird Sache der Ver⸗ 
waltungsbehörden fein, denen die Befugniſſe des § 1 Abf. 2 a. a. O. 
eingeräumt ſind. 

(RArbG., Urt. v. 11. Okt. 1933, RAG 158/33. — Dresden.) 
* 


2. 8 242 BGB.; Teil 5 Kap. III Not VO. v. 6. Okt. 1931 
(RG Bl. , 53, 557). Wirtſchaftskriſe und Dienſtvergütungen. 
Vorausſetzungen der Herabſetzung übermäßig hoher Dienſt⸗ 
vergütungen gemäß Teil 5 Kap. III Not VO. v. 6. Okt. 1931, 
insbeſondere Form der Erklärung des Dienſtberechtigten 
gemäß 8 1. 

Nach der Rſpr. des RArbG. (vgl. RArbG. 11, 3231) ſowie 
die Urt. v. 21. Jan. 1933 [JW. 1933, 12761 = RGWarn. 1933 
Nr. 60 S. 121] und RAG 4/33 v. 24. Mai 1933 2) rechtfertigt die 
gegenwärtige Wirtſchaftskriſe trotz ihrer Ausdehnung und Schwere 
keine allgemeine Herabſetzung der dem Dienſtherrn obliegenden 
vertragsmäßigen Leiſtungen. Mit dieſer Rſpr. ſtimmt die des RG. 
überein (Urt. V3/33 v. 11. März 1933 und RG. 141, 153 f.)). 
Ein allgemeiner, aus § 242 BGB. zu entnehmender Grundſatz, daß 
wirtſchaftliche Schwierigkeiten des Dienſtherrn zu einer Minderung 
der von ihm vertragsmäßig zu zahlenden Dienſtvergütungen und 
Ruhegehälter berechtigen, iſt nicht anzuerkennen. Wenn der Dienſt⸗ 
herr beim Abſchluß des Penſionsabkommens mit dem bald dar⸗ 
auf eingetretenen ungewöhnlichen wirtſchaftlichen Rückgang nicht 
gerechnet hat, ſo wird dadurch ſeine vertragsmäßigge Verpflichtung 
hinſichtlich der Höhe der übernommenen Verpflichtung nicht be⸗ 
einträchtigt, vielmehr verlangt es der Grundſatz der Vertragstreue, 
die übernommene Verpflichtung innezuhalten. Der Rechtsgedanke 
des Fortfalles der Geſchäftsgrundlage iſt hier nur dann verwert⸗ 
bar, wenn die Umſtände, die die Geſchäftsgrundlage bilden, im 
Abkommen in irgendeiner Weiſe ſelbſt zum Ausdruck gebracht und 
damit Vertragsinhalt geworden ſind 

Die Beſt. des 5. Teils Kap. III der VO. des RPraſ. vom 
6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537, 557) find nach 8 10 des Kap. III am 
7. Okt. 1931 in Kraft getreten. Nach ihnen kann bei den vorher 
abgeſchloſſenen Dienſtverträgen der Dienſtberechtigte, falls die ver⸗ 
einbarte Vergütung oder die Verſorgungsbezuge 15 000 AM jährlich 
überſteigen, ihre Herabſetzung unter einer doppelten Vorausſetzung 
verlangen (S 1 Abſ. 1, §§ 4, 5). Einmal müſſen die Bezüge bei 
Beachtung der beſonderen Geſchäfts⸗ oder Vermögenslage des 
Dienſtberechtigten oder mit Rückſicht auf die veränderte allgemeine 
Wirtſchaftslage als übermäßig hoch anzuſehen ſein und ſodann 
muß eben deshalb dem Dienſtberechtigten ihre Weiterzahlung in 
der bisherigen Höhe nach Treu und Glauben nicht zugemutet wer⸗ 
den können (RG. 139, 230°). Das BG. läßt die Anwendbarkeit 


1) JW. 1932, 3219. 2) JW. 1933, 1677. 
3) JW. 1933, 1765. 
4) JW. 1933, 1190. 
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der NotVO. für die vor dem 1. Okt. 1933 liegende Zeit zu Un⸗ 
recht daran ſcheitern, daß der Bekl. erſt mit dem Schriftſatz vom 
31. März 1933 die formellen Erklärungen abgegeben habe, von 
denen die Vorſchr. über die Herabſetzung übermäßig hoher Dienſt⸗ 
vergütungen abhängig ſeien. Nach Kap. III 88 1, 5 ſoll der Dienſt⸗ 
berechtigte mit einer Friſt von mindeſtens 3 Monaten zum Be⸗ 
ginn des folgenden Kalendervierteljahrs durch ſchriftliche Erklärung 
gegenüber dem Dienſtverpflichteten die Bezüge auf einen angemeſ⸗ 
ſenen Betrag herabſetzen und ihm dabei eine Friſt von mindeſtens 
einem Monat beſtimmen können, innerhalb der er ſeine Anſprüche 
ganz oder teilweiſe durch Klagerhebung oder Anrufung eines ver⸗ 
einbarten Schiedsgerichts geltend zu machen hat. Wenn der Dienſt⸗ 
verpflichtete nicht binnen dieſer Friſt die Klage erhebt oder ein 
etwa vereinbartes Schiedsgericht anruft, ſo iſt er an die einſeitig 
vom Dienſtberechtigten vorgenommene Herabſetzung gebunden. Da⸗ 
mit wird klar, daß eine gütliche Einigung der Parteien möglichſt 
herbeigeführt werden ſoll. Die vom Dienſtberechtigten abgegebene 
Erklärung wird vielfach zu Verhandlungen Veranlaſſung geben 
(vgl. Vogels: JW. 1931, 3645 III 3) und oft zu einer Ver⸗ 
ſtändigung führen, aber es ſollen möglichſt bald klare Vertrags⸗ 
beziehungen hergeſtellt werden. Deshalb muß innerhalb der ge⸗ 
ſetzten Friſt, falls Einigung nicht erfolgt, vom Dienſtverpflichteten 
das Gericht angegangen werden. Wenn nun aber die Parteien be⸗ 
reits vor Gericht darüber ſtreiten, ob und in welchem Umfange die 
Herabſetzung erfolgen kann, eine Einigung aber erſichtlich nicht 
möglich iſt, ſo iſt eine ſolche Friſtſetzung jedenfalls dann über⸗ 
flüflig, wenn der Dienſtverpflichtete bereiks vorher im Klagewege 
ihre Zuläſſigkeit bekämpft und dieſe Bekämpfung durch Fortſetzung 
des Prozeſſes unter der Geltung der Not BO. aufrechterhält. So 
liegt die Sache im vorl. Falle. Es würde eine formaliſtiſche Aus⸗ 
legung der verfahrensrechtlichen Beſt. ſein, wenn man für den 
beim Inkrafttreten der VO. ſchwebenden Rechtsſtreit die Abgabe 
einer dem Inhalte des $1 genau entſprechenden Erklärung als 
unumſtößliche Vorausſetzung für die Möglichteit der Kürzung der 
übermäßigen Vergütungen und Verſorgungsanſprüche anſehen wollte. 
Es hieße das: die Form über die Sache ſtellen, was dem Sinn 
der VO. nicht entſprechen würde. 
(RelrbGd., Urt. v. 8. Nov. 1933, RAG 133/33. — Güfſtrow.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


[ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 8 44 Abſ. 2 Nr. 2 R BewG. 1931. Zur Frage, ob 
ein Kraftfahrſportverein vorwiegend die Erzielung wirt⸗ 
ſchaftlicher Vorteile für ſich oder feine Mitglieder be⸗ 
zweckt. ) 

Streitig iſt, ob das Vermögen des BeſchwF. (Kraftſport⸗ 
vereins) Betriebsvermögen i. S. des § 44 Abſ. 2 R Bew. 1931 
ift, d. h., ob die dem Verein gehörigen Gegenſtände einen gewerb⸗ 


Zu 1. Die Bedeutung der Enlſch. darf nicht überſchätzt 
werden: 8 N 

Es handelt ſich nicht um die ſubjektive Vermögensſteuer⸗ 
pflicht des Vereins, ſondern um die Aran ob ſein Vermögen als 
Gewerbebetrieb oder als ſonſtiges Vermögen anzuſehen iſt. Die 
Frage liegt hier ebenſo wie bei der Körperſchaftſteuer, wo es um 
die Abgrenzung der Erwerbsgeſellſchaft von ſonſtigen körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtigen Gebilden geht (§4 Abſ 1 Körp Stck.). Hier kommt 
es nach dem Geſetz darauf an, ob der Verein vorwiegend die 
Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ſeine Mitglieder 
bezweckt. Dieſe Frage wird bei den meiſten idealen Vereinen 
ohne weiteres zu verneinen ſein; es bleibt aber daneben ſelbſt⸗ 
verſtändlich möglich, daß ein ſolcher Verein neben andern Zwecken 
auch wirtſchaftliche Vorteile für ſeine Mitglieder erſtrebt. Damit 
wird er nicht zur Erwerbsgeſellſchaft und er hat kein gewerbliches 
Betriebsvermögen. Er bleibt aber gleichwohl ſteuerpflichtig, und 
es können einzelne Teile ſeines Vermögens auch einen Gewerbe⸗ 
betrieb darſtellen (vgl. Urt. v. 26. März 1931, III A 408/30). Auf 
den wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb allein kommt es für die hier 
erörterte Frage nicht an, dieſer ſpielt aber eine entſcheidende 
Rolle für die bekannte Frage der Steuerpflicht von Berufsver⸗ 


bänden. A 
RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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lichen Betrieb i. S. dieſer Vorſchr. darſtellen. Nach dieſer bilden 
einen gewerblichen Betrieb alle Gegenſtände, die Vereinen ge⸗ 
hören, ſofern dieſe 

1. einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb unterhalten und 

2. vorwiegend die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile 
für ſich oder ihre Mitglieder bezwecken. 

Ob der Verein einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb unter⸗ 
hält, kann dahingeſtellt bleiben, wenn anzunehmen iſt, daß er 
nicht vorwiegend die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile 
für ſich oder ſeine Mitglieder bezweckt. Dieſe Annahme trifft hier 
zu. Die Hauptaufgabe des Vereins iſt Förderung des Kraftfahr⸗ 
ſports. Sportliche Betätigung zielt aber regelmäßig nicht auf Er⸗ 
reichung wirtſchaftlicher Vorteile ab. Diefer Hauplaufgabe gegen⸗ 
über treten die ſonſt in der Satzung genannten Zwecke an Bedeu⸗ 
tung zurück, ſie dienen offenbar nur dazu, den Anreiz zum Bei⸗ 
tritt zu erhöhen und damit den Verein beſonders leiſtungsfähig zu 
machen. Wer vor die Frage geſtellt iſt, ob er Mitglied des Ver⸗ 
eins werden ſoll, wird ſchwerlich zunächſt prüfen, ob er vom Geld⸗ 
ſtandpunkt aus gegenüber dem regelmäßig nicht unbeträchtlichen 
Jahresbeitrag auf ſeine Rechnung kommt. Vielmehr wird er in 
erſter Linie die Annehmlichkeiten in Anſchlag bringen, die die Mit⸗ 
gliedſchaft in ſportlicher und geſellſchaftlicher Beziehung mit ſich 
bringt, er wird beſtrebt ſein, ein auch ihm dienendes Unternehmen 
von hoher volkswirtſchaftlicher Bedeutung zu fördern, daneben aber 
auch gern die wirtſchaftlichen Vorteile mitnehmen, die der Verein 
ihm bietet. Danach muß die Abwägung, welche der verſchiedenen 
vom Verein angeſtrebten Zwecke überwiegen, zu dem Ergebnis 
führen, daß der Verein nicht vorwiegend die Erzielung wirt⸗ 
ſchaftlicher Vorteile für ſich oder ſeine Mitglieder bezweckt. Die 
eine der in § 44 Abſ. 2 Nr. 2 R Bew. 1931 verlangten Voraus⸗ 
ſetzungen iſt alſo nicht gegeben. Damit entfällt die Möglichkeit, die 
dem Verein gehörigen Gegenſtände als einen gewerblichen Betrieb 
zu en Der Feſtſtellungsbeſcheid war deshalb erſatzlos auf⸗ 
zuheben. 

(Ri., 3. Sen., Urt. v. 31. Aug. 1933, III A 204/33 S.) 
* 


2. 8835 Abſ. 1 Ziff. 1, 36 Abſ. 1 Ziff. 1 Einfere, 
Auch die Privatdozenten ohne Lehrauftrag ſind mit den 
ihnen zufließenden Kolleggeldern lohnſteuerpflichtig Eine 
kommen aus nichtſelbſtändiger Arbeit), ohne daß es auf 
die beſondere landesrechtliche Ausgeſtaltung ihrer Rechts- 
beziehungen zur Hochſchule ankommt. 

Der BeſchwF. iſt Privatdozent ohne Lehrauftrag an der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule in Preußen. Er erhält für ſeine Tätigkeit lediglich 
die Kolleggelder, die von den Studenten an die Quäſtur entrichtet 
werden, die bei ihm belegt haben. Hörgeldbefreiungen oder ſonſtige 
Zahlungsunfähigkeit der bei ihm hörenden Studenten gehen zu ſeinen 
Laſten. Fin A. und FinGer. haben von den Bezügen, die dem Beſchwe 
in dieſer Weiſe zugefloſſen ſind, den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
vorgenommen und die Bezüge als ſolche aus unſelbſtändiger Arbeit 
i. S. von § 36 EinkStG. angeſehen Der BeſchwF. iſt der Auffaſſung, 
es handle ſich um Einkommen aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätig⸗ 
keit, nämlich aus einem freien Beruf i. S. des § 35 Eink Stg. Er 
begehrt daher Erſtattung der einbehaltenen Steuerabzugsbeträge nach 
§ 152 Abſ. 1 Satz 2 RAbgO. n. F, weil die Einbehaltung dieſer Be⸗ 
träge zu Unrecht erfolgt ſei. 

Der erk. Sen. hat zu der Frage, ob Privatdozenten ohne Lehr⸗ 
auftrag als unſelbſtändige Glieder im Organismus ihrer Hochſchulen 
anzuſehen ſeien und ob es ſich bei der Zahlung der Kolleggelder an 
dieſe Privatdozenten um Arbeitslohn handle, den RF M. um feine 
Beteiligung am Verfahren erſucht. Der RF M. iſt dem Verfahren bei⸗ 
getreten und hat zu dieſen Punkten nach Befragung einer Reihe von 
Landesregierungen folgendermaßen Stellung genommen: 

Streitig ſei, ob bei einem Privatdozenten ohne Lehrauftrag die 
Kolleggelder, die von den Studenten auf der Quäſtur eingezahlt und 
von dieſer an ihn abgeführt würden, der Lohnſteuer unterlägen. Der 
Ri M. habe ſich wegen der ſtrittigen Frage an die Landesregierungen 
gewandt und dieſe um Stellungnahme gebeten. Die Landesregierungen 
hätten ſich weit überwiegend im Sinne der Lohnſteuerpflicht geäußert. 
So habe der preuß. Min. für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
in ſeinem Schreiben v. 20. März 1933, UI Nr. 387 darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Privatdozenten, auch wenn ſie keinen Lehrauftrag 
erhalten hätten, dem „Lehrkörper im engeren Sinne“ und damit der 
akademiſchen Körperſchaft angehörten. Sie unterlägen der Zulaſſungs⸗ 
gewalt der Univerſität in dem Sinne, daß die Erlaubnis, Vorleſungen 
zu halten, ihnen ausſchließlich von einer Fakultät erteilt werden könne. 
Zwar unterlägen die Privatdozenten ohne Lehrauftrag keinerlei Diſzi⸗ 
plinargewalt, aber doch der Ordnungsgewalt des Dekans und des 
Rektors. Die für die Wochenſtunde zu zahlenden Gebühren würden 
vom Miniſter feſtgeſetzt. Die Gebührenbefreiungen, über die ein auto⸗ 
nomer Gebührenerlaßausſchuß befinde, würden durch einen Pauſch⸗ 
betrag abgegolten, der dem Dozenten von dem Honorarbetrag ein⸗ 
behalten würde. Der preuß. Min. für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
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bildung ſei hiernach der Auffaſſung, daß $ 36 EinkSt®. anzuwenden 
ſei, weil die Selbſtändigkeit des Privatdozenten ſich nur darauf be⸗ 
ziehe, ob und welche Vorleſungen und Übungen er halten wolle. Wenn 
er ſie halte, ſei er in den Organismus der Hochſchule eingegliedert. 
Eine engere Auslegung des § 36 EinkStGG. müſſe zudem zu erheb⸗ 
lichen kaſſentechniſchen Schwierigkeiten führen. 

Auch das bay. Staatsmin. für Unterricht und Kultus äußerte 
ſich in ähnlichem Sinne. Für die Rechtsſtellung der Privatdozenten 
in Bayern ſei es gleichgültig, ob ein beſonderer Lehrauftrag erteilt 
worden ſei oder nicht. Die Privatdozenten ſeien ohne Ausnahme Be⸗ 
amte. Sie gehörten dem Lehrkörper der Hochſchule an und ſeien an 
der Verwaltung der Hochſchule nach Maßgabe der Hochſchulverfügungen 
beteiligt. Sie unterſtänden der ſtaatlichen Diſziplinargewalt. Die Höhe 
der Honorargelder aller Hochſchullehrer, auch der Privatdozenten, werde 
vom Staatsminiſter für Unterricht und Kultus feſtgeſetzt. 

Der bad. Min. für Kultus und Unterricht und der heſſ. Min. 
für Kultus und Bildungsweſen wieſen in ihrem Schreiben darauf hin, 
daß die Privatdozenten durch die Habilitation in den Lehrkörper der 
Hochſchule aufgenommen und deren Zulaſſungs⸗ und Diſziplinargewalt 
unterworfen ſeien. Ebenſo liege es nach dem Schreiben des braunſchw. 
Min. für Volksbildung bei den Privatdozenten ohne Lehrauftrag bei 
der Techniſchen Hochſchule zu Braunſchweig. Im Sinne der Lohn⸗ 
ſteuerpflicht ſpreche ſich auch die Hochſchulbehörde in Hamburg aus. 

Gegen die Lohnſteuerpflicht der Privatdozenten ohne Lehrauftrag 
hätten ſich lediglich das Miniſterium der Auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten des Freiſtaates Sachſen, das württ. Kultusminiſterium und das 
Mechlenburg⸗Schwerinſche Miniſterium für Unterricht gewendet. 

Auch der RF M. halte aus den vom preuß. Min. für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung erwähnten Gründen die Lohnſteuer⸗ 
pflicht der Privatdozenten auch ohne Lehrauftrag grundſätzlich für ge⸗ 
geben. Er habe allerdings in ſeinem Rundſchreiben v. 6. Febr. 1926, 
III e 257 an die Landesregierungen, bekanntgegeben durch Runderl. 
v. 30. April 1927, III e 2050 zu B 1, ausgeführt, daß ein Dienſt⸗ 
verhältnis bei allen Lehrperſonen anzunehmen ſei, denen ein Lehr⸗ 
auftrag erteilt worden ſei. Es ſollten hiernach die Perſonen aus⸗ 
ſcheiden, die nur einen einzelnen oder einzelne Vorträge (Gaſtvorträge) 
hielten, ohne daß ihnen ein laufender Lehrauftrag (etwa für ein 
Semeſter) erteilt worden ſei, weil bei dieſen im allgemeinen eine Ein⸗ 
gliederung in den Organismus der Hochſchule nicht angenommen wer⸗ 
den könne. Es ſei hier aber in erſter Linie an Perſonen gedacht, die 
tatſächlich nur vorübergehend zu der Hochſchule in Beziehung träten. 
Nach den angeſtellten Ermittlungen ſtünden aber auch die Privat⸗ 
dozenten ohne Lehrauftrag in dauernden Beziehungen, die ſogar teil⸗ 
weiſe zu einer vollſtändigen Eingliederung in den Hochſchulkörper und 
zur Beamteneigenſchaft führten. Der RF M. verweiſe auch noch auf 
feinen Erl. v. 28. Nov. 1931, S 2226 A — 60 III, in dem die Pau⸗ 
ſchalierung der Werbungskoſten der Hochſchullehrer geregelt ſei. Zwar 
ſei auch hier zunächſt die Regelung auf die Lehrkräfte bejchränkt, 
denen ein Lehrauftrag erteilt ſei. Vorſtellungen ſeitens des Verbandes 
der Deutſchen Hochſchulen in Bonn, die in der Richtung gingen, daß 
man einen Unterſchied zwiſchen Lehrperſonen, die einen Lehrauftrag 
haben, und ſolchen, die zwar keinen haben, tatſächlich aber Vor⸗ 
leſungen halten, nicht machen könne, hätten zu den folgenden Aus⸗ 
führungen im Schreiben des RF M. v. 12. Febr. 1932, S 2301 — 7 III 
an den Vorſitzenden des Verbandes der Deutſchen Hochſchulen geführt: 
„Ich bin auch damit einverſtanden, daß alle Hochſchullehrer, die an 
den in dem Erl. v. 28. Nov. 1931 im einzelnen bezeichneten Hoch⸗ 
ſchulen Vorleſungen halten, zur Pauſchalierung berechtigt ſein ſollen. 
Hierzu gehören die ordentlichen Honorarprofeſſoren, Privatdozenten, 
Lektoren, Obſervatoren und akademiſchen Zeichenlehrer, die Vor⸗ 
leſungen halten, nicht dagegen die Aſſiſtenten, Bibliothekare uſw., bei 
denen dies nicht der Fall iſt. Falls ein Hochſchullehrer Vorleſungen 
hält, fallen unter ſeine Einnahmen aus der Hochſchullehrertätigkeit 
auch ſeine Einnahmen aus einer etwaigen Aſſiſtententätigkeit.“ Es 
ſolle hiernach alſo zwiſchen Privatdozenten mit Lehrauftrag und ohne 
Lehrauftrag kein Unterſchied gemacht werden. Das Schreiben ſei den 
Präſ. der Lind. bekanntgegeben worden. ... In einer nachträglichen 
Außerung hat der RF M. noch darauf hingewieſen, daß in Thüringen 
hinſichtlich der Privatdozenten ohne Lehrauftrag im weſentlichen die⸗ 
ſelbe Regelung wie in Preußen gelte. 

Der erk. Sen. ſchließt ſich der Auffaſſung des RF M. jedenfalls 
im Ergebnis an. Auch wo die Eingliederung der Privatdozenten ohne 
Lehrauftrag in den Organismus einer Hochſchule, d. h. einer ſtaatlichen 
Anſtalt, nicht ſo weit geht, daß ihnen wie in Bayern ausnahmslos 
Beamtenſtellung mit allen Folgen diſziplinarrechtlicher und ſonſtiger 
Art zuerkannt iſt, ergeben doch die übereinſtimmenden Außerungen 
der Mehrzahl der deutſchen Landesregierungen, daß auch die Privat⸗ 
dozenten ohne Lehrauftrag dem Lehrkörper und damit der akademiſchen 
Körperſchaft angehören. Sie unterliegen allgemein einer Zulaſſungs⸗ 
gewalt der Univerſität in dem Sinne, daß ihnen die Erlaubnis zum 
Halten von Vorleſungen ausſchließlich von einer Fakultät erteilt 
werden kann. Wo ſie nicht in vollem Umfange der Dienſtſtrafgewalt 
der Hochſchule in gleichem Maße wie die beamteten ordentlichen Pro⸗ 
feſſoren unterworfen find (3. B. Bayern, Baden, Heſſen, Braun⸗ 
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ſchweig), greift doch mindeſtens eine Ordnungsgewalt des Dekans oder 
Rektors (z. B. Preußen) oder die Möglichkeit der Erteilung eines 
Verweiſes und der Entziehung der venia legendi Platz. Letzteres gilt 
auch für die Länder (Freiſtaat Sachſen, Württemberg und Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin), die an ſich geneigt ſind, das Einkommen der Privat⸗ 
dozenten ohne Lehrauftrag als ſolches i. S. des § 35 Eink StG. au⸗ 
zuſehen. Im übrigen bemerkt das württ. Kultusminiſterium ausdrück⸗ 
lich, daß auch die Privatdozenten ohne Lehrauftrag Mitglieder des 
Lehrkörpers der Hochſchule werden, während Mecklenburg⸗Schwerin 
den Privatdozenten ohne Lehrauftrag die Verpflichtung auferlegt, 
den akademiſchen Satzungen und Ordnungen zu genügen. Schon aus 
Gründen der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung erſcheint es bei dieſer 
Sachlage angezeigt, ſteuerlich allgemein auch die Privatdozenten ohne 
Lehrauftrag als in den Organismus ihrer Hochſchulen unſelbſtändig 
eingegliedert anzuſehen. Hierzu kommt aber weiter, daß faſt in allen 
befragten Ländern die Gebührenſätze der Privatdozenten ohne Lehr⸗ 
auftrag genau ſo wie die an die beamteten Profeſſoren zu entrichten⸗ 
den Kolleggelder einheitlich durch die zuſtändigen Miniſterien der be⸗ 
treffenden Länder feſtgeſetzt werden, daß alſo der BeſchwF. entgegen 
ſeiner Behauptung nicht die Möglichkeit beſitzt, die Höhe ſeiner Kolleg⸗ 
gelder nach ſeinem Ermeſſen feſtzuſetzen. Schließlich ſpricht auch die 
Tatſache, daß der BeſchwF. als Privatdozent ohne Lehrauftrag das 
Riſiko der Hörgeldbefreiung und Zahlungsunfähigkeit der bei ihm 
belegenden Studenten trägt, nicht dagegen, dieſe Gelder als Entgelt 
im Hinblick auf das beſtehende unſelbſtändige Arbeitsverhältnis an⸗ 
zuſehen. Denn die Beſtimmungen über Hörgeldbefreiung und Zah⸗ 
lungsunfähigkeit treffen gleichmäßig ordentliche und beamtete Pro⸗ 
feſſoren wie Privatdozenten ohne Lehrauftrag. Nach der Regelung der 
meiſten Länder beſteht ein geſonderter Gebührenausſchuß, der über 
Kolleggelderbefreiung uſw. beſchließt und deſſen Beſchlüſſe für beide 
Arten von Hochſchullehrern Wirkung haben. Für die preuß. Hoch⸗ 
ſchulen iſt hier die geſonderte Regelung getroffen, daß die Gebühren⸗ 
befreiungen durch einen Pauſchbetrag abgegolten werden, der dem 
Dozenten von dem Honorareinkommen einbehalten wird (zur Zeit 
15%). Dieſe Regelung gilt auch für den Beſchw§. Da nun unſtreitig 
die eingehenden Hörgelder bei den beamteten ordentlichen Profeſſoren 
Einkommen aus nicht ſelbſtändiger Arbeit bilden und die äußere 
Regelung hinſichtlich dieſer Kolleggelder keinen Unterſchied zwiſchen 
ſolchen Profeſſoren und den Privatdozenten ohne Lehrauftrag macht 
(3. B. beide Male Einzahlung bei der Quäſtur und Abführung an die 
Dozenten), geht es auch ſchon im Intereſſe der Gleichmäßigkeit der 
Beſteuerung nicht an, inſoweit die Privatdozenten ohne Lehrauftrag 
anders zu behandeln als die ſonſtigen Hochſchullehrer, nachdem durch 
vorſtehende Ausführungen Rlargeftellt iſt, daß auch letztere als un⸗ 
ſelbſtändige Glieder in den Organismus der Hochſchulen eingegliedert 
ſind. Etwas anderes würde ſich im übrigen auch nicht ergeben, wenn 
man mit dem BeſchwF. eine unmittelbare Zahlung der Kolleggelder 
ſeitens der Studenten an ihn annehmen wollte. Denn wie der erk. 
Sen. mehrfach entſchieden hat (vgl. Urt. v. 4. Dez. 1929, VIA 1853/29: 
StW. 1930 Nr. 362 — NStBl. 1930, 67 und v. 20. Aug. 1930, 
VIA 702/30: StW. 1930 Nr. 1368), erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, 
auch Zahlungen eines Dritten als Entgelt aus einem, zu einem 
Dienſtherrn (hier der Techniſchen Hochſchule) beſtehenden Dienſtverhält⸗ 
nis anzuſehen. 
(RFH., 6. Sen., Urt. v. 8. Nov. 1933, VI A 1971/32 S.) 


Reichspatentamt. 


1. Zur Frage der Einſicht in die Nichtigkeitsakten 
eines teilvernichteten Patents durch Dritte. 

Während das Erteilungsverfahren ein amtliches Unterſuchungs⸗ 
verfahren iſt, das ſeinem Weſen nach dem Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit naheſteht, hat das Nichtigkeitsverfahren, wenn auch 
zum Teil Offizialgrundſätze Anwendung finden, überwiegend den 
Charakter der ſtrittigen Gerichtsbarkeit, des Parteiverfahrens. An 
dieſem ſind aber an und für ſich lediglich die jeweiligen Parteien 
beteiligt. Nur mit deren Zuſtimmung dürfen daher grundſäglich die 
in 7 Nichtigkeitsverfahren erwachſenen Akten Dritten offengelegt 
werden. 

Bei Teilvernichtung eines Patentes werden die Nichtigkeitsakten 
einem am Verfahren unbeteiligt geweſenen Dritten in ſtändiger Amts⸗ 
übung inſoweit offengelegt, als er die Kenntnis in techuiſcher und 
patentrechtlicher Hinſicht benötigt, um den Gegenſtand (nicht den 
Schutzumfang) des durch Teilvernichtung beſchränkten Patentes feſt⸗ 
zuſtellen. Zu dieſem Zwechke erſcheint die von der Nichtigkeitsabteilung 
bewilligte Bekanntgabe ihrer Entſch. v. 6. April 1933 als im berech⸗ 
tigten Intereſſe der Antragſteller liegend; ſie reicht aber zur Be⸗ 
friedigung dieſes Intereſſes auch aus, da der Tatbeſtand und die 
Gründe jener Entſch. alles enthalten, was für die Teilvernichtung und 
damit für den Gegenſtand des nunmehr beſchränkten Patentes 
von Belang iſt. Die Kenntnis des Klagevorbringens und des zwiſchen 
den Parteien und der Nichtigkeitsabteilung erwachſenen Schriftwechſels 
iſt zum Verſtändnis der genannten Entſch. nicht erforderlich. Soweit 
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ſich das Akteneinſichtsbegehren der Beſchw§. auf den übrigen Inhalt 
der Nichtigkeitsakten erjtreckt, kann ihm ſonach keine Folge gegeben 
werden. 

Wollte man die bloße Erhebung einer Nichtigkeitsklage zum 
Nachweis eines berechtigten Intereſſes genügen laſſen, ſo wäre es 
jedermann möglich, ſich durch die Einſicht in die Akten eines früheren 
Nichtigkeitsſtreits Kenntniſſe zu verſchaffen, die unter Umſtänden über 
die Feſtſtellung des Patentgegenſtandes weit hinausgehen und unter 
Umſtänden zu einer Schädigung des Patentinhabers führen könnten. 
Das Pat A. hat nicht das Recht, dem Kl. in einem Nichtigkeits⸗ 
verfahren durch Offenlegung früherer Nichtigkeitsakten einſeitig Hilfe 
zu leiſten und ihm dadurch womöglich erſt Angriffsſtoff gegen den 
Beſtand des Patents zu liefern. 


(RPat A., 13. BeſchwSen., Entſch. v. 28. Nov. 1933, Ni Va 155/32, 
L 60 779 VI/48 a XIII B 365/33.) 
Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


II. Länder. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwalkungsgericht. 


Berichtet von Sen Präſ. Geh. nr 110 n Kries u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 


1. 88 61 Nr. 2, 65 KO. Wertzuwachsſteuer als Kon- 
kurs forderung. g 

I. Eine Wertzuwachsſteuer, über die ein Steuerbe⸗ 
ſcheid noch nicht zugeſtellt war, die aber bereits durch 
einen Rechtsvorgang vor Konkurseröffnung über das 
Vermögen des Steuerſchuldners ausgelöſt war, hat als 
eine „betagte“ Forderung i. S. von 8 65 KO. und als eine 
z. Z. der Konkurseröffnung „fällige“ gemäß 8 61 Nr. 2 KO. 
zu gelten. 

II. Hat der Steuergläubiger es ſchuldhaft unterlaſſen, 
im Konkurs des Steuerpflichtigen einen bevorrechteten 
Steueranſpruch weiter zu verfolgen und iſt deshalb die 
Steuer nicht eintreibbar, weil die Konkursmaſſe zur Be⸗ 
friedigung nicht ausreicht, ſo kann der Steuergläubiger 
nicht mehr einen nur erſatzweiſe für die Steuer haftenden 
Dritten in Anſpruch nehmen. 

M. veräußerte laut Vertrag v. 29. März 1930 ein Grundſtuück 
in D. an die Eheleute S. Nach dieſem Vertragsabſchluß geriet M. in 
Konkurs, bevor es zu feiner Veranlagung zur Wertzuwachsſteuer ge⸗ 
kommen war. Der bekl. KrAusſch. machte darauf ſeinen Steueran⸗ 
ſpruch durch Anmeldung eines Betrages von 1000 AM als bevor⸗ 
rechtigte Forderung geltend, unterließ aber eine Weiterverfolgung des 
Vorrechts auf Grund 8 61 Nr. 2 KO., nachdem der Konkursver⸗ 
walter dieſes Vorrecht beſtritten hatte. Soweit der Bekl. aus der 
Konkursmaſſe nicht befriedigt wurde, nahm er den Kl. S. als Erſatz⸗ 
haftenden für die Steuer in Anſpruch. Das OVG. ſtellte letztinſtanzlich 
den Kl. von der Steuer frei. . . 

Streitig unter den Parteien iſt nur die Frage, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die erſatzweiſe Heranziehung des Kl. gemäß 8 14 Std. 
hier gegeben waren. Dieſe Frage it im Gegenſatz zum erſten Richter 
zu verneinen. Mit Recht hat Kl. geltend gemacht, daß der KrAusſch. 
in der Lage geweſen wäre, die Steuerſchuld im Konkurſe des Ver⸗ 
äußerers als bevorrechtigte Forderung beizutreiben. 

Die Steuerſchuld des Veräußerers war gemäß 8 2 SO. i. Verb. 
m. § 1a KommAbgG. entſtanden mit dem Abſchluß des Veräuße⸗ 
rungsgeſchäfts v. 29. März 1930. Der Bekl. war daher nach 83 KO. 
berechtigt, ſeinen Steueranſpruch, wie geſchehen, als Konkursforderung 
anzumelden. Begründet war aber auch das Vorrecht der Steuerforde⸗ 
rung gemäß 8 61 Nr. 2 KO. Die Fälligkeit der Forderung war aller⸗ 
dings, da ein Steuerbeſcheid dem Steuerpflichtigen noch nicht zuge⸗ 
ſtellt war, z. Z. der Konkurseröffnung noch nicht eingetreten. Die 
Forderung mußte aber nach § 65 KO. als fällig gelten. Der Begriff 
der „betagten“ Forderungen i. S. jener Vorſchrift muß allgemein auf 
alle ſolche Forderungen angewendet werden, die z. Z. der Konkurs⸗ 
eröffnung zwar bereits entſtanden, aber aus irgendeinem Grunde 
noch nicht fällig waren. Der Rechtsſatz des § 65 will dem Mangel 
der Fälligkeit — nicht der Entſtehung — einer Konkursforderung 
abhelfen ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um eine urſprüngliche 
Hinausſchiebung der Fälligkeit oder eine nachträgliche Stundung, um 
einen rechtsgeſchäftlich feſtgelegten oder einen geſetzlichen oder behörd⸗ 
lichen Fälligkeitsaufſchub handelt (Jaeger, Komm. zur KO., 
6. u. 7. Aufl., II. Bd., S. 218, 219). Deswegen kann es für den 
vorl. Fall auch nicht von Bedeutung fein, daß, worauf der Bez Ausſch. 
hinweiſt, z. Z. des Erlaſſes der KO. der 8 1a Komm Abgch. noch nicht 
beſtanden hat. Hierbei iſt zu bemerken, daß jene Vorſchrift des § 1a 
in erſter Linie bezweckte, die Frage der Entſtehung der Abgabenſchuld 
bei direkten Steuern zu regeln, deren Veranlagung im Falle eines 
Wechſels des Wohnſitzes des Steuerpflichtigen in Frage geſtellt war 


(OVG. 55, 161; Nöll⸗Freund⸗Surén, KommAbgG. S. 10 
Anm. 2 b zu § la), während bei indirekten Steuern, zu denen die Wert⸗ 
zuwachsſteuer gehört, ſchon früher hinſichtlich der Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld mit Verwirklichung des ſteuerpflichtigen Tatbeſtandes keine Be⸗ 
denken beſtanden. Im übrigen rechtfertigt aber auch der Wortlaut der 
allgemeinen Vorſchrift des 865 Abf. 1 KO. deren ausnahmsloſe An⸗ 
wendung ſchlechthin auf jede Art von bei Konkurseröffnung bereits 
entſtandenen, aber noch nicht fälligen Forderungen. Sie muß daher 
auch für eine Wertzuwachsſteuer gelten, die durch einen Rechtsvorgang 
vor der Konkurseröffnung ausgelöſt, über die aber ein Steuerbeſcheid 
noch nicht zugeſtellt war (vgl. Jaeger a. a. O. S. 138 Anm. 5 zu 
§ 58; ferner S. 183 ff. Anm. 19— 21 zu 8 61). Hiernach kann der 
Auffaſſung des Behl., ihm könne aus der Unterlaſſung einer Weiter⸗ 
verfolgung ſeines Vorrechtsauſpruchs kein Vorwurf gemacht werden, 
nicht beigetreten werden. Auch wenn er ſelbſt Zweifel hinſichtlich des 
Erfolges hatte, hätte es ihm doch obgelegen, gegenüber dem Konkurs⸗ 
verwalter eine Klarſtellung im Prozeßwege herbeizuführen. 

Der Bekl. hätte auch volle Befriedigung aus der Konkursmaſſe 
erlangen können, wenn er ſeine Forderung ordnungsmäßig geltend 
gemacht hätte. Es liegt daher ein Verſchulden des Bekl. in der 
Beitreibung der Steuer vor, das den Grund für die Nichtbeitreibbar⸗ 
keit der Steuer bildete. Die Folgen ſolchen Verſchuldens hat der 
Steuergläubiger zu tragen. 

(PrOG., 7. Sen., Entſch. v. 22. Sept. 1933, VII C 199/32.) 


x 

2. 88 76, 50, 33, 57 Abi. 1 Satz 11.2, Abſ. 3 Pol Verw. 

I. Den Entſch. des StGH. wohnt keine bindende Kraft 
für Gerichte und Verwaltungsbehörden inne. Der 8 76 
Pol Verw. hebt in den bei Inkrafttreten des Pol Verw. 
ſchon beſtehenden Pol VO. die Androhung der Geldſtraſe 
auf und erſetzt ſie durch Androhung von Zwangsgeld. 

II. Der VerwRichter kann eine ſtreitige Vfg. nicht 
abändern oder durch eine andere erſetzen ($ 50 Pol Verw.). 
Nur bei „teilbaren“ Vfg. kann er die rechtmäßigen Gebote 
aufrechterhalten, die unrechtmäßigen außer Kraft fegen. 
Dieſe Grundſätze finden auch auf die Feſtſetzung von 
Zwangsgeld nach 833 PolVerwG. Anwendung, da gegen 
dieje die gleichen“ Rechtsmittel wie gegen pol. Vfg. gegeben 
find ($ 57 Abſ. 1 Satz 1 Pol Verw.). 

III. Der VerwRichter hat die Höhe eines nach 8 33 
Pol Verw. feſtgeſetzten Zwangsgeldes nur auf ihre Recht- 
mäßigkeit, d. h. insbeſ. darauf nachzuprüfen, ob ſie ſich 
innerhalb der in §8 33, 55 Pol Verw. und in der Pol VO. 
feſtgelegten Höchſtgrenze hält. Die Abſtufung des Zwangs- 
geldes innerhalb des vom Geſetz (Pol Vo.) aufgeftellten 
Rahmens iſt eine Zweckmäßigkeitsmaßnahme, die grund⸗ 
ſätzlich nicht der Nachprüfung des Verw Richters unterliegt. 

Etwas anderes ergibt ſich auch nicht aus § 57 Abf. 1 
Satz 2 Pol VerwG. Danach wird ledigkich die Möglichkeit 
der Anrufung der Rev Inſt. dahin eingeſchränkt, daß bei 
einem allein gegen die Höhe des (feſtgeſetzten) Zwangs⸗ 
geldes gerichteten Rechtsmittelangriff eine Rev. über⸗ 
haupt nicht, alſo auch nicht bei Überſchreitung des geſetz⸗ 
lichen Rahmens, zuläſſig iſt. 

IV. Bei „freier Beurteilung“ des RevRichters wird 
dieſer nicht wie ein ſolcher, ſondern wie ein Berufungs⸗ 
richter oder VerwRichter erſter Inſtanz tätig. 

V. Reformatio in peius im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren. 

Dem Kl. wurde durch Vfg. der Ortspol. in W. ein Zwangsgeld 
von 10 % (2 Tage Haft) auferlegt, weil er entgegen der Vorſchrift 
der DroſchkenPolVO. feine Kraftdrofchke vor einer Schankwirtſchaft 
aufgeſtellt habe, ohne beſtellt geweſen zu ſein. 

Nach fruchtloſer Beſchwerde erhob der Kl. Klage beim BezAusſch., 
der das feſtgeſetzte Zwangsgeld auf 5 RM (einen Tag Haft) ermäßigte. 

Die gegen das Urt. des BezAusſch eingelegte Rev. iſt erfolglos. 
Rechtsirrtümlich iſt allerdings die Auffaſſung des BezAusſch., den 
Entſch. des StG. komme keine bindende Kraft für Gerichte und 
Verwaltungsbehörden zu und ſchon deshalb ſei § 76 Pol VerwGg., der 
die urſprünglich in der DroſchkenPol VO. vorgeſehene Androhung von 
Geldſtrafe durch eine ſolche von Zwangsgeld erſetze, auf Grund des 
Urt. des St69. v. 21. Juni 1932 rechtsgültig. Zur Feſtlegung einer 
fo weittragenden Wirkung hätte es ausdrücklicher Vorſchriften beburft, 
an denen es mangelt. Im übrigen genügt es, auf die längeren Dar⸗ 
legungen des Gerichtshofs zu dieſer Frage in der Entſch. v. 1. Juni 
19331) zu verweiſen. 

Wie in jener Entſch. ausgeführt iſt, handelt es ſich bei 
dem „Zwangsgeld“ des Pol Verwéh. und insbe. bei dem Zwangs⸗ 
geld nach 8 55 PolVerwG. nicht um eine kriminelle Strafe, 
ſondern um eine polizeiliche Zwangsſtrafe, deren Einführung dem 
Landesgeſetzgeber freiſteht und für deren Anfechtung er ohne Ver⸗ 
letzung reichsrechtl. Beſtimmungen die Anrufung der ordentl. Gerichte 
ausſchließen ſowie diejenige der Verwaltungsbeh. und Verwaltungsger. 


1) JW. 1933, 2540 1. 


vorſchreiben kann. Vermag aber der Landesgeſetzgeber überhaupt ſolche 
Vorſchriften über die Folgen eines Ungehorſams gegen Pol VO. zu 
erlaſſen, ſo ſteht ihm dieſes Recht ſowohl bezüglich erſt künftig zu 
erlaſſender als auch bezüglich bereits vorhandener Pol VO. zu. Der 
876 Pol VerwG. konnte daher rechtsgültig in den beim Inkrafttreten 
des Pol Verw. ſchon beſtehenden Pol VO. die Androhung der Geld⸗ 
ſtrafe aufheben und durch die Androhung von Zwangsgeld erſetzen. 
Der Einwand des Kl., die durch 876 Pol Verw. getroffene Regelung 
ſei unzuläſſig, weil ſie ihm die Anrufung der ordentl. Gerichte un⸗ 
möglich mache, die wahrſcheinlich günſtiger für ihn entſchieden hätten, 
geht alſo fehl. 

Der Bez Ausſch. irrt ferner, wenn er annimmt, zu einer Milderung 
des feſtgeſetzten Zwaugsmittels, des Zwangsgeldes und der Erſatzhaft, 
befugt zu ſein. Nach § 46 Pol Verw. kann eine orts⸗ und kreispol. 
Vfg. von der Beſchwerde⸗Inſtanz ſowohl auf ihre Rechtmäßig⸗ 
keit als auch auf ihre Zweckmäßigkeit nachgeprüft und demgemäß 
auch dann abgeändert werden, wenn zwar der für das pol. Einſchreiten 
geſetzl. zugelaſſene Rahmen nicht überſchritten iſt, aber aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen eine mildere Art des Einſchreitens angezeigt er⸗ 
ſcheint. Hingegen kann die gegen den BeſchwBeſch. angeſtrengte Klage 

nach § 50 PolVerwG. nur darauf geſtützt werden, daß der angef. 
Beſch., ſoweit er die angegriffene Vfg aufrechterhalten hat, das gel⸗ 
tende Recht verletze. Der VerwRichter darf alſo lediglich die Recht⸗ 
mäßigkeit des Beſch. (der Pfg.) nachprüfen und gelangt demgemäß 
im Ergebnis regelmäßig entweder zu deren Außerkraftſetzung oder zur 
Abweiſung der Klage. Er darf die ſtreit. Vfg. überhaupt nicht in der 
Weiſe abändern, daß die getroffene Regelung durch eine andere erſetzt 
wird; eine Abänderungsmöglichkeit bietet ſich nur inſofern, als bei 
ſog. „teilbaren“ Vfg. mit mehreren voneinander unabhängigen Ge⸗ 
boten (Verboten) die Vfg. inſoweit, als die Gebote ſich als rechtmäßig 
erweiſen, aufrechterhalten und hinſichtlich der unrechtmäßigen Gebote 
außer Kraft geſetzt werden kann. Die Anderung kann alſo nur in 
dem völligen Wegfall eines Teiles der teilbaren Vfg., nicht in der 
Erſetzung eines Teiles beſtehen. 

Nun handelt es ſich bei der vorl. Feſtſetzung eines Zwangsgeldes 
nach 833 Pol Verw. zwar nicht um eine pol. Vfg. i. S. dieſes Gel. 
Denn wenn auch der Feſtſetzung ein (Zahlungs⸗ Gebot innewohnt, ſo 
ſtellt ſich dieſes doch nicht als ein ſolches dar, welches, wie eine pol. 
Vfg., unmittelbar die Herſtellung polizeimäßiger Zuſtände zum 
Gegenſtande hat; vielmehr wird ledigl. die Zwangsgeld⸗Zahlung 
verlangt, welche allein keinen polizeiwidrigen Zuſtand beſeitigt und 
erſt den Betroff. dazu anhalten ſoll, nun auch das der Zwangsgeldfeſt⸗ 
ſetzung zugrunde liegende pol. Gebot einer Beſeitigung der Polizei⸗ 
widrigkeit zu befolgen. 

Gleichwohl finden obige Ausführungen über pol. Vfg. auch auf 
die Feſtſetzungen von Zwangsgeld nach 8 33 Pol Verw. und ihre 
Nachprüfung Anwendung. Denn im 857 Abſ. 1 Satz 1 Pol Verwez 
iſt ausdrücklich beſtimmt, daß gegen die Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mittels im Falle des 8 33 die gleichen Rechtsmittel gegeben ſind 
wie gegen pol. Vfg. Kommen die „gleichen“ Rechtsmittel in Frage, 
ſo gelten naturgemäß auch alle einſchränkenden Beſt., wie ſie oben 
für die Beſchw. und die Klage gegen pol. fg. erörtert find. 

An dieſem Ergebniſſe ändert auch nichts die Vorſchr. in 8 57 
Abſ. 1 Satz 2 a. a. O., wonach von den Vorſchr. über Rechtsmittel 
gegen pol. Vfg. in einem Punkte abgewichen wird. Dieſe Beſt., 
welche ſich nach dem voranſtehenden Satz 1 a. a. O. lediglich auf das 
nach 833 a. a. O. allein feſtſetzbare Zwangsmittel des Zwangs⸗ 
geldes (und feiner Erſatzzwangsmittel) bezieht, lautet: „Falls je⸗ 
doch lediglich die Höhe des feſtgeſetzten Zwangsmittels angegriffen 
wird, iſt neben der Beſchw. nur die Klage gemäß $ 49, nicht aber die 
Rev. gemäß 851 gegeben.“ 

Anſcheinend hat der Bez Ausſch. aus dieſer Vorſchr. die Zuläſſig⸗ 
keit einer Zwangsgeldmilderung durch den erſtinſtanzl. VerwRichter 
entnommen und ſich dem Komm. z. BolVerwG. von Friedrichs 
(Heymanns Verl. 1932) angeſchloſſen, der in Anm. 2 Nr. 4 zu 857 
Pol VerwG. ausführt, daß die Möglichkeit ſolcher Milderung ſich 
„durch Rückſchluß aus 857 Abf. 1 Satz 2“ ergebe. Dieſer Auslegung 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Aus 8 57 Abſ. 1 Satz 2 
Pol VerwG. ergibt ſich nur, daß die Möglichkeit einer Anrufung 
der Rev Inſt. eingeſchränkt werden ſoll; und zwar ſoll dieſe überhaupt 
nicht, alfo ſelbſt nicht bei überſchreitung des für die Zwangsgeldfeſt⸗ 
ſetzung geſetzl. feſtgelegten Rahmens, angerufen werden können, falls 
es ſich um einen lediglich gegen die Höhe des Zwangsgeldes gerich⸗ 
teten Rechtsmittelangriff handelt. Dafür, daß anderſeits in ſolchem 
Falle oder ſogar in allen Fällen — etwa zum Ausgleich — eine Er⸗ 
weiterung der Nachprüfungsrechte und ⸗pflichten des erſtinſtanzl. 
VerwRichters beſtimmt werden ſollte, iſt nach dem Sinn und Wort⸗ 
laut des 857 a. a. O. kein Anhalt gegeben. Insbeſ. kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß dem erſtinſtanzl. VerwRichter die Prüfung 
der Höhe des Zwangsgeldes ſchlechthin übertragen werden ſollte, alſo 
nicht nur hinſichtlich der Einhaltung der geſetzl. vorgeſchriebenen 
Höchſtgrenze, ſondern auch hinſichtlich der nach Zweckmäßigkeits⸗ 
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erwägungen vorzunehmenden Bemeſſung innerhalb des geſetzl. Rah⸗ 
mens. Denn dann würde eine Ausnahmeregelung allein für die Be⸗ 
urteilung der Höhe eines nach § 33 a. a. O. feſtgeſetzten Zwangs⸗ 
geldes beſtehen; ſonſt kommt gegen die Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mittels nach 857 Abſ. 3 Pol VerwG. der Verwgiechtsweg überhaupt 
nicht in Betracht, und bei der Androhung iſt ſowohl die Auswahl des 
anzuwendenden Zwangsmittels (auch des Zwangsgeldes) als auch die 
Abſtufung des pol. Einſchreitens bei der Anwendung des einzelnen 
Zwangsmittels nach den von jeher beſtehenden polizeirechtl. Grund⸗ 
fügen der Nachprüfung des Verwgkichters regelmäßig entzogen, weil 
es ſich hierbei um die Ausübung des pflichtmäßigen Ermeſſens der 
Polizei handelt. In einer ſolchen Ausnahme für das nach 8 33 Pol⸗ 
Verw. feſtgeſetzte Zwangsgeld würde eine derartig ſtarke Ab⸗ 
weichung von der oben dargelegten Regel des § 50 PolVerwG. 
liegen, daß, wenn ſie vom Geſetzgeber gewollt geweſen wäre, dies 
ausdrücklich hätte beſtimmt werden müfjen. Da dies nicht geſchehen 
ift, fo erhellt aus § 57 Abſ. 1 Satz 2 lediglich, daß allein für die 
RevInſt. eine Beſonderheit eingeführt iſt, nicht aber für die beiden 
übrigen Inſtanzen; in dieſen wird daher ein Angriff gegen die Höhe 
des Zwangsgeldes (nur) in demſelben Umfange nachgeprüft wie jeder 
andere Angriff. Es darf alſo in der Klage inſtanz nur die Recht⸗ 
mäßigkeit der Höhe des Zwangsgeldes, d. h. im weſentl. die Ein- 
haltung der in den 88 33, 55 Pol Verw. und in der fragl. Pol VO. 
durch Rechtsnormen feſtgeſetzten Höchſtgrenze, nachgeprüft werden. Dem 
entſpricht auch die Rſpr. des OVG. bzgl. der früheren (angedrohten) 
Zwangs⸗Geldſtrafe nach Ss 132 ff. LVG. (OVG. 32, 387, 391). 

In der Sache ſelbſt beſtreitet der Kl. nicht, gegen den Wortlaut 
des § 55 Droſchkenpol VO. verſtoßen und außerhalb eines Halte⸗ 
platzes, nämlich vor einer Gaſtwirtſchaft, gehalten zu haben, „ohne 
beſtellt“ geweſen zu ſein. Gegen die Rechtsgültigkeit dieſer Vorſchr. 
beſtehen keine Bedenken. 

Hiernach erweiſt ſich die angegriffene Zwangsmittelſeſtſetzung im 
vollen Umfange als gerechtfertigt, und zwar auch hinſichtlich der 
Höhe des Zwangsmittels; deſſen Bemeſſung auf 10 f/, erſatzweiſe 
zwei Tage Haft, hält ſich unterhalb der geſetzlich zuläſſigen Höchſt⸗ 
grenze, da nach 8833 Abſ. 1 Satz 2, 55 u. 56 Pol Verw. für 
Pol VO. der Ortspolizeibeh. bis zu 50 Rt (erſatzweiſe eine Woche 
Haft) angedroht werden dürfen und in dem in Frage kommenden 
862 DroſchkenPolVO. nach der durch 8 76 Pol Verw. herbei⸗ 
geführten Anderung bis zu 50 KK lerſatzweiſe eine Woche Haft) an⸗ 
gedroht ſind. Die Rechtmäßigkeit der Höhe iſt im vorl. Falle auch 
vom Repgichter zu prüfen, da er bei freier Beurteilung nicht wie 
ein ſolcher, ſondern wie ein Ber R. oder wie ein VerwRichter erſter 
Inſtanz tätig wird. 

Dem Prüfungsergebniſſe im vorl. Falle würde an ſich die 
völlige Abweiſung der Klage entſprechen. Darauf kann jedoch nicht 
erkannt werden, weil darin eine rekormatio in peius für den Kl. 
liegen würde, der die auf Milderung des Zwangsmittels erkennende 
Vorentſch. allein angegriffen hat. Der bekl. RegPräſ. hat dieſen 
Mangel des erſtinſtanzl. Urt. nicht gerügt und weder Rev. noch An⸗ 
ſchlußRev. eingelegt. Unter dieſen Umſtänden muß es bei der Entſch. 
des BezAusſch. trotz ihrer Unrichtigkeit verbleiben. 


(Pr OG., 3. Sen., Urt. v. 5. Okt. 1933, III C 12/33.) 


D. Ausländiſche Gerichte. 
Obertribunal flannas. 
Berichtet von Obertribunalsrichter Dr. Plümicke, Memel. 


1. 8722 3 PO. ſpricht nur von der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem Urteil eines ausländiſchen Gerichts. 
Wenn es auch angängig erſcheint, den § 722 analog auch 
auf die Zwangsvollſtreckung aus anderen Entſcheidungen, 
wie z. B. Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen, ausländiſcher Ge⸗ 
richte anzuwenden, ſo würde es doch zu weit gehen, die 
Anwendbarkeit des 8 722 auch auf die Zwangsvollſtreckung 
aus Vergleichen, die vor ausländiſchen Gerichten abge- 
ſchloſſen ſind, auszudehnen. 

(ObTrib. Kaunas, v. 26. April 1933, Wo 70/23.) 
Ber. von Obertribunalsrichter Plümicke, Memel. 


Berichtigung. 
In dem Aufſatz Schenck, „Einzelheiten zur Anerbenordnung 
des Reichserbhofgeſetzes“: ZW. 1933, 2609 muß es unter 14 Zeile 4 
ſtatt „die Anerben der erſten Ordnung“ heißen „die geſetzlichen Erben 
der erſten Ordnung“. 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin W 62, Maaßenſtr. 5. (Fernſprecher: Barbaroſſa 3222.) 
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